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Buch 

Kurz nach Beginn des Zweiten Weltkriegs gelang es dem britischen Geheim-

dienst, den Funkcode deutscher Polizei-, Wehrmachts- und SS-Verbände zu 

knacken. Die entschlüsselten Nachrichten gaben detaillierte Auskunft über die 

in den besetzten Ostgebieten verübten Greueltaten. Aber das britische Kabi-

nett behandelte diese Erkenntnisse als Staatsgeheimnis, von dem nur sehr do-

siert Gebrauch zu machen sei. So wurde lange Zeit nichts zur Rettung der 

Juden unternommen, weder durch diplomatische Aktivitäten noch durch ge-

zielte Bombardements der Vernichtungsinfrastruktur. Richard Breitmans 

Darstellung deckt diese Mitverantwortung anhand zahlreicher bisher unzu-

gänglicher Archivmaterialien auf und rückt manche Einzelheiten der Planung 

der «Endlösung» in ein neues Licht. 

Autor 

Richard Breitman, Jahrgang 1947, ist Professor für Geschichte an der Ame-

rican University in Washington, D.C. Als Experte zur NS-Diktatur ist der Her-

ausgeber der «Holocaust and Genocide Studies» durch zahlreiche Publikatio-

nen hervorgetreten, darunter «Der Architekt der Endlösung: Himmler und die 

Vernichtung der europäischen Juden» (dt. 1996). 
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Vorwort und Danksagung 

Jede sorgfältige historische Recherche ist schwierig, doch bei die-

ser Arbeit musste ich verschiedene ungewöhnliche Hindernisse 

überwinden. Dazu gehörten die Bemühungen von Nationalsozia-

listen, ihre Verbrechen zu verschleiern, ebenso wie das Zögern der 

britischen und amerikanischen Nachrichtendienste, ihre Unterla-

gen historischen Recherchen zugänglich zu machen. Ich werde ei-

nige dieser Probleme im Epilog ansprechen. Wenn es mir gelungen 

sein sollte, dieses Thema in zusammenhängender Form zu präsen-

tieren, ist das vor allem auch der Hilfe anderer zu verdanken: 

Konrad Kwiet ermutigte mich, diese Arbeit in Angriff zu neh-

men und machte Vorschläge, wie ich an genügend Quellenmaterial 

gelangen konnte. John P. Fox, der aus eigener Initiative handelte, 

war die treibende Kraft für die Freigabe einiger wichtiger britischer 

Geheimdienstakten in Grossbritannien. Beide waren auch so 

freundlich, einen Teil des Manuskriptes zu lesen sowie Änderungs- 

und Verbesserungsvorschläge zu machen. Sie liessen mir auch Er-

gebnisse ihrer eigenen Recherchen zukommen. Ich bin ihnen für 

ihre Hilfe und Freundschaft sehr dankbar. 

Himmlers Ausgabe von Mein Kampf bot mir wichtige Hinweise 

auf das frühe nationalsozialistische Gedankengut. Ich danke dem 

Eigentümer, der anonym bleiben will, dass er mir das Buch zur 

Verfügung gestellt hat. Arthur Levinson, der bei der ersten Gruppe 

von Amerikanern dabei war, die in Bletchley Park arbeitete, war so 

freundlich und sprach mit mir über seine Erfahrungen, die er dort 

gemacht hat. 

Kollegen und Freunde nahmen sich trotz ihrer vielen Verpflich-

tungen Zeit, lasen grosse Teile meiner Arbeit und halfen, Schwä- 
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chen zu beseitigen. Ich danke Shlomo Aronson, Deborah Cohen, 

George Kent, Walter Laqueur, Richard S. Levy, Allan Lichtman, 

Jürgen Matthäus, Michael Neufeld, Beate Ruhm von Oppen und 

Katrin Paehler. Larry McDonald und John Taylor waren mir beim 

Quellenstudium im amerikanischen Nationalarchiv behilflich. Dr. 

Louise Atherton besorgte die Informationen über die Sammlungen 

des britischen Nationalarchivs (Public Record Office). Auch Da-

vid Bankier, Wendy Lower, David Marwell, Charles Sydnor und 

Stephen Tyas halfen mir mit nützlichen Hinweisen und Dokumen-

ten. 

Meine Verlegerin bei Hill und Wang, Elisabeth Sifton, bot mir 

ihre unermüdliche Unterstützung und wertvolle Ratschläge zu ei-

nem Thema, zu dem sie gute Kenntnisse besitzt. 

Für meine Forschungen erhielt ich vom College of Arts and Sci-

ences at American University, Macquarie University (Sydney) und 

vom Schechter Fellowship des US Holocaust Memorial Museums 

finanzielle Unterstützung. 

Gelegentlich wurden meine Recherchen und mein Manuskript 

zu einem Familienprojekt, teilweise auch, weil ich meine Unterla-

gen überall im Haus verteilte. Meine Frau Carol half mir beim Ab-

schreiben der Dokumente und riet mir zu einem allgemein ver-

ständlichen Schreibstil; meine Söhne David und Marc halfen mir 

beim Ordnen der Dokumente und Kapitel. Vor allem sie werden 

das Ende dieser Arbeit begrüssen. 
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Einleitung 

Ein barbarisches Regime beging mit Hilfe moderner Technik und 

mit organisatorischem Geschick im Verlauf eines Krieges um die 

Weltherrschaft und die Durchsetzung seiner rassistischen Utopie 

abscheuliche Verbrechen. Angesichts der drohenden Niederlage 

versuchten hochrangige Funktionäre und ihre Mitarbeiter, alle kon-

kreten und dokumentarischen Beweise für den millionenfachen 

Mord zu vernichten. Sie scheiterten, hinterliessen jedoch grosse 

Lücken im Quellenmaterial. Historikern wurde dadurch vor allem 

die Rekonstruktion erschwert, wie die Nationalsozialisten den Ho-

locaust geplant und durchgeführt haben, mit Zehntausenden von 

Deutschen und Nichtdeutschen, die als «Henker der Massen» fun-

gierten. 

Der Westen verfügte jedoch bereits über einige Belege. Gross-

britanniens Informationen über Deutschland waren im wahrsten 

Sinne des Wortes «aus der Luft gegriffen», da der britische Nach-

richtendienst viele Funksprüche der deutschen Polizei und später 

auch der SS abhörte und entschlüsselte. Diese wichtigen Belege für 

den Holocaust und die Besatzungspolitik der Nationalsozialisten 

wurden mit den Aufschriften «streng geheim», «stets unter Ver-

schluss zu halten» und «nicht aus diesem Büro entfernen» versehen 

und für niemanden zugänglich in Verwahrung genommen. Sie 

tauchten erst über fünfzig Jahre später wieder auf und liefern jetzt 

wichtige Argumente für einige historische Kontroversen. 

Seit über 25 Jahren diskutieren Wissenschaftler darüber, ob Hit-

ler den Holocaust von vornherein geplant und den Befehl dazu ge-

geben hat, sobald er unter dem Deckmantel des Krieges die Gele-

genheit dazu hatte. Oder improvisierten Nazifunktionäre wie Adolf 
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Eichmann und Verwaltungstechnokraten den Völkermord mitten 

im Krieg, nachdem andere, weniger barbarische Formen der Ju-

denverfolgung ihre Probleme nicht beseitigt hatten und der Krieg 

die Ressentiments der Deutschen gegenüber den Juden noch ver-

stärkt hatte? Ich habe an anderer Stelle die These vertreten, dass 

die Nationalsozialisten die Juden schon seit Langem hassten. Be-

stimmte Ziele, darunter auch der Massenmord, waren meiner An-

sicht nach schon vor Kriegsausbruch absehbar und von oben abge-

segnet. Nur das Ausmass und die Methoden des Tötens entwickel-

ten sich im Wesentlichen erst im Laufe der Zeit.1 Die Diskussion 

darüber, wann und wie die Entscheidungen zur Judenpolitik in 

Deutschland getroffen wurden, dauert noch an; eine endgültige 

Klärung der Fragen ist schwierig, denn anhand der Quellen lässt 

sich nur schwer feststellen, wie viele belastende Informationen die 

Nationalsozialisten schriftlich festhielten. 

Die erhaltenen Dokumente trugen mit zu einem Bild des Holo-

caust bei, in dem Reinhard Heydrich und seine Mitarbeiter im 

Reichsicherheitshauptamt, darunter Eichmann, sowie die angeglie-

derten Organisationen tonangebend waren. Gelegentlich erklärte 

Heydrich, dass er für die «Endlösung» der Judenfrage verantwort-

lich sei.2 Er und seine Untergebenen spielten tatsächlich eine wich-

tige Rolle. Den deutschen Streitkräften, die im Juni 1941 in der 

Sowjetunion einfielen, folgten vier Einsatzgruppen – Bataillone 

von Heydrichs Polizei3 –, die zahlreiche Juden und andere 

«Feinde» des Dritten Reichs beseitigten: kommunistische Partei-

funktionäre, Zigeuner und andere. Die Einsatzkommandos in 

Kompaniestärke liessen ihre Opfer an die Ränder eines Grabens 

(oder gelegentlich auch an Schluchten) treten und erschossen sie 

so, dass sie in den Graben fielen, oder sie stiessen ihre Opfer in den 

Graben, erschossen sie dort, und zwangen die nächste Gruppe, sich 

auf die Leichen zu stellen. Die Einsatzgruppen waren über fünf 

Monate tätig, bevor Juden in den Gaskammern des ersten Vernich-

tungslagers (bei Chełmno) ermordet wurden. Heydrichs Leute 

führten den überwiegenden Teil der Tötungen in der ersten Phase 

des Holocaust auf sowjetischem Gebiet durch. 

Doch Heydrich hatte nicht völlig freie Hand, hatte er doch be- 
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deutende Konkurrenten, auch wenn diese von den Historikern bis-

lang weniger beachtet wurden. Zu Heydrichs Rivalen gehörte Kurt 

Daluege, der Chef der deutschen Ordnungspolizei, einem grossen 

und breitgefächerten Polizeiverband, der bis 1936 als uniformierte 

Polizei bekannt war. Heydrichs Vorgesetzter Heinrich Himmler, 

Reichsführer SS und Chef der deutschen Polizei, teilte Autorität 

gerne auf; deshalb teilten sich Dalueges Männer und Verbündete 

sowohl in der Frühphase des Holocaust als auch später die Arbeit 

mit Heydrichs Männern. 

Die militarisierten Bataillone der deutschen Ordnungspolizei, 

die mehr Männer umfassten als die Einsatzgruppen, führten wäh-

rend der ersten Phase des Holocaust in den besetzten Gebieten der 

Sowjetunion Massenexekutionen durch. In bisherigen Untersu-

chungen wurde die Beteiligung der Ordnungspolizei an den frühen 

«Säuberungsaktionen» (einer der von den Nationalsozialisten ver-

wendeten Euphemismen) übersehen oder unterschätzt, was zum 

Teil an den wenigen Originaldokumenten liegt, welche die Eins-

ätze der Ordnungspolizei belegen.4 In diesem Buch stütze ich mich 

auf umfangreiches neues Quellenmaterial zur Ordnungspolizei und 

den Höheren SS- und Polizeiführern, denen sie im Osten unterstellt 

war. Ein Grossteil des Quellenmaterials stammt von Funksprü-

chen, die vom britischen Nachrichtendienst in den Jahren 1939, 

1940, 1941 und später abgehört und entschlüsselt wurden und die 

erst vor Kurzem für historische Forschungen freigegeben wurden. 

Die Vorbereitungen für den Einsatz von Mitgliedern der Ord-

nungspolizei in Exekutionskommandos während des Feldzuges ge-

gen die Sowjetunion stellen eine neue Dimension nationalsozialis-

tischer Planung und Durchführung des Völkermordes dar. Betrach-

tet man die neuen Belege in Verbindung mit bereits bekannten 

Quellen, verstärkt sich der Eindruck, dass der Holocaust von dem 

tiefen Judenhass der Nationalsozialisten motiviert war. Er wurde 

also aus ideologischen Gründen durchgeführt und nicht als letzter 

Ausweg oder um praktische Probleme zu lösen. 

Die Männer in den Polizeibataillonen und andere Mitglieder der 

Ordnungspolizei, die im Osten eingesetzt waren, wurden für ihre 

Aufgabe nicht extra ausgewählt oder jahrelang indoktriniert. Sie 

waren keine Elitetruppe aus überzeugten Anhängern der national- 

il 



 

sozialistischen Ideologie. Einige Kommandeure der Polizeibatail-

lone traten erst nach Hitlers Machtübernahme in die NSDAP ein, 

was darauf hindeutet, dass sie eine Mitgliedschaft als hilfreich für 

ihre Karriere erachteten. Die regulären Bataillonsmitglieder waren 

wahrscheinlich noch weniger ideologisch motiviert. Die Belege für 

eine Beteiligung der Ordnungspolizei am Holocaust werfen daher 

weitere kontroverse Fragen auf: War eine bedeutende Anzahl 

«ganz normaler Deutscher» am Holocaust beteiligt? Und waren die 

Motive derjenigen, die tatsächlich Massenmorde verübten, Juden-

hass und Angst vor den Juden? 

Die Debatte über diese Fragen lebte in den neunziger Jahren 

wieder auf und eskalierte infolge einer akademischen Auseinan-

dersetzung zwischen zwei amerikanischen Holocaustspezialisten, 

die denselben Untersuchungsgegenstand gewählt hatten. In seinem 

vielgelobten Buch Ganz normale Männer (1993) beleuchtete der 

Historiker Christopher Browning die Einsätze des Reserve-Poli-

zeibataillons 101, einer Einheit der deutschen Ordnungspolizei, die 

zwischen 1942 und 1943 eine Reihe grausamer Massenhinrichtun-

gen an Juden in ostpolnischen Dörfern durchgeführt hatte. Vier 

Jahre später untersuchte der Politikwissenschaftler Daniel Jonah 

Goldhagen in seinem umstrittenen Buch Hitlers willige Vollstre-

cker (1996) erneut das Reservebataillon 101.5 Ein ungewöhnlicher 

Vorfall verstärkte das Element der moralischen Verantwortung für 

die Polizisten dieser Einheit und machte sie für die beiden Gelehr-

ten offensichtlich so interessant. Vor der ersten Vernichtungsak-

tion bot der Bataillonskommandeur seinen Männern ausdrücklich 

die Möglichkeit, nicht daran teilzunehmen. Keiner sollte bestraft 

werden, wenn er sich nicht am Massenmord beteiligte. Dennoch 

machte die überwältigende Mehrheit der Polizisten mittleren Al-

ters aus Hamburg mit, und sie töteten wochenlang. 

Brownings und Goldhagens Beschreibungen und Erklärungen 

für dieses Verhalten unterscheiden sich grundlegend. Browning 

stützte sich hauptsächlich auf die Vernehmungsprotokolle der 

überlebenden Polizisten des Bataillons durch die Hamburger 

Staatsanwaltschaft in den sechziger Jahren. Er kam zu dem 

Schluss, dass Gruppenzwang und das Kriegsklima die meisten 

12 



 

Männer dazu veranlasste, die Befehle auszuführen, obwohl sie die 

Möglichkeit hatten, andere Aufgaben zu übernehmen. Browning 

führte aus: «Nichts half den Nationalsozialisten so sehr, einen Ras-

senkrieg zu führen, wie der Krieg selbst. In Kriegszeiten, wo es nur 

allzu leicht war, den Feind aus der menschlichen Gemeinschaft 

auszuschliessen, war es nicht minder einfach, die Juden unter das 

‚Feindbild‘ zu subsumieren.»6 Nach Browning gelangte die deut-

sche Polizei zu der Ansicht, dass alle jüdischen Zivilisten Wider-

sacher waren, gegen die man in einem Krieg auf Leben und Tod 

besonders hart vorgehen musste. 

Goldhagen stimmte mit Browning überein, dass sich das Poli-

zeibataillon nicht unbedingt aus fanatischen Nationalsozialisten 

zusammensetzte, die erst durch eine «Gehirnwäsche» dazu ge-

bracht worden waren, das jüdische Volk zu vernichten. Eine spezi-

elle ideologische oder organisatorische Ausbildung für den Mas-

senmord fand nicht statt.7, Goldhagen liess die Aussagen der Poli-

zeibeamten nach dem Krieg, in denen sie ihr Verhalten zu recht-

fertigen versuchten, unberücksichtigt und konzentrierte sich auf 

die Brutalität der polizeilichen Pogrome und Exekutionen. So kam 

er zu dem Schluss, dass den Greueltaten der Polizei ein virulenter 

Antisemitismus zugrunde liegen müsse. Die Nationalsozialisten 

mussten den Deutschen diesen auf Vernichtung der Juden ausge-

richteten Antisemitismus nicht erst durch Indoktrination beibrin-

gen, weil er nach Goldhagens Ansicht seit dem frühen 19. Jahrhun-

dert in der deutschen Kultur tief verwurzelt war. Für Historiker war 

Goldhagens Bild von einem seit Langem existierenden deutschen 

Antisemitismus eindeutig überzogen, sein Argument, der Antise-

mitismus sei während des Holocaust weit verbreitet gewesen, lässt 

sich jedoch nicht so einfach widerlegen. 

Goldhagen untersuchte andere Formen eines «ungezügelten» 

deutschen Verhaltens: Fälle von Aufsehern, die eigenmächtig 

Greueltaten an Juden in Arbeitslagern oder während der «Todes-

märsche» gegen Kriegsende verübten, als die Wachen gewusst ha-

ben müssen, dass der Krieg verloren war. Die Belege, die Goldha-

gen präsentiert, untermauern die These, dass bestimmte Deutsche, 

die keine fanatischen Anhänger der SS oder NSDAP waren, eifrig 

dabei halfen, die Juden in Deutschland und Europa auszulöschen. 
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Gestützt auf diese Fälle und einen breit angelegten historischen 

Überblick zeichnet Goldhagen ein Bild der deutschen Öffentlich-

keit, in der Feindseligkeit gegenüber Juden allgemein als Tugend 

galt und die «Endlösung» weithin bekannt war.8 

Goldhagens Buch stiess bei Historikern auf scharfe und mitunter 

vernichtende Kritik. Ihm wurde unter anderem vorgeworfen, er 

habe Fälle und Belege ausgewählt, die seiner vorgefassten Mei-

nung entsprachen, und alles andere ausgeschlossen.9 Selbst wenn 

Goldhagens Wahl der Beispiele und Quellen über jegliche Kritik 

erhaben wäre, stellt sich die Frage, ob man von dem begrenzten 

Material über einige Polizisten und Aufseher auf das Verhalten der 

Deutschen als Volk schliessen kann. Goldhagens Buch sprach die 

Leser an, die selbst für die Jahre 1933 bis 1945 eine relativ einfache 

Version der deutschen Geschichte hören wollten, die nicht durch 

zeitliche Schwankungen, regionale Unterschiede und Widersprü-

che in den Haltungen und dem Verhalten einzelner kompliziert 

wurde. Allerdings verallgemeinert auch Browning in seinem Buch, 

wenn er am Schluss die Frage aufwirft, für welche Gruppe von 

Menschen sich denn ausschliessen lasse, dass sie unter ähnlichen 

Umständen wie die Männer des Reserve-Polizeibataillons nicht 

ebenfalls zu Mördern werden würden.10 

Das neue Quellenmaterial, das ich in diesem Buch vorstellen 

und analysieren möchte, zeigt, dass grosse Teile der Ordnungspo-

lizei an der ersten Phase des Holocaust beteiligt waren. Das bestä-

tigt in gewisser Weise die enger gefasste These, dass normale 

Deutsche den Holocaust billigten und daran beteiligt waren. Doch 

ich untersuche auch Material, aus dem hervorgeht, dass die höhe-

ren Nazichargen die Vollstrecker bei der Ordnungspolizei nicht 

immer «willig» fanden und problemlos beschäftigen konnten. Ei-

nige der neuen Quellen zur Planung des Völkermords, die uns mitt-

lerweile zur Verfügung stehen, zeigen auch, wie die Nationalsozi-

alisten versuchten, die Deutschen, die sie für die schmutzigsten Ar-

beiten ausgesucht hatten, zu manipulieren und später zu ersetzen. 

Ausserdem versuchten sie, die Endlösung der Judenfrage nicht nur 

vor der Aussenwelt geheimzuhalten, sondern auch vor der deut-

schen Öffentlichkeit; ein Umstand, der schon seit Langem bekannt  
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ist, hier aber noch deutlicher als bisher zutage tritt. Kurz gesagt 

ergibt sich aus den Quellen, die ich hier präsentiere, eine Interpre-

tation der Haltung der Deutschen, die sich in einigen Punkten von 

den bisherigen Urteilen der Geschichtswissenschaft unterscheidet. 

Die Einschätzung der öffentlichen Meinung in Deutschland 

während des Dritten Reiches war und ist nicht einfach. Es gab in 

einem derartigen Polizeistaat natürlich keine Meinungsumfragen. 

Doch Historiker haben verschiedene Massstäbe entwickelt, mit de-

nen sie die Einstellung der Deutschen gegenüber den Juden seit 

1933 feststellen können.11 Verschiedene Quellen – darunter die Ge-

heimberichte des SD über die Stimmung in der Bevölkerung – deu-

ten darauf hin, dass der Antisemitismus 1933 ein wichtiger Be-

standteil der politischen Kultur und des gesellschaftlichen Lebens 

in Deutschland war, dass das Naziregime aber auf eine Radikali-

sierung hinarbeiten musste. 

Im ersten Kapitel führe ich einige Beispiele aus der Frühzeit der 

nationalsozialistischen Herrschaft an, um spätere Veränderungen 

der öffentlichen Meinung verdeutlichen zu können. Ausserdem 

sollen dadurch die Unterschiede zwischen nationalsozialistischen 

Parteigrössen (wie zum Beispiel Heinrich Himmler) und der deut-

schen Öffentlichkeit in ihrer Einstellung zu den Juden beleuchtet 

werden. Neue Belege zeigen, dass Himmler bereits vor Beginn der 

NS-Diktatur Vorbereitungen traf, Hitlers Äusserungen in Mein 

Kampf in die Realität umzusetzen. Andere Quellen zur Einstellung 

der Deutschen gegenüber den Juden stammen von Ausländern, die 

sich in Deutschland gut auskannten und einige Zeit dort verbracht 

hatten, wie zum Beispiel die Diplomaten einiger westlicher Länder. 

Diese Beobachter verfügten über keine wissenschaftlichen Daten 

zur öffentlichen Meinung in Deutschland, aber sie hielten ihre Ein-

drücke fest. Diese sind dennoch weniger einseitig ausgerichtet als 

die entweder nationalsozialistisch oder sozialdemokratisch einge-

färbten Quellen, die sonst zur Verfügung stehen. Die zeitgenössi-

schen Berichte ausländischer Beobachter ergänzen andere Quellen 

und helfen, allzu grobe Verallgemeinerungen über die Deutschen 

zu korrigieren, die erst lange nach den Ereignissen entstanden. 

Während des Zweiten Weltkrieges versuchten Grossbritannien und 

die USA, die öffentliche Meinung in Deutschland einzuschätzen 
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und in gewisser Weise zu beeinflussen. Die Quellen zu diesen Ver-

suchen wurden von mir ebenfalls untersucht. 

Die Informationen, welche die westlichen Regierungen damals 

über das, was wir heute als Holocaust bezeichnen, aus einer Viel-

zahl von Quellen erhielten, unterschieden sich stark hinsichtlich 

ihrer Qualität und ihrer Inhalte. Viele Menschen im Westen neig-

ten dazu, die schlimmsten Berichte nicht zu glauben. Die Erfah-

rungen aus dem Ersten Weltkrieg schienen die Skepsis und den 

Unglauben fast dreissig Jahre später zu bestätigen, denn während 

des Krieges hatten die westlichen Regierungen grauenhafte Be-

richte über die deutsche Besatzung in Belgien und Frankreich in 

Umlauf gebracht, die die Weltöffentlichkeit gegen Deutschland 

einnehmen sollten. Später stellte sich dann heraus, dass während 

der deutschen Besatzungszeit weit weniger Greueltaten begangen 

worden waren, als die Alliierten in ihrer Propaganda glauben ma-

chen wollten. Die Enthüllungen von 1918 über diese erfundenen 

Greueltaten waren vielen Beobachtern und sogar Regierungsmit-

gliedern noch sehr gegenwärtig. 

Wie auch der Historiker Walter Laqueur hervorhebt, war ein 

psychologischer Aspekt des Zweiten Weltkrieges der Unterschied 

zwischen der verfügbaren Information und dem Glauben an das, 

was als Information verbreitet wurde. In der Presse erschienen ei-

nige Berichte über die Massenmorde der Nationalsozialisten, und 

Regierungsmitglieder hatten zu weiteren Berichten und Gesprä-

chen Zugang. Doch viele Menschen konnten nicht über etwas «Be-

scheid wissen», das die Grenzen ihrer Vorstellungskraft überstieg. 

Einige erfassten das Ausmass der Greuel erst bei Kriegsende, als 

Fotografien und Wochenschauen die Ausmasse des Schreckens 

zeigten, denen man sich nicht entziehen konnte. Selbst ein stets gut 

informierter Mann wie Felix Frankfurter, selbst Jude und Richter 

am Obersten Gericht der USA, der zu den Menschen mit den bes-

ten Verbindungen in Washington gehörte, konnte fast nicht glau-

ben, was ihm der polnische Untergrundkurier Jan Karski 1943 be-

richtete.12 Wenn aber die westlichen Regierungen und Bürger nicht 

richtig oder vollständig «wussten», was mit den Juden geschah, 

konnten sie auch nicht darauf reagieren. 

Schon die Terminologie ist symptomatisch für das Problem. 
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Die westlichen Regierungen und Journalisten bezeichneten die 

Massenhinrichtungen Tausender Zivilisten entweder als Kriegs-

verbrechen oder Greueltaten (manchmal als Greuel»berichte»). Sie 

verwendeten also traditionelle Begriffe, die aus vergangenen Krie-

gen und Epochen stammten. Der Begriff Holocaust bezog sich 

noch nicht auf die Ermordung von Juden. Die Verwendung traditi-

oneller Begriffe zeigt, dass die Beispiellosigkeit der nationalsozia-

listischen Verbrechen nicht erkannt wurde. 

Die westlichen Regierungen und die bürgerliche Presse vermu-

teten, dass vor allem jüdische und polnische Informanten die Ver-

brechen der Nationalsozialisten übertrieben, weil sie für ihre Völ-

ker die Unterstützung des Westens gewinnen wollten.13 Victor 

Cavendish-Bentinck, der Vorsitzende des British Joint Intelligence 

Committee, schrieb im August 1943, dass die Polen und noch mehr 

die Juden die scheusslichen Taten der Nazis übertrieben, «um uns 

aufzustacheln».14 

Eine Zeitlang hatten die zahlreichen Informationen über den Ho-

locaust keine Auswirkungen auf die Politik der Alliierten oder ihre 

offiziellen Erklärungen. Das führte später zu weiteren Kontrover-

sen über den Handlungsspielraum der westlichen Demokratien. 

Teilweise liess sich das Verhalten der britischen und amerikani-

schen Regierung mit ihrem Wissensstand erklären, der offiziell als 

begrenzt galt. Doch erst kürzlich freigegebene Dokumente zeigen, 

dass bestimmte Regierungsmitglieder, darunter auch Cavendish-

Bentinck, über eindeutige Belege für den Holocaust verfügten, die 

direkt von dechiffrierten Funksprüchen der deutschen Polizei und 

der SS stammten. Daher müssen wir erneut untersuchen, was die 

westlichen Regierungen in verschiedenen Stadien des Holocaust 

wussten oder nach menschlichem Ermessen gewusst haben müssen 

(und in geringerem Masse auch, was sie hätten unternehmen kön-

nen). 

Viele meiner Informationen über die britischen und amerikani-

schen Reaktionen auf den Holocaust schöpfte ich aus der Sekun-

därliteratur. Ich ging auch in beiden Ländern in die Archive, um 

zusätzliche Quellen über das Verhältnis zwischen Grossbritannien 

und den USA während des Krieges und des Holocaust heranziehen 

zu können. Das Verhalten der beiden Länder hinsichtlich der Ju-

denverfolgung weist deutliche Gemeinsamkeiten auf, doch mir  
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wurden auch einige bedeutende Unterschiede und Spannungen 

zwischen den beiden Verbündeten bewusst, die selbst in den bisher 

erschienenen anerkannten Publikationen nicht ausreichend be-

rücksichtigt werden. 

Diese drei strittigen Punkte – der Grad der Planung und der Im-

provisation des Völkermordes, die Haltung und Beteiligung der 

normalen Deutschen und das Wissen der westlichen Alliierten und 

ihre Reaktion auf die Morde – verdienen eine umfassendere Dar-

stellung und Analyse, als ich es in einem Buch bewältigen kann. 

Unter Einbeziehung früherer Untersuchungen habe ich dennoch 

diese drei Themen miteinander verbunden, denn die mittlerweile 

verfügbaren Quellen enthalten, wenn man sie in Verbindung mit 

bereits bekannten Dokumenten verwendet, wichtige Aussagen zu 

allen drei Themen. In einigen Fällen gibt uns ein einzelnes Doku-

ment gleichzeitig Auskunft über die Pläne der Nationalsozialisten, 

die Beteiligung der Ordnungspolizei («normale Deutsche») und 

das Wissen des britischen Nachrichtendienstes. 

Untersuchungen mit hohem Spezialisierungsgrad sind für die 

Arbeit des Historikers und die Untersuchung des Holocaust sehr 

wichtig. Doch es gibt auch Raum für breitere Ansätze, wie dieser 

Versuch, das Verhältnis zwischen den Entscheidungen der Natio-

nalsozialisten, dem Verhalten der Deutschen und den Einschätzun-

gen und Reaktionen des Westens zu bewerten. Ich möchte auch 

kurz darauf eingehen, dass einige britische Informationen über die 

Täter bei der Suche nach Gerechtigkeit und politischer Reform im 

besetzten Deutschland im Mai 1945 nicht verwendet wurden. 

Jede dieser Facetten wirft Licht auf weitere Aspekte, zum Teil 

auf offensichtliche, zum Teil aber auch auf unerwartete Weise. 

Britische und amerikanische Regierungsbeamte konnten über die 

Ereignisse in den von Nazideutschland besetzten Ländern nicht 

mehr wissen als die nationalsozialistischen Behörden; ausserdem 

konnte der Westen zukünftige Aktionen der Nationalsozialisten 

nicht vorhersehen. Daher hilft uns die Nacherzählung und Datie-

rung der sich abzeichnenden Endlösung der Judenfrage in Nazi-

deutschland, die Reaktionen des Westens und seine Handlungs-

möglichkeiten in den jeweiligen Situationen zu verstehen. 
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Doch auch der Umkehrschluss trifft zu. Wenn die westlichen Nach-

richtendienste Schlussfolgerungen zu den Absichten und Handlun-

gen der Nationalsozialisten ziehen konnten, dann können diese 

Schlussfolgerungen vielleicht zu den Aussagen beitragen, die wir 

aus unvollständigen oder bruchstückhaften deutschen Quellen über 

Vorgänge in den Gebieten unter ihrer Herrschaft haben. Wenn zum 

Beispiel die Kryptanalytiker des britischen Nachrichtendienstes 

Ende 1941 zu dem Schluss kamen, dass in Deutschland systema-

tisch Juden ermordet wurden, ist es dann nicht merkwürdig, dass 

einige Historiker fünfzig Jahre später nicht zu demselben Schluss 

kommen? Die zeitgenössische britische Analyse legt nahe, dass die 

Endlösung geplant und koordiniert ablief. Ein anderes Beispiel: Die 

Versäumnisse des Westens, einige der deutschen Massenmörder 

nach Kriegsende zu verfolgen, wirft ein Licht darauf, wie der Wes-

ten auf die nationalsozialistischen Verbrechen während des Krieges 

reagierte. 

Eine historische Arbeit muss die Einschränkungen durch die Re-

alität berücksichtigen. Erst dann kann man betrachten, was noch 

hätte passieren können und welche Lehren sich daraus für heute 

ergeben. Ein Historiker kann nicht mit der Prämisse beginnen, dass 

die Welt anders hätte sein sollen, und nur die vergangenen Ereig-

nisse und Quellen auswählen, die auf solche Veränderungen hin-

deuten. Die beispiellose Grausamkeit des Holocaust und seine ver-

heerenden Folgen verleiten uns dazu, noch lange nach den tatsäch-

lichen Möglichkeiten zu suchen, wie die Welt eine solche Katastro-

phe hätte verhindern können. Wir beschuldigen vielleicht auch die, 

die damals keine Wege fanden, der zunehmenden Verfolgung der 

Juden durch die Nationalsozialisten entgegenzutreten, oder die ihn, 

falls er bestanden haben sollte, nicht nutzten. Doch es lag nicht in 

der Macht der westlichen Regierungen, den Holocaust zu verhin-

dern oder ihn durch militärisches Vorgehen oder politischen Druck 

zu beenden. 

Es ist aber legitim zu fragen, ob die westlichen Alliierten mehr 

Juden hätten retten können. Geographisch betrachtet, befand sich 

die Sowjetunion dafür in einer besseren Position, doch das stalinis-

tische Regime ähnelte dem nationalsozialistischen Deutschland in 
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seiner Verachtung humanitärer Prinzipien, wenn nicht sogar in der 

Intensität seines Antisemitismus. Die Kluft zwischen den nominel-

len Werten und dem tatsächlichen Verhalten des Westens wirft 

weitere politische, historische und ethische Fragen auf. Daher be-

handle ich das Wissen der Sowjetunion über den Holocaust oder 

die sowjetischen Reaktionen darauf in diesem Buch nur kurz im 

Epilog. 

Fast jede Untersuchung zum Holocaust hat moralische Implika-

tionen, und einige Autoren fällen sogar dezidierte politische und 

moralische Urteile. Durch dieses Verhalten finden persönliche 

Überzeugungen und von Emotionen geprägte Urteile Eingang in 

sehr fachspezifische wissenschaftliche Diskussionen. Aus Diskus-

sionen und Meinungsverschiedenheiten werden Debatten und 

Kontroversen, die manchmal auch die Massenmedien erreichen. 

Ich gebe eine Reihe politischer und moralischer Urteile in dieser 

Untersuchung ab, weiss jedoch, dass man durch die Verwendung 

eines streng moralischen Verhaltenskodexes riskiert, Geschichts-

studenten von der wirklichen Welt weg und hin zu utopischen Ide-

alen zu führen. Ich habe mich sehr darum bemüht, dass sich meine 

Urteile aus der Untersuchung wirklicher historischer Situationen 

und realistischer Möglichkeiten ergeben. Humanitäre Aktionen, 

die im Westen in den Jahren 1943 oder 1944 geplant oder sogar 

durchgeführt wurden, können für die Jahre 1941 oder 1942 nicht 

von vornherein als utopisch oder unmöglich abgetan werden – vo-

rausgesetzt, wir berücksichtigen die Einschränkungen, die sich 

durch die unterschiedlichen militärischen Situationen ergaben, und 

kennen den Wissensstand der westlichen Regierungen zu diesem 

frühen Zeitpunkt. 

Ich sollte noch erwähnen, dass ich gelegentlich den Begriff 

«westliche Regierungen» als Abkürzung für Grossbritannien und 

die USA verwendet habe. Das Handeln und die Politik anderer 

westlicher Demokratien (wie zum Beispiel Kanada) wurden bereits 

von einigen Historikern untersucht, und sie verdienen durchaus 

noch mehr Aufmerksamkeit, können aber von mir hier nicht be-

rücksichtigt werden. Vichy-Frankreich besass durchaus Informati-

onen über den Holocaust, doch kann man dieses Regime kaum als 

demokratisch bezeichnen; ausserdem hatte es ein ganz anderes 

Verhältnis zu Deutschland als Grossbritannien oder die USA. Die 
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französische Exilregierung ist sicher ein interessantes Studienob-

jekt, wenn ausreichend Quellenmaterial zur Verfügung steht, doch 

sie war zwischen 1941 und 1944 nicht in der Lage, in das Gesche-

hen einzugreifen. Grossbritannien und die USA gehören beide ei-

ner anderen Kategorie an, weil sie die entsprechenden Informatio-

nen erhielten und über wirtschaftliche und militärische Macht ver-

fügten. 
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1 Erste Anzeichen 

In Adolf Hitlers Persönlichkeit mischten sich Offenheit und Ver-

stellung beinahe zu gleichen Teilen. Seine Schriften und Reden, 

die Aufzeichnungen seiner Monologe und andere Quellen gaben 

wichtige Hinweise auf sein Denken. Gelegentlich ordnete er an, 

dass etwas nicht aufgezeichnet werden sollte, und prahlte mit sei-

nem Misstrauen gegenüber anderen und seiner Bereitschaft zu lü-

gen. In der Moderne kann – was die Kunst der Täuschung angeht 

– nur Stalin mit Hitler konkurrieren.1 

Hitler war im November 1923 an einem Putsch zum Sturz der 

bayerischen Regierung beteiligt, der als der erste Schritt zu einer 

nationalen Revolution in Deutschland geplant war. Der Staats-

streich misslang, und der vierunddreissigjährige Hitler wurde we-

gen Hochverrats verurteilt und verbüsste eine kurze Haftstrafe. 

Während seiner Zeit in der Festung Landsberg am Lech verfasste 

er Mein Kampf, eine lange, geschwätzige Autobiographie und zu-

gleich ein politisches Traktat. Das Buch erschien in zwei Bänden, 

der erste im Juli 1925, der zweite im Dezember 1926.2 Die Ab-

schnitte über Hitlers Jugend in Linz und Wien zeichnen die frühe 

Entwicklung seines politischen und rassistischen Denkens nach 

und geben einen Überblick über seine Ansichten zu Geschichte und 

Politik. Doch diese Teile verzerrten und verheimlichten soviel, wie 

sie enthüllten. Hitler hatte vermutlich bereits als Jugendlicher ras-

sistische und antisemitische Ressentiments, tatsächlich war er aber 

relativ orientierungslos (es gibt allerdings auch andere Ansichten), 

bis er in München 1919 in den chaotischen Verhältnissen nach dem 

Krieg eine politische Heimat und Berufung fand.3 

Die allgemeinen und ideologischen Teile von Mein Kampf wa- 
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ren von grösserer politischer Bedeutung – so bedeutend, dass das 

Buch später für Hitler als Politiker und Reichskanzler zum Prob-

lem wurde. Hitler teilte seinem ehemaligen Anwalt Hans Frank 

vermutlich 1938 mit, dass er das Buch nie geschrieben hätte, wenn 

er 1924 gewusst hätte, dass er Kanzler werden würde.4 Dieser 

Kommentar bezog sich vor allem auf seine Äusserungen über die 

Möglichkeiten und Ziele der deutschen Aussenpolitik, die seine 

Überzeugung widerspiegelten, dass die germanische Rasse we-

sentlich mehr Raum zum Überleben und Gedeihen bräuchte. Er 

hatte nicht nur seine Kriegsbegeisterung, sondern auch seine feind-

selige Haltung gegenüber Frankreich und der Sowjetunion unmiss-

verständlich ausgedrückt. Nach Mein Kampf schrieb Hitler ein 

zweites Buch, in dem er sich ausschliesslich mit Aussenpolitik be-

fasste, doch 1929 hatte er genügend politische Erfahrung, um zu 

erkennen, dass es klüger war, das Buch nicht zu veröffentlichen. 

Das Manuskript geriet in Vergessenheit. Erst Jahrzehnte später 

wurde es von dem Historiker Gerhard Weinberg entdeckt und 1961 

veröffentlicht.5 

Hitlers Weltanschauung – eine Mischung aus übersteigertem 

und expansionistischem Nationalismus, Rassismus, Antiliberalis-

mus, Antimarxismus und Antisemitismus – zog sich durch beide 

Bände von Mein Kampf und das unveröffentlichte zweite Buch. In 

den Kapiteln 10, 13, 14 und 15 des zweiten Bandes von Mein 

Kampf «erklärte» Hitler wiederholt, dass die Juden hinter jeder 

ausländischen Opposition gegen Deutschland und hinter allen in-

neren Problemen stünden, die die Deutschen peinigten und den 

Vormarsch des Nationalsozialismus behinderten. Auseinanderset-

zungen zwischen Katholiken und Protestanten innerhalb der 

NSDAP lenkten die Partei von ihrem eigentlichen Auftrag ab und 

dienten so, mittelbar oder unmittelbar, den jüdischen Interessen. 

Der Bolschewismus war nichts anderes als ein Versuch der Juden, 

die Weltherrschaft an sich zu reissen.6 Anders ausgedrückt, Hitler 

brachte jedes Problem, jede Schwierigkeit, jeden Gegner automa-

tisch mit jüdischen Interessen oder Umtrieben in Verbindung.7 Sei-

ner Ansicht nach bedurfte es dafür keiner speziellen Beweise, sie 

waren wegen der heimlichen Vorgehensweise und Schläue der Ju-

den überflüssig. Hitlers Tendenz, überall in der Geschichte und Po- 
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litik eine Verschwörung zu vermuten, hatte konkrete Auswirkun-

gen: Nur ein Verschwörer konnte in einer Welt der Verschwörer 

erfolgreich sein. Eine solche Weltanschauung deutete ausserdem 

darauf hin, dass Hitler, falls er an die Macht kommen und bei sei-

nen Ansichten bleiben sollte, versuchen würde, die von ihm unter-

stellte Bedrohung Deutschlands durch die Juden zu beenden.8 

Historiker haben Hitlers frühe Schriften in verschiedenster 

Weise beschrieben, vom «Entwurf einer Herrschaft» bis zu den 

«Verallgemeinerungen eines starken, aber ungeschulten Intellekts: 

Dogmen, die die Gespräche in jedem österreichischen Kaffeehaus 

oder deutschen Wirtshaus wiedergeben.»9 Fast alle Experten haben 

akzeptiert, dass Hitler seine Überzeugungen ehrlich äusserte; um-

stritten ist jedoch, ob Hitler als junger Mann einen klaren Kurs für 

die Zukunft festlegte und sich in der Folgezeit an ihm ausrichtete. 

Die meisten Menschen lernen, passen sich an und entwickeln 

sich im Laufe der Zeit; manche Politiker wechseln die Partei und 

das Programm. Von vielen Staatsmännern ist bekannt, dass sie ihre 

früheren Positionen zur Aussenpolitik revidierten und sich in erster 

Linie an den Gegebenheiten und Chancen orientierten. Einige 

wollten sich durch starke Worte einen Namen machen oder eine 

Anhängerschaft gewinnen. Doch zwischen Hitlers Äusserungen 

zum Lebensraum und zur deutschen Aussenpolitik aus den zwan-

ziger Jahren und dem zukünftigen Weg des Dritten Reiches besteht 

ein enger Zusammenhang.10 

Hielt Hitler an seinem ursprünglichen Entwurf auch in anderer 

Hinsicht fest, oder ergaben sich Politik und Programm des Dritten 

Reiches aus den Handlungen anderer oder dem Druck der Ereig-

nisse? Leider gibt es keine Möglichkeit, den Umfang und die Be-

ständigkeit von Hitlers Denkweise und geistiger Verfassung konti-

nuierlich von 1925 bis zu seinem Selbstmord am 30. April 1945 zu 

verfolgen. Seine Schriften, Reden und Entscheidungen bieten 

wichtige Hinweise, enthalten aber auch Lügen, Lücken und Täu-

schungsmanöver. 

Falls andere führende Nationalsozialisten Mein Kampf – oder 

die darin enthaltene Ideologie – als Handlungsanweisung verstan-

den haben sollten, wird es für den Historiker sogar noch schwieri-

ger, den kontinuierlichen Einfluss von Hitlers früher Ideologie zu 

25 



 

beurteilen. Wenn Beobachter anderer politischer Couleur damals 

auf Mein Kampf zurückgriffen, um die Stosskraft und Richtung ei-

nes nationalsozialistischen Regimes zu verstehen, wird der Fall 

noch schwieriger. Dieses Kapitel bietet eine kleine Auswahl beider 

Einschätzungen von Mein Kampf 

Einer der gewissenhaftesten Leser von Mein Kampf war ein bay-

erischer Politagitator namens Heinrich Himmler. Dieser junge 

Mann war beschämt über Deutschlands Niederlage im Ersten 

Weltkrieg, für die er die marxistische Linke verantwortlich 

machte, und fasziniert von den landwirtschaftlichen Zuchtmetho-

den, die er an der Technischen Hochschule in München kennenge-

lernt hatte. Das machte ihn besonders empfänglich für Hitlers ras-

sistische Gedankengänge. Himmler nahm diese Ideen vielleicht 

sogar wörtlicher als Hitler selbst.11 Als Reichsführer SS wollte er 

später aus seiner Organisation eine rassische und politische Elite 

machen.12 Himmler traf Hitler erstmals 1926. Damals war er stell-

vertretender Gauleiter der aufstrebenden nationalsozialistischen 

Partei unter Gregor Strasser in Niederbayern. Innerhalb eines Jah-

res war Himmler auch stellvertretender Führer der SS, die der SA 

zahlenmässig noch weit unterlegen war.13 

Als pedantischer Mensch führte Himmler eine Liste, in die er 

das Datum und einen kurzen Kommentar zu jedem gelesenen Buch 

eintrug. Er beendete den ersten Band von Mein Kampf am 19. Juni 

1927 und schrieb dazu: «Es enthält unglaublich viele Wahrheiten. 

Die ersten Kapitel über seine Jugend enthalten viele Schwä-

chen.»14 Auch wenn Himmler von Hitlers persönlicher Geschichte 

nicht fasziniert war, betrachtete er das Buch dennoch als sehr in-

spirierend. 

Himmlers persönliches Exemplar des zweiten Bandes von Mein 

Kampf das er im Dezember 1927 las, ist mittlerweile wiederaufge-

taucht.15 Anhand der Unterstreichungen in diesem Exemplar lässt 

sich Himmlers damalige Reaktion auf Hitlers Ideologie genauer 

untersuchen. Himmler suchte stets nach Möglichkeiten, die 

«Wahrheiten» seines Führers in die Praxis umzusetzen. Neben den 

Abschnitt über die Bedeutung, bei Jugendlichen durch Erziehung 

und Ausbildung Selbstbewusstsein und ein Gefühl von rassischer 

Überlegenheit herauszubilden, schrieb Himmler an den Rand: «Er- 
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ziehung von SS und SA.»16 Hitler gab teilweise dem «Versagen der 

geistigen Oberschicht, die durch ihre vornehmen Anstandslehren 

und ihren Mangel an Männlichkeit degeneriert» sei, die Schuld an 

der deutschen Revolution von 1918, die, wie er sagte, «von Zuhäl-

tern, Deserteuren und ähnlichem Gesindel» durchgeführt worden 

sei. Die Oberschicht hätte boxen lernen sollen. Himmler stimmte 

Hitlers Kritik zu und billigte seine Lösungsvorschläge.17 

Himmler war wie Hitler der Meinung, dass, ebenso wie Rassen 

verschieden und ungleich seien, auch einzelne Personen innerhalb 

einer Rasse wertvoller als andere seien.18 Hitler hatte ausführlich 

dargelegt, wie jene Rassen gediehen waren, die im Lauf der Ge-

schichte rein geblieben waren; ihr Niedergang hatte angeblich stets 

damit begonnen, als sie sich mit anderen Rassen durch Heirat ver-

mischt hatten: Die Natur liebe keine «Bastarde». Die Rassenvermi-

schung habe ein neues Mischprodukt hervorgebracht, zugleich aber 

auch Spannungen zwischen den Mischlingen und den rein geblie-

benen Elementen der «höheren» Rasse. Die Gefahr für die Misch-

form werde erst enden, wenn die letzten reinen Mitglieder der «hö-

heren» Rasse verdorben worden seien. Himmler nahm Hitlers 

krause Theorien sehr ernst: «Die Möglichkeit der Entmischung ist 

vorhanden.»19 Nur die Methode stand 1927 noch nicht fest. 

Die Kritik an der Rassenvermischung richtete sich ebenso an 

Deutsche wie an Juden. Aus Hitlers Sicht war die damalige deut-

sche Bevölkerung bereits rassisch verdächtig; nur ein Teil war rein 

geblieben. Hitler glaubte, dass die Juden versuchten, die «arische 

Rasse» durch Mischehen und durch die Verführung der deutschen 

Frauen zu schänden und zu verderben.20 Wenn man der Bedrohung 

der höherwertigen Rasse ein Ende setzen wollte, musste man nicht 

nur die Mischform neutralisieren, sondern auch die Bedrohung be-

seitigen, die von den zerstörerischen Kräften der Juden und einer 

Infiltration durch sie ausging. Himmler markierte viele Passagen in 

Mein Kampf durch Unterstreichungen oder Hervorhebungen am 

Rand, darunter auch Hitlers Vorschläge, wie die deutsche Nieder-

lage im Ersten Weltkrieg hätte verhindert werden können: 
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Hätte man zu Kriegsbeginn und während des Krieges einmal 

zwölf- oder fünfzehntausend dieser hebräischen Volksverder-

ber so unter Giftgas gehalten, wie Hunderttausende unserer 

allerbesten deutschen Arbeiter aus allen Schichten und Beru-

fen es im Felde erdulden mussten, dann wäre das Millionen-

opfer der Front nicht vergeblich gewesen. Im Gegenteil: 

Zwölftausend Schurken zur rechten Zeit beseitigt, hätten viel-

leicht einer Million ordentlicher, für die Zukunft wertvoller 

Deutschen das Leben gerettet.21 

Die Idee, gegen einige Juden Giftgas einzusetzen, beschäftigte 

nicht nur Hitler, sondern auch Himmler. 

Viele andere lasen Mein Kampf, auch wenn nur wenige das Buch 

so wörtlich nahmen. Obwohl der Preis mit 12 Mark pro Band recht 

hoch war, wurden bis 1930 23‘000 Ausgaben von Band 1 und 

13‘000 von Band 2 verkauft. Eine billigere Ausgabe und der Erfolg 

der Nationalsozialisten bei den Reichstagswahlen im September 

1930 liessen dann die Verkaufszahlen in die Höhe schnellen. (Als 

Hitler 1933 Reichskanzler wurde, waren insgesamt 287‘000 

Exemplare verkauft.)22 Die deutsche Öffentlichkeit hätte sich also 

in Zeiten permanenter Wahlkämpfe zwischen 1928 und 1933 

durchaus über Hitlers ideologische Position und politische Ziele 

informieren können. 

Politische Kampagnen bringen selten Klarheit. Nationalsozialis-

tische Agitatoren, Redner und Schreiber zogen häufig gegen die 

«Marxisten» und gegen das System der Weimarer Republik zu 

Felde. Ihre Erfolge rührten teilweise daher, dass ihre politischen 

Gegner bei der deutschen Bevölkerung sehr unbeliebt waren. Die 

Nationalsozialisten lernten auch, die besonderen Bedürfnisse und 

Ängste bestimmter Berufsgruppen und sozialer Klassen anzuspre-

chen und die nationalsozialistischen Grundsätze lokalen Gegeben-

heiten anzupassen. Das Bild, das die nationalsozialistische Bewe-

gung der deutschen Öffentlichkeit präsentierte, war differenzierter 

und in mancher Hinsicht subtiler als Hitlers Ansichten in Mein 

Kampf, aber auch unschärfer. Die Nazis zogen eine sehr hetero-

gene Wählerschaft an, die hauptsächlich durch gemeinsame Res-

sentiments zusammengehalten wurde: durch Verzweiflung, Wut 

und Angst. Die nationalsozialistische Wahlpropaganda rief nach 
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einem Neubeginn, einer Wiedergeburt Deutschlands durch die Bil-

dung einer nationalen Volksgemeinschaft, welche die traditionel-

len Trennlinien zwischen den Gesellschaftsschichten überwinden 

sollte – eine Forderung, die die NSDAP teilweise mit den rechten 

nationalistischen Parteien gemein hatte. Doch die Nationalsozialis-

ten traten dynamischer und effektvoller auf.23 Unter anderem konn-

ten Hitler und andere prominente Nazis deshalb einen ersten An-

stieg des Nationalismus Ende der zwanziger Jahre und die wach-

sende Frustration und Verzweiflung über das politische System 

und die Wirtschaftskrise besser nutzen als ihre erfahreneren politi-

schen Rivalen. 

Anders ausgedrückt, wer Hitler oder einen anderen Kandidaten 

der NSDAP wählte, war damit nicht unbedingt gleichzeitig ein An-

hänger von Hitlers Weltanschauung. Dennoch fügten Hitlers An-

sichten oder die anderer nationalsozialistischer Kandidaten oder 

Parteimitglieder der NSDAP keinen politischen Schaden zu; die 

meisten stiessen seit 1928 auf zunehmende Resonanz. Die gemein-

samen Ideen und Gefühle brachten Hitler und der NSDAP eine so-

lide Basis aus begeisterten und willigen Anhängern, deren Aktivi-

täten und Energien andere anzogen. Die steigende Zahl der Partei-

mitglieder und ihre Aktionen, die immer stärker in das Blickfeld 

der Öffentlichkeit rückten, erzeugten bei vielen Deutschen den 

Eindruck von Dynamik und beflügelten die Hoffnung auf Verän-

derung. Eine starke Minderheit der deutschen Wähler billigte das 

nationalsozialistische Programm oder hatte zumindest nichts dage-

gen einzuwenden. Mit ein Grund dafür war, dass es sich von einer 

radikal nationalistischen und rassistischen Gedankenströmung aus 

dem 19. Jahrhundert herleiten liess.24 Die NSDAP erreichte mit 37 

Prozent der Wählerstimmen im Juli 1932 ihren grössten Erfolg bei 

demokratischen Wahlen und wurde dadurch mit deutlichem Vor-

sprung zur stärksten Partei im Reichstag. Der Grad der öffentlichen 

Unterstützung reichte jedoch nicht, um Hitler an die Macht zu brin-

gen. Er selbst lehnte jede Teilnahme an einer Koalitionsregierung 

ab, solange er nicht an deren Spitze stand; eine unnachgiebige Hal-

tung, die vermutlich zu dem beträchtlichen Stimmenrückgang der 

NSDAP bei den Wahlen im November 1932 beitrug. 
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Dann verschafften Intrigen um den Reichspräsidenten Hinden-

burg und die festgefahrene politische Situation Hitler doch noch 

Koalitionspartner. Sie waren bereit, Hitlers Führung zu akzeptie-

ren, da die amtierende Regierung unter dem Reichskanzler und 

ehemaligen General Kurt von Schleicher sich in einer ausweglosen 

Lage befand. Schleicher hatte nicht die geringste Aussicht, ein 

Misstrauensvotum im neugewählten Reichstag zu überstehen, und 

er konnte sich durch eine erneute Parlamentsauflösung und Neu-

wahlen allenfalls eine Atempause verschaffen. Sein Vorgänger 

Franz von Papen hatte diese Taktik bereits zweimal erfolglos an-

gewandt; sie hatte sich abgenützt. Schleicher konnte nicht mehr 

länger an der Verfassung vorbei regieren. Der greise konservative 

Reichspräsident Paul von Hindenburg, der vor einem Verfassungs-

bruch und einer möglichen Militärdiktatur zurückschreckte, er-

nannte Hitler schliesslich am 30. Januar 1933 nach langem Zögern 

zum Reichskanzler.25 

Deutschland hatte viele Kanzler kommen und gehen sehen; die 

Regierungskoalitionen in der Weimarer Republik hatten im Durch-

schnitt nicht viel länger als ein Jahr überdauert. Einige erwarteten, 

dass sich dieses Schema fortsetzen würde, denn die neue Regie-

rung verfügte wie die vorhergegangenen über keine Mehrheit im 

Parlament und benötigte die Notverordnungen des Reichspräsi-

denten, damit der Reichstag sie nicht blockieren konnte. Hitler 

hatte jedoch nie einen Hehl daraus gemacht, dass er das demokra-

tische System abschaffen wollte. Einige Wähler hatten zweifellos 

genau aus diesem Grund nationalsozialistische Kandidaten unter-

stützt, vermutlich mit dem Gedanken, dass fast jede Veränderung 

etwas Besseres bringen müsste. Ihre Einschätzung war falsch, doch 

viele brauchten ein ganzes Jahrzehnt oder länger, um das zu erken-

nen – falls sie so lange überlebten. 

Durch den Einsatz von verfassungskonformen Mitteln und 

durch Gewalt, Einschüchterung und massive Propaganda zerstör-

ten die Nationalsozialisten im Verlauf verschiedener Stadien rasch 

die Überreste der Weimarer Republik.26 Der vielleicht wichtigste 

legale Schritt erfolgte einen Monat nach Hitlers Ernennung zum 

Reichskanzler. Nach dem Reichstagsbrand, für den man eine kom-

munistische Verschwörung verantwortlich machte, wurde vom 

Präsidenten eine von der Regierung formulierte Notstandsverord- 
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nung «zum Schutz von Volk und Staat» unterzeichnet. Durch die 

Aufhebung der Grundrechte stand der Regierung nun eine ganze 

Reihe an Mitteln zur Verfügung, die sie gegen politische Gegner 

und andere einsetzen konnte; die Verordnung erlaubte Berlin auch, 

den föderalistischen Aufbau des Reiches zu zerschlagen. Bei den 

Reichstagswahlen im März 1933 befanden sich viele kommunisti-

sche und sozialdemokratische Oppositionelle bereits im Gefäng-

nis, und die oppositionelle Presse war weitgehend ausgeschaltet. 

Es kam daher keineswegs überraschend, dass die NSDAP ihren 

Stimmenanteil auf 43,9 Prozent verbessern konnte. Ihr Koalitions-

partner, die Deutschnationale Volkspartei (DNVP), erhielt nur 8 

Prozent, doch das reichte für eine Mehrheit im Reichstag. Hitler 

gewann im Zuge seiner nationalsozialistischen Revolution die zu-

nehmende Unterstützung der Öffentlichkeit. 

Mitte März hatten die Nationalsozialisten die Kontrolle über die 

verschiedenen Länderregierungen an sich gerissen.27 Hitler wollte 

sich von weiteren politischen, konstitutionellen und präsidialen 

Beschränkungen befreien und drängte nun auf die Verabschiedung 

eines Ermächtigungsgesetzes. Das Gesetz sollte es dem Kabinett 

(das von Hitler dominiert wurde) erlauben, ohne die vorherige 

Konsultation des Reichstages zu handeln. Die Verabschiedung des 

Gesetzes verlangte eine Zweidrittelmehrheit im Reichstag. 

Am 21. März trat der neu gewählte Reichstag im Anschluss an 

eine Feier in der Potsdamer Garnisonskirche zusammen, bei der 

man der Eröffnung des Reichstages nach der deutschen Einigung 

1871 gedachte. Hitler erhielt dadurch die Gelegenheit, sich in eine 

Reihe mit der deutschen Tradition zu stellen; ausserdem schien die 

Feierlichkeit in Potsdam zu beweisen, dass konservative Nationa-

listen wie Hindenburg diese Regierung uneingeschränkt unter-

stützten.28 Zwei Tage später verabschiedete der Reichstag das Er-

mächtigungsgesetz. 

Am 21. März erschienen im Völkischen Beobachter, dem wich-

tigsten publizistischen Organ der Nationalsozialisten, alarmierende 

Äusserungen des neuen Polizeichefs von München Heinrich 

Himmler, die allerdings von der Zeremonie in Potsdam, der 

Reichstagseröffnung und den politischen Manövern zum Ermäch- 
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tigungsgesetz in den Schatten gestellt wurden. Himmler verkün-

dete, die Kommunisten würden ein Attentat auf Hitler und andere 

führende Regierungsmitglieder planen. Zu dieser Behauptung gab 

es nie nachprüfbare Beweise, auch wenn Himmler vorgab, er habe 

seine Informationen aus Schweizer Quellen. Vielleicht war es nur 

ein Schreckgespenst Himmlers oder ein weiterer Vorwand, um ge-

gen Kommunisten und andere Gegner vorzugehen. Doch Himm-

lers Reaktion auf die angebliche Verschwörung ist sehr aufschluss-

reich. Er sagte voraus, dass die öffentliche Empörung sich in Form 

von Massenmord äussern würde: 

[Ich glaube, dass] schon beim ersten Schuss, ob er nun sein 

Ziel trifft oder nicht, Deutschland die schlimmsten Massen-

morde und Pogrome der Geschichte erleben wird, und keine 

Staatsgewalt und keine Polizei wird diesem Morden Einhalt 

gebieten können.29 

Diese Erklärung spiegelt die gängige nationalsozialistische Praxis 

wider, den Kommunismus mit den Juden zu identifizieren, denn 

der Begriff «Pogrome» impliziert gewaltsame Ausschreitungen 

gegen Juden. Himmler prophezeite und billigte gleichzeitig den 

Mord an einem Grossteil der deutschen Juden, falls sich die Gele-

genheit ergeben sollte. Noch nie zuvor hatte man von einem Be-

amten der Exekutive derartige Aussprüche gehört. 

Obwohl Himmlers genaue Motive für diese Äusserung im Dun-

keln liegen, kommt darin doch ein Impuls zum Ausdruck, der für 

ihn und andere «wahre Anhänger» des Nationalsozialismus cha-

rakteristisch war. Sie waren bereit, den Weg weiterzugehen, den 

Hitler eingeschlagen und Himmler bereits bei der Lektüre von 

Mein Kampf innerlich gebilligt hatte. Himmler und andere erwar-

teten einen jüdischen Anschlag auf das nationalsozialistische 

Deutschland und wollten der angeblichen jüdischen Bedrohung im 

Innern entgegenwirken. Ob die deutsche Öffentlichkeit spontan 

oder auf ein entsprechendes Zeichen hin handeln würde, sollte sich 

zeigen. 

Gemeinsam mit Hitler bestimmte Himmler, welche Form von 

Gewalt der Staat gegen die Gegner des Nationalsozialismus zu- 
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liess. Als Chef der SS kontrollierte er die wachsende Zahl der Kon-

zentrationslager, wo Brutalität und Tod allgegenwärtig waren. 

Zwischen 1933 und 1936 wurde Himmler zum Polizeichef der ver-

schiedenen Länder ernannt, im Juni 1936 wurde er schliesslich 

Chef der deutschen Polizei. 

Hitler schrieb in Kapitel 11 des zweiten Bandes von Mein 

Kampf: «Wenn die Propaganda ein ganzes Volk mit einer Idee er-

füllt hat, kann die Organisation mit einer Handvoll Menschen die 

Konsequenzen ziehen.»30 Dieser Satz traf auf eine Zeit zu, in der 

die nationalsozialistische Bewegung noch verhältnismässig klein 

war und am Rand der deutschen Politik stand. Nachdem Hitler und 

Himmler einmal an die Macht gekommen waren, wollten sie weit 

mehr als eine Handvoll Menschen, die ihren Befehlen bedingungs-

los gehorchten. 

Es gab im März 1933 nicht einmal den Versuch eines Attentats 

auf Hitler, doch SS- und SA-Männer gingen verschiedentlich und 

unkoordiniert gegen Juden vor. Die Parteiführung der NSDAP 

wollte den Parteiaktivisten zeigen, dass sie gewillt war, den Haupt-

feind zu bestrafen, und verkündete den landesweiten Boykott aller 

jüdischen Geschäfte. Amerikanische Diplomaten brachten gegen-

über den deutschen Behörden ihre Besorgnis über den geplanten 

Boykott zum Ausdruck und protestierten gegen verschiedene tätli-

che Angriffe auf amerikanische Juden in Deutschland. Da die 

scharfe Kritik aus dem Ausland und der Druck im Innern darauf 

hinwiesen, dass der Boykott den deutschen Interessen schaden 

würde, erklärte sich Hitler bereit, ihn einzuschränken.31 

Am 1. April 1933 schickte der amerikanische Generalkonsul in 

Berlin, George S. Messersmith, zwei Vizekonsuln in die Einkaufs-

zentren der Stadt, wo sie die Reaktionen auf den Boykott beobach-

ten sollten. Sie berichteten, dass viele Deutsche den Boykott nicht 

ernst nahmen und weiterhin in von ihnen bevorzugten Läden ein-

kauften. Messersmith war der Ansicht, dass der Boykott bei den 

Deutschen nicht populär war, weil er der Wirtschaft und dem Bild 

der Deutschen im Ausland schadete. Er berichtete aber auch, dass 

viele Deutsche allmählich der nationalsozialistischen Propaganda 

Glauben schenkten, der Boykott sei notwendig, um die anderen  
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Staaten von ihren eigenen «Boykottaktionen» und ihrer Hetze ge-

gen Deutschland abzubringen.32 

Messersmith arbeitete seit 1930 in Berlin und sprach fliessend 

Deutsch, da er in einer Familie Pennsylvania-Deutscher zweispra-

chig aufgewachsen war.33 Nach einer Reihe privater Gespräche mit 

deutschen Geschäftsleuten kam er zu dem Schluss, dass die Ange-

hörigen der deutschen Eliten sich wegen der Behandlung der Juden 

nicht gegen das Regime wenden würden; sie würden sich entweder 

begeistert zeigen oder ihre Besorgnis für sich behalten.34 Vielleicht 

hatten sie auch keine andere Wahl. 

Nach dem Boykott lud Hermann Göring, der zu der Zeit der 

preussischen Regierung vorstand und Reichsminister der Luftfahrt 

war, Messersmith zu sich ins Luftfahrtministerium und verurteilte 

die amerikanische Berichterstattung über die Ereignisse in 

Deutschland und den Boykott. Messersmith antwortete, dass die 

amerikanische Regierung die Presse nicht kontrolliere, dass aber 

viele Amerikaner, darunter auch Journalisten, wegen der Verfol-

gung der Juden durch die Nationalsozialisten besorgt seien.35 

In seiner Analyse zum Antisemitismus in Deutschland vom Mai 

1933 kam Messersmith zu dem Schluss, die nationalsozialistische 

Bewegung habe in der Bevölkerung in einem so hohen Ausmass 

Ressentiments gegen Juden geweckt, dass sich das Geschäfts- und 

Privatleben der Juden noch über Jahre hinweg schwierig gestalten 

werde, selbst wenn die offizielle Verfolgung eingestellt werden 

würde.36 Zu den ursprünglichen Antisemiten waren Teile der deut-

schen Jugend und diejenigen hinzugekommen, die von der Aus-

schaltung jüdischer Konkurrenten profitierten. Darüber hinaus 

wagten diejenigen, die wegen der wirtschaftlichen Folgen gegen 

die antisemitischen Aktionen waren, nicht, gegen sie zu protestie-

ren.37 

Eine ähnliche Analyse erstellte der Botschafter Sir Horace Rum-

bold für Grossbritannien, doch er stützte sich auf andere Quellen. 

Rumbold stammte aus einer Diplomatenfamilie und hatte jahr-

zehntelange Erfahrung als Diplomat. Er war bei Kriegsausbruch 

im Sommer 1914 in Deutschland tätig gewesen, und er wusste aus 

eigener Erfahrung, wohin der deutsche Nationalismus führen 

konnte. Im Jahr 1928 kehrte er als Botschafter nach Deutschland 

34 



 

nach Deutschland zurück und beobachtete den Zusammenbruch 

der Weimarer Republik und den Aufstieg des Nationalsozialismus. 

Rumbold hatte erkannt, dass der von ihm bewunderte Reichspräsi-

dent Hindenburg nicht eingreifen konnte oder wollte, und zeigte 

sich in seinen Depeschen nach London alarmiert.38 

Rumbold beobachtete in den Jahren der Weimarer Republik ei-

nen beträchtlichen Anstieg des Antisemitismus. Seit der Revolu-

tion von 1918, schrieb er, habe man den Juden in jedem Bereich 

Chancengleichheit gewährt, was dazu führte, dass sich die «rassi-

sche Überlegenheit [der Juden] ...zumindest in den Augen der 

Deutschen» mit alarmierender Deutlichkeit zeigte. Die jüdischen 

Errungenschaften und Fortschritte würden in keinem Verhältnis 

zum Anteil der Juden an der Bevölkerung stehen (der nur 1 Prozent 

betrug), was in bestimmten deutschen Kreisen heftige Ressenti-

ments hervorrufe. Darüber hinaus würden die Juden mit der politi-

schen Linken – mit Demokratie und Pazifismus – in Verbindung 

gebracht. Die Verwicklung einiger Juden in Finanzskandale mache 

die Sache in einer Zeit wirtschaftlicher Krisen nur noch schlimmer: 

Die Besten der jüdischen Gemeinschaft sollten für die Sünden der 

Schlechtesten büssen. Die Nationalsozialisten würden diese 

Ressentiments für ihre Zwecke nutzen und noch verstärken.39 

Rumbold wies darauf hin, dass die übertriebenen Berichte, die 

in der ausländischen Presse über die Ausschreitungen der Natio-

nalsozialisten (die vor allem gegen Kommunisten und Sozialdemo-

kraten gerichtet waren) erschienen waren, in Deutschland den An-

tisemitismus zusätzlich gefördert und verstärkt hätten. Einige 

Deutsche seien nämlich der Ansicht, dass die Juden hinter der Kri-

tik im Ausland stünden. Das verstärke die Motive, gegen die Juden 

aus rassischen Gründen vorzugehen. Die Nationalsozialisten wür-

den den Boykott als Gradmesser für die antisemitischen Ressenti-

ments benutzen, gleichzeitig wollten sie ihn aber auch kontrollie-

ren und rechtzeitig wieder beenden.40 

Wohin würde diese ganze Feindseligkeit führen? Ein vernünfti-

ger Beobachter sollte bei der Analyse einer Diktatur auch den Dik-

tator genau untersuchen. Rumbold, der in Hitler und Göring die 

Verantwortlichen für die Kampagne gegen die Juden sah41, infor- 
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mierte sich in Mein Kampf über die NS-Bewegung. Am 13. April 

1933 sandte Rumbold eine ausführliche Depesche an die Regie-

rung in London, in der er über den deutschen Antisemitismus be-

richtete. Der Botschafter übernahm Hitlers Darstellung, dass des-

sen Erfahrungen als Jugendlicher in Wien – sowohl mit Juden als 

auch mit Antisemiten – ihn zu einem «Wagnerianer» gemacht und 

ihn davon überzeugt hatten, er müsse die arische Rasse retten. 

Rumbold fasste Hitlers Ansichten zusammen: 

... Marxismus und Judentum werden für jedes Übel verant-

wortlich gemacht. Die Juden sind angeblich die heimtücki-

schen Feinde der blauäugigen nordischen Rasse. Die deutsche 

Niederlage 1918 wurde eindeutig von ihnen herbeigeführt. 

Die Novemberrevolution [von 1918] und das Weimarer Sys-

tem sind das Ergebnis einer internationalen jüdischen Ver-

schwörung, und die Kriegsschuldlüge wird von deutschen Ju-

den verbreitet, damit Deutschland entwaffnet und für immer 

dem Marxismus ausgeliefert sein wird. 

Die Bevölkerung wurde 1930 und in den folgenden Jahren 

immer empfänglicher für antisemitische Propaganda. Es war 

einfach, Arbeiter, und noch einfacher, Studenten davon zu 

überzeugen, dass ihnen ihre Lebensgrundlage durch einen 

fremden Parasiten entzogen worden war... 

Im Ausland hat man anscheinend noch nicht richtig begriffen, 

dass das Programm der nationalsozialistischen Partei in ho-

hem Masse antisemitisch ist... 

Hitler vertritt in seinem Buch und in seinen Reden weit dras-

tischere Methoden, als sie im Parteiprogramm der NSDAP zu 

finden sind. Er möchte den Juden das Wahlrecht entziehen, 

das Recht auf Grundbesitz und das Recht, Geld gegen Zinsen 

zu verleihen. Zusätzlich würde er besondere Steuern von 

ihnen verlangen und sie von einer Vielzahl von Berufen aus-

schliessen. Die Heirat zwischen Juden und Christen will er 
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  verbieten lassen, ausserdem sollte seiner Ansicht nach jede 

Anstrengung unternommen werden, die ursprüngliche Rein-

heit der germanischen Rasse wiederherzustellen. Daher ist 

mit weiteren Einschränkungen für die Juden zu rechnen, denn 

Hitler hat mit Sicherheit die Absicht, die jüdische Bevölke-

rung in Deutschland zu Menschen zweiter Klasse zu machen 

und, wenn möglich, völlig aus Deutschland zu vertreiben. 

Hitler selbst hat in seinem Buch und in seinen Reden eindeu-

tig erklärt, dass seine Abneigung gegen die Juden rassisch 

[nicht religiös] begründet ist... Die Juden, behauptet er, sind 

Parasiten fremder Herkunft... und das deutsche Blut muss von 

dieser Verunreinigung gesäubert werden.42 

Rumbold war also der Ansicht, dass sich die Situation der Juden in 

Deutschland mit der Zeit verschlechtern würde und dass Grossbri-

tannien und andere Länder möglicherweise mit einer Flut verzwei-

felter jüdischer Flüchtlinge rechnen mussten. Tatsächlich war das 

wachsende Flüchtlingsproblem der Hauptgrund dafür, warum 

Grossbritannien und andere Länder Deutschlands Judenpolitik, 

modern ausgedrückt, nicht einfach als «Verstoss gegen die Men-

schenrechte» verurteilten. Die nationalsozialistische Verfolgungs-

politik zwang die westlichen Regierungen zu sofortigen politischen 

Entscheidungen. 

Messersmith und Rumbold analysierten den Antisemitismus in 

Deutschland aus unterschiedlichen Blickwinkeln. Messersmith, ein 

ehemaliger Lehrer und Schuldirektor, zeigte nur wenig Anzeichen 

jenes vornehmen Antisemitismus, den damals einige amerikani-

sche Diplomaten an den Tag legten. Joseph Hyman vom American 

Jewish Joint Distribution Committee sagte, Messersmith habe bei 

der Verteidigung der Juden während der ersten Monate des Nazi-

regimes hervorragende Arbeit geleistet, und Rabbi Stephen Wise 

vom American Jewish Congress äusserte sich ähnlich anerkennend 

über ihn.43 Der aristokratische Rumbold schien gelegentlich den 

nationalistischen Impuls der Deutschen zu teilen, welche die weit 

überproportionale Präsenz der deutschen Juden in bestimmten Be- 
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reichen des deutschen Geschäftsiebens, in manchen Berufszwei-

gen und im Erziehungswesen gerne geändert hätten.44 Messersmith 

sah im Antisemitismus in erster Linie ein Produkt der nationalso-

zialistischen Bewegung. Deren Führer hatten ihren jungen Anhä-

ngern jahrelang Hass auf die Juden gepredigt, und nun mussten sie 

die aufgewiegelten Massen befriedigen. Rumbold verfolgte den 

Antisemitismus bis in die achtziger Jahre des 19. Jahrhunderts zu-

rück, betonte aber dessen Zunahme nach dem Ersten Weltkrieg. 

Beide beobachteten unter dem nationalsozialistischen Regime ei-

nen deutlichen Anstieg des Antisemitismus in der Bevölkerung 

und beide prophezeiten in Hinblick auf Hitlers persönliche Abnei-

gung gegen die Juden noch grössere Probleme für die Zukunft.45 

Kurz vor seiner Abreise aus Berlin stellte Rumbold fest, Hitler 

habe in Deutschland die absolute Macht, und er versuchte, den 

möglichen Verlauf der nächsten vier Jahre einzuschätzen. Es hiess, 

dass Hitler unbegrenztes Vertrauen in die Propaganda habe und 

davon überzeugt sei, die öffentliche Meinung in Deutschland in 

einem bis dahin noch nie dagewesenen Ausmasse beeinflussen zu 

können. Das bedeutete auch, dass Hitlers Regime die deutsche Be-

völkerung auf einen Krieg vorbereiten werde. Hitler hatte in Mein 

Kampf erklärt, dass ein Land für seine Existenz kämpfen müsse, 

andernfalls sei es dem Untergang geweiht. Die Befähigung einer 

Rasse zum Kampf hänge von ihrer Reinheit ab; deshalb sei es not-

wendig, sie von Verunreinigungen zu säubern. Die Auswirkungen 

dieser Ideologie zeigten sich auch in der Aussenpolitik. Hitler war 

der Ansicht, es sei kriminell, zusammen mit Russland einen Krieg 

gegen den Westen zu führen, vor allem, weil das Ziel der Sowjets 

der Triumph des internationalen Judentums sei. Hitler musste seine 

Gegner in Sicherheit wiegen, damit er sie der Reihe nach angreifen 

konnte. Rumbold wies nachdrücklich darauf hin, wie besessen Hit-

ler war und wie enthüllend Mein Kampf gewertet werden könnte, 

und fügte an, dass Hitler mittlerweile sicherlich froh wäre, wenn 

er das Buch aus dem Markt nehmen könnte.46 

Hitler hätte Mein Kampf kaum zurückziehen können, ohne sein 

eigenes Bild in der Öffentlichkeit zu demontieren – das Image ei-

nes fest entschlossenen Mannes, an dem er so hart gearbeitet hatte 
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und das er für seine Politik als unbedingt notwendig erachtete. 

Ausserdem wollte er, dass mehr Deutsche mit seinen Vorstellun-

gen vertraut wurden. Der Auslandsvertrieb war etwas anderes. Im 

Gegensatz zu den meisten Autoren war Hitler wenig an einer Über-

setzung seines Werkes gelegen. 

Im Jahr 1928 hatte Hitlers Verleger, der Eher Verlag, die Über-

setzungsrechte an einen britischen Literaturagenten übertragen, an 

Curtis Brown Ltd. Bis 1931 zeigte jedoch kein britischer oder ame-

rikanischer Verlag Interesse an Hitlers geschwollener Prosa. Nach 

dem Sieg der Nationalsozialisten bei den Reichstagswahlen wurde 

den Leuten allmählich klar, dass Hitler kein kurzfristiges politi-

sches Phänomen war. Zu diesem Zeitpunkt tauchte ein einfallsrei-

cher Schriftsteller und Übersetzer namens Edgar Dugdale mit einer 

gekürzten Übersetzung auf, die im britischen Verlag Hurst and 

Blackett erscheinen sollte. Der Verlag Eher erhielt einen beschei-

denen Vorschuss. Doch der Londoner Korrespondent des Völki-

schen Beobachters bestand darauf, dass die deutsche Regierung 

den Text genehmigen musste, und Curtis Browns Vertrag mit Eher 

gab Berlin das notwendige Druckmittel in die Hand. 

Das Buch, das ursprünglich aus stilistischen Gründen gekürzt 

worden war, wurde aus politischen Gründen noch stärker gekürzt. 

Hurst and Blackett gaben in Grossbritannien eine bereinigte Ver-

sion von Mein Kampf mit 297 Seiten heraus, während Houghton 

Mifflin den identischen Text in den USA veröffentlichten. (In der 

amerikanischen Ausgabe wurde Dugdale als Übersetzer genannt, 

in der britischen nicht.) Bis 1939 war das die einzig verfügbare 

Ausgabe auf Englisch. Nur durch einen mühevollen Seitenver-

gleich mit dem deutschen Original konnte man feststellen, was zu-

sammengefasst oder gekürzt worden war. Es gab keine Auslas-

sungszeichen oder Anmerkungen, die die Streichungen angezeigt 

hätten.47 

In der gekürzten Fassung fehlten einige der schärfsten Bemer-

kungen Hitlers zur aussenpolitischen Expansion Deutschlands und 

zur Bedrohung durch die Juden. Hitlers fixe Idee, dass die Juden 

versuchten, die arischen Frauen zu verführen, wurde grösstenteils 

weggelassen. Die Bemerkung, Deutschland hätte im Ersten Welt-

krieg zwölf- bis fünfzehntausend Juden vergasen sollen, fehlte völ- 
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lig. Insgesamt wirkten Hitlers Ansichten in der Übersetzung weni-

ger fanatisch, er selbst erschien dafür als schlauerer Politiker.48 

Gelegentlich wurden die Mängel der englischsprachigen Aus-

gabe erkannt. Rumbolds detaillierte Berichte, in denen er Mein 

Kampf analysierte, machten bei den britischen Kabinettsmitglie-

dern die Runde. In einem Leserbrief an die Londoner Times, die 

vier Auszüge aus Dugdales Übersetzung abgedruckt hatte, protes-

tierte der Leiter der Jewish Agency, der spätere israelische Staats-

präsident Chajim Weizman, gegen die Verwendung von Dugdales 

gekürzter Fassung und fügte die Übersetzung von 28 fehlenden 

Seiten bei. Das britische Aussenministerium archivierte diese Aus-

züge. Im Jahr 1936 liess sich die britische Botschaft in Berlin eine 

eigene Übersetzung der wichtigsten Passagen aus dem deutschen 

Original anfertigen.49 In Amerika erhielt Franklin D. Roosevelt 

Mein Kampf 1933 von Houghton and Mifflin. Der Präsident 

schrieb in das Buch: «Diese Übersetzung ist so bereinigt, dass sie 

ein völlig falsches Bild von Hitler und seinen Reden vermittelt – 

im deutschen Original würde das alles ganz anders aussehen.»50 

Gelegentlich erkannten einige Regierungsbeamte in Grossbri-

tannien und den USA, dass die Lektüre von Mein Kampf grundle-

gende Erkenntnisse über Hitlers zukünftige Pläne vermitteln 

konnte. Grossbritannien besass auch Geheimdienststudien über 

das nationalsozialistische Deutschland in den dreissiger Jahren, 

der US-Geheimdienst hingegen glänzte vorwiegend durch Abwe-

senheit. Doch keine Studie der westlichen Geheimdienste beein-

flusste Mitte der dreissiger Jahre die Aussen- oder Verteidigungs-

politik der späteren Alliierten.51 Grossbritannien und die USA wa-

ren mehr mit der deutschen Aussen- und Wirtschaftspolitik be-

schäftigt als mit der Verfolgung der deutschen Juden. Und die 

Flüchtlingspolitik des Westens wurde eher von innenpolitischen 

Überlegungen als von den Vorgängen in Deutschland bestimmt, 

geschweige denn von möglichen späteren Ereignissen. Doch da-

rauf sind andere Autoren eingegangen.52 

Die Publikationsgeschichte von Mein Kampf dient unter drei 

verschiedenen Aspekten als Metapher für die spätere Entwicklung. 

Erstens sprach Hitler seine Drohungen offen aus und verriet durch 

seine Sprache und seinen Ton viel, selbst wenn er die Details sei- 
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ner Pläne verschwieg oder sie noch gar nicht formuliert hatte. 

Zweitens konnten aufmerksame Beobachter aus den richtigen Be-

legen sehr viel schliessen. Drittens erfuhren westliche Experten 

und Diplomaten früher und ausführlicher von Hitlers Kurs als die 

Öffentlichkeit; eine Informationslücke, die in den westlichen De-

mokratien schwerwiegende Folgen haben sollte. 

An Messersmith und Rumbold fällt auf, dass sie sich wegen des 

Schicksals der deutschen Juden besorgt zeigten. Sie hatten zwei-

fellos mehrere Motive: Die Verfolgung der Juden durch die Natio-

nalsozialisten führte zu aussenpolitischen Schwierigkeiten und 

möglichen Einwanderungsproblemen in ihren Ländern. Messers-

miths und Rumbolds Proteste gegen die Verfolgung schlossen je-

doch nicht ein, dass sie eine unbegrenzte Einwanderung von jüdi-

schen Flüchtlingen in die USA oder nach Grossbritannien befür-

wortet hätten. Beide Männer hatten erkannt, dass die Ereignisse in 

Nazideutschland in der Geschichte ohne Beispiel waren und in ei-

ner Katastrophe enden könnten. 

Selbst Hitler oder Himmler konnten damals noch nicht wissen, 

in welchem Ausmass sie ihre ideologischen Ziele würden verwirk-

lichen können, und auch der Zeitpunkt stand noch nicht fest. Doch 

sie wussten, dass sie dafür Unterstützung brauchten – Offiziere und 

Soldaten für ein Unternehmen, das sie als politischen Rassenkrieg 

interpretierten. 
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2 Pläne für den Rassenkrieg 

Kurt Daluege war ein fähiger aber unauffälliger Mann, der sich aus 

einer Reihe glanzloser Posten eine wichtige Karriere im national-

sozialistischen Deutschland aufbaute. Der Verlauf und Stil seiner 

Karriere wirkten sich vorteilhaft auf die Urteile der Historiker zu 

seiner Person aus. Ein deutscher Historiker, der ein Buch über die 

nationalsozialistische Judenpolitik verfasst hatte, schrieb 1990, 

dass Daluege kein Interesse an der nationalsozialistischen Ideolo-

gie oder an den Ressentiments gegenüber den Juden gehabt habe. 

Er habe einfach die Befehle anderer ausgeführt, wohingegen 

Dalueges Zeitgenosse und Rivale Reinhard Heydrich die Behand-

lung der Judenfrage für die Polizei übernommen habe. Dalueges 

Akten enthalten wenig, was dem widersprechen würde.1 Auf jeden 

Fall war Daluege ein Bürokrat, und die Nazibürokraten (wie auch 

andere) wussten, wie man Akten frisiert. 

Kurt Daluege wurde 1897 in Oberschlesien geboren. Im Ersten 

Weltkrieg diente er als Offiziersanwärter und erhielt das Eiserne 

Kreuz. Nach dem Krieg schloss er sich einem Freikorps an, einer 

rechtsgerichteten paramilitärischen Organisation, die der neuen 

und zunehmend unpopulären demokratischen Regierung einige 

Schwierigkeiten bereitete. Daluege studierte an der Technischen 

Hochschule Berlin Hoch- und Tiefbau und erwarb einen Ab-

schluss. Dann arbeitete er als Ingenieur bei der Berliner Müllab-

fuhr, schloss sich jedoch 1926 der nationalsozialistischen Bewe-

gung an und machte schon bald die Politik zu seinem Beruf. Zu-

nächst war er Mitglied bei der SA, wechselte aber 1928 zur kleine-

ren, disziplinierteren SS, die bald von Heinrich Himmler geführt 

wurde. Daluege spielte im September 1930 eine kleine, aber wich- 
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tige Rolle bei der Niederschlagung einer «Meuterei» in der Berliner 

SA. Er setzte gegen die unzufriedenen SA-Männer unter der Füh-

rung von Walter Stennes SS-Truppen ein und half so, Hitlers Au-

torität zu stützen. Dadurch erwarb sich Daluege anscheinend Hit-

lers Dankbarkeit.2 Daluege war durchaus vorzeigbar und wurde als 

Kandidat der NSDAP für den preussischen Landtag aufgestellt. 

Kurz vor der nationalsozialistischen Machtübernahme wurde er 

auch in den Reichstag gewählt.3 Er und seine Parteigenossen war-

ben nach der Etablierung der NS-Diktatur bei deutschen Firmen um 

Spenden für die SS und den Abwehrdienst SD, die manchmal nicht 

ganz freiwillig geleistet wurden.4 

Zu Beginn der NS-Herrschaft, als die einzelnen deutschen Län-

der noch über ihre eigene Polizei verfügten, wurde Daluege in dem 

allgemeinen Gerangel um Macht und Ämter Kommissar bei der 

preussischen politischen Polizei (Gestapo), die zunächst noch Her-

mann Göring unterstand. Er formte die Preussische Landespolizei 

zu einer militarisierten Polizeitruppe mit einem Kern aus ausgebil-

deten Soldaten um, welche die deutsche Grenze schützen und die 

reguläre Armee unterstützen sollten. Die Mitglieder der Landespo-

lizei wussten, wie sie mit Unruhen und anderen Bedrohungen des 

Staates umgehen mussten: Die bayerische Landespolizei hatte im 

November 1923 den Hitlerputsch niedergeschlagen. Im Jahr 1935 

ging die preussische Landespolizei grösstenteils in der Wehrmacht 

auf,5 doch wahrscheinlich blieben einige ältere Polizisten bei der 

Polizei. Für Daluege war es nicht die letzte Umwandlung von Po-

lizeieinheiten in Kampfverbände. Später wiederholte er das Sche-

ma, behielt aber die Kontrolle über die militarisierten Polizeibatail-

lone. 

Dalueges Vorgesetzter bei der SS war Himmler, und Himmler 

und Göring waren in gewisser Weise Rivalen. Das brachte Daluege 

zwischen 1933 und 1934 in eine schwierige Position, ermöglichte 

es ihm aber auch, beide Seiten gegeneinander auszuspielen. Im Ap-

ril 1934 kamen Göring und Himmler jedoch zu einer Übereinkunft, 

und Himmlers rechte Hand Reinhard Heydrich übernahm die Füh-

rung der Gestapo. Doch zu diesem Zeitpunkt hatte Daluege seinen 

Kurs bereits festgelegt, und 1936 waren jegliche Spannungen zwi-

schen Daluege und Himmler beseitigt.6 
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Himmler war selbst ein Bürokrat und erkannte Dalueges Vor-

züge: seine respektable Erscheinung, seine unerschöpfliche Ener-

gie und seine organisatorischen Fähigkeiten. Himmler wusste 

auch, dass Daluege, dem Heydrichs Scharfsinn und politisches Ge-

spür fehlten, wahrscheinlich nie zu einer ernsthaften Bedrohung 

für ihn werden würde. Nach seiner Ernennung zum Chef der Deut-

schen Polizei 1936, dem alle Polizeieinheiten des Dritten Reiches 

unterstanden, organisierte Himmler die Polizei neu. Er fasste die 

Gestapo und die Kriminalpolizei im Hauptamt Sicherheitspolizei 

unter Heydrich zusammen, der auch den SD leitete. Daluege stand 

der uniformierten Polizei vor, die in Ordnungspolizei umbenannt 

wurde.7 

Nach einer internen Geschichte der Ordnungspolizei, die von 

oder für Daluege verfasst worden war, hatte Himmler seinen Kol-

legen schon lange vor Hitlers Machtübernahme erklärt, die künf-

tige deutsche Polizei werde so aufgebaut sein, dass die Polizisten 

den Standards der SS entsprechen und tatsächlich auch SS-Mit-

glieder werden würden. Die enge Verbindung zwischen den elitä-

ren nationalsozialistischen Schutzstaffeln und der Polizei war nicht 

zufällig oder improvisiert, sondern schon vor der Machtübernahme 

festgelegt und entwickelte sich organisch, wie der Verfasser der 

Geschichte schrieb.8 

Diese «organische Entwicklung» war jedoch ein langwieriger 

und gelegentlich komplizierter Prozess. Einem internen Bericht 

zufolge waren vor 1933 nur 700 Mann der uniformierten Polizei 

(0,7 Prozent) in ganz Deutschland der NSDAP beigetreten. Die 

Zahl berücksichtigt allerdings nicht die Kriminalbeamten und 

wahrscheinlich auch nicht die Mitgliedschaft in anderen national-

sozialistischen Organisationen. Ausserdem spiegelt sie die gesetz-

lichen Beschränkungen wider, die in einigen Ländern Polizisten 

die Mitgliedschaft verboten.9 Dennoch hatten Himmler und andere 

Nationalsozialisten eine gewaltige Aufgabe vor sich, wenn sie die 

Polizeieinheiten der verschiedenen Länder zu einer brauchbaren 

Waffe für die SS umformen wollten. 

Die nationalsozialistische Führung sah keine Notwendigkeit, bei 

der Polizei aus politischen Gründen massive Säuberungen durch-

zuführen. Weniger als 2 Prozent der Polizisten und 7 Prozent der 

Offiziere wurden ausgeschlossen. Heydrich, dessen erste Position 
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bei der Polizei Chef der Bayerischen Politischen Polizei gewesen 

war, beliess in Bayern selbst die Polizisten in ihrem Amt, die gegen 

rechte politische Bewegungen gearbeitet hatten. Der bayerische 

Polizist Heinrich Müller, ein Experte für den Kommunismus, aber 

kein Nazi, wurde zu einer Art Musterrekrut und leitete später die 

Gestapo.10 

Gegenüber der bestehenden Polizei konnten die Nationalsozia-

listen betonen, dass auch sie wieder geordnete Zustände herbeifüh-

ren, die Polizei von Beschränkungen befreien und ihnen mehr 

Vollmachten bei der Ausübung ihrer Arbeit einräumen wollten. 

Viele Polizisten fühlten sich auch von dem Ruf der Nationalsozia-

listen nach einem stärkeren Deutschland und ihren ersten Massnah-

men in diese Richtung angesprochen. Allmählich kamen diejeni-

gen, die eine striktere Anwendung der Gesetze befürworteten, mit 

der NS- und SS-Ideologie in Kontakt und wurden noch radikaler.11 

Zwischen den Mitgliedern der politischen Polizei, die es ge-

wohnt waren, gegen illegale politische Umtriebe vorzugehen, und 

den uniformierten Polizisten, deren normale Aufgaben und Hori-

zonte völlig unpolitisch waren, bestand allerdings ein wichtiger 

Unterschied. Im Allgemeinen war die Ordnungspolizei von der SS-

Ideologie weiter entfernt als die Sicherheitspolizei. Das national-

sozialistische Regime schuf einen Polizeistaat, wusste jedoch noch 

nicht, inwieweit und wie gut die Polizei politische und ideologi-

sche Aufgaben erfüllen würde. 

Alle Abteilungen der Polizei hatten zahlreiche Polizisten, die 

«erzogen» werden mussten. Allmählich traten immer mehr der SS 

bei, und alle, die geeignet erschienen, wurden dazu ermutigt. Wer 

zur SS wollte, absolvierte einen Kurs, in dem er über den national-

sozialistischen Staat und seine Weltanschauung belehrt wurde, sich 

militärisches Wissen aneignete und körperlich trainierte. Am Ende 

mussten die Absolventen eine Prüfung bestehen.12 Zu Beginn des 

Jahres 1941 bereitete Heydrich mit der Zustimmung Himmlers 

auch einen ausführlichen Lehrplan für die akademisch-ideologi-

sche Ausbildung der höheren Offiziere der Sicherheitspolizei 

vor.13 

Dalueges Reich war weit weniger schillernd, dafür aber breiter 

gefächert. Zur Ordnungspolizei gehörten die städtische Polizei, die 
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Gemeindepolizei, die Gendarmerie auf dem Land, die Feuerwehr 

und die Technische Nothilfe – alle zusammen umfangreicher als 

Gestapo und Kriminalpolizei. Sie waren in erster Linie für die Auf-

rechterhaltung der Ordnung, die Einhaltung der Gesetze, den 

Schutz der Bürger und den Einsatz bei Katastrophen zuständig. 

Zur Ordnungspolizei gehörte auch eine beträchtliche Anzahl 

militärischer Formationen. Deren Polizisten waren militärisch aus-

gebildet und in Kasernen untergebracht, aber vom Wehrdienst be-

freit und weiterhin Daluege unterstellt. Die Militärbataillone der 

Ordnungspolizei waren ein Erbe der unruhigen Jahre nach dem 

Ersten Weltkrieg, in denen die Stärke der deutschen Streitkräfte 

durch den Versailler Vertrag auf 100’000 Mann begrenzt worden 

war. Die Polizeibataillone hatten zur Erhaltung der öffentlichen 

Ordnung in einer Zeit beigetragen, in der politische Extremisten 

häufig Gewalttaten verübten. Gleichzeitig dienten sie als inoffizi-

elle Militärreserve.14 Im nationalsozialistischen Staat wurden sie 

während des Krieges zur Durchsetzung politischer und rassisti-

scher Ziele eingesetzt. 

Daluege arbeitete hart daran, dass die ihm unterstellten Männer, 

von denen viele Berufspolizisten aus der Zeit vor der nationalso-

zialistischen Machtübernahme waren, mit ihrer Rolle und ihrem 

Gehalt unter dem NS-Regime zufrieden waren. Er und seine Per-

sonalspezialisten verlangten keine sofortige «Konversion» zum 

nationalsozialistischen «Glauben». Gute Polizisten, die ihre Arbeit 

ordentlich verrichteten, wurden befördert und bekamen Gehaltser-

höhungen.15 Einigen von ihnen sagte der Nationalsozialismus zu, 

weil das Regime vom wirtschaftlichen Aufschwung profitierte und 

Deutschland seine alte Position als Militärmacht wiedererlangte. 

Gelegentlich trug Daluege zur Verbreitung nationalsozialisti-

scher antisemitischer Propaganda bei. Im September 1935 wies er 

bei einer Pressekonferenz in Berlin die Kritik aus dem Ausland an 

der Judenverfolgung in Deutschland mit dem Argument zurück, 

dass durch die Juden bestimmte Verbrechen überhandnehmen wür-

den – darunter die Gefährdung der Sicherheit, Betrug, Rauschgift-

handel und Glücksspiel. Daluege präsentierte verschiedene Statis-

tiken, welche angeblich die unverhältnismässig hohe Beteiligung 
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von Juden an diesen Verbrechen bewiesen, und beschrieb die Be-

mühungen der Nationalsozialisten «hinsichtlich einer allgemeinen 

Säuberung» als durchaus angemessen.16 

Daluege und Heydrich wachten eifersüchtig über ihren jeweili-

gen Kompetenzbereich, waren aber auch voneinander abhängig. 

Der jüngere, strahlende Heydrich verfügte anscheinend über einen 

brennenden Ehrgeiz und eine unerschöpfliche Energie und verhielt 

sich manchmal so, als ob Daluege wenig Interesse an den politi-

schen und rassischen Angelegenheiten der Polizei haben sollte. Im 

Februar 1940 lud Heydrich Daluege beispielsweise zu einer Kon-

ferenz für leitende Polizeibeamte ein, die gleichzeitig Mitglieder 

des SD waren. Bei der Konferenz ging es um Probleme, die dem 

Reichsicherheitshauptamt (RSHA) bevorstanden, und die Zusam-

menfassung der politischen Polizei, der Kriminalpolizei und des 

SD im weiteren Verlauf des Krieges. Ausserdem hielt Adolf Eich-

mann einen Vortrag über die «Umsiedlung» und Auswanderung 

der Juden. Heydrichs Brief war jedoch nicht sehr ermunternd. Er 

schrieb Daluege, die Themen würden ihn vermutlich nicht interes-

sieren und das Niveau der Vorträge würde entsprechend der Zuhö-

rerschaft nicht sehr hoch sein. Vielleicht wolle Daluege lieber nur 

zum Mittagessen kommen.17 Trotz Heydrichs herablassender Hal-

tung war Daluege ihm jedoch dank Himmlers Beförderungspolitik 

immer einen Rang voraus.18 

Dalueges Ordnungspolizei führte durch die Teilnahme der Mili-

tärbataillone beim Feldzug gegen Polen bereits im Herbst 1939 

Aktionen gegen Juden durch. Nach Dalueges Unterlagen waren 

zwölf Bataillone der Ordnungspolizei, von denen jedes ungefähr 

500 Mann umfasste, der Wehrmacht nach Polen gefolgt.19 Die Ein-

satzgruppen unter der Leitung der Sicherheitspolizei und des SD, 

Bataillone der Ordnungspolizei und die Waffen-SS brannten Syna-

gogen nieder und exekutierten Tausende von polnischen Juden und 

anderen Polen.20 

Nach Hitler und Himmler waren drei Männer für die erste Kam-

pagne gegen Deutschlands politische und rassische Feinde in Polen 

verantwortlich: Heydrich, Eicke und Daluege. Heydrich war im 

August 1939 mit dem Oberkommando des Heeres übereingekom-

men, dass seine Einsatzgruppen alle deutschfeindlichen Elemente 
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hinter den deutschen Linien bekämpfen sollten. Bei einer anderen 

Gelegenheit erklärte Heydrich, dass seine Einheiten in den besetz-

ten Gebieten im Wesentlichen die Aufgaben der Staatspolizeistel-

len im Reich ausführen würden.21 

Der brutale und pathologisch antisemitische Eicke war bereits 

Kommandeur von drei SS-Totenkopf-Regimentern, in die auch 

ehemalige KZ-Wachmänner eingegliedert wurden. Im August 

1939 wurde er zum Höheren SS- und Polizeiführer für die Gebiete 

in Polen ernannt, die von der 8. und 10. Armee noch erobert wer-

den sollten. Mit Daluege verband ihn eine tiefe Feindschaft gegen-

über Heydrich.22 Eickes Wachleute aus den Konzentrationslagern 

waren bereits mit der brutalen und manchmal todbringenden Be-

handlung der inneren Feinde Deutschlands vertraut. Eingebunden 

in den Totenkopf-Divisionen wussten sie, wie man mit extremen 

Massnahmen gegen die polnische Elite und allgemein gegen Juden 

vorgehen würde. 

Am 25. August 1939 wies Himmlers Stabschef Karl Wolff ge-

mäss dessen Anordnung Daluege, Heydrich und Eicke schriftlich 

an, versiegelte Briefumschläge an die Kommandeure der verschie-

denen Einheiten der Polizei und Waffen-SS weiterzureichen, die 

in Polen eingesetzt werden sollten. Laut Wolff enthielten die Um-

schläge nur einen SS-Befehl. Die Kommandeure sollten erst kurz 

vor Beginn der Operationen die Umschläge öffnen und ihre Män-

ner in Gefechtsbereitschaft versetzen. Daluege erhielt elf Um-

schläge, von denen zehn an die Kommandeure der Polizeibatail-

lone in Polen verteilt wurden. Ein Umschlag blieb bei den Akten, 

befand sich bei Kriegsende aber nicht unter Dalueges Unterlagen, 

obwohl Wolffs Brief mit den Anweisungen dabei war.23 Was hatte 

Himmler befohlen? 

Am 1. September 1939, als Deutschland Polen angriff, hielt Ei-

cke vor den drei Totenkopf-Divisionen und anderen Regimentern 

in Oranienburg nördlich von Berlin eine längere Rede. Oranien-

burg war für die Regimenter die Ausgangsbasis für ihren Vorstoss 

gegen Polen. Die Rede machte einen besonderen Eindruck auf ei-

nen Untergebenen Eickes – auf Rudolf Höss, den späteren Kom-

mandanten von Auschwitz. In seinen Memoiren, die Höss kurz vor 

seiner Hinrichtung schrieb, fasste er Eickes Rede zusammen.24 
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Die harten Gesetze des Krieges verlangten ihr Recht, erklärte 

Eicke. Jeder Befehl müsse dem SS-Mann heilig sein, und auch den 

schwersten und härtesten habe er ohne Zögern* auszuführen. 

Himmler verlange von jedem SS-Führer ein vorbildliches Pflicht-

bewusstsein und seinen Einsatz für Volk und Vaterland bis zur 

Selbstaufgabe. Die SS habe die Aufgabe, den Staat Adolf Hitlers 

vor allem im Inneren vor jeder Gefahr zu beschützen. Jeder nun 

auftauchende Gegner des Staates, jeder Saboteur am Kriege sei zu 

vernichten.25 

Befehle galten uneingeschränkt, und der Feind sollte zerstört 

werden, doch im Vorfeld wurde nicht ausgesprochen, was das für 

die Einheiten konkret bedeutete. Im Polenfeldzug erteilten Hitler 

und Himmler zusätzlich Sonderbefehle vom Führerzug aus, der als 

mobiles Hauptquartier fungierte. Zu diesen Befehlen gehörte bei-

spielsweise die Anordnung, «alle polnischen Insurgenten sofort 

ohne Standgericht zu erschiessen», die an die Einsatzkommandos 

und Kommandeure der Ordnungspolizei ging-26 

Mindestens zwei Bataillone der Ordnungspolizei, Bataillon 11 

und 12, mussten die Anzahl der von ihnen durchgeführten Exeku-

tionen melden. Anschliessend teilten ihnen ihre Vorgesetzten mit, 

dass sie niemandem von ihren sogenannten «Sonderaufgaben» be-

richten durften.27 Es ist nicht klar, wie viele der in Polen stationier-

ten Polizeibataillone an den Massenhinrichtungen von Polen und 

Juden mitgewirkt haben, doch das heimliche Vorgehen und die 

Verwendung von Euphemismen deuten auf künftige und umfas-

sendere Massnahmen hin. 

Ende September schlug Daluege offensichtlich vor, dass Heyd-

rich bei den Aktionen gegen Juden geeignete Polen einsetzen solle. 

(Dalueges Brief existiert nicht mehr, aber Heydrichs Antwort-

schreiben deutet darauf hin.) Das Problem, erklärte Heydrich, sei 

die Reaktion der ausländischen Presse – vor allem der amerikani-

schen – gegenüber Deutschland, selbst wenn die Gewalttaten von 

Polen ausgeführt werden würden. Die dringlichste Aufgabe sei es, 

Polen [durch die Vernichtung seiner politischen Elite] zu entpoliti-

sieren. An anderer Stelle erklärte Heydrich, die Lösung der Juden-

frage könne nicht direkt, sondern nur stufenweise erreicht wer-

den.28 Es dauerte fast zwei Jahre, bis die «Endlösung», wie die SS 
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ihre Pläne nannte, ausgearbeitet war und mit der Durchführung be-

gonnen wurde. 

Der Einsatz der Ordnungspolizei bei den Mordaktionen der SS 

in Polen brachte möglicherweise Probleme mit sich, da viele Poli-

zisten und mindestens ein Kommandeur keine SS-Mitglieder wa-

ren. Ein Beispiel ist Oberst Hermann Franz, ein Berufspolizist, der 

ein Polizeibataillon in einem Teil des Gebietes kommandierte, das 

von der 8. Armee erobert worden war. Franz war seit 1931 Mit-

glied der NSDAP, bewarb sich aber erst 1938 bei der SS. Seine 

Bewerbung wurde abgelehnt, und Himmlers Personalhauptamt 

musste sich 1940 für ihn einsetzen, nachdem Franz seinen Wert in 

Polen bewiesen hatte und zum Leiter einer Ausbildungsschule für 

die Ordnungspolizei aufgestiegen war.29 Er konnte seine Männer 

offensichtlich dazu bewegen, selbst die grausamsten Befehle aus-

zuführen. 

Mit Ausgang des Polenfeldzuges Ende September 1939 war die 

Zahl der Polizeibataillone auf 21 angestiegen; hinzu kamen noch 

zwei Kavallerieeinheiten. Abgesehen von einer neugeformten SS- 

und Polizeidivision, die in den Argonnen gegen die Franzosen 

kämpfte, waren die Polizeibataillone an der Offensive im Westen 

im Frühjahr 1940 kaum beteiligt. Doch mit dem Ende der Kämpfe 

wurden sie für polizeiliche Aufgaben und zur Erhaltung der Si-

cherheit im besetzten Norwegen, Holland, Frankreich und Polen 

eingesetzt, wo Anfang des Jahres 1941 mindestens 18 Bataillone 

ihren Dienst versahen. Eine Liste mit den Standorten der deutschen 

Polizeibataillone, die damals von der britischen Abwehr erstellt 

wurde, enthielt insgesamt 158 Bataillone, von denen aber nicht alle 

nachgewiesen sind. Bei ungefähr 500 Mann pro Bataillon waren 

das insgesamt 80‘000 Männer.30 

Am 18. Dezember 1940 gab Adolf Hitler den deutschen Streit-

kräften offiziell den Befehl, unter dem Codenamen Barbarossa ei-

nen Angriff auf die Sowjetunion vorzubereiten. Damit verlagerte 

sich der Schwerpunkt der nationalsozialistischen Expansion nach 

Osten. Die deutschen Strategen erkannten, dass die Sicherheit hin-

ter den Frontlinien ein enormes Problem darstellen würde. Das 

Land war gross, und riesige Wälder und Sumpfgebiete boten den 

Feinden ausgezeichnete Verstecke. Die Wehrmacht konnte es sich 
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nicht leisten, allzu viele Truppen im Hinterland einzusetzen. Selbst 

eine Militärmacht wie die deutsche mit drei Millionen Mann geriet 

in Bedrängnis, wenn sie verwirklichen wollte, was Hitler forderte 

– die Zerschlagung der Sowjetunion in einem Blitzkrieg innerhalb 

von zehn Wochen oder weniger. 

Zu den Truppen, welche die Wehrmacht für Sicherheitseinsätze 

verwenden wollte, gehörten auch Dalueges Polizeibataillone. Die 

Angelegenheit war natürlich heikel, denn die Wehrmacht hatte 

keine Verfügungsgewalt über die Polizei. Ausserdem waren die 

Angriffspläne streng geheim, man konnte den Polizeieinheiten da-

her nicht mitteilen, dass sie vom Westen in den Osten verlegt wer-

den würden. Der Oberbefehlshaber der Wehrmacht, Generalfeld-

marschall Walther von Brauchitsch musste jedem Kontakt zur Po-

lizei vorher zustimmen.31 Ein weiteres, nicht zu unterschätzendes 

Problem bestand darin, dass einige Generäle der Wehrmacht die SS 

in den Jahren 1939 und 1940 unter anderem wegen der Ausschrei-

tungen in Polen scharf kritisiert hatten. Himmler und Brauchitsch 

hatten intervenieren und den Streit schlichten müssen. Im Juli 1940 

hatte Brauchitsch die Dienststellen des Heeres angewiesen, sie soll-

ten sich möglichst bei der Durchführung des Volkstumskampfes 

(dem Judenproblem) durch die politischen Stellen im Osten nicht 

einmischen.32 Die Beziehungen zwischen der Wehrmacht, der SS 

und der Polizei waren immer noch stark belastet. 

Himmler und Heydrich hatten ihre eigenen Gründe, warum sie 

mit der Wehrmacht über das «Unternehmen Barbarossa» verhan-

delten. Sie erkannten, dass der Feldzug im Osten dem nationalso-

zialistischen Deutschland die perfekte Gelegenheit bieten würde, 

die rassischen und politischen Feinde Deutschlands unter dem 

Deckmantel des Krieges zu liquidieren. Sie hatten wie Hitler eine 

radikale Vorstellung von den angeblich notwendigen Massnahmen 

zur Sicherung der eroberten Gebiete im Osten. In ihren Augen galt 

nur die Reduzierung und Eliminierung der feindlichen Bevölke-

rung und die Neubesiedlung der besetzten Gebiete durch Deutsche 

als ausreichend. Während die deutschen Streitkräfte vielleicht ei-

nen «normalen» Krieg planten, sollten die SS und die Polizei den 

«jüdischen Bolschewismus» für immer zerschlagen. Eine wichtige 
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Etappe sollte die rasche Vernichtung der politischen Führung des 

Feindes sein, doch dafür mussten die SS- und Polizeikräfte unmit-

telbar hinter der Wehrmacht vorrücken. 

Die «Pazifizierungsmassnahmen», die in Verbindung mit dem 

«Unternehmen Barbarossa» geplant wurden, waren ausserdem mit 

weiter gefassten Zielen der Nationalsozialisten verbunden. Anfang 

des Jahres 1941 hatte Heydrich bereits ein allgemeines Konzept für 

die Juden in ganz Europa ausgearbeitet, das zunächst deren Depor-

tation in den Osten und dann ihre Ermordung vorsah.33 Im Mai 

1941 konnte ein sehr gut informierter Untergebener Heydrichs auf 

die, wie er sich ausdrückte, «endgültige Lösung der Judenfrage» 

anspielen.34 Nach und nach wurden einige wenige hochrangige Na-

zis ausserhalb der SS in das Projekt eingeweiht. 

Ende März des Jahres 1941 traf sich Heydrich mit Hermann Gö-

ring. Der hochdekorierte Kampfflieger des Ersten Weltkrieges ver-

einte auf sich eine breite Palette von Funktionen und Ämtern, unter 

anderem war er Beauftragter für den Vierjahresplan. Er war zu ei-

ner Art Wirtschaftsführer geworden und in dieser Eigenschaft zu-

mindest noch nominell für die Judenpolitik zuständig. Als Reichs-

minister der Luftfahrt war Göring zudem an der Planung des Feld-

zuges im Osten beteiligt. Heydrich berichtete kurz über «die Lö-

sung der Judenfrage» und legte Göring einen Entwurf seines Pla-

nes vor (der nicht mehr existiert). Nach Heydrichs Memorandum 

über die Besprechung stimmte Göring zu, nachdem er eine gering-

fügige Änderung hinsichtlich von Rosenbergs Zuständigkeitsbe-

reich verlangt hatte. Rosenberg galt zu diesem Zeitpunkt bereits als 

angehender Reichsminister für die besetzten Ostgebiete. Die Er-

wähnung Rosenbergs weist darauf hin, dass zumindest ein Teil der 

europäischen Juden auf sowjetischem Gebiet ermordet werden 

sollte.35 

Göring empfahl auch, den Truppen eine drei- bis vierseitige Un-

terweisung über die Gefährlichkeit der sowjetischen Polizei, der 

Politkommissare und der Juden zu geben. Dann würden die Solda-

ten wissen, wie sie vorgehen sollten, wenn sie dem Feind gegen-

überstanden. Heydrich kam diesem Teil der Aufgabe mit beachtli-

chem Geschick nach. Nachdem er den Bolschewismus als den  
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Todfeind des deutschen Volkes beschrieben hatte, erläuterte er, 

dass der Kampf ein energisches und gnadenloses Durchgreifen ge-

gen bolschewistische Agitatoren, Partisanen, Saboteure und Juden 

erfordere. Die Truppen sollten jeden aktiven und passiven Wider-

stand brutal brechen.36 

Himmler und Heydrich hatten in Hinblick auf den kommenden 

Feldzug bereits Gespräche mit hochrangigen Militärs geführt. Sie 

trafen sich sehr früh mit Wilhelm Keitel, dem späteren General-

feldmarschall und Chef des Oberkommandos der Wehrmacht. 

Himmler unterhielt sich ausserdem mit dem Generalstabschef des 

Heeres, Franz Halder. Heydrich notierte, dass er sich Anfang Feb-

ruar mit dem Oberbefehlshaber des Heeres Walther von Brau-

chitsch getroffen hat. Die offiziellen Verhandlungen für eine Über-

einkunft mit dem Militär begannen am 13. März, nachdem Himm-

ler und Heydrich ihre Standpunkte drei Tage zuvor festgelegt hat-

ten.37 Die SS war aus verschiedenen Gründen in der besseren Po-

sition, unter anderem spielte Hitlers direktes Eingreifen sicherlich 

eine grosse Rolle. 

Am 3. März hatte der Chef des Wehrmachtführungsstabes, Ge-

neraloberst Alfred Jodl, die Anordnungen Hitlers zur Verwaltung 

der besetzten Gebiete in der Sowjetunion an seine Untergebenen 

weitergeleitet. Der kommende Feldzug sei «kein blosser Kampf 

der Waffen, sondern eine Auseinandersetzung zwischen zwei 

Weltanschauungen». Die «jüdisch-bolschewistische Intelligenz» 

sei daher zu beseitigen. Die «Richtlinien auf Sondergebieten» führ-

ten aus, dass Himmler im Operationsgebiet des Heeres zur Vorbe-

reitung der politischen Verwaltung Sonderaufgaben im Auftrage 

des Führers erhalten sollte. Himmler sollte diese Aufgaben unab-

hängig von den regulären Truppen ausführen und dafür sorgen, 

dass die militärischen Operationen nicht gestört wurden. Das vom 

Militär verwaltete Gebiet sollte so weit wie möglich beschränkt 

werden, und die Befehlsgewalt des Militärs sollte auf die direkten 

Operationsgebiete begrenzt werden. Die übrigen Gebiete sollten 

von zivilen Reichskommissaren mit der Unterstützung von Poli-

zeikräften verwaltet werden. Ob es notwendig sei, auch schon im 

Operationsgebiet Organe des Reichsführers SS einzusetzen, müsse 

das Militär mit Himmler klären, doch «die Notwendigkeit, alle  
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Bolschewisten-Häuptlinge und Kommissare sofort unschädlich zu 

machen», spreche dafür. Hitler verlieh seiner Anordnung mit ähn-

lich blutrünstigen Reden vor Wehrmachtsoffizieren im März 1941 

Nachdruck.38 

Mitte März begannen Himmler, sein Stabschef Karl Wolff, 

Daluege und Heydrich offenbar mit der Verteilung der Aufgaben 

und Gebiete an die verschiedenen Polizeieinheiten für die Dauer 

des Feldzuges gegen die Sowjetunion.39 Angesichts der Vielzahl 

der Aufgaben war es kaum möglich, auf Dalueges Einheiten zu 

verzichten. Himmler wollte wahrscheinlich ohnehin nicht alles 

Heydrich überlassen – schliesslich musste man vermeiden, dass 

Untergebene zu angesehen und zu mächtig wurden. Daluege selbst 

ertrug die Bevormundung durch Heydrich vermutlich nicht gerne. 

Hitler hatte es sich zum Grundsatz gemacht, dass sich die Macht-

bereiche und Ämter seiner Untergebenen überschnitten. Bei Da-

luege und Heydrich machte Himmler daraus eine Kunstform.40 

Am 16. April trafen sich diese vier Männer sowie Hans Jüttner 

(der Leiter des SS-Führungshauptamtes) mit dem Generalquartier-

meister des Heeres, Oberst Wagner, um die verbleibenden Fragen 

in einem Abkommen zwischen der SS und dem Militär über den 

Einsatz von SS- und Polizeieinheiten in den sowjetischen Gebieten 

zu klären. Heydrich erhielt für seine Einsatzgruppen nahezu freie 

Hand. Dem Militär wurde versichert, dass sich in der Nähe der 

Front nur wenige Polizisten aufhalten würden: In der Nähe der 

Kampftruppen sollten nur kleine Einheiten der Polizei operieren. 

Der Grossteil der Sicherheitskräfte sollte in grösserer Entfernung 

(«in rückwärtigen Heeresgebieten») tätig sein. Zumindest eine 

zentrale Figur der Wehrmacht, Generalstabschef Franz Halder, 

war erleichtert, dass das Militär nicht alles erledigen musste, was 

Hitler wollte – Himmlers Leute sollten das übernehmen. Doch 

Heydrichs Richtlinien für die Truppen und Hitlers Appelle an füh-

rende Generäle zeigen, dass die Wehrmacht dennoch direkt betei-

ligt sein würde. Himmler weihte ausserdem General Reinecke in 

die Siedlungspläne der SS für den Osten ein. Folglich bekamen 

einige wichtige Generäle zumindest einen flüchtigen Eindruck da-

von, was die Zukunft bringen sollte.41 
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Die Verhandlungen mit dem Militär vom 16. April (und das Do-

kument über die Einsatzgruppen) bezogen sich nicht ausdrücklich 

auf Dalueges Ordnungspolizei, doch Daluege hatte ihre Beteili-

gung ohnehin sichergestellt. Am 8. April sprach Daluege noch ein-

mal mit Himmler über die Verwendung der Ordnungspolizei bei 

dem «Unternehmen Barbarossa».42 Am 21. April wies er Hitler di-

rekt darauf hin, dass die Bataillone der Ordnungspolizei an dem 

Feldzug teilnehmen würden, und in einem Dankschreiben für eine 

kürzlich erhaltene militärische Auszeichnung versprach er Hitler, 

dass die Ordnungspolizei und ihre Hilfsorganisationen die kom-

menden neuen Aufgaben mit Stärke und Mut erfüllen würden.43 

Andere Quellen deuten darauf hin, dass die Idee für den Einsatz 

der Ordnungspolizei von Hitler stammte oder dass er sie zumindest 

befürwortete. In einer Rede vor hochrangigen Polizeibeamten zu 

Beginn des Jahres 1942 erklärte Daluege, der Führer habe schon 

vor Beginn des Feldzuges gegen die UdSSR die Vorbereitungen 

für den Einsatz der Ordnungspolizei in den rückwärtigen Heeres-

gebieten angeordnet. Er hatte bei seiner Rede die Beteiligung Hit-

lers wohl kaum übertrieben, denn er schickte sie an Himmler, der 

sie an Hitler weitergab.44 

Anhand der Besprechung vom 16. April arbeitete Hitlers per-

sönlicher Stab den Entwurf für ein weiteres streng geheimes Do-

kument über die Sicherheit in den Gebieten der Sowjetunion aus, 

die schon bald erobert werden sollten. Das Dokument zeigte, wie 

schon das Abkommen mit dem Militär über die Einsatzgruppen, 

dass Hitler Himmler nicht genau beschriebene Sonderbefehle ge-

geben hatte. Der Reichsführer SS sollte in den Gebieten unter deut-

scher politischer Verwaltung Höhere SS- und Polizeiführer einset-

zen, die ihre Anweisungen direkt von ihm erhielten und denen SS- 

und Polizeitruppen (Einheiten der Waffen-SS und Bataillone der 

Ordnungspolizei) sowie Einsatzgruppen zur Verfügung standen. 

Jeder Höhere SS- und Polizeiführer sollte die entsprechenden 

Kommandeure im rückwärtigen Armeegebiet über die Anweisun-

gen unterrichten, die er von Himmler erhalten hatte. Falls erforder-

lich, konnte der Kommandeur Weisungen erteilen, um eine Stö-

rung der militärischen Operationen zu vermeiden. Wenn «Gefahr  
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im Verzug war», konnte der Kommandeur mit der Genehmigung 

des Höheren SS- und Polizeiführers die Polizeieinheiten militä-

risch einsetzen, doch ansonsten unterstanden die Polizeibataillone 

den SS- und Polizeibehörden, insbesondere den Höheren SS- und 

Polizeiführern Russland Nord, Russland Mitte und Russland 

Süd.45 

Himmlers Rückgriff auf die Höheren SS- und Polizeiführer im 

Osten war nicht ohne Vorbild. Seit 1938 hatte Himmler sie in je-

dem Militärbezirk in Deutschland eingesetzt. Offiziell waren sie 

für die Sicherheit und Ordnung bei Feiern und Massenveranstal-

tungen zuständig, doch sie erhielten besondere Anweisungen, 

wenn Himmler es für angebracht hielt.46 Er wollte nicht nur die 

Tätigkeit von SS und Polizei auf regionaler Ebene koordinieren, 

sondern auch die beiden verschiedenen Organisationen zu einem 

nationalsozialistischen Schutzverband für das Dritte Reich verei-

nen. Dieser Verband sollte die inneren Feinde Deutschlands be-

kämpfen, die germanische Rasse schützen und eine militärische 

Expansion fördern.47 

Die politische Sensibilität in Deutschland war so, dass die Hö-

heren SS- und Polizeiführer sich immer noch an Gesetze (die Ge-

setze des Dritten Reiches) und bürokratische Vorschriften halten 

mussten. Doch in den besetzten Gebieten der Sowjetunion, wo 

deutsches Recht nicht galt, konnten sie ohne Weiteres die Sonder-

befehle Hitlers ausführen. Die SS- und Polizeiführer im Osten hat-

ten daher von Anfang an mehr Macht als ihre Kollegen in Deutsch-

land. Eine sorgfältige Koordination auf territorialer Ebene war vor 

allem bei der Vernichtung der Millionen «Feinde» der Nationalso-

zialisten durch die SS- und Polizeieinheiten besonders wichtig. 

Himmler fand das Prinzip der territorialen Koordinierung so wich-

tig, dass er es durch die Ernennung regionaler und in wichtigen 

Bezirken auch lokaler SS- und Polizeiführer ausbaute, die beide 

den territorialen Höheren SS- und Polizeiführern unterstanden. 

Die Höheren SS- und Polizeiführer erstatteten direkt Bericht an 

Himmler, nicht an Heydrich, und versorgten ihn mit Informationen 

aus dem Feld. Sie verwendeten sowohl Einheiten von Heydrichs 

Einsatzgruppen als auch von Dalueges Ordnungspolizei, ohne die  
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einen den anderen unterzuordnen. Dadurch konnte Himmler den 

Balanceakt mit seinen beiden wichtigsten Untergebenen bei der 

Polizei fortsetzen. 

Himmler brauchte nicht lange, um die geeigneten Leute für die 

Aufgaben im Osten zu finden. Der vierzigjährige Hans-Adolf 

Prützmann war bereits Höherer SS- und Polizeiführer in Nordwest-

deutschland gewesen. Er war der NSDAP (1929) und der SS (1930) 

zu einem Zeitpunkt beigetreten, der angemessen früh erschien. 

Zwischen 1923 und 1924 hatte er in einem Freikorps und in einem 

geheimen Reichswehrregiment gedient. Prützmanns Verhältnis zu 

Daluege war gut, die beiden schickten sich Geburtstagsglückwün-

sche und gelegentlich Geschenke. Himmler vertraute Prützmann so 

sehr, dass er ihn, als die militärische Lage für Deutschland Ende 

1944 prekär wurde, mit der Organisation eines Partisanenkriegs ge-

gen die Alliierten betraute. Prützmanns Ernennung zum Höheren 

SS- und Polizeiführer für Russland Nord wurde am 22. Juni 1941 

wirksam, dem Tag des deutschen Überfalls auf die Sowjetunion, es 

gibt jedoch Anzeichen, dass sie schon im April 1941 geplant wor-

den war.48 

Erich von dem Bach-Zelewski (der einen zweiten Nachnamen 

führte, weil seine Frau Kinder aus erster Ehe hatte) hatte in der 

Weimarer Republik fünf Jahre in der Reichswehr gedient. Er war 

wie Prützmann schon lange bei der SS und mit Daluege gut be-

kannt. Daluege hatte ihn 1933 als treu, ehrbar und sehr impulsiv 

beschrieben.49 Nach einem Streit mit einem anderen hochrangigen 

Nationalsozialisten war Bach-Zelewski wahrscheinlich wegen sei-

nes Vorgehens gegen Juden kritisiert worden. Himmler berichtete 

den Vorfall Hitler, der entschied, dass Bach-Zelewski in seinen SS-

Ämtern belassen werden sollte.50 Im März 1941 bat Bach-Zelewski 

um eine Versetzung an die Front. Zu diesem Zeitpunkt muss er 

vom «Unternehmen Barbarossa» bereits gewusst haben.51 Im April 

ernannte ihn Himmler zum Höheren SS- und Polizeiführer Südost 

(Schlesien). Einen Monat später verlor Bach-Zelewski seinen Pos-

ten, erhielt Urlaub und wurde dann angewiesen, am 26. Mai direkt 

mit Himmler Kontakt aufzunehmen.52 

Friedrich Jeckeln, mit 46 Jahren der Älteste der Gruppe, passte 

in dasselbe Schema. Er war von seiner Ausbildung her Ingenieur 

und hatte im Ersten Weltkrieg als hochdekorierter Leutnant ge- 
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kämpft. Jeckeln war schon früh der NSDAP und der SS beigetreten 

und hatte 1933 einen bedeutenden Posten bei der Braunschweiger 

Polizei erhalten. Auch er verstand sich gut mit Daluege; ausserdem 

verfügte er als Höherer SS- und Polizeiführer in Deutschland (für 

den SS-Oberabschnitt Nord-West, später Mitte) über Erfahrung. 

Anfang des Jahres 1941 liess Jeckeln seine Beziehungen spielen 

und bekam prompt einen neuen Posten im Osten. Am 23. April 

schrieb er an einen Freund: «Ich selbst werde, wie ich heimlich 

erfahren habe, in Verbindung mit grossen Ereignissen eingesetzt 

werden, die uns bevorstehen...»53 Am 1. Mai gab Himmler ver-

schiedene Anordnungen heraus: Am 10. Mai sollte Jeckeln seinem 

persönlichen Stab Bericht erstatten und zu seiner Verfügung ste-

hen, dann acht Tage Urlaub haben und danach Heydrich zu Infor-

mationszwecken zur Verfügung stehen.54 Jeckeins offizielle Er-

nennung zum Höheren SS- und Polizeiführer für die Ukraine er-

folgte am 22. Juni, dem Tag des Überfalls auf die Sowjetunion. 

Alle drei Männer waren SS-Gruppenführer und standen im 

Rang eines Generalleutnants bei der Polizei. Es war ein kleiner 

Kreis: Alle hatten einen militärischen Werdegang, waren bei der 

Polizei und seit vielen Jahren in der SS. Wenn Himmler nicht völ-

lig überzeugt gewesen wäre, dass sie alles tun würden, was Hitler 

und er von ihnen verlangten, wären sie nicht so weit gekommen. 

Das Befehlsschema vom Frühjahr 1941 weist für alle drei darauf 

hin, dass Himmler sie für ihren Posten in den besetzten Gebieten 

der Sowjetunion aufbaute und auf ihre künftigen Aufgaben vorbe-

reitete.55 

Möglicherweise fand Mitte Juni eine gemeinsame Besprechung 

statt. Im Jahr 1946 sagte Bach-Zelewski aus, dass er einige Wo-

chen vor dem Angriff auf die Sowjetunion zusammen mit Daluege, 

Heydrich, Jeckeln, Prützmann, Karl Wolff und anderen an einer 

Besprechung auf Himmlers Wewelsburg teilnahm. Himmler ver-

kündete, dass der bevorstehende Feldzug darüber entscheiden 

werde, ob Deutschland für alle Zeiten eine Grossmacht sein oder 

ausgelöscht werden würde. Ein so bedeutender Mann wie Hitler 

werde nur alle tausend Jahre einmal geboren; deshalb müsse diese 

Generation das Problem lösen, dass Deutschland nicht genug Le-

bensraum habe. Wenn Deutschland erst einmal einen grossen Teil 
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des europäischen Russland erobert haben würde, dann würden alle 

Juden Europas in seine Hände fallen. Deutschland werde fortfah-

ren, die Juden aus Europa zu entfernen, und zugleich die slawische 

Bevölkerung um zwanzig bis dreissig Millionen reduzieren.56 

Nach Bach-Zelewskis Aussage von 1946 wollte Himmler alle 

Abteilungen seiner verschiedenen Einheiten – die Sicherheitspoli-

zei, die Ordnungspolizei und die Waffen-SS – zur Verwirklichung 

seiner rassistischen Ziele einsetzen. Schon mit Beginn des Russ-

landfeldzuges erlaubte er der Sicherheitspolizei (und den aus ihr 

gebildeten Einsatzgruppen), mehr oder weniger eigenmächtig vor-

zugehen. Sie waren nur Heydrich verpflichtet, während die Einhei-

ten der Ordnungspolizei den Höheren SS- und Polizeiführern un-

terstanden.57 Die tatsächlichen Verhältnisse waren komplizierter, 

doch Bach-Zelewski erfasste das Wesentliche. 

Himmler hatte im April 1941 einen besonderen Stab eingerich-

tet, der eine reibungslose Zusammenarbeit zwischen den Einheiten 

der Waffen-SS und der Ordnungspolizei hinter der Front gewähr-

leisten sollte. Anfang Mai wurde dieser Kommandostab Reichsfüh-

rer SS dem sechsundfünfzigjährigen Kurt Knoblauch unterstellt. 

Knoblauch, der lange Zeit Offizier in der Armee gewesen war, war 

mehr Berufssoldat als Politiker – er war erst nach Hitlers Macht-

übernahme Mitglied der NSDAP geworden und erst 1935 zur SS 

gekommen.58 

Himmler hatte daran gedacht, alle Aktionen gegen «Partisanen» 

im rückwärtigen Gebiet dem Kommandostab RFSS zu unterstellen, 

änderte aber seine Meinung. Stattdessen wurden die Einheiten der 

Waffen-SS und der Polizei, sobald sie Deutschland verlassen hat-

ten, direkt den Höheren SS- und Polizeiführern unterstellt.59 Aller-

dings koordinierte ein verkleinerter Kommandostab RFSS die 

Truppenbewegungen und die Versorgung der Truppen, übermit-

telte Himmlers Anweisungen und erhielt von den Einheiten hinter 

der Front Meldungen. 

Nach einem Verzeichnis der dem Kommandostab RFSS ange-

gliederten Einheiten vom Juni 1941 sollte Prützmann, der Höhere 

SS-Führer für Russland Nord, das Polizeiregiment Nord (das aus 

drei Bataillonen und anderen ausgewählten Einheiten bestand) so-

wie drei andere Polizeibataillone leiten. Bach-Zelewski, der Höhe- 
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re SS-Führer für Russland Mitte, erhielt das Polizeiregiment Mitte 

und drei zusätzliche Bataillone, und Jeckeln im Süden verfügte 

über dieselbe Truppenstärke. Die Aufstellung war keineswegs end-

gültig: Vier weitere Polizeibataillone, mehrere Einheiten der Ka-

vallerie, die Brigaden der Waffen-SS und die Infanterieregimenter 

wurden gesondert aufgeführt.60 De facto wurden mindestens 18 

Bataillone der Ordnungspolizei, also ungefähr 9‘000 Polizisten, 

für eine rasche Verlegung in die Gebiete aufgeführt, die von den 

Kampftruppen erobert und auf dem weiteren Vormarsch wieder 

verlassen worden waren. 

Wir wissen immer noch nicht genau, nach welchen Kriterien all 

diese Einheiten zusammengestellt wurden oder über welche Erfah-

rungen sie verfügten. Die Bataillone bestanden aus jungen Rekru-

ten, Polizisten, die neue Pflichten bekommen hatten, und älteren 

Polizisten, die in speziellen Reserve-Polizeibataillonen zusam-

mengefasst waren. Trotz dieser Wissenslücken ist bekannt, dass 

die Bataillone der Ordnungspolizei weniger politisiert waren als 

die Einsatzgruppen. Sie repräsentierten vielleicht nicht die durch-

schnittlichen Deutschen – Polizisten in einem Polizeistaat haben 

gewisse Eigenschaften und Verhaltensweisen, die sie von der gros-

sen Masse der Bevölkerung unterscheiden. Dennoch können wir 

aus den Informationen über ihre Zahl und ihre Aufgliederung da-

rauf schliessen, dass sie keiner politisch-ideologischen Elite ange-

hörten. 

Wieviel erfuhren die angehenden Mitglieder der Exekutions-

kommandos bei der Polizei über ihre Einsätze und die Natur der 

nationalsozialistischen Bevölkerungspolitik? Wieder sagten viele 

Polizisten nach dem Krieg aus, dass sie ihre genaue Aufgabe bis 

kurz vor ihrem ersten Einsatz nicht gekannt hätten. Historiker müs-

sen mit solchen Angaben vorsichtig umgehen, denn die befragten 

Offiziere und Polizisten hätten sich mit anderen Aussagen selbst 

belastet; ausserdem wollten viele nicht gegen ehemalige Kollegen 

aussagen. Ein weiteres Problem besteht darin, dass manche Be-

richte widersprüchlich sind, und welchem Täter soll man dann 

glauben?61 Eindeutige historische Dokumente fehlen weitgehend. 

Immerhin wissen wir, dass das Zurückhalten von Informationen 

bis zur letzten Minute typisch für das Naziregime war. 
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Hitlers Befehl bedeutete sinngemäss, nie jemandem etwas zu sa-

gen, bevor es absolut notwendig war, nie mehr zu sagen, als für die 

Durchführung einer Aufgabe notwendig war und den Menschen 

überhaupt nie mehr zu sagen, als notwendig war.62 Diese Anord-

nung wurde vielleicht bekannter, als es die nationalsozialistische 

Regierung beabsichtigt hatte. Als sie Mitte 1943 in einem Funk-

spruch wiederholt wurde, fingen britische Dechiffrierspezialisten 

sie auf und leiteten sie an Winston Churchill weiter,63 den diese 

Lektüre sicher gefesselt hat. 
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3 Ein Bataillon erhält einen Befehl 

Am 22. Juni 1941, dem Tag des deutschen Überfalls auf die Sow-

jetunion, nahm die Wehrmacht Grenzstädte in Litauen ein und 

drang ins Landesinnere vor. Beim ersten Angriff und auch danach 

erlitt sie Verluste durch Heckenschützen. Die deutschen Behörden 

behaupteten, Juden hätten sich dem deutschen Vorstoss widersetzt 

und sogar die Leichen der deutschen Gefallenen geschändet. Die 

Anschuldigungen lieferten Berlin einen Vorwand, um eine ge-

plante Aktion fortzusetzen. Heinrich Müller, der Chef der Gestapo, 

erteilte am 23. und 24. Juni der Stapo-Dienststelle im ostpreussi-

schen Tilsit in einem Fernschreiben die Anweisung, ein mobiles 

Tötungskommando (das Einsatzkommando Tilsit) aufzustellen 

und die Juden im nahegelegenen Grenzgebiet von Litauen zu li-

quidieren. Der Leiter der Staatspolizeistelle, SS-Sturmbannführer 

Hans Joachim Böhme, rekrutierte dafür Ortsansässige bei der Ge-

stapo, der Grenzpolizei und der regulären Polizei. Die Schützen 

bei den ersten Exekutionen in Garsden (Gargzdai), Kretinga und 

Palanga, wo man Juden für den Widerstand gegen deutsche Trup-

pen verantwortlich machte, waren vom «einheimischen Ordnungs-

dienst». Innerhalb von drei Tagen wurden 526 Juden, bis auf zwei 

ausnahmslos männliche Erwachsene, erschossen und in dafür vor-

bereitete Gruben geworfen.1 Mit dieser Aktion begann der Holo-

caust auf sowjetischem Territorium. 

Heydrich und Müller leiteten die Aktionen aller Einsatzgruppen 

und Einsatzkommandos. Die Bataillone der Ordnungspolizei un-

terstanden jedoch Daluege. Gerade sie sollten die wesentliche 

Stütze der Höheren SS- und Polizeiführer werden, die an den «Säu-

berungen» in den eroberten Gebieten massgeblich beteiligt waren. 
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Ende Juni hielt Daluege mit Prützmann, Bach-Ze-lewski, Jeckeln 

und Gerret Korsemann, der schon bald der vierte Höhere SS- und 

Polizeiführer werden sollte,2 eine Besprechung in Berlin ab. Die 

Besprechung wurde nur bekannt, weil Heydrich an ihr nicht teilge-

nommen hat. Daluege hatte versäumt, ihn ausreichend zu informie-

ren, daher konnte Heydrich nicht dabei sein (und die Besprechung 

an sich reissen). Am 2. Juli schickte er ein streng geheimes Schrei-

ben an die vier Männer, in dem er sich über Daluege beklagte und 

die «wichtigsten Weisungen» hinsichtlich der Sicherheit in den neu 

eroberten Gebieten, die er bereits den Einsatzgruppen erteilt hatte, 

in gedrängter Form darlegte.3 Zumindest notierte er das. 

Ohne die Auseinandersetzung zwischen Heydrich und Daluege 

über die Kontrolle der SS und den Einsatz der Polizei in den be-

setzten Gebieten der Sowjetunion hätte Heydrich sicher nichts 

schriftlich festgehalten.4 In einer anderen Auseinandersetzung mit 

Hinrich Lohse, dem Reichskommissar im Ostland (Estland, Lett-

land, Litauen und ein Teil von Weissrussland), enthüllte der Führer 

der Einsatzgruppe A, SS-Brigadeführer Franz Walter Stahlecker, 

dass er in Verbindung mit der kommenden Säuberung grundle-

gende Anweisungen erhalten habe, die nicht aufgeschrieben, son-

dern nur mündlich weitergegeben werden sollten.5 Die schriftliche 

Fassung von normalerweise nur mündlichen Anweisungen sowie 

Heydrichs Formulierung «in gedrängter Form» für ein ziemlich 

langes Dokument legen eine eingehende Untersuchung von Heyd-

richs Schreiben nahe. 

Heydrich erklärte, das Nahziel sei die politische, das Endziel die 

wirtschaftliche Befriedung der neu zu besetzenden Gebiete. Nach-

dem Heydrich auf die Vereinbarung zwischen den Einsatzgruppen 

und den regulären Truppen hingewiesen und die Notwendigkeit ei-

ner laufenden Berichterstattung erläutert hatte, ging er auf sein ei-

gentliches Anliegen ein: Die Einsatzkommandos sollten alle Funk-

tionäre der Komintern, der Partei, der Zentralkomitees, der Gau- 

und Gebietskomitees, alle Volkskommissare, Juden in Partei- und 

Staatsstellungen und sonstige radikale Elemente (Saboteure, Pro-

pagandeure usw.) exekutieren. Er gab auch Anweisung, Nichtdeut-

sche dazu zu ermuntern, in ihren Gebieten Pogrome gegen Juden 

durchzuführen.6 
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Einige Polizeieinheiten und Einsatzkommandos ermordeten be-

reits Juden, die nicht unter die oben genannten Kategorien fielen. 

Allerdings sagten überlebende Mitglieder der Einsatzkommandos 

bei Vernehmungen und Verfahren, die seit den fünfziger Jahren in 

der Bundesrepublik durchgeführt wurden, im Allgemeinen aus, 

dass sie bis Anfang August oder in einigen Fällen auch später keine 

jüdischen Frauen und Kinder getötet hätten.7 Man hat die Ereig-

nisse dahingehend interpretiert, dass die Kommandeure der Ein-

satzgruppen das Ziel der nationalsozialistischen Judenpolitik be-

reits kannten und mit begrenzter Truppenstärke soviel wie möglich 

erreichen sollten. Jüdische Männer wurden als grössere Bedrohung 

betrachtet, es war daher einfacher, «Gründe» (Vorwände) für ihre 

Ermordung zu finden. 

Es ist sicher möglich, dass einige Befehlshaber der Einsatzgrup-

pen Heydrichs Schreiben vom 2. Juli für bare Münze nahmen, doch 

man muss schon recht leichtgläubig sein, wenn man der Behaup-

tung aufsitzen soll, Himmler, Heydrich und Daluege hätten zu die-

sem Zeitpunkt noch nicht gewusst, was sie mit der jüdischen 

«Rasse» machen würden. Sie wussten nur noch nicht, wie rei-

bungslos die Exekutionen funktionieren und welche Komman-

deure und Einheiten sich als effektiv erweisen würden und ob Wi-

derstand, auch von Seiten der Polizisten, zu erwarten war. 

Das Kriegstagebuch des Bataillons 322 der Ordnungspolizei 

und einige ähnliche Originaldokumente, die erstmals von dem 

deutsch-australischen Historiker Konrad Kwiet entdeckt und un-

tersucht wurden, erhärten den Verdacht gegen hochrangige Nazis.8 

Die Juden waren von Anfang an als Opfer auserkoren. Angebliche 

Vernunftgründe und Vorwände verbargen diese Tatsache gele-

gentlich vor den Exekutionskommandos, die die Liquidierungen 

etappenweise durchführten. Eine eingehende Betrachtung des Ba-

taillons 322 stützt die These, dass die nationalsozialistische Kam-

pagne zur Vernichtung von Deutschlands «Feinden» im Osten 

sorgfältig im Voraus geplant worden war und dass die Ordnungs-

polizei bei diesem Vorhaben von Anfang an eine wichtige Rolle 

spielte. 

Am 15. April, ungefähr zu der Zeit, als Himmler seine Höheren 

SS- und Polizeiführer für den Osten aussuchte,9 befahl er Bataillon 
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322 (und sehr wahrscheinlich einigen anderen), sich auf einen Ein-

satz ausserhalb Deutschlands vorzubereiten. Aus dem Kriegstage-

buch geht hervor, dass Bataillon 322 Himmler direkt unterstellt 

war. Obwohl es keinen eindeutigen Beleg dafür gibt, waren andere 

Bataillone, die in diesem Zeitraum mobilisiert wurden, wahr-

scheinlich ebenfalls Himmler direkt unterstellt. 

Bataillon 322, das als Radfahrbataillon bezeichnet wurde, weil 

es ursprünglich über keine motorisierten Transportmittel verfügte, 

wurde in Wien zusammengestellt. Kommandeur war der Major der 

Schutzpolizei Gottlieb Nagel. Das Bataillon setzte sich aus einem 

Stab, drei Kompanien (die aus je vier Zügen bestanden) und einer 

Kraftfahrzeugstaffel zusammen. Es gab 13 Offiziere, einen Ober-

arzt, fünf Verwaltungsbeamte, 107 Unterführer und 493 Wacht-

meister und Angehörige der Kraftfahrzeugstaffel. Der Anteil an 

Deutschen und Österreichern war ungefähr gleich, doch ein Gross-

teil der Offiziere war deutsch. Die meisten Wachtmeister waren 29 

bis 33 Jahre alt.10 

Zusätzlich zur militärischen Ausbildung erhielten die Männer 

des Bataillons 322 politischen und ideologischen Unterricht, der 

sich im Wesentlichen auf den jüdisch-bolschewistischen Feind be-

zog. Am 17. Mai 1941 jubelten die Bataillonsmitglieder über die 

Nachricht, dass sie in den Osten geschickt werden würden. Bei ih-

rem Aufbruch aus Wien am 9. Juni ermahnte sie der Kommandant 

der Wiener Ordnungspolizei, die Befehle zu befolgen, stets ihre 

Pflicht zu tun und «den slawischen Völkern gegenüber als Herren-

mensch aufzutreten».11 

In Warschau wurden die Polizeibataillone 307, 316 und 322 zum 

Polizeiregiment Mitte unter dem Kommandeur Oberstleutnant 

Max Montua vereint. Der 55jährige Montua war ein hochdekorier-

ter Weltkriegsveteran und Berufspolizist. Er war noch kein Mit-

glied der SS, sollte aber schon bald zeigen, dass er ihren Anforde-

rungen entsprach.12 Sobald Montua und sein Regiment sowjeti-

sches Gebiet erreichten (einschliesslich des polnischen Territori-

ums, das die Sowjetunion 1939 annektiert hatte), unterstanden sie 

dem Höheren SS- und Polizeiführer Bach-Zelewski. Am 28. Juni 

inspizierten Bach-Zelewski und der Befehlshaber des rückwärtigen 

Heeresgebiets Mitte, General von Schenckendorff, das Bataillon 

322.13 
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Wenige Tage später erhielt das Bataillon erste Anweisungen zur 

Behandlung der Bevölkerung in den eroberten Gebieten. Jeder Zi-

vilist, der mit einer Waffe angetroffen wurde, sowie politische 

Kommissare mussten erschossen werden. Die Nationalsozialisten 

betrachteten die Weissrussen, Ruthenen und Ukrainer als potentiell 

deutschfreundlich; deshalb war es erlaubt, aus ihren Reihen Hilfs-

polizeieinheiten aufzustellen. Am 7. Juli erreichte das Bataillon die 

Stadt Bialystok in der ehemaligen sowjetischen Zone von Polen, 

wo die Männer ihren ersten Einsatz erlebten und sich zu verändern 

begannen.14 

Das Polizeibataillon 309 hatte am 27. Juni die Stadt durch-

kämmt und ungefähr 700 Juden in der Hauptsynagoge verbrannt. 

Auch das Einsatzkommando 9 war bereits eingetroffen und führte 

immer noch Exekutionen von Juden durch.15 Der Durchzug ver-

schiedener Einheiten durch wichtige Verkehrsknotenpunkte war in 

den ersten Wochen nach dem Überfall auf Russland nichts Unge-

wöhnliches. Bialystok erlebte Einsatzkommandos, Polizeibatail-

lone und andere deutsche Truppen. Die Männer teilten sich die Ar-

beit, die ihre Vorgesetzten ihnen dort auftrugen. 

Einige Polizisten des Bataillons 322 wurden sofort als Wachen 

eingesetzt, andere patrouillierten in der Stadt, wieder andere waren 

angewiesen, verdächtige Personen gefangenzunehmen, vor allem 

Juden oder getarnte sowjetische Soldaten, und sie dem SD zu über-

geben. Sowjetische Kriegsgefangene, von denen die meisten jüdi-

scher Herkunft waren, wurden vom ersten Tag an erschossen; in 

den Berichten wurden sie als «auf der Flucht erschossen» geführt. 

Für den Morgen des 8. Juli war eine Razzia im Judenviertel ge-

plant. Sechs Offiziere und 220 Wachtmeister riegelten in einem 

Sektor die Strassen ab und bildeten Trupps zur Durchsuchung der 

Wohnungen und Läden. Sie nahmen sich nicht nur, was sie brauch-

ten, sondern fanden bei den Juden auch Lebensmittel, Lederwaren, 

Textilien, Haushaltswaren und ein Jagdgewehr. Man schloss dar-

aus, dass die Juden in den chaotischen Tagen nach der Invasion der 

Deutschen nichtjüdisches Eigentum geplündert hatten. Während 

der Durchsuchung und kurz danach wurden 22 Menschen erschos-

sen (darunter eine Frau), vorwiegend Juden, die sich geweigert hat- 
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ten, die ihnen unterstellten Plünderungen zu gestehen. Andere Ju-

den wurden gezwungen, sich vor den angeblich geplünderten Ge-

genständen fotografieren zu lassen.16 

Aus dem Kriegstagebuch des Bataillons geht hervor, dass die 

Polizei nach den Ergebnissen der ersten Razzia zu dem Schluss 

kam, die Durchsuchung aller jüdischen und polnischen Wohnun-

gen würde Diebesgut zutage fordern. Wenige Monate später durch-

suchte eine Kompanie des Bataillons jüdische Häuser in der Stadt 

Krassnopolje und fand verhältnismässig wenig «Plünderungsgut»; 

deshalb wurde angenommen, die Juden hätten es vergraben.17 Sol-

che Unterstellungen könnten eine direkte Folge der nationalsozia-

listischen Rassenpropaganda sein. 

Am Nachmittag des 8. Juli stattete Himmler dem Bataillon un-

erwartet einen Besuch ab. Der Höhere SS- und Polizeiführer Bach-

Zelewski war bereits eingetroffen. Sie inspizierten die Beute aus 

der ersten Durchsuchung des jüdischen Viertels, und Himmler 

fragte die Bataillonsmitglieder nach ihren Aufgaben.18 Er fand 

rasch eine Möglichkeit, auf der bisherigen Tätigkeit des Bataillons 

aufzubauen. 

Nach dem Krieg entwickelte Bach-Zelewski seine eigene Ver-

sion von Himmlers Besuch und den Ereignissen Anfang Juli in Bi-

alystok. Er gab an, dass Daluege in die Stadt gekommen sei, und 

dass sie gemeinsam die Hinrichtungen der Juden dort und an ande-

ren Orten missbilligt hätten. Dann sei Himmler eingetroffen und 

habe trotz Dalueges Widerstand auf der Höchststrafe für die Plün-

derungen und Sabotageakte bestanden.19 Arthur Nebe, der Chef der 

Einsatzgruppe B, hatte angeblich die Hinrichtungen in der Stadt 

durchführen lassen, nachdem Bach-Zelewski das Kommando ent-

zogen worden war. Bach-Zelewski schob 1946 die ganze Schuld 

auf die Offiziere, die bereits tot waren. 

Es gibt jedoch keine Anzeichen dafür, dass sich Nebe am 8. Juli 

in Bialystok aufhielt, allerdings existieren zahlreiche Hinweise, 

dass Bach-Zelewski sein Kommando behielt. Er gab sogar ein 

Abendessen im kleinen Kreis für Himmler, an dem auch Regi-

mentskommandeur Montua teilnahm. (Auf eine Anwesenheit 

Dalueges gibt es erst am nächsten Tag Hinweise.) Andere Aussa-

gen nach Kriegsende deuten darauf hin, dass Himmler mit Bach-

Zelewski, Montua und den Offizieren mehrerer Bataillone vertrau- 
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liche Gespräche über die Polizeiorganisation in den besetzten Ge-

bieten im Osten führte. Es ging das Gerücht, dass er die Polizei 

aufforderte, verstärkt gegen die Juden vorzugehen. Ein Offizier des 

Polizeibataillons 316 kehrte von der Besprechung mit Himmler 

verstört zurück und vertraute einem Offizierskollegen an, dass sein 

Bataillon Juden erschiessen müsse. Am selben Abend wurden un-

gefähr 1’000 Juden getötet. Ein westdeutsches Gericht ermittelte 

später, dass zumindest die 1. Kompanie des Polizeibataillons 322 

an der vom Einsatzkommando geleiteten Aktion teilgenommen 

hat. Im Kriegstagebuch des Bataillons war nur lakonisch vermerkt, 

das Bataillon sei Tag und Nacht im Einsatz.20 

Am nächsten Tag betonte Daluege in einer Ansprache, das Po-

lizeiregiment könne stolz sein, an der Niederringung des Weltfein-

des, des Bolschewismus, beteiligt zu sein. Kein Feldzug habe je-

mals solche Bedeutung gehabt wie dieser. Der Bolschewismus 

werde nun endgültig ausgerottet werden, zum Segen Deutschlands, 

Europas, ja der ganzen Welt.21 Soviel zu Dalueges Widerstand ge-

gen Himmler! Er drängte wohl eher auf ein radikaleres Vorgehen. 

Am 11. Juli gab Montua einen vertraulichen Befehl von Bach- 

Zelewski an die Bataillone 307, 316 und 322 weiter, der die sofor-

tige Exekution aller als Plünderer «überführten» männlichen Juden 

im Alter von 17 bis 45 Jahren verlangte. Der Befehl schrieb vor, 

die Erschiessungen an entlegenen Orten durchzuführen. Die Grä-

ber seien einzuebnen (damit keine Wallfahrtsorte entstehen konn-

ten). Montua verbot ausserdem das Fotografieren bei den Mas-

senerschiessungen und riet den Bataillonskommandeuren und 

Kompaniechefs, die Eindrücke des Tages bei den beteiligten Män-

nern durch Kameradschaftsabende zu verwischen. Ferner seien die 

Männer laufend über die Notwendigkeit der Massnahmen zu be-

lehren. Am selben Tag wurde eine weitere Massenhinrichtung 

durchgeführt. Nach dem Krieg sagte ein Polizist aus, dass Bach-

Zelewski am 11. Juli persönlich die Hinrichtungsstätte ausserhalb 

der Stadt besuchte. Angeblich sagte er den Männern, dass die Hin-

richtung dieser Juden notwendig für Grossdeutschland sei.22 

Montua wies seine Offiziere darauf hin, regelmässig und sorg- 
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fältig die Zahl der Exekutionen zu melden – und nicht zu übertrei-

ben. Am 20. Juli erliess er einen weiteren Befehl (No. 8) mit An-

weisungen zu den Exekutionen, der aber nicht erhalten ist. Spätere 

Berichte über die Morde an jüdischen Männern und Frauen bezo-

gen sich auf den Befehl vom 20. Juli, der vielleicht die Kategorie 

der Opfer erweiterte.23 

Die Erschiessung von Plünderern erforderte keine persönlichen 

Besuche von Himmler und Daluege und auch keine Reden oder be-

sonderen Anweisungen von Bach-Zelewski und Montua. Sie schal-

teten sich ein, weil die Verbindung zwischen den angeblichen Plün-

derungen und den vielen Juden, die umgebracht werden sollten, so 

unglaubwürdig war. Doch die automatische Assoziation der Juden 

mit Plünderungen – und die selektiven Hinrichtungen der Juden – 

setzte beim Bataillon schon vor Himmlers Ankunft ein. Man kann 

das als Hinweis verstehen, dass der Antisemitismus nicht nur von 

oben oktroyiert wurde. Himmler und Bach-Zelewski bauten auf 

dieser Grundlage auf. 

Himmler war sich durchaus bewusst, dass die Ermordung von 

Zivilisten zu schweren seelischen Schäden bei den Tätern führen 

konnte – bereits 1940 sagte er, er sei davor gewarnt worden. Daher 

war Himmler der Ansicht, dass die Polizisten zusätzlich zu den Be-

fehlen einen Grund für die Hinrichtungen brauchten, und dass man 

für Kameradschaftsabende sorgen musste, mit deren Hilfe die see-

lischen Belastungen vermindert werden sollten. Wenn die Polizis-

ten einmal aufgrund einer angeblichen Straftat oder einer Provoka-

tion eine Massenhinrichtung durchgeführt hatten, würden sie später 

leichter dazu bewegt werden können, auch weiter gefasste Tötungs-

befehle auszuführen. Die Verwendung von Euphemismen in den 

Dokumenten wirkte irreführend – nützlich für den Fall, dass Aus-

senstehende Einblick in die Akten erhielten. Himmler war über-

zeugt, dass viele Deutsche zu weich wären, um die historische Not-

wendigkeit der nationalsozialistischen Rassenpolitik zu erken-

nen.24 

Die Bedeutung, die Himmler der Motivation der Polizisten bei 

den Mordaktionen beimass, zeigte sich beispielsweise weniger als 

eine Woche nach der Besprechung mit Bach-Zelewski und den Re-

giments- und Bataillonskommandeuren in Bialystok. Bei den Be-

hörden in Bialystok, Baranowicze und Minsk wurde per Funk an- 
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gefragt, ob sie Filmprojektoren bereitstellen könnten, da diese für 

die Vorbereitung der Truppen auf ihre «besonderen Pflichten» ge-

braucht würden.25 Für die Vorführung von Filmen gab es eine Art 

Präzedenzfall. Im September 1940 hatte Himmler alle SS-Angehö-

rigen angewiesen, sich im Winter 1940/41 den populären neuen 

Film Jud Süss anzusehen. Als Alternative bot sich Der ewige Jude 

an, ein Film, der noch stärker antisemitisch geprägt war und im 

November Premiere hatte.26 

Jud Süss basierte angeblich auf der Karriere des Joseph Süss- 

Oppenheimer, einem Finanzrat im 18. Jahrhundert am Hof des 

Herzogs von Württemberg. Der Film endete damit, dass Süss hin-

gerichtet wurde und alle Juden aus Württemberg verbannt wurden. 

Propagandaminister Joseph Goebbels betrachtete den Film als her-

vorragendes Beispiel für die Überzeugungskraft des Kinos. Der 

ewige Jude war ein pseudodokumentarischer Film des Propagan-

daministeriums, in dem die angeblich typischen Eigenschaften und 

geheimen Umtriebe der Juden von der Antike bis zur Gegenwart 

aufgedeckt wurden. In dem Film wurde Hitlers Drohung wieder-

holt, dass ein Kriegsausbruch die Vernichtung der jüdischen Rasse 

in Europa zur Folge haben werde. Erstmals hatte er diese Drohung 

am 30. Januar 1939 vor dem Reichstag ausgesprochen. Ein Histo-

riker, der sich auf das nationalsozialistische Kino spezialisiert hat, 

nimmt an, dass die Filme dazu beitragen sollten, die Deutschen auf 

die «Endlösung» vorzubereiten.27 Doch die Filme konnten die Ord-

nungspolizei für die Ausführung ihrer schrecklichen Aufgabe 

Mitte Juli 1941 nicht motivieren, da keine Filmprojektoren zur 

Verfügung standen.28 Die Kommandeure mussten für die Befehle 

zur Massenexekution rationale Erklärungen vorbringen. 

Die Eintragungen – und selbst die Auslassungen – im Kriegsta-

gebuch des Polizeibataillons 322 sind sehr aufschlussreich. Es ist 

nicht überraschend, dass in den Unterlagen des Bataillons der 

8. Juli nicht erwähnt wird (als das Bataillon Tag und Nacht im Ein-

satz war), da der Einsatz in Bialystok für die Männer in psycholo-

gischer Hinsicht der schwerste war. Ende August wurde dann ein 

Grossteil des Bataillons vorübergehend in die weissrussische 

Hauptstadt Minsk verlegt. Die dortigen deutschen Behörden hatten 

die Juden aus Minsk und den umliegenden Dörfern im späteren 

70 



 

Ghetto zusammengetrieben und verlangt, dass alle Juden den Ju-

denstern trugen. Am 31. August verhafteten zwei Kompanien des 

Polizeibataillons 322 im Ghetto von Minsk 700 Juden. Dem 

Kriegstagebuch zufolge meldeten sich an dem Tag 79 Polizisten 

(ungefähr 16 Prozent) krank und nahmen an der Aktion nicht teil. 

Doch der nächste Tag brachte noch Schlimmeres; alle verhafteten 

und 214 weitere Juden – darunter auch 64 jüdische Frauen – wur-

den erschossen. Im Kriegstagebuch wurde die Erschiessung der 

Frauen mit dem Argument gerechtfertigt, sie hätten keinen Juden-

stern getragen,29 was als Verbrechen galt, wenn auch keines, das 

diese Strafe gerechtfertigt hätte. 

Der Kommandeur der 3. Kompanie des Bataillons (das inzwi-

schen auch als 9. Kompanie des Polizeiregiments Mitte bezeichnet 

wurde) führte damals seine eigene Liste mit einer kurzen Beschrei-

bung des Einsatzes. Am 1. September erschoss seine Kompanie in 

Minsk 290 jüdische Männer und 40 jüdische Frauen in einer Ak-

tion, die, wie er schrieb, «reibungslos» und ohne Widerstand 

durchgeführt wurde.30 Diese knappe Beschreibung wurde der sorg-

fältig geplanten gemeinsamen Aktion des SD und des Polizeiba-

taillons 322 wohl kaum gerecht. Die jüdischen Männer, Frauen und 

Kinder wurden auf Lastwagen getrieben und von der Polizei an 

eine Stelle einige Kilometer nördlich der Stadt gefahren, wo sich 

drei grosse Gräben befanden, zehn bis 15 Meter lang, zwei Meter 

breit und über zwei Meter tief. An einem Ende waren die Gräben 

abgeschrägt, so dass die Juden hinuntersteigen konnten. Ihnen 

wurde befohlen, sich angezogen und mit dem Gesicht auf dem Bo-

den in die Gräben zu legen. Auf einer Seite jedes Grabens stand ein 

Exekutionskommando aus zwölf Polizisten. Ihr kommandierender 

Offizier gab den Befehl: «Eins, zwei, Feuer.» Keines dieser Details 

erschien im Kriegstagebuch des Bataillons; sie wurden lange nach 

dem Krieg bei polizeilichen Ermittlungen in der Bundesrepublik 

anhand der Aussagen ehemaliger Bataillonsangehöriger rekonstru-

iert.31 

Die Exekutionen in Bialystok und Minsk gehörten zu den Akti-

onen der ersten beiden Monate, die den Männern des Polizeibatail-

lons 322 am deutlichsten im Gedächtnis haften blieben. Doch auch 

in den Städten und Dörfern um Bialystok und in dem von den Na- 
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tionalsozialisten als Weissruthenien bezeichneten westlichen Teil 

von Weissrussland gab es Massenerschiessungen. Das Bataillon 

begann mit der Exekution jüdischer «Plünderer» und ging dann 

allmählich zur Erschiessung erwachsener jüdischer Männer, dann 

jüdischer Männer und Frauen und schliesslich zur Erschiessung 

von Männern, Frauen und Kindern über. Getötet wurde auf direk-

ten Befehl von oben, unter anderem von Bach-Zelewski und Mon-

tua.32 

Das war die Situation zu Beginn des Russlandfeldzuges – eine 

Situation, in der sich auch viele andere Polizeibataillone befanden. 

Das Einsatzkommando Tilsit, die Einheit, die die ersten Hinrich-

tungen an Juden in der Sowjetunion durchführte, befand sich in 

einer ähnlichen Situation und machte eine ähnliche Entwicklung 

durch. Kein Polizist wusste im voraus, dass er Juden töten musste, 

und einige sagten später aus, dass sie schockiert waren, als sie zum 

ersten Mal davon hörten. Dennoch befolgten die meisten die Be-

fehle und töteten zuerst überwiegend jüdische Männer, dann 

Frauen und ab Mitte August auch jüdische Kinder. Ideologische 

Unterweisungen bestärkten antisemitische Vorurteile, und ein ent-

sprechender Sprachgebrauch und vermeintliche Vernunftgründe 

trugen dazu bei, den Völkermord zu rechtfertigen.33 

Im Gegensatz zu dem mittlerweile berühmten Ausnahmefall des 

Polizeibataillons 101 (ein Bataillon der Ordnungspolizei, das zwi-

schen 1942 und 1943 in Ostpolen im Einsatz war34) liessen die Ba-

taillons- und Kompaniekommandeure ihren Männern keine Mög-

lichkeit, während der Mordaktionen andere Tätigkeiten zu verrich-

ten. Die Kommandeure erteilten Befehle und erwarteten, dass ihre 

Männer sie befolgten. Nicht umsonst hatten Himmler und seine 

wichtigsten Untergebenen vor allem ab September 1939 immer 

wieder betont, dass jeder Befehl unverzüglich ausgeführt werden 

müsse. Sie erkannten, dass der Nationalsozialismus traditionelle 

Moralvorstellungen und Konventionen in Frage stellte. Die Auto-

rität sollte Gewissensbisse oder die schlichte Weigerung, unange-

nehme Aufgaben auszuführen, zuverlässig verhindern. 

Wir dürfen annehmen, dass viele Polizisten des Bataillons 322 

die Befehle zum Töten befolgten, ohne sie ernsthaft in Frage zu 
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stellen. Abgesehen von einem Fall bei der Razzia am 31. August 

in Minsk gibt es keinen zeitgenössischen Beleg für eine Befehls-

verweigerung. Es war anscheinend kein Problem, ausreichend 

Leute zu finden, die die Erschiessungen durchführten. Allerdings 

deuten einige Aussagen nach dem Krieg (keine Berichte, in denen 

Personen sich zu entlasten versuchten) darauf hin, dass einige we-

nige Polizisten aus dem Polizeibataillon 322 sich weigerten, an den 

Mordaktionen teilzunehmen; nur einer hielt vielleicht bis zum 

Ende durch. Die Verweigerer waren einem gewissen Druck ausge-

setzt, die Befehle auszuführen und sich anzupassen, wurden jedoch 

nicht bestraft.35 

Es gibt einen Hinweis, dass die psychische Belastung bei einer 

kleinen Gruppe Polizisten, die im Gefolge der deutschen Armee in 

die Sowjetunion gekommen waren, ihren Tribut forderte. Mindes-

tens vier Polizisten begingen im Juli und Anfang August 1941 im 

Osten Selbstmord. Aus den Quellen geht allerdings nicht hervor, 

ob diese Polizisten an den Massenhinrichtungen teilgenommen 

hatten.36 

Der Historiker Gerhard Weinberg hat vor Kurzem die Situation 

der Deutschen analysiert, die am Massenmord beteiligt waren. Die 

Initiative kam von oben. Der gewohnte Gehorsam, der Gruppen-

zwang und sogar Karrierehoffnungen können jeweils (oder mitei-

nander kombiniert) die Denkweise jedes einzelnen beeinflusst ha-

ben, doch stets musste am Ende jeder für sich eine Entscheidung 

treffen, und diese Entscheidung wurde durch vorhandenes oder 

eben auch nicht vorhandenes ethisches Bewusstsein beeinflusst. 

Für alle, die Juden nicht als gleichwertig oder nicht einmal als 

Menschen betrachteten, war die Entscheidung relativ einfach.37 

Hatten nicht indoktrinierte Polizisten zu Beginn eines Krieges, 

der von Deutschland begonnen worden war, der Behauptung zuge-

stimmt, dass der Massenmord an irgendeiner anderen Menschen-

gruppe notwendig war, um Deutschland in einem rein militäri-

schen Sinn zu schützen? Viele deutsche Polizisten befolgten die 

Befehle wegen des autoritären Drucks, doch wahrscheinlich konn-

ten sie die Befehle auch vernünftig begründen, weil sie in der At-

mosphäre des Dritten Reichs und während der Weimarer Republik 

grundlegende Vorurteile verinnerlicht hatten. Sie betrachteten die 
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Juden und Bolschewisten als Feinde des deutschen Volkes und ak-

zeptierten die Behauptungen der Nazipropaganda, dass die Juden 

hinter dem Bolschewismus standen. Für sie zählten Juden einfach 

nicht zur zivilisierten Menschheit. Es war keine besondere ideolo-

gische Ausbildung nötig, um diese Menschen zu Mördern zu ma-

chen. Man brauchte dazu auch keine drohende Niederlage auf dem 

Schlachtfeld.38 

In gewisser Weise erfordert das Vorhandensein von Österrei-

chern im Bataillon 322 nur eine geringfügige Korrektur dieser 

Schlussfolgerungen. In Österreich-Ungarn gab es stärkere antise-

mitische Strömungen als im kaiserlichen Deutschland, und der 

junge Hitler hatte diese Atmosphäre in Linz und Wien in sich auf-

genommen. Auch nach 1918 ging der Antisemitismus im nunmehr 

demokratischen Österreich nicht nennenswert zurück. Die militä-

rische Niederlage, der Zerfall der einst mächtigen k. u. k. Monar-

chie und die Gebietsverluste durch die Gründung selbständiger 

Staaten in ehemaligen Teilen des Reichs führten zur Suche nach 

Sündenböcken und zu teilweise ähnlichen Frustrationen wie in 

Deutschland.39 Österreichische Polizisten waren gegenüber diesen 

Tendenzen nicht immun. Dennoch erinnert uns das Beispiel Öster-

reichs daran, dass der Antisemitismus, selbst der virulente Antise-

mitismus, nicht auf Deutschland beschränkt war. Er war in ganz 

Europa und den westlichen Ländern und besonders stark in Osteu-

ropa verbreitet. Die Nationalsozialisten wussten, wie sie diese Si-

tuation für sich nutzen konnten. Ungefähr zwei Monate nachdem 

das Polizeibataillon 322 Hunderte von Juden in Minsk getötet 

hatte, wüteten sogenannte lettische und litauische Schutztruppen, 

die von den Nazis rekrutiert worden waren, in der Stadt in ähnli-

chem Ausmass wie zuvor die deutschen Truppen. Auch diese 

Morde erfolgten auf Befehl und entsprachen dem Plan. 

Am 25. Juli hatte Himmler die Bildung von Hilfspolizeitruppen 

aus verlässlichen, nicht kommunistischen Elementen der ukraini-

schen, estnischen, lettischen, litauischen und weissrussischen Be-

völkerung genehmigt.40 Während die Einsatzgruppen spezielle 

nichtdeutsche Killerkommandos mit einer Vielzahl von Bezeich-

nungen schufen, erhielt die zahlenmässig grössere Ordnungspoli-

zei die Kontrolle über die nichtdeutschen Hilfspolizeibataillone, 
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die sogenannten Schutzmannschaften, zu denen Bataillone und die 

örtliche Hilfspolizei in Städten und Dörfern gehörten. Daluege und 

seine Untergebenen hatten mehr Männer im Osten als Heydrich. 

Der Chef der Ordnungspolizei war vielleicht auch in einer besseren 

Position, praktische Aufgaben wie die Beschaffung von Uniformen 

und Waffen für die Hilfsbataillone zu lösen und die Bataillone, de-

ren Zahl ständig wuchs, auszubilden. Daluege hatte ausserdem da-

mit begonnen, in den Bataillonen ältere Polizisten einzusetzen. Die 

Angehörigen dieser sogenannten Reserve-Polizeibataillone waren 

oftmals eher für die Arbeit mit den nichtdeutschen Formationen 

geeignet als für eine selbständige Tätigkeit. 

Mit Hilfe der nichtdeutschen Bataillone konnten mit einer be-

grenzten Truppenstärke die besetzten Gebiete kontrolliert werden. 

Mit mehr Männern konnten die Nationalsozialisten ihre «Feinde» 

im Osten leichter festnehmen und vernichten. Die nichtdeutschen 

Hilfspolizeitruppen wurden jedoch nicht in ihren Herkunftsländern 

zur Aufrechterhaltung der Ordnung eingesetzt. Von Anfang an 

hatte Himmler geplant, sie in andere Gebiete zu schicken, wo sie 

stärker von den Deutschen abhängig waren und keine nationalisti-

sche Revolte anzetteln konnten und vielleicht auch eher dazu neig-

ten, Befehle widerspruchslos auszuführen.41 

Die Schaffung von Schutzmannschaften und ihr zukünftiger 

Einsatz als Tötungskommandos spiegelt mehr als nur einen Man-

gel an deutschen Polizisten wider. Während Himmler, Daluege, 

Bach-Zelewski und andere sich vielleicht Gedanken über die see-

lische Verfassung der deutschen Polizisten machten, kümmerten 

sie sich nicht um die psychische Belastung der Nichtdeutschen, so-

lange sie in ausreichender Zahl rekrutiert werden konnten. 
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4 Berichte über ethnische Säuberungen 

Himmler, Heydrich und Daluege haben offensichtlich die Leiter 

der Einsatzgruppen und die Höheren SS- und Polizeiführer dazu 

aufgefordert, ein gutes Verhältnis zu den Offizieren der Wehr-

macht in ihren Gebieten zu pflegen. Sie wussten, dass eine Oppo-

sition des Militärs ihren rassenpolitischen Zielen ernsthaft schaden 

konnte.1 Die Deutschen richteten in den besetzten Gebieten der 

Sowjetunion rasch eine Zivilverwaltung ein. Dadurch sollte dem 

Militär die Kontrolle über die Gebiete entzogen und die Streit-

kräfte für andere Aufgaben freigestellt werden. Es kam jedoch zu 

Reibereien mit der Zivilverwaltung im Osten. 

Himmler war bereits mit Alfred Rosenberg, dem Reichsminister 

für die besetzten Ostgebiete, wegen der Frage aneinandergeraten, 

ob seine SS- und Polizeitruppen unabhängig von der deutschen Zi-

vilverwaltung in den sowjetischen Gebieten vorgehen durften. 

Martin Bormann, der Leiter der Parteikanzlei, hielt Rosenberg 

rasch davon ab, sich Himmler während der ersten Wochen in den 

Weg zu stellen oder ihn zu stören.2 Bei einer Besprechung im Füh-

rerhauptquartier in Ostpreussen am 16. Juli 1941 bestanden Hitler 

und Göring dann trotz Rosenbergs Widerstand darauf, dass Himm-

ler im Osten keine andere Zuständigkeit bekommen sollte als in 

Deutschland; diese Vollmachten seien aber unbedingt notwendig.3 

Hitler legte ausserdem dar, dass Deutschland alle erforderlichen 

Massnahmen zur Sicherung der besetzten Gebiete ergreifen werde, 

darunter auch «Erschiessen und Aussiedeln». Er stellte erfreut fest, 

dass die Russen den Befehl zum Partisanenkrieg hinter der deut-

schen Front gegeben hätten. Die Deutschen könnten nun ausrotten, 
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was sich gegen sie stellte. Damit meinte Hitler nicht nur diejenigen, 

die mit Waffengewalt gegen die deutsche Besatzung vorgingen 

oder zum sowjetischen Parteiapparat gehörten, sondern auch rassi-

sche Feinde. Nach Hitlers Ansicht bestimmte die Rasse eines Men-

schen immer dessen Einstellung und Verhalten. 

Bei der Besprechung wurden Aussagen von Himmler bestätigt, 

die er schon seit April oder früher vertreten hatte – Hitler hatte ihn 

mit dem besonderen Auftrag betraut, Deutschlands Feinde zu ver-

nichten. Himmlers Stellung bei Hitler war absolut unangefochten, 

so dass er an der Besprechung, die sich mit Hitlers Richtlinien für 

die Aufteilung und Verwaltung der riesigen eroberten Gebiete in 

der Sowjetunion befasste, nicht einmal teilnehmen musste. Himm-

ler befand sich stattdessen in seinem eigenen Hauptquartier, das 

ganz in der Nähe lag, und ging ungestört seiner Arbeit nach. Bor-

mann schickte ihm später ein Protokoll der Besprechung.4 

Am nächsten Tag gab Hitler Himmlers Befugnissen einen for-

mellen Rahmen. In einem Erlass schrieb er vor, dass Himmler 

selbst nach der Errichtung einer Zivilverwaltung im Osten das 

Recht habe, den Reichskommissaren bei sicherheitspolitischen Be-

langen Weisungen zu erteilen. Die Höheren SS- und Polizeiführer 

sollten nur nominell Rosenbergs Reichskommissaren unterstellt 

sein; in ihrer eigentlichen Funktion unterstanden sie Himmler di-

rekt.5 Die Besprechung und der Erlass beendeten Himmlers 

Schwierigkeiten mit Rosenberg nicht, doch sie verschafften ihm 

und den Höheren SS- und Polizeiführern einen wesentlichen Vor-

teil. 

Zu der Zeit trafen die Höheren SS- und Polizeiführer bereits eif-

rig Vorbereitungen für ihre neuen Aufgaben im Osten. Am 14. Juli 

hatte Daluege Gerret Korsemann angewiesen, vorsorglich einen 

Stab für seinen zukünftigen Posten auszuwählen – den Posten des 

Höheren SS- und Polizeiführers für den Kaukasus. Korsemann 

sollte sich auch mit den militärischen Stellen in Verbindung setzen, 

die dort stationiert werden sollten. Solche Vorbereitungen waren 

ein Zeichen für das Vertrauen in den Erfolg des Feldzugs, weil die 

deutschen Truppen damals noch 1‘500 Kilometer vom Kaukasus  
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entfernt kämpften. Ebenfalls am 14. Juli reiste Bach-Zelewski nach 

Baranowicze in Weissruthenien (einem Teil des heutigen Weiss-

russland).6 

Gemäss Dalueges Bitte, ihm die Bevölkerungszahlen aller Ort-

schaften mitzuteilen, benachrichtigte Bach-Zelewski Berlin, dass 

er sein Hauptquartier nach Baranowicze verlegt habe, einer Stadt 

mit ungefähr 35‘000 Einwohnern, von denen fast die Hälfte Juden 

und ein Viertel Polen seien. Daluege waren die Polizeibataillone 

307, 316 und 322 nach Baranowicze gefolgt und führten im Süd-

osten ihre «Befriedungsmassnahmen» durch. Sie hatten in Slonim, 

einer Stadt westlich von Baranowicze, unter dem selben Vorwand 

wie in Bialystok 1‘153 «plündernde» Juden umgebracht. Das Poli-

zeibataillon 309 war nach Bialowies in der Nähe von Bialystok zu-

rückgekehrt, und das Polizeibataillon 131 war auf die Städte Wilna, 

Lida und Grodno verteilt.7 

Wenn es darum ging, besondere Anordnungen des Führers hin-

sichtlich der Dogmen der nationalsozialistischen Ideologie auszu-

führen, mussten Himmler, Heydrich und Daluege persönlich ein-

greifen. Alle drei flogen im Sommer und Herbst 1941 häufig in die 

besetzten Gebiete der Sowjetunion und inspizierten die «Arbeit» 

der Polizeibataillone.8 Doch sie waren auch auf regelmässige In-

formationen von der Front und aus den besetzten Gebieten ange-

wiesen und nutzten die entsprechenden Kommunikationsmittel. 

Heydrichs Mittel sind am bekanntesten. Die kompaniegrossen 

Einsatzkommandos meldeten die Zahl der Liquidierungen und an-

dere Einsätze an die Einsatzgruppen,9 deren Kommandeure Be-

richte aus den Einsatzgebieten an das Reichssicherheitshauptamt 

(und. Heydrich) in Berlin sandten. Nach den Angaben von Kurt 

Lindow, der an der Übermittlung dieser Informationen beteiligt 

war, erstatteten die Einsatzgruppen während der ersten Monate des 

Russlandfeldzuges jeden Tag verschlüsselt über Kurzwellenfunk 

Meldung. Sie funkten mindestens einen oder zwei kurze Berichte 

pro Woche und lieferten mindestens einmal im Monat einen länge-

ren schriftlichen Bericht ab. Eine Abteilung im RSHA, die direkt 

Heinrich Müller unterstand, stellte die Berichte regelmässig zu-

sammen und verteilte sie an einen sorgfältig ausgewählten Perso-

nenkreis.10 Diese «Ereignismeldungen» aus der Sowjetunion wa- 

78 



 

ren von grosser Bedeutung, und zwar nicht nur für Heydrich und 

Himmler. Am 1. August unterrichtete Müller die Chefs der Ein-

satzgruppen, dass das Reichssicherheitshauptamt Hitler ständig 

über ihre Tätigkeit informiere; sie wurden aufgefordert, Anschau-

ungsmaterial zur Ergänzung ihrer regelmässigen Berichte zu schi-

cken.11 

Auch die Höheren SS- und Polizeiführer mussten ständig Be-

richt erstatten. Gelegentlich wurde ihre Tätigkeit in den Ereignis-

meldungen erwähnt,12 doch wer direkt Himmler unterstand, 

brauchte eigene Kommunikationswege, um ihn zu erreichen. 

Daluege wollte ebenfalls regelmässig Berichte von den Bataillonen 

der Ordnungspolizei, die den Höheren SS- und Polizeiführern un-

terstellt waren.13 Einige Kommunikationsmittel waren sicher; an-

dere nicht. 

Der deutsche Überfall schädigte das Telefon- und Telegrafen-

system der Sowjetunion, das ohnehin völlig unzureichend war, 

noch zusätzlich. Die telefonische Kommunikation aus dem Osten 

ins Reich und umgekehrt war stark eingeschränkt. So war es bei-

spielsweise bei der Ordnungspolizei neben Daluege nur den Chefs 

der wichtigsten Abteilungen der Ordnungspolizei, den Höheren 

SS- und Polizeiführern und den Befehlshabern der Ordnungspoli-

zei, die den Höheren SS- und Polizeiführern unterstellt waren, und 

ihren Stabschefs erlaubt, Ferngespräche in den Osten oder von dort 

ins Reich zu führen. Selbst sie mussten ihre Gespräche in verschie-

dene Kategorien einteilen: aussergewöhnlich dringend, dringend 

oder normal. Die Gespräche höchster Priorität kamen auf eine War-

teliste, auf der auch die Gesprächsanträge des Militärs standen. Fast 

ebenso schwierig war es, eine Genehmigung zum Telegrafieren zu 

bekommen.14 So sah die Kommunikationssituation zu Beginn des 

Jahres 1942 aus. Zuvor muss sie noch schlechter gewesen sein. Nur 

Hans-Adolf Prützmann, der sich häufig in Riga aufhielt, war davon 

nicht betroffen. Riga lag relativ nahe bei Hitlers und Himmlers 

Hauptquartieren in Ostpreussen, zu denen die Telegrafenverbin-

dungen anscheinend noch bestanden. Dennoch bauten die deut-

schen Truppen in Riga einen Sender mit 500 Watt Leistung.15 

Bach-Zelewski, Jeckeln und später auch Korsemann waren we-

sentlich weiter entfernt und häufig unterwegs. Für sie wurden Flug-

zeugkuriere und Funk die wichtigste Verbindung nach Deutsch- 
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land. Der Kurierdienst war nur eingeschränkt möglich und hatte 

gewisse Startschwierigkeiten. Die Polizei besass eine kleine Flug-

zeugflotte, doch die Flugzeuge waren grösstenteils vom Typ Fie-

seler-Storch, der eine sehr begrenzte Ladekapazität hatte und für 

Langstreckenflüge nicht geeignet war. Ab August 1941 erreichte 

der Kurierdienst die Höheren SS- und Polizeiführer in unregelmäs-

sigen Abständen. Im September wurde dann ein regelmässiger 

Dienst aufgenommen: sonntags und mittwochs von Berlin nach 

Lublin und Berditschew; montags und donnerstags von Berdit-

schew nach Mogilew und Riga; dienstags und freitags von Riga 

nach Königsberg und Berlin. Doch schon im Oktober behinderten 

schlechtes Wetter und technische Probleme die Flüge. Die Höhe-

ren SS- und Polizeiführer Jeckeln und Prützmann erhielten erst 

Mitte 1942 eigene Flugzeuge für Kurierdienste.16 Im besten Fall 

konnten die Funktionsträger im Osten zweimal in der Woche mit 

einem direkten Kurierdienst rechnen. 

Himmler und seine Leute hatten von Anfang an die Bedeutung 

des Funkverkehrs erkannt. Himmler selbst war für Kurz- und 

Langwellenfunk gut ausgerüstet. Er hatte ein zentrales Büro, das 

für den Funkverkehr mit allen ihm unterstehenden SS- und Poli-

zeistellen zuständig war. Dieses Büro unterhielt über einen schnel-

len Fernschreiber Kontakt mit Hitlers Hauptquartier, den wichti-

gen Behörden in Berlin und den Chefs der SS-Hauptämter (zum 

Beispiel der Sicherheitspolizei und der Ordnungspolizei). In sei-

nem Hauptquartier in Ostpreussen stand Himmler eine Funkabtei-

lung mit ungefähr hundert Mann zur Verfügung. Bei Reisen in sei-

nem Sonderzug «Heinrich» wurde ein Extrawaggon mit eigenem 

Generator, Telefon, Telegraf und Geräten für den Lang- und Kurz-

wellenfunk mitgeführt.17 Auch der Kommandostab Reichsführer 

SS hatte eigene Funker und einen Kommunikationsstützpunkt in 

Arys in Ostpreussen. Der Kommandostab war über Telegraf und 

Telefon direkt mit Himmlers ständigem Hauptquartier verbunden, 

und die Experten bauten über Königsberg eine improvisierte tele-

grafische Verbindung zu Himmlers Zug auf. Die dem Kommando-

stab Reichsführer SS unterstellten Einheiten wurden ausreichend 

mit Funkgeräten, ausgebildetem Personal und geeigneten Trans- 
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portmitteln ausgestattet, um eine tägliche Kommunikation ohne 

ständige Kuriere oder Ferngespräche zu ermöglichen.18 

Alle Funksprüche aus dem Feld gingen an Himmler, doch sie 

erreichten ihn auf verschiedenen Wegen. Die Einsatzgruppen ver-

wendeten Ausrüstung, Frequenzen und Codes des Reichssicher-

heitshauptamtes, wohingegen die Brigaden der Waffen-SS jene des 

Kommandostabs Reichsführer SS benutzten. Jedem Höheren SS- 

und Polizeiführer war ein Funker von der Ordnungspolizei zuge-

teilt. Die meisten Meldungen von Prützmann, Bach-Zelewski, Je-

ckeln und Korsemann gingen gleichzeitig an drei Stellen – Himm-

lers Hauptquartier, den Kommandostab Reichsführer SS und den 

Chef der Ordnungspolizei (Daluege) –, doch sie wurden alle über 

das Kommunikationssystem der Ordnungspolizei verteilt.19 Die se-

parate Form der Nachrichtenübermittlung reflektierte die kompli-

zierten, einander überlappenden Strukturen, die Himmler geschaf-

fen hatte. 

Die Funker der Ordnungspolizei waren gewöhnlich ältere Män-

ner, die häufig schon im Ersten Weltkrieg als Funker gedient hat-

ten. Ihr Vorgesetzter, Robert Schlake, war ebenfalls ein Veteran 

aus dem Ersten Weltkrieg, der erst 1937 in die NSDAP eingetreten 

war und selbst 1941 noch nicht bei der SS war. Die Ordnungspoli-

zei verfügte in Berlin über eine Schule zur Ausbildung der Funker, 

vertraute aber auf die Ausrüstung und Methoden, die ihre Männer 

kannten.20 Das ist vielleicht ein Grund, warum die Ordnungspolizei 

nicht die hochentwickelte Codierungsmaschine Enigma verwen-

dete, die das Reichssicherheitshauptamt (und die deutsche Wehr-

macht) für Funkübermittlungen gebrauchte. Sie benutzte stattdes-

sen ein nichtmaschinelles Verschlüsselungsverfahren, eine soge-

nannte Handchiffre, die auf einem System der Briten aus dem Ers-

ten Weltkrieg basierte. Man brauchte dafür keine komplizierten 

Geräte, aber viel Sorgfalt und Zeit. 

Von Juli bis September 1941 verwendete die Ordnungspolizei 

ein Codierungssystem, das die Briten Double Transposition nann-

ten. Mitte September 1941 begann der Wechsel zur modifizierten 

Form des britischen Codierungssystems Playfair, der am 1. No-

vember vollzogen war. Diese Codierungssysteme waren beide re-

lativ einfach. Das Prinzip von Playfair bestand darin, ein Quadrat 
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 (oder zwei Quadrate) aus 25 Buchstaben des Alphabets zu bilden, 

wobei das «j» weggelassen und als «ii» geschrieben wurde. Jedes 

Quadrat begann mit einem Schlüsselwort, dem die übrigen Buch-

staben des Alphabets folgten (entweder in alphabetischer Folge 

oder willkürlich). Wenn das Schlüsselwort an einem bestimmten 

Tag «jockey» lautete, dann wurde «a» als «j» codiert, «b» als «o», 

«c» als «c», «d» als «k» und so weiter.21 

Die Wortfolgen, die als Schlüsselworte verwendet werden soll-

ten, wurden den Einheiten im Feld von Kurieren gebracht. Manch-

mal gingen die Schlüsselworte auch von Berlin nach Lublin und 

dann von Lublin an die Höheren SS- und Polizeiführer, wenn es 

Telegrafiermöglichkeiten in der Nähe gab.22 Solange die Schlüs-

selwörter durchkamen und die Chiffrierspezialisten und Empfän-

ger sorgfältig arbeiteten, funktionierte das System. Sein Einsatz 

hing nicht von besonders ausgebildeten Experten ab, man konnte 

das System schnell lernen und anwenden.23 Natürlich nahmen das 

Verschlüsseln und die Übermittlung der Botschaften eine gewisse 

Zeit in Anspruch, daher waren die meisten Funkmeldungen sehr 

kurz. 

Himmlers Leiter der Kommunikation über Funk war der einund-

sechzigjährige Ernst Sachs, der schon vor 1914 eine Funkereinheit 

beim Militär geführt hatte. Nach 1936 war er in der Forschung tätig 

und beschäftigte sich mit der Geschichte des Funkverkehrs im 

Krieg.24 Mit seiner Erfahrung und seinen Kenntnissen hätte er wis-

sen müssen, dass ein System à la Playfair Schwachstellen hatte, 

nicht zuletzt weil die Deutschen die britischen Playfair-Codes be-

reits im Ersten Weltkrieg entschlüsselt und gelesen hatten. Double 

Playfair war zwar etwas komplexer, aber es war durchaus zu ent-

schlüsseln.25 

Nach den Aussagen von Kryptanalytikern des britischen Nach-

richtendienstes wollten die Deutschen die Schwachpunkte dieser 

Codierungssysteme nicht erkennen.26 In jeder grossen Organisa-

tion sind die Menschen an bestimmte Abläufe gewöhnt und kön-

nen sich nur schwer von ihnen lösen. Ein abrupter Austausch der 

Codierungssysteme und eine damit verbundene Umschulung des 

Personals war mitten im Krieg nicht gerade empfehlenswert. Der 

Wechsel hätte einen Stillstand nach sich gezogen27 und die Ord- 

82 



 

nungspolizei bei der Kooperation mit den Einsatzgruppen stark be-

hindert. Vielleicht spielte auch ein gewisses Mass an Arroganz eine 

Rolle – der Feind wurde einfach unterschätzt. 

Himmler war in seinen Funkmeldungen auffallend zurückhal-

tend. In heiklen Angelegenheiten vertraute er immer noch auf 

mündliche Botschaften, was mit ein Grund für seine vielen Reisen 

war.28 Ende Juli des Jahres 1941 beriet sich Himmler mit dem Hö-

heren SS- und Polizeiführer Prützmann, als dieser gerade eine 

Truppe der lettischen Schutzmannschaften in Riga inspizierte. 

Kurz darauf sagte Prützmann zu einigen Untergebenen, Himmler 

habe ihn angewiesen, «kriminelle Elemente» umzusiedeln. Als je-

mand fragte, wohin sie umgesiedelt werden sollten, erklärte Prütz-

mann, der Begriff «Umsiedlung» sei ein Euphemismus: Sie sollten 

ins Jenseits umgesiedelt werden.29 

Nach der Besprechung mit Prützmann flog Himmler zu einem 

Treffen mit Bach-Zelewski in dessen Hauptquartier bei Barano-

wice, wo zwei SS-Kavallerieregimenter auf ihren Einsatz warteten. 

Wieder musste Himmler keine schriftlichen Befehle erteilen, es be-

stand also auch keine Gefahr, dass die Information vom Feind ab-

gehört werden konnte. Der Inhalt des Gesprächs zwischen Himmler 

und Bach-Zelewski ist immer noch nicht bekannt;30 er lässt sich 

jedoch aus späteren Besprechungen und Einsätzen erschliessen. 

Himmler traf sich dann mit Daluege in Rowno. Anschliessend 

besprach sich einer (oder besprachen sich beide) mit dem Höheren 

SS- und Polizeiführer Jeckeln.31 Auf jeden Fall erhielt Jeckeln 

schon bald von Himmler die Anweisung, dass alle Juden mit Aus-

nahme der arbeitsfähigen erschossen werden sollten. Jeckeln gab 

den Befehl mündlich an den Chef der Einsatzgruppe C in Shitomir 

weiter.32 Himmler oder Bach-Zelewski erteilten dem 2. SS-Kaval-

lerieregiment, das in den Pripjet-Sümpfen zwischen der Ukraine 

und Weissrussland alle Verdächtigen tötete, einen ähnlich lauten-

den Befehl. Eine Abordnung der SS-Kavallerie war zu der Zeit ge-

trennt von den anderen im Einsatz und erhielt daher über Funk fol-

genden Befehl: «Ausdrücklicher Befehl des RFSS [Himmler]. 

Sämtliche Juden müssen erschossen werden. Judenweiber in die 

Sümpfe treiben.»33 (Die für die Akten erstellte Durchschrift des Be-

fehls befindet sich unter den belastenden Originalfunksprüchen, 
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die nicht vernichtet wurden.34) In seinem schriftlichen Bericht über 

eine «Säuberungsaktion» vom 28. bis zum 30. Juli, den Jeckeln am 

selben Tag abschickte, achtete der Höhere SS- und Polizeiführer 

jedoch darauf, nicht so konkret zu formulieren. Seine Truppen hat-

ten 73 Partisanen, 165 kommunistische Funktionäre und 1‘658 Ju-

den getötet, die (angeblich) dem bolschewistischen System gedient 

und Ukrainer an die Bolschewisten ausgeliefert hatten. Der Vor-

wand wurde wohl zum Teil auch deswegen verwendet, weil der 

Bericht nicht nur an Himmler und Daluege, sondern auch an Ge-

neral von Roques und General von Puttkamer ging, die wie alle 

Militärs für solche Aktionen eine rationale Erklärung erwarteten.35 

Ausserdem schätzte Himmler bei der SS Diskretion. 

Am 4. August kehrte Himmler in sein Hauptquartier in Ostpreu-

ssen zurück. Bach-Zelewski sandte ihm, der Kommunikationszent-

rale des Kommandostabes RFSS und der Ordnungspolizei mehrere 

Berichte über die Fortschritte in seinem Gebiet. Die SS-Kavalle-

riebrigade habe gerade 90 Bolschewisten und Juden in einer Säu-

berungsaktion erschossen. Bis zum Abend des 3. August hatte die 

Brigade ohne eigene Verluste 3274 Partisanen und «jüdische Bol-

schewiken» liquidiert. (Die fehlenden deutschen Verluste weisen 

darauf hin, dass die Opfer gar keine Partisanen waren.) Er ver-

wende die Polizeitruppen nur bei kleineren Einsätzen, doch das Po-

lizeibataillon 306 habe 260 aufständische Zivilisten erschossen. 

Versprengte russische Kavallerie habe sich ein Feuergefecht mit 

Einheiten der Wehrmacht und der SS geliefert. Die 162. Infante-

riedivision sei ganz in der Nähe gestanden, habe aber keine Kom-

munikationsmöglichkeit mit der SS gehabt; deshalb sei Bach-

Zelewski ins Hauptquartier der Division geflogen. Schliesslich 

habe Generalfeldmarschall Fedor von Bock angerufen und Bach-

Zelewski zu seiner Führungsqualität und den Erfolgen seiner Trup-

pen beglückwünscht.36 

Am 7. August gab Bach-Zelewski wieder in einem Funkspruch 

bekannt, dass seine Truppen, darunter Teile eines Polizeibatail-

lons, im Gefecht geringfügige Verluste erlitten hätten. Da die 

männlichen Einwohner des Dorfes Jazyl auf eine Kompanie des 

Polizeibataillons 316 geschossen hätten, habe Bach-Zelewski be-

fohlen, sie alle zu erschiessen. Die SS-Kavallerie-Brigade habe 
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(im Laufe des Nachmittags) weitere 3‘600 Personen getötet. Die 

Gesamtzahl der Exekutionen in seinem Gebiet überschreite mitt-

lerweile 30’000. Am 8. August erfolgte die Hinrichtung von 8’000 

Juden in Pinsk, einige tausend wurden mehrere Tage später hinge-

richtet.37 

Himmler wollte über die Lage im Gebiet Mitte aber noch besser 

unterrichtet werden. Zusammen mit Prützmann und zehn Unterge-

benen flog Himmler am 14. August nach Baranowicze, wo ihn 

Bach-Zelewski und Standartenführer Hermann Fegelein erwarte-

ten, der Kommandeur der SS-Kavallerie-Brigade. Die Gruppe 

reiste dann über Slutsk weiter nach Minsk, das zu diesem Zeitpunkt 

grösstenteils in Trümmern lag.38 

Nach dem Krieg behauptete Bach-Zelewski, dass Himmler Ar-

thur Nebe zu einer Besprechung nach Minsk zitiert habe. Möglich-

erweise war Nebe tatsächlich in Minsk, doch in Himmlers Reise-

plan ist er nicht aufgeführt. Vermutlich wollte Bach-Zelewski 

Nebe (und nicht sich selbst) in den Mittelpunkt der Ereignisse rü-

cken. Der Reichsführer SS habe Nebe gefragt, wie viele Gefangene 

für die Exekution vorgesehen seien, und Nebe habe geantwortet, es 

seien ungefähr hundert. Himmler wollte am nächsten Morgen eine 

Exekution sehen, um sich selbst einen Eindruck zu verschaffen. In 

Begleitung von Bach-Zelewski und (Himmlers) Stabschef Karl 

Wolff beobachtete Himmler, wie ein Erschiessungskommando die 

Gefangenen tötete, die angeblich alle Partisanen oder deren Helfer 

waren. Nach den Angaben von Bach-Zelewski war ein Drittel bis 

die Hälfte davon Juden, ausserdem waren zwei Frauen darunter. 

Himmler wurde blass, während er zusah, wie das Einsatzkom-

mando 8 und ein Teil des Polizeibataillons 9 ihre schmutzige Ar-

beit verrichteten. Bei den Frauen verlief nicht alles reibungslos, sie 

wurden zuerst nur verwundet. Bach-Zelewski nutzte Himmlers 

Unbehagen und beklagte sich über die Auswirkungen solcher Hin-

richtungen auf die Polizisten. Himmler hielt daraufhin eine Rede, 

in der er vor den Männern das harte Vorgehen gegen Juden und 

Slawen rechtfertigte. Er führte aus, sie seien die historischen 

Feinde Deutschlands. Man müsse sie nicht persönlich hassen, doch 

der Selbsterhaltungsdrang erfordere die Vernichtung des Ungezie-

fers. Ausserdem trage er vor Gott und dem Führer die Verantwor- 
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tung für alles, was hier geschehe. Die Aufgabe der Männer vor Ort 

sei es, den Befehlen bedingungslos zu gehorchen. So zumindest 

schilderte Bach-Zelewski 1946 die Ereignisse. Seine Darstellung 

wurde durch die Aussage von Otto Bradfisch, dem Kommandeur 

des Einsatzkommandos 8, in einer späteren Gerichtsverhandlung 

ergänzt. Bradfisch gab ausserdem an, dass Himmler den Befehl zur 

«Gesamtliquidierung der Juden im Osten» bestätigt habe.39 

Bei einer gesonderten Vernehmung durch amerikanische Er-

mittler kurz nach dem Krieg erläuterte Bach-Zelewski die Schwie-

rigkeiten bei den Massenerschiessungen. Stalins Leute könnten un-

zählige Menschen mit blossen Händen töten, doch die Mitteleuro-

päer seien zivilisierter und dazu nicht fähig. Auschwitz, sagte er, 

sei eine Erfindung deutscher Bürokraten.40 In seiner Aussage bei 

einem anderen Verfahren im Jahr 1958 wurde Bach-Zelewski noch 

deutlicher. Dass Himmler die Schwierigkeiten bei der Exekution 

in Minsk miterlebt habe, behauptete Bach-Zelewski, sei die «Ge-

burtsstunde der Gaskammer» gewesen.41 

Er übertrieb. Tatsächlich wollte Himmler schon im Dezember 

1939 mit Oswald Pohl, dem Leiter der Wirtschafts- und Bauunter-

nehmen der SS, über die Idee eines kombinierten Gaskammer-Kre-

matoriums sprechen.42 Die Idee war also bereits zu einem früheren 

Zeitpunkt vorhanden, doch Himmler drängte nicht auf ihre Ver-

wirklichung. Es gab schliesslich viele Methoden, Menschen in 

grosser Anzahl zu töten. Der Gang der Ereignisse deutet darauf 

hin, dass Bach-Zelewski Mitte August Himmler und der SS tat-

sächlich einen wichtigen Impuls gab, sich auf die Vernichtungsla-

ger mit Gaskammern zu konzentrieren. (Und Bach-Zelewski 

wusste mehr darüber, als er 1946 oder 1958 zugab.) In einem Brief 

an Karl Wolff schrieb Bach-Zelewski, Himmler habe ihm bei sei-

nem Besuch 100’000 Mark für dringend benötigte Anschaffungen 

genehmigt. Bach-Zelewski war bestrebt, das Geld zu erhalten. Als 

es nicht sofort ausgezahlt wurde, wandten er und Wolff sich an das 

SS-Wirtschaftsverwaltungshauptamt. Einhunderttausend Mark 

waren eine hohe Summe; das Gesuch ging daher an Oswald Pohl, 

den Leiter des Amtes.43 Bach-Zelewski erhielt das Geld, wenn  
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auch mit einiger Verspätung. Es sollte sich noch herausstellen, für 

welchen Zweck er es verwenden wollte. 

Nach der Hinrichtung besuchte Himmlers Reisegruppe ein 

Kriegsgefangenenlager und fuhr durch das Ghetto von Minsk, in 

dem damals über 80’000 Juden untergebracht waren. Die meisten 

sollten das Jahr nicht überleben. Himmler besichtigte eine Anstalt 

für Geisteskranke, wo er Nebe angeblich die Erlaubnis erteilte, bei 

der Ermordung der Insassen mit Dynamit zu experimentieren. Am 

Tag darauf besuchte Himmler ein Museum in Minsk, flog dann in 

die Pripjet-Sümpfe, von dort aus weiter nach Pinsk und dann zu-

rück zu Hitlers Hauptquartier in Ostpreussen, wo er mit Hitler zu 

Mittag ass und wahrscheinlich über seine Beobachtungen sprach.44 

Den folgenden Monat über erstattete Bach-Zelewski weiterhin 

per Funk Meldung über die andauernden Massenhinrichtungen, die 

im Rahmen der «Pazifizierungsmassnahmen» stattfanden. Die Be-

friedung durch die Nazis umfasste einige echte Kampfhandlungen, 

aber auch die Beseitigung jeder Person, die eine tatsächliche oder 

eine nur nach Ansicht der NS-Behörden vorhandene Bedrohung ei-

ner ständigen deutschen Herrschaft verkörperte. Die Brigaden der 

Waffen-SS und die Einsatzkommandos führten den Grossteil der 

frühen Tötungsaktionen in Weissruthenien durch, doch auch die 

Polizeibataillone erschossen Juden, versprengte sowjetische Solda-

ten und Partisanen oder Zivilisten. Bach-Zelewski standen zu der 

Zeit mindestens 15 Polizeibataillone (ungefähr 7‘500 Mann) zur 

Verstärkung der zwei SS-Brigaden (ungefähr 12‘000 Mann) zur 

Verfügung.45 

Der Höhere SS- und Polizeiführer Jeckeln war bei der «Befrie-

dung» der Ukraine sogar noch eifriger, falls das überhaupt möglich 

war. Seine Situation und seine Strategie unterschieden sich jedoch 

von der Bach-Zelewskis. Jeckeln musste geographisch das grösste 

Gebiet abdecken. Daher verwendete er für die Massenhinrichtun-

gen überwiegend die ihm zur Verfügung stehenden neun Polizei-

bataillone (und noch Teile eines weiteren Bataillons) und setzte die 

1. SS-Brigade zur Partisanenbekämpfung ein. Jeckeln berichtete 

am 23. August, dass seine Truppen den grössten Teil von drei Par-

tisanenbataillonen und vielleicht die Hälfte von neun weiteren Par-

tisanenbataillonen vernichtet hätten. Waffen seien erbeutet wor- 
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den, darunter einige Maschinengewehre und Handgranaten. Jeck-

eins Truppen erlitten jedoch keine Verluste, was bedeutet, dass die 

Partisanen keine allzu heftige Gegenwehr geleistet haben können, 

wenn es überhaupt Partisanen waren. Himmlers Anweisungen 

richteten sich gegen jeden, der als Partisan verdächtigt wurde oder 

Partisanen unterstützte.46 

Jeckeln hatte für die «Behandlung» der Juden ein Standardver-

fahren entwickelt, das wenig mit Partisanenbekämpfung im militä-

rischen Sinn zu tun hatte. Er erteilte dem Kommandeur des Poli-

zeiregiments Süd mündlich den Befehl, ein bestimmtes Gebiet 

oder einen Ort von Juden zu «säubern». Der Regimentskomman-

deur oder sein Stab gab den Befehl mündlich an die Bataillons-

kommandeure weiter, die ihn wiederum persönlich ihren Kompa-

niekommandeuren mitteilten. Die Truppen wurden erst am Vortag 

oder Vorabend über den Einsatz informiert, wenn den einzelnen 

Einheiten ihre Aufgaben zugeteilt wurden. Manche mussten ein 

Dorf abriegeln, andere die Häuser durchsuchen, Juden festnehmen 

und zusammentreiben. Häufig halfen ihnen Einheimische, die Ju-

den zu erkennen. Andere Polizisten mussten die Juden zu den Hin-

richtungsstätten bringen, und wiederum andere fungierten dort als 

Wachen. Dann gab es noch die Exekutionskommandos.47 

Drei Bataillone der Ordnungspolizei (45, 303 und 314) bildeten 

den Kern des Polizeiregiments Süd. Das Polizeibataillon 45 liqui-

dierte vom 19. bis 22. August in oder in der Nähe von Slavuta 

1‘059 Juden. Das Bataillon 314 beteiligte sich mit der Erschies-

sung von 367 Juden am 23. August und 468 Juden am nächsten 

Tag in der Gegend um Kowel an den Massenhinrichtungen. Die 

deutsche Polizei erlitt keine Verluste.48 Am folgenden Tag er-

schoss das Polizeiregiment Süd zwölf «Banditen» und 70 Juden, 

während die Bataillone 45 und 314 aus dem Regiment für die Er-

schiessung von 61 beziehungsweise 294 Juden gesondert aufge-

führt wurden.49 

Der 25. August war für das Polizeiregiment Süd ein harter Tag; 

1342 Juden wurden bei einer «Säuberungsaktion» getötet, während 

die 1. SS-Brigade 85 Gefangene und 283 Juden erschoss.50 Doch 

damit nicht genug: Am 27. August wurden 549 weitere Juden um-

gebracht, und der Stab des Höheren SS- und Polizeiführers tötete 
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am selben Tag 546 Juden. Das Polizeibataillon 314 brachte allein 

noch einmal 69 Juden um.51 Später am Tag erschoss das Polizeire-

giment Süd weitere 914 Juden.52 

Eine Aktion gegen ungarische Juden, die in die Ukraine depor-

tiert worden waren, stellte alle bisherigen Hinrichtungen im Süden 

in den Schatten. Auf eine Initiative der ungarischen Ausländerkon-

trollbehörde hin entschloss sich die ungarische Regierung Ende 

Juni, einen Teil der vielen jüdischen Flüchtlinge abzuschieben, die 

seit 1938 ins Land geströmt waren. Ausländische Juden wurden 

zusammengetrieben, in Güterwaggons gepfercht und über die 

Grenze in die Ukraine geschafft, wo sie am Dnjepr entlang nach 

Kamenez-Podolsk marschieren mussten. Am 25. August trafen 

sich die Vertreter beteiligter militärischer Dienststellen und Ver-

treter des Reichsministeriums für die besetzten Ostgebiete in Vin-

nitsa in der Ukraine, um die anstehende Überführung des westli-

chen Teils der Ukraine von der Militär- in die Zivilverwaltung zu 

besprechen (die für den 1. September festgesetzt war). Auf diesem 

Treffen verkündete ein Vertreter der Zivilverwaltung, Jeckeln 

hoffe, die Liquidation der 11‘000 ungarischen Juden bis zum 

1. September abgeschlossen zu haben.53 

Die Massenhinrichtungen bei Kamenez-Podolsk zogen sich 

über mehrere Tage hin. Die Opfer mussten in ein Gebiet voller 

Bombenkrater marschieren und sich dort ausziehen. Im Kreuzfeuer 

der Maschinengewehre stürzten sie zu Boden, einige wurden le-

bendig begraben. Bis vor Kurzem war nur bekannt, dass zu dem 

Exekutionskommando Einheiten der SS, ukrainische «Schutztrup-

pen» und eine ungarische Pioniereinheit gehörten.54 Zu Beginn des 

Einsatzes nannte Jeckeln den beteiligten Einheiten ihre Aufgaben: 

Männer aus seiner Stabskompanie schossen, und das Polizeibatail-

lon 320 sperrte das Gelände ab. Aus einem Funkspruch geht her-

vor, dass die zwei Einheiten zwei Tage später weitere 4‘200 Juden 

erschossen. Jeckeins Stabskompanie beanspruchte die Ermordung 

von 11‘000 Juden für sich. Ein anderer Funkspruch gegen Ende der 

Aktion weist darauf hin, dass das Polizeibataillon 320 weitere 

2‘200 Juden in Minkowy nordöstlich von Kamenez-Podolsk um-

brachte.55 

Nach zwei Tagen meldete Jeckeln stolz, dass sich die Gesamt-

zahl der bei Kamenez-Podolsk getöteten Juden auf ungefähr 
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20‘000 belief. Der Bericht der Einsatzgruppen vom 11. September, 

der per Kurier nach Berlin ging, aktualisierte die Zahlen noch ein-

mal: die Gesamtzahl betrage 23 600, Jeckeln sei der Leiter der Ak-

tion gewesen und seine Männer hätten die Aktion durchgeführt. 

Der Bericht enthielt jedoch weniger Einzelheiten zu den Beteilig-

ten.56 

Zu den Opfern zählten 14‘000-16‘000 ungarische Juden; die ande-

ren waren ukrainische Juden, die aus nahegelegenen Städten und 

Dörfern zusammengetrieben worden waren. Ungefähr 2’000 der 

deportierten ungarischen Juden konnten entkommen und überleb-

ten.57 Nachdem sich das Polizeibataillon 320 anfänglich ins nahe-

gelegene Podolsk zurückgezogen hatte, wurden Patrouillen zurück 

nach Kamenez-Podolsk geschickt, die nach Flüchtigen suchen und 

gegen die Plünderungen durch Ukrainer vorgehen sollten.58 Bis 

Ende August 1941 stellte Kamenez-Podolsk die grösste einzelne 

Vernichtungsaktion von Juden dar. (Sie wurde schon bald durch 

Babi Yar in der Nähe von Kiew Ende September übertroffen.) Die 

Aktion war nicht das Werk der berüchtigten Einsatzgruppen, son-

dern das Ergebnis von Jeckeins Führung und den Bemühungen sei-

ner Stabskompanie und der Ordnungspolizei. 

Am 4. September flog Daluege zu einem Besuch bei Jeckeln in 

dessen Hauptquartier bei Berditschew. In Berditschew in der Nähe 

von Shitomir lebten 30‘000 Juden bei einer Gesamtbevölkerung 

von ungefähr 66‘000. Die jüdische Gemeinde konnte ihre Ur-

sprünge bis ins 16. Jahrhundert zurückverfolgen und war als Zent-

rum jüdischer Gelehrsamkeit bekannt. Ungefähr eine Woche vor 

Dalueges Besuch hatte die Besatzungsmacht im ärmeren Teil der 

Stadt ein Ghetto eingerichtet. Am Tag von Dalueges Ankunft ord-

nete Jeckeln vermutlich zu dessen Ehren die Exekution von 1‘303 

jungen Juden an, darunter 875 Mädchen unter zwölf Jahren. Jeck-

eins Stabskompanie erhielt das Privileg, die Morde auszuführen.59 

Der Massenmord fand in dem Dorf Khazhin statt, ungefähr acht 

Kilometer südlich von einer Stelle, wo Kriegsgefangene zwei gros-

se Gruben entlang einer Eisenbahnlinie ausgehoben hatten.60 

Obwohl Jeckeins Stabskompanie den Grossteil der Hinrichtun- 
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gen am 4. September in Berditschew durchführte, beschrieb ein 

ehemaliges Mitglied des Polizeibataillons 45 Jahrzehnte nach dem 

Krieg dessen Mitwirkung. Auch eine zeitgenössische Quelle zeigt, 

dass das Polizeibataillon 45 tatsächlich in Berditschew dabei war.61 

Die Polizei brachte einige hundert Juden zum Eingang der Grube. 

Einer nach dem anderen musste in die Grube hinuntersteigen, die 

tief genug war, dass die circa 20 Meter entfernt stehenden Polizei-

wachmänner die Juden nicht mehr sehen konnten. Das Exekutions-

kommando schoss direkt in die Grube hinein. Danach schaufelten 

andere Erde auf die Leichen.62 

Das Polizeibataillon 45 setzte sich aus jungen Polizisten und (äl-

teren) Reservisten von der Polizei zusammen, die während des 

Krieges wieder zum Dienst herangezogen worden waren. Zu ihm 

gehörten Deutsche aus verschiedenen Regionen, darunter auch ein 

grosser Anteil an Sudetendeutschen. Das Bataillon hatte daher ver-

mutlich kein starkes Zusammengehörigkeitsgefühl. Eine beträcht-

liche Anzahl seiner überlebenden Mitglieder bestritt nach dem 

Krieg, jemals Mitglied der NSDAP gewesen zu sein.63 Es gab si-

cher einige überzeugte Nationalsozialisten unter den Männern, 

doch man kann die Mitglieder des Bataillons wohl kaum als politi-

sche Fanatiker bezeichnen. 

Selbst aus den begrenzten Informationen über die Komman-

deure der Polizeibataillone, die uns zur Verfügung stehen, geht her-

vor, dass die Berufspolizisten mit einem Eintritt in die SS eher zö-

gerten. Robert Franz, der Kommandeur des Polizeibataillons 303, 

trat der SS kurz vor Kriegsausbruch im August 1939 bei.64 Ende 

des Jahres 1941 waren 70 Prozent der aktiven Offiziere der Ord-

nungspolizei und 93 Prozent der Reserveoffiziere nicht in der SS. 
65 Wenn schon ein Kommandeur oder Offizier den wichtigsten na-

tionalsozialistischen Institutionen nicht eng verbunden war, um 

wieviel mehr musste das für die regulären Polizisten gelten. Den-

noch wurden sie wiederholt zu Massenmördern. 

Es gab aber auch Grenzen für die Ordnungspolizei. Die Einsatz-

gruppen und Brigaden der Waffen-SS führten im Gebiet Russland 

Mitte einen Grossteil der frühen Tötungsaktionen durch, und im 

Süden stützte sich Jeckeln überwiegend auf seinen eigenen Stab. 

Die Ordnungspolizei führte viele Massenexekutionen durch, aller- 
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dings weniger, als ihre Truppenstärke vermuten lässt. Traten die 

Einsatzkommandos und die Ordnungspolizei gemeinsam auf, do-

minierten gewöhnlich die Einsatzgruppen. Bei dem berüchtigten 

Massaker von Babi Yar tötete das Sonderkommando 4 a 33‘871 

Juden, während die Männer vom Polizeibataillon 45 das Gebiet ab-

riegelten.66 

Gelegentlich erwies sich ein bestimmtes Bataillon der Ord-

nungspolizei oder eine bestimmte Kompanie eines Bataillons als 

besonders eifrig und geeignet für den Massenmord. Das Verhalten 

von Polizeileutnant Gerhard Riebel, dem Kommandeur der 

3. Kompanie des Polizeibataillons 322 (das auch als 9. Kompanie 

des Polizeiregiments Mitte bezeichnet wurde), wurde später in ei-

ner Beurteilung überschwenglich gelobt. Er wurde als begeisterter 

Nationalsozialist beschrieben, der eigene Vorstellungen seinen 

Männern gut vermitteln konnte. In der Beurteilung wird nicht nä-

her auf seine Tätigkeit seit dem 1. Oktober 1941 eingegangen, für 

die er das Eiserne Kreuz zweiter Klasse erhielt.67 Doch es existiert 

ein Bericht Riebels über eine grosse Aktion, über die auch Auf-

zeichnungen aus dem Kriegstagebuch vorliegen. 

Am 2. Oktober 1941 trieb die 9. Kompanie, der Stab des Höhe-

ren SS- und Polizeiführers Bach-Zelewski und 23 Mitglieder der 

ukrainischen Hilfspolizei im neu eingerichteten Ghetto von Mo-

gilew 2208 Juden zusammen. Riebel schrieb, einige Juden hätten 

feige versucht, sich zu verstecken, und die Schwierigkeiten, sie aus 

ihren schmutzigen Verstecken zu zerren, hätten dazu geführt, dass 

die 9. Kompanie 65 Juden im Ghetto erschossen habe. Die anderen 

wurden auf Lastwagen verladen und zu einem Fabrikgebäude ge-

bracht, wo sie die Nacht verbringen mussten. Die Razzia dauerte 

ungefähr fünf Stunden. Am nächsten Morgen wurden die Juden 

getötet, wobei 555 Erschiessungen auf das Konto der 9. Kompanie 

gingen. Auch später war die 9. Kompanie weiterhin aktiv und er-

schoss in den Dörfern um Mogilew angebliche Partisanen, Kom-

munisten und Juden.68 

Nicht alle töteten so bereitwillig. In zeitgenössischen Quellen 

finden sich auch Bedenken gegenüber den von der Polizei durch-

geführten Exekutionen. Himmlers und Dalueges wiederholte Be-

suche der Hinrichtungsstätten – eine Aufgabe, die besonders 

Himmler nicht gefiel – deuten darauf hin, dass sie sich zumindest 
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Gedanken machten, ob sich gewöhnliche deutsche Polizisten als 

Mörder eigneten. Es gab auch Probleme mit der Geheimhaltung. 

Am 30. August musste Heydrich die Einsatzgruppen ermahnen, an 

den Exekutionsstätten keine Zuschauer – auch keine Soldaten – zu 

dulden.69 

Die Vernichtungslager boten eine grössere Abgeschiedenheit 

und geringere Fluchtmöglichkeiten für die Opfer. Sie schützten die 

Gaskammern vor den neugierigen Blicken Unbefugter, ausserdem 

liess sich der fliessbandmässige Tötungsprozess vor den Opfern bis 

zum letzten Moment verbergen. Obwohl die Massenerschiessun-

gen während des ganzen Krieges andauerten und obwohl selbst die 

Vernichtungslager das schreckliche Geheimnis des Holocaust 

nicht bewahren konnten, boten die neuen Lager ausreichend Vor-

teile, um ab 1942 zur bevorzugten Institution des Massenmords zu 

werden. 

Die Fixiertheit der Nazis auf die Geheimhaltung der frühen 

«Endlösung» führte zu Diskussionen über Buchführung und Infor-

mationsübermittlung. Am 15. August 1941 warnte Heydrich die 

Einsatzgruppen in einem verschlüsselten Funkspruch davor, unbe-

fugten Personen oder gar dem Feind Einblick in ihre Einsatzbe-

fehle und Anweisungen zu gewähren. Falls die Geheimhaltung ge-

fährdet sein sollte, müssten sie schriftliche Befehle zurücksenden 

oder verbrennen.70 Im September 1941 arbeitete Ernst Sachs Richt-

linien für den Funkverkehr aus, die Daluege, Heydrich und andere 

hochrangige SS-Leute genehmigten. Daluege, der sich zweifellos 

auf die Richtlinien von Sachs bezog, informierte die Höheren SS- 

und Polizeiführer am 13. September, dass die Einheiten im Feld 

normale Meldungen, vertrauliche Meldungen und als geheim klas-

sifizierte Meldungen funken konnten. Sie sollten jedoch keine ge-

heimen Reichssachen wie etwa Exekutionszahlen per Funk über-

mitteln. Derartige Informationen sollten nur per Kurier weiterge-

geben werden.71 

Diese Anweisung über die Geheimhaltung bei Funksprüchen 

wurde selbst per Funk ausgegeben und an die Regimenter und Ba-

taillone der Ordnungspolizei weitergeleitet, die sich im Allgemei-

nen daranhielten. In den späteren Meldungen über Exekutionen, 

die per Kurier versandt wurden, bezog sich Bach-Zelewski sogar 

ausdrücklich auf Dalueges Anweisung Nr. 31 vom 13. September 
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1941.72 Nach dem Krieg machte er irreführende Angaben zu dem 

Geheimhaltungsbefehl. Er sagte aus, Himmler habe zu Beginn des 

Russlandfeldzuges den allgemeinen Befehl gegeben, das Wort 

«Jude» im Funkverkehr niemals zu verwenden.73 Bach-Zelewski 

war in seinen Funkmeldungen zurückhaltender als Jeckeln, doch 

falls Himmler je eine solche Anweisung erteilt haben sollte, wurde 

sie vor Mitte September nicht in grösserem Umfang und auch da-

nach nicht immer befolgt. 

In Heydrichs Funksprüchen an die Einsatzgruppen und in deren 

Rückmeldungen per Funk wurden die weiterentwickelten Enigma-

Codes verwendet, was zu ihrer Geheimhaltung beitrug. Dalueges 

Leute, die weniger straff organisiert waren, benutzten die veralte-

ten Handchiffres. Folglich war es Mitte September 1941 bereits zu 

spät, die grossangelegten Massenexekutionen der Juden durch die 

Polizeitruppen – oder die Anweisung, keine Exekutionszahlen per 

Funk zu melden – vor den Briten zu verbergen. 
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5 Überstellungen und Transporte 

Am 3. September 1941 gab Reinhard Heydrich der Sicherheitspo-

lizei und dem SD den Befehl, Massnahmen zu vermeiden, die die 

«einheitliche Stimmung» des deutschen Volkes gefährden könn-

ten. Der Grund für die Anordnung lag in den wiederholten Hinwei-

sen Hitlers, dass alle Reichsfeinde wie schon im Ersten Weltkrieg 

jede Gelegenheit nutzen würden, Zwietracht zu säen.1 Hitler war 

immer noch wegen der öffentlichen Meinung in Deutschland be-

sorgt; er fürchtete, sie könnte sich negativ auf die deutsche Kampf-

kraft auswirken. Diese Überlegungen wirkten sich auch auf die 

Methoden aus, welche die Nationalsozialisten bei der Judenverfol-

gung einsetzen wollten. 

Das Naziregime hatte mit immer härteren Gesetzen, massiver 

Propaganda und Einschüchterungsmassnahmen alles versucht, die 

Juden von den nach nationalsozialistischer Ansicht «reinen» Ariern 

zu trennen. Sie hatten jedoch auf die Einrichtung von Ghettos in 

Deutschland verzichtet. Doch trotz der offiziellen Politik behielten 

einige Juden ihre deutschen Ehegatten, Freunde, Verwandten und 

Bekannten. Die Liquidierung der deutschen Juden brachte daher 

politische Probleme mit sich. Es war eine Sache, wenn die SS und 

Polizei Hunderttausende von Juden in Osteuropa töteten – an ent-

legenen Orten und mit Polizeikordons, die Zuschauer fernhielten.2 

Es war jedoch etwas ganz anderes, Juden in Deutschland oder 

Westeuropa zu ermorden, weil dort die geographischen Möglich-

keiten für eine Isolierung begrenzt waren und die Wahrscheinlich-

keit, dass etwas durchsickerte (und der damit verbundene Scha-

den), wesentlich grösser war. 

Die Einsicht, dass die Deutschen den wohlgeplanten Mord in ih-

rer Mitte nicht hinnehmen würden, war durch das «Euthanasiepro- 
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gramm» gewonnen worden, das zwischen Ende 1939 und August 

1941 heimlich in sechs grösseren Vergasungszentren in Deutsch-

land durchgeführt wurde. Das Euthanasieprogramm betraf nicht 

Deutsche, die unheilbar krank waren und schrecklich litten, son-

dern Kinder und Erwachsene, die in den Augen der Nazis ererbte 

körperliche oder geistige Defekte hatten. (Die meisten würden 

heute als körperlich oder geistig Behinderte bezeichnet werden.) 

Die Verantwortlichen in Hitlers Reichskanzlei taten ihr möglichs-

tes, um die Mordaktionen zu verschleiern. Ausserdem führte das 

Regime einen grossen Propagandafeldzug, der die Vorstellung ver-

breiten sollte, dass Behinderte eine Last für die Gesellschaft dar-

stellen würden. Dennoch gab es schon bald Probleme. Die erfun-

denen Todesursachen, die den Angehörigen mitgeteilt wurden, er-

regten Argwohn, und die Anwohner der Vergasungszentren er-

kannten, was in der Nähe vor sich ging. Auch andere Lecks ent-

standen. Die ablehnende Reaktion der Öffentlichkeit und Anzei-

chen eines offenen Protestes veranlassten Hitler, die Vergasungs-

zentren Ende August zu schliessen; das Euthanasieprogramm 

wurde an abgelegeneren Orten – und auf diskretere Weise – fort-

gesetzt. Die Erfahrung machte jedoch deutlich, dass die Geheim-

haltung von grossangelegten Tötungsaktionen in Deutschland 

kaum durchführbar war.3 Möglicherweise spiegelte Heydrichs Be-

fehl vom 3. September den politischen Schaden wider, der durch 

das Euthanasieprogramm entstanden war. 

Die deutschen Juden konnten jedoch nicht mehr viel länger vor 

Ort bleiben. Seit 1919 war Hitler von der fixen Idee besessen, dass 

Juden einen Infektionsherd darstellten und Deutschland ihretwe-

gen den Krieg verloren hätte.4 Hitler und andere führende Natio-

nalsozialisten glaubten tatsächlich, dass Juden Überträger von 

Krankheiten wären. Als Heydrich Massnahmen zur Errichtung des 

Konzentrationslagers in Theresienstadt in der Nähe von Prag traf, 

erklärte er, dass die Juden, die dort starben, auf keinen Fall begra-

ben werden sollten – sie könnten einen nahegelegenen Fluss ver-

schmutzen: Ihre Leichen sollten in einem Krematorium verbrannt 

werden.5 

Himmler drückte sich in einem Brief an Arthur Greiser, den 

Gauleiter des Warthelandes (der ehemals polnische Teil Ostpreus- 
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sens, der 1939 von Deutschland annektiert worden war), noch deut-

licher aus. Der Führer wünsche, dass das Altreich und das Protek-

torat Böhmen und Mähren (der ehemals tschechische Teil der 

Tschechoslowakischen Republik) so schnell wie möglich «von Ju-

den geleert und befreit» würden. Wenige Wochen später, als die 

Zeit immer mehr drängte, erklärte Heydrich, Hitler wolle die Sache 

zum Jahresende erledigt sehen.6 Es gab gewisse Bedenken, dass die 

Deportation der Juden aus Deutschland die Unterstützung der 

Deutschen für das Regime oder den Krieg beeinträchtigen würde, 

doch man ging über sie hinweg. Hitler betrachtete die Deportatio-

nen als dringend notwendig. 

Reichspropagandaminister Joseph Goebbels hatte in seiner 

Funktion als Gauleiter der NSDAP in Berlin bereits seit einiger 

Zeit versucht, die Hauptstadt von der jüdischen «Bedrohung» zu 

befreien. Hinter den ideologischen standen praktische Beweg-

gründe: Die jüdischen Wohnungen und Häuser waren sehr begehrt. 

Auch andere hochrangige Nazis hatten eigene Vorschläge einge-

bracht. Heydrich und seine Gefolgsleute hatten auf einem mehr 

oder weniger einheitlichen Vorgehen und ihren eigenen Vollmach-

ten bestanden.7 Berlin mochte vielleicht die erste «judenfreie» 

Stadt in Deutschland werden, doch für die Hauptstadt sollte keine 

Einzellösung ausgearbeitet werden. Himmler und Heydrich woll-

ten die Deportationen von Berliner Juden in ihre umfassenden 

Pläne für die deutschen und europäischen Juden einbeziehen.8 

Doch wohin sollte man die Juden deportieren? Im Oktober 1939 

war Polen in drei Teile aufgeteilt worden: verschiedene Gebiete in 

Westpolen, die von Deutschland annektiert worden waren; ein 

grosser Mittelteil, der als Generalgouvernement bezeichnet wurde, 

mit einer eigenen Verwaltung, der Hitlers ehemaliger Rechtsanwalt 

Hans Frank vorstand; und der östliche Teil, der unter sowjetischer 

Besatzung und Verwaltung stand (gemäss des geheimen Zusatz-

protokolls im deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt vom August 

1939). Wie sich herausstellte, war man in keinem dieser Gebiete 

darauf vorbereitet, Juden von aussen aufzunehmen. Das deutsche 

Gebiet war von vornherein ausgeschlossen, die Sowjets wollten 

keine deutschen Juden, und Gouverneur Frank hatte andere Pläne 

für sein Gebiet. 
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Die Judendeportationen von Stettin und Schneidemühl nach Po-

len hatten 1940 einen erbitterten Streit mit Frank und seiner Zivil-

verwaltung ausgelöst. Frank konnte Hermann Göring für seine Sa-

che gewinnen, und Göring sprach in einem Fernschreiben eine of-

fene Warnung aus: 

Der Generalgouverneur hat sich über die Judendeportationen 

aus dem Reich in das Generalgouvernement beschwert, die 

trotz des derzeitigen Mangels an Aufnahmekapazitäten fort-

gesetzt werden. Ich verbiete hiermit weitere derartige Depor-

tationen ohne meine Genehmigung und die Zustimmung des 

Generalgouverneurs. Ich werde keine Entschuldigungen an-

nehmen, in denen es heisst, dass Untergebene die Deportatio-

nen durchführten.9 

Diese Botschaft war direkt an Himmler gerichtet. 

Die Nationalsozialisten hatten bereits in zahlreichen polnischen 

Städten Ghettos eingerichtet, in denen die polnischen Juden durch 

Krankheiten, Unterernährung – und gelegentliche Erschiessungen 

– dezimiert wurden, und Juden vom Land wurden gezwungen, in 

die Ghettos zu ziehen. Seit dem Frühjahr 1941 bemühte sich Frank, 

über zwei Millionen Juden aus seinem Territorium abzuschieben 

und keine weiteren aufzunehmen. Seine Zivilverwaltung hatte wie-

derholt die Autorität der SS und der Polizei über die Ghettos in 

Polen angefochten. Auch die Wehrmacht spielte in Polen eine 

Rolle. Himmler und Heydrich beschwerten sich beide im Septem-

ber und Oktober 1941 bei der Reichskanzlei, Hitler habe verschie-

denen Personen im Generalgouvernement Vollmachten erteilt, die 

sich mit den Funktionen der Polizei überschnitten und sie bei ihrer 

Arbeit behinderten.10 

Dennoch sprach Himmler am 2. September mit Friedrich-Wil-

helm Krüger, dem Höheren SS- und Polizeiführer für das General-

gouvernement, über Judendeportationen aus Deutschland.11 Falls 

Krüger und sein sehr aggressiver und ehrgeiziger Untergebener in 

Lublin, der SS- und Polizeiführer Odilo Globocnik, die Hinder-

nisse aus dem Weg räumen sollten, könnten unter Umständen ei-

nige deutsche Juden in das Gebiet um Lublin oder das Warschauer 

Ghetto deportiert werden. Himmler stellte um diese Zeit einige  
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Spezialisten für Vergasungen aus dem Euthanasieprogramm von 

ihren bisherigen Aufgaben frei und schickte sie zu Globocnik.12 

Doch der Plan, das Generalgouvernement zum Hauptstandort für 

die Einrichtungen zur Massenvernichtung zu machen, konnte nur 

funktionieren, wenn Himmler sicher sein konnte, dass die SS und 

die Polizei den ganzen Prozess unter Kontrolle halten konnten. 

Eine andere Möglichkeit für die Aufnahme der deutschen Juden 

bot das bereits existierende Ghetto in Łódź im sogenannten War-

theland, das nicht zum Generalgouvernement gehörte. Doch Łódź 

war bereits überfüllt. Ursprünglich wollte Himmler 60’000 Juden 

vorübergehend mit dem Versprechen dort unterbringen, dass sie 

später weiter nach Osten abgeschoben würden. Es gab jedoch zahl-

reiche Schwierigkeiten, so dass zwischen dem 16. Oktober und 

dem 4. November nur ungefähr 20‘000 deutsche, österreichische 

und luxemburgische Juden sowie 5‘000 «Zigeuner» nach Łódź ge-

bracht und dort unter dem Protest des zuständigen Regierungsprä-

sidenten in drangvoller Enge untergebracht wurden. Himmler 

schickte den Mann auf Urlaub. Łódź konnte nach diesen Erfahrun-

gen jedoch nur eine Teillösung bieten.13 

Das Lager Auschwitz wuchs rasch. Die ersten Vergasungsver-

suche wurden Anfang September in Auschwitz durchgeführt, doch 

die im nahegelegenen Birkenau errichteten Gaskammern wurden 

nicht vor dem Frühjahr 1942 in Betrieb genommen. Auschwitz 

sollte später der zentrale Ort werden, wo die deportierten Juden aus 

allen Teilen Europas ermordet wurden, doch im September konnte 

man die Massen von aus Deutschland deportierten Juden in Bir-

kenau noch nicht beseitigen. Es schien auch nicht sinnvoll, die 

deutschen Juden in oder in der Nähe von Auschwitz zu internieren, 

da sich das Lager mittlerweile auf deutschem Boden (im annektier-

ten Gebiet von Oberschlesien) befand. 

Es gibt Hinweise darauf, dass Heydrich schon zuvor an die Sow-

jetunion als den bevorzugten Ort zur Ermordung der Juden aus an-

deren Gebieten gedacht hatte.14 Er und seine Untergebenen – Hein-

rich Müller von der Gestapo und Adolf Eichmann von deren Um-

siedlungsreferat – waren in erster Linie für die Abschiebung der 

Juden aus Deutschland und ihre Unterbringung an anderen Orten 

verantwortlich. 
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In Ermangelung anderer Möglichkeiten erschien die Sowjet-

union als das geeignete Land. Es gab dort ausreichend Platz, und 

auch die Geheimhaltung war leichter zu gewährleisten. Die SS und 

die Polizei hatten bei den Massenhinrichtungen zumindest die an-

fänglichen Hindernisse überwunden und ihre Effektivität bereits 

unter Beweis gestellt. 

Die zu überwindenden Entfernungen und die Deportationen der 

Juden hatten rechtliche und finanzielle Aspekte, die die Unterstüt-

zung verschiedener Ministerien erforderlich machten.15 Konnte 

man sie zu einer Zusammenarbeit bewegen? Himmler wollte die 

völlige Kontrolle über die Juden – und dafür musste er sich bei 

zahlreichen schwerfälligen Bürokraten in Deutschland Einfluss 

verschaffen.16 Für den Transport der Juden mit der Bahn aus 

Deutschland oder anderen Ländern in das Baltikum oder nach 

Weissrussland benötigte man die Hilfe des Verkehrsministeriums. 

Die Beschaffung von Zügen mitten im Krieg war mit beträcht-

lichem Aufwand verbunden und unter Umständen würde die 

Wehrmacht Einwände erheben, doch das waren keine unüberwind-

lichen Hindernisse – nicht, wenn Himmler und Heydrich ihren Ein-

fluss geltend machten. Im schlimmsten Fall würde ein Mangel an 

Zügen die Deportationen nur verlangsamen. 

Es sei angebracht, erklärte Heydrich bei einer Besprechung am 

10. Oktober in Prag, die Juden weiter nach Osten ins [militärische] 

Operationsgebiet zu schicken, wo man sie in Lagern für russische 

Kriegsgefangene unterbringen könnte. Heydrich machte deutlich, 

dass er dafür seine eigenen Leute einsetzen wollte, die bereits über 

hunderttausend Juden umgebracht hatten. Er bezog sich dabei vor 

allem auf Arthur Nebe und Otto Rasch, die Leiter der Einsatzgrup-

pen B und C.17 Mit dieser Bemerkung tat Heydrich kund, welches 

Schicksal die Deportierten erwartete. 

Doch Heydrichs Ernennung zum Reichsprotektor von Böhmen 

und Mähren Ende September – eine Position, in der er Hitler direkt 

unterstand – und seine fordernde Haltung in der Judenpolitik riefen 

zwischen ihm und Daluege alte und neue Konflikte wach.18 Eine 

Möglichkeit für Daluege – und Himmler –, eine zu starke Abhän-

gigkeit von Heydrich und seinen Organisationen zu vermeiden, bot 

sich durch den Einsatz der Höheren SS- und Polizeiführer im Os- 
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ten. Sie sollten die Transporte mit deutschen Juden in Empfang 

nehmen. Himmler neigte dazu, die Ernennungen des Höheren SS- 

und Polizeiführers Korsemann und der SS- und Polizeiführer in 

Minsk (Carl Zenner), Lublin (Globocnik) und Galizien (Fritz Katz-

mann) mit Daluege und nicht mit Heydrich zu besprechen.19 Na-

türlich waren auch die Verbindungen Dalueges zu Jeckeln, Bach-

Zelewski, Prützmann und Korsemann im Laufe des Sommers en-

ger geworden. Für die Höheren SS- und Polizeiführer waren die 

Bataillone der Ordnungspolizei zu wesentlichen Stützen gewor-

den. Sie waren auf das Kommunikationsnetz der Ordnungspolizei 

angewiesen, ausserdem wurden ihre finanziellen Angelegenheiten 

und ihre Personalfragen von der Verwaltung der Ordnungspolizei 

übernommen.20 Daluege und die Höheren SS- und Polizeiführer 

verliessen sich zunehmend aufeinander. Einmal gewann Daluege 

die Unterstützung von Oswald Pohl, dem Leiter der Wirtschafts- 

und Bauunternehmen der SS (und später vom SS-Wirtschaftsver-

waltungshauptamt), dass er die Höheren SS- und Polizeiführer als 

seine Untergebenen behandeln durfte, doch Himmler wollte die 

Vereinbarung nicht absegnen.21 

Die Höheren SS- und Polizeiführer, die direkt Himmler unter-

standen, kontrollierten verschiedene Aufnahmestationen für die 

Juden im Osten. Die deutschen Behörden hatten wie schon in Polen 

in den grösseren Städten und Ortschaften des Baltikums und in 

Weissrussland Ghettos für jene Juden eingerichtet, die nicht sofort 

getötet wurden. Die Militär- und Zivilbehörden waren übereinge-

kommen, dass die SS und die Polizei für diesen Zweck bestimmte 

Stadtteile absperrten und die nichtjüdischen Bewohner daraus ver-

trieben. Einige grössere Ghettos wurden mit Mauern und Stachel-

draht umgeben; andere waren eher provisorisch angelegt und wur-

den nur von Wachen abgesperrt. Man wollte den Juden, die grund-

sätzlich als Bedrohung der Sicherheit eingestuft wurden, nicht er-

lauben, sich frei zu bewegen oder mit dem Rest der Bevölkerung 

unkontrollierte Kontakte aufzunehmen. 

Die Sicherheitspolizei und die Ordnungspolizei waren beide für 

die Ghettos zuständig, doch die Höheren SS- und Polizeiführer be-

sassen die Befehlsgewalt über das gesamte Gebiet. Bach-Zelewski 
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und Jeckeln waren die beiden Höheren SS- und Polizeiführer, die 

bei Deportation und Ermordung der Juden am effektivsten arbeite-

ten. Es war daher vermutlich kein Zufall, dass Himmler Mitte Ok-

tober Jeckeln und Prützmann befahl, ihre Positionen zu tauschen. 

Jeckeln traf am 26. Oktober in Riga ein; er hatte nicht viel Zeit, 

sich auf seine dortigen neuen Aufgaben vorzubereiten.22 

Am 23. Oktober fand unter dem Vorsitz Adolf Eichmanns eine 

Besprechung in Berlin zu Hitlers Anordnung statt, 50’000 Juden 

aus Deutschland und dem Protektorat Böhmen und Mähren nach 

Minsk und Riga «auszusiedeln». Halbjuden, Juden mit ausländi-

scher Staatsangehörigkeit, jüdische Facharbeiter (und deren Ver-

wandte) und Juden über 60 sollten davon ausgenommen werden. 

Die Juden erhielten Listen der Gegenstände, die sie auf den Trans-

port mitnehmen durften. Die Anweisungen waren jedoch nur eine 

Liste, mit der die Betroffenen überzeugt werden sollten, dass sie 

im Osten wieder angesiedelt werden würden. Ihre Pässe und Aus-

weise sollten den Stempel «evakuiert» erhalten.23 Es war der erste 

Schritt zur Deportation aller deutschen Juden; ausgenommen wa-

ren vorerst nur die Juden, die immer noch mit Deutschen verheira-

tet waren, und Halbjuden, deren Schicksal immer noch ungewiss 

war. Die Gestapo verfrachtete die Juden in die Züge und stellte ei-

nen Mann ab, der die Züge in beratender Tätigkeit begleiten sollte. 

Die Ordnungspolizei, also ein Offizier und 15 Polizisten auf 1‘000 

Juden, sollte für die Sicherheit der Transporte sorgen.24 Heydrichs 

und Dalueges Organisationen waren an den Transporten gleicher-

massen beteiligt, und auch nach der Ankunft der Juden waren die 

Aufgaben verteilt. 

An dem Tag, an dem Eichmann die Transporte ankündigte, flog 

Himmler wieder einmal zu Bach-Zelewski, dieses Mal in dessen 

Hauptquartier nach Mogilew. Er besichtigte das neue Arbeitslager, 

das Bach-Zelewski unterstand und in dem an diesem Tag 279 Ju-

den getötet wurden. Vier Tage zuvor hatte die Polizei 3‘726 Juden 

aus dem Ghetto in Mogilew umgebracht, in dem mittlerweile nicht 

einmal mehr 1‘000 Juden am Leben waren. Max Montua be-

schwerte sich während Himmlers zweitägigem Aufenthalt, dass 

die ständigen Judenmassaker die Moral seiner Männer und anderer 

beteiligter Truppen gefährde. Nach den Aussagen von Bach-Ze- 
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lewskis Adjutant, der ebenfalls anwesend war, versprach Himmler, 

dass schon bald andere Lösungen gefunden werden würden.25 

Himmler kehrte am 25. Oktober aus Mogilew in sein ostpreus-

sisches Hauptquartier zurück und traf sich mit Odilo Globocnik, 

dem SS- und Polizeiführer von Lublin, der ihn über die neuesten 

und offensichtlich heftigen Auseinandersetzungen mit Gouverneur 

Frank in Polen informierte. Am Abend unterhielt sich Himmler mit 

dem Höheren SS- und Polizeiführer Krüger ebenfalls über Polen.26 

Er hatte den Bau von Vernichtungslagern in Globocniks Gebiet be-

reits genehmigt,27 doch es war offensichtlich, dass diese für die 

Aufnahme der deutschen Juden nicht rechtzeitig fertig werden 

würden. Himmler beschloss, noch zu warten, bevor er Hitler um 

eine Anordnung bat, die ihm die Weisungsbefugnis über die Be-

amten im Generalgouvernement geben würde. Auch das würde zu 

lange dauern.28 Er wollte warten, bis er sich seines Einflusses si-

cher sein konnte. In der Zwischenzeit standen ihm andere Mög-

lichkeiten zur Verfügung. 

Bach-Zelewski hegte vermutlich grosse Hoffnungen, dass in sei-

nem Gebiet ein wichtiges Tötungszentrum für die deutschen und 

europäischen Juden entstehen würde und der Prozess der Massen-

vernichtung verbessert werden könnte. Er hatte Himmler Mitte Au-

gust in Minsk über die psychischen Probleme seiner Männer auf-

grund der Massenerschiessungen informiert und einiges erreicht. 

Himmler hatte ihm ausserdem ein grosses Budget für dringend be-

nötigte Anschaffungen genehmigt. Doch Bach-Zelewski musste 

das Geld den SS-Bürokraten entlocken, was einige Zeit in An-

spruch nahm.29 

Im Jahr 1946 behauptete Bach-Zelewski in einem Verhör fälsch-

licherweise, dass 1943 [!] eine Kommission aus Hamburg nach 

Mogilew gekommen sei und den Bau einer Gaskammer angeord-

net habe. Er sagte, er habe dafür eine ausdrückliche Anweisung 

von Himmler verlangt, und das Projekt sei an seiner Hartnäckigkeit 

gescheitert. Er gab an, dass er zuvor nichts von Vergasungen ge-

wusst habe.30 

Mit Hilfe von Himmlers Terminkalender von 1941 lassen sich 

einige Falschaussagen Bach-Zelewskis korrigieren: Der Höhere 

SS- und Polizeiführer für das Nordseegebiet (in Deutschland), Ru- 
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dolf Querner (der in Hamburg lebte), begleitete Himmler Ende Ok-

tober 1941 nach Mogilew und traf während seines Aufenthaltes 

mindestens einmal mit Bach-Zelewski zusammen.31 Zu Gesprä-

chen über Vergasungen kam es erstmals im Herbst 1941. Deutsche 

Funksprüche (die von den Briten abgehört wurden) enthielten Hin-

weise darauf. Nach seiner Rückkehr nach Deutschland bestellte 

Querner bei der Hamburger Firma Tesch und Stabenow eine grosse 

Menge Zyklon – ein Insektenvernichtungsmittel auf Blausäureba-

sis, dessen Eignung zur Tötung von Menschen bereits erprobt wor-

den war.32 Die Bestellung war nicht nur für Bach-Zelewski ge-

dacht, da der Leiter der Firma, Dr. Bruno Tesch, nach Riga fuhr 

und dort Jeckeins leitendem Arzt Anweisungen gab, wie das Gift 

sicher und effektiv eingesetzt wurde.33 Jeckeln war gerade in Riga 

angekommen, Prützmann, der seine Reise in die Ukraine verscho-

ben hatte, war noch da, und Bach-Zelewski war unterwegs. Man 

weiss also immerhin, dass diese drei Männer sich Anfang Novem-

ber trafen.34 

Am 5. November wurde erneut Zyklon bestellt, dieses Mal für 

Riga. Die Lieferung verzögerte sich jedoch, weil keine geeigneten 

Transportmittel zur Verfügung standen. Aufgrund des Bedarfs der 

Fronttruppen waren Züge in den Osten kaum zu bekommen. Jeck-

eins Büro funkte Querner und schlug vor, die Lieferung mit dem 

Lastwagen oder Eilzug zurück nach Königsberg zu schicken; von 

dort wollte sie Jeckeln nach Riga fliegen lassen. In der Zwischen-

zeit verlangte Tesch, dass seine Briefe an Jeckeins Büro nachge-

sandt wurden.35 Tesch konnte aus gutem Grund solche Mühe wal-

ten lassen. Die Bestellung belief sich auf immerhin 700 Kilo-

gramm Zyklon. Auschwitz hatte zuvor nur 500 Kilogramm be-

stellt.36 Spätere Zyklonlieferungen gingen direkt an das SS-Hospi-

tal in Minsk in Bach-Zelewskis Zuständigkeitsbereich.37 

Die Funksprüche der Polizei geben Hinweise darauf, dass der 

Höhere SS- und Polizeiführer Querner am Einsatz von Zyklon im 

Osten beteiligt war. Nach seiner Reise mit Himmler Ende Oktober 

nach Mogilew fungierte er für die Höheren SS- und Polizeiführer 

im Osten als Mittelsmann. Er bestellte für sie bei Tesch und Sta-

benow Zyklon und koordinierte andere Vereinbarungen mit der 

Firma. Historiker wussten von Querners Beteiligung an den Plänen 

für die Gaskammern im Osten bis Anfang der neunziger Jahre 
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nichts. Die Beweise für die Zyklonlieferungen tauchen hier zum 

ersten Mal auf.38 

Der Text der Funksprüche (oder der Dechiffrierungen) ist je-

doch sehr knappgehalten, weshalb nicht ganz klar ist, wieweit die 

Pläne für den Einsatz von Zyklon zu diesem Zeitpunkt bereits ge-

diehen waren. Das Zyklon hatte unterschiedliche Konzentrationen, 

die die Zusatzbezeichnungen A, B, C, D, E und F trugen und für 

verschiedene Zwecke eingesetzt wurden. Zyklon D war das nor-

male Insektenvertilgungsmittel, Zyklon E war für besonders wider-

standsfähiges Ungeziefer oder für das Begasen von Holzbaracken, 

und Zyklon B war in Auschwitz gegen Menschen eingesetzt wor-

den.39 Ein Funkspruch bezog sich ausschliesslich auf eine Zyklon-

lieferung. Aber wäre Tesch wegen einer Schulung über Unge-

zieferbekämpfung persönlich nach Riga gefahren? Es gibt auch da-

mit nicht zusammenhängende Hinweise – ein Chemiker namens 

Herbert Kallmeyer wurde nach Riga geschickt –, die nahelegen, 

dass die SS Pläne für die Errichtung eines Vernichtungslagers mit 

stationären Gaskammern in Riga hatte, die aus verschiedenen 

Gründen nicht verwirklicht wurden.40 

Doch nicht nur bei den oben genannten Besuchen wurden SS- 

Männer im Gebrauch von Zyklon unterwiesen. Mitte Oktober ver-

setzte Himmler SS-Sturmbannführer Franz Magill vom 2. SS-Ka-

vallerieregiment zu Bach-Zelewskis Stab nach Mogilew. Magill 

hatte in der Zeit als stellvertretender Kommandeur des Regiments 

gedient, als seine Einheiten Juden in den Pripj et-Sümpfen in der 

nördlichen Ukraine ermordeten. Obwohl Magill ein erfahrener Of-

fizier und guter Organisator war, vertraten seine Vorgesetzten die 

Ansicht, er sei für ein ständiges Kommando nicht geeignet. Für 

eine Führungsposition galt er als zu schwach und dem Alkohol zu 

sehr zugeneigt.41 Doch Bach-Zelewski war froh, Magill im No-

vember 1941 in seinen Stab aufzunehmen und ihn für die, wie er 

es nannte, Aufgaben der Waffen-SS einzusetzen.42 Am 15. Dezem-

ber wurde Magill ins Konzentrationslager Oranienburg geschickt, 

wo ihn Mitarbeiter von Tesch und Stabenow im Gebrauch von 

Zyklon unterwiesen.43 (Der einzige Beleg für Magills Versetzung 

stammt aus Funkmeldungen, die von den Briten dechiffriert wur-

den.) 
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Bach-Zelewski konnte sich möglicherweise nicht die besten 

Gaskammern leisten. Himmler hatte ihm nur 100‘000 Mark zur 

Verfügung gestellt, aber die Kosten für die Anlagen mit den Gas-

kammern, die später in Auschwitz-Birkenau gebaut wurden, belie-

fen sich auf 310‘000 Mark.44 Es bestand die Möglichkeit, ein be-

reits existierendes Gebäude zu einer improvisierten Gaskammer 

umzubauen (und Zyklon B zu verwenden), und es gab Gaswagen 

– speziell umgebaute Lastwagen, deren Abgase in einen grossen, 

luftdichten Frachtraum geleitet wurden, so dass die Passagiere an 

Kohlenmonoxidvergiftung starben. Ihr Einsatz im Osten wurde 

seit Anfang Oktober erwogen, doch die Lastwagen hatten be-

grenzte Kapazitäten und noch andere Nachteile.45 

Mitte November hatte das SS-Hauptamt Haushalt und Bauten in 

Berlin bei der Firma Topf in Erfurt ein riesiges Krematorium für 

Mogilew bestellt – einen Ofen mit vier Einäscherungskammern. 

Die Rechnung ging an Bach-Zelewskis Bauverwaltung.46 Am 28. 

November sandte Bach-Zelewskis Stab einen dringenden Funk-

spruch an das Hauptamt in Berlin und bat um die Entsendung von 

zehn Technikern und Architekten für die «grossen Aufgaben», die 

Bach-Zelewski ihnen aufgetragen hatte. Am 30. Dezember 1941 

wurden die ersten Teile des Krematoriums nach Mogilew gelie-

fert.47 

Jahrzehnte später argumentierte ein Historiker nicht sehr plausi-

bel, das Krematorium sei zur Einäscherung der Leichen von deut-

schen Soldaten und sowjetischen Kriegsgefangenen gebaut wor-

den, die einer Fleckfieberepidemie zum Opfer gefallen seien.48 Die 

Zahl der an Fleckfieber erkrankten deutschen Soldaten betrug nicht 

mehr als 300 pro Monat. Die Zahl der erkrankten sowjetischen 

Kriegsgefangenen war höher: im Dezember 1941 waren es fast 

5‘000. Bei den meisten sowjetischen Kriegsgefangenen, die 1941 

oder zu Beginn des Jahres 1942 in deutscher Gefangenschaft star-

ben, waren jedoch Unterernährung oder Unterkühlung die Todes-

ursache. Sie verhungerten oder erfroren, weil sich die Deutschen 

nicht um ihr Überleben kümmerten. Die Verbrennungskapazität 

des Krematoriums betrug jedoch 3’000 Leichen am Tag.49 Es war 

eindeutig für die Leichen der Juden aus Deutschland und anderen 

Ländern vorgesehen, die automatisch als Infektionsherd betrachtet  
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wurden. Doch bei der SS hatte man sicher die Version vom Fleck-

fieber als Tarnung befürwortet. 

Natürlich wurden die Erschiessungen noch eine Zeitlang fortge-

setzt. Wenn die bestehenden Erschiessungskommandos Ermü-

dungserscheinungen zeigten, wurden sie durch andere ersetzt. Es 

gab dreierlei Formen der Verstärkung: die Versetzung einzelner 

Polizisten von ihrem Dienst in Deutschland zu sehr unterschiedli-

chen Aufgaben im Osten; der Einsatz von komplett neu aufgestell-

ten Polizeibataillonen; und die Verwendung von nichtdeutschen 

Hilfstruppen in Verbindung mit örtlichen Polizeivorposten oder, 

was häufiger vorkam, mit Bataillonen der Ordnungspolizei. 

Im Spätsommer und Herbst des Jahres 1941 wurde eine be-

trächtliche Anzahl von Männern der Ordnungspolizei einzeln in 

den Osten versetzt. Es ist schwierig, den Vorgang zurückzuverfol-

gen oder ein bestimmtes Schema zu rekonstruieren. Gendarmerie-

leutnant Max Eibner wurde beispielsweise Anfang Oktober nach 

Minsk versetzt und ging dann als Kommandeur der Gendarmen 

nach Baranowicze. Er sagte später aus, dass die einzelnen Städte 

und Dörfer des Gebietes deutsche Vorpostenleiter hatten, unter 

sich eine Handvoll deutscher Wachtmeister (einige davon ältere 

Polizeireservisten) und die weissrussische Hilfspolizei, die den 

Wachtmeistern untergeordnet war. Ende 1942 erreichte die Zahl 

der Ordnungspolizisten, die entweder in den Städten oder in den 

ländlichen Gebieten Dienst taten, fast 15‘000.50 

Einige Mitglieder der Ordnungspolizei verrichteten Aufgaben, 

die entscheidend zur «Endlösung» beitrugen. Ende Oktober wurde 

für die 30‘000 in Riga ansässigen Juden ein Ghetto geschaffen. Die 

28 Wachposten um das Ghetto wurden mit 60 Angehörigen der 

deutschen Schutzpolizei besetzt. Die Sicherheitspolizei und der SD 

(Heydrichs Männer) konnten das Ghetto betreten und mit dessen 

Bewohnern machen, was sie wollten – was miserable Lebensbe-

dingungen und gelegentliche Hinrichtungen zur Folge hatte –, doch 

die Ordnungspolizei kontrollierte die Absperrungen. Zu Jeckeins 

Stab in Riga gehörten fünf Offiziere und 36 Polizisten der deut-

schen Schutzpolizei.51 
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Im August hatte Jeckeins Vorgänger im Norden, der Höhere SS- 

und Polizeiführer Prützmann, mit Himmler über den Einsatz des 

Reserve-Polizeibataillons 11 in seinem Gebiet korrespondiert. Das 

Bataillon wurde zuerst dazu eingesetzt, die litauischen Hilfstrup-

pen zu beaufsichtigen und im Zaum zu halten, die das Ghetto in 

Kowno (Kaunas) bewachten. Das Einsatzkommando 3 a holte 

nach und nach die Juden in Gruppen aus dem Ghetto und tötete sie 

mit Hilfe der Litauer in den Forts rund um die Stadt. Als für das 

Bataillon dringendere Aufgaben anstanden, schlug das Einsatz-

kommando 3 a vor, mehr Angehörige der deutschen Schutzpolizei 

für die Bewachung des Ghettos einzusetzen.3 

Das Reserve-Polizeibataillon 11 übernahm schon bald wichti-

gere Aufgaben. Am 3. Oktober erhielt ein Grossteil des Bataillons 

den Befehl, sich drei Tage später in Kowno (Kaunas) zusammen 

mit dem 2. (das später in das 12. umbenannt wurde) Bataillon der 

litauischen Schutzmannschaften einzufinden. Der Major der 

Schutzpolizei Franz Lechthaler, sein Stab und zwei Kompanien – 

insgesamt 284 deutsche Polizisten und 463 Litauer – traten wie an-

geordnet am frühen Morgen des 6. Oktobers an. Das deutsche Ba-

taillon bestand grösstenteils aus aktivierten Reservisten der Polizei 

– Männer, die 40 und älter waren. Sie und die Litauer fuhren in 

südöstlicher Richtung nach Weissrussland und trafen im Lauf des 

Tages in der ehemaligen Hauptstadt ein, wo sie in Armeebaracken 

Quartier bezogen. Sie hatten die Anweisung, drei oder vier Wo-

chen lang «Partisanen» im Gebiet Minsk-Slutsk-Borisow zu be-

kämpfen.53 

Die SS- und Polizeibehörden wollten das Gebiet um Minsk so 

«sicher» wie möglich machen. In den Sümpfen und dichten Wäl-

dern Weissrusslands stellten Partisanen eine grössere Gefahr dar 

als in Litauen. Die deutschen Militärbehörden hatten sich mit der 

SS und der Polizei auf ein gemeinsames Vorgehen gegen alle tat-

sächlichen und vermeintlichen Feinde geeinigt. Später behauptete 

General Gustav Freiherr von Mauchenheim, genannt von Bech-

toldsheim, dass in Weissrussland die Sicherheitspolizei und der SD 

in erster Linie für die Aktionen gegen Juden zuständig gewesen 

seien; die Wehrmacht habe Vergeltungsmassnahmen zur Erhal-

tung der Sicherheit und auch Hinrichtungen durchgeführt, falls 
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Sondereinheiten zur Verfügung standen, oder die Juden dem SD 

übergeben.54 

Bechtoldsheim berichtete, dass das Reservebataillon 11 und 

zwei litauische Polizeikompanien am 8. Oktober neun sowjetische 

Partisanen, einen Angehörigen der Roten Armee und 630 weitere 

«verdächtige Elemente ohne Ausweise, Kommunisten und Juden» 

im Gebiet Uzlany-Rudensk erschossen hätten. Die Litauer nahmen 

während der nächsten Tage ausserdem an der Erschiessung von 

800 Partisanen, Kommunisten, Juden und «verdächtigem Ab-

schaum» in Rudensk teil. Das deutsche Bataillon erschoss am 13. 

und 14. Oktober insgesamt 1341 Kommunisten, Partisanen und Ju-

den in den Dörfern Kliniki und Smilovichi.55 

In seinem Wochenbericht hielt Major Lechthaler fest, dass zwei 

litauische Kompanien am 15. und 16. Oktober 625 Kommunisten 

in Minsk und eine litauische Kompanie am 18. Oktober weitere 

1150 Kommunisten töteten. Das Einsatzkommando 3 a ermordete 

Ende September und Anfang Oktober 3050 Juden aus dem Ghetto 

in Minsk. Bei diesen Einsätzen war auch die Ordnungspolizei be-

teiligt.56 Ausserdem zogen zwei deutsche Kompanien aus dem Po-

lizei-Reservebataillon 11 und zwei litauische Kompanien in die 

Stadt Koydanov südwestlich von Minsk und liquidierten dort am 

21. Oktober 1’000 Juden und Kommunisten.57 Die Litauer über-

nahmen einen wesentlichen Teil dieser schmutzigen Arbeit. 

Manchmal kam es bei den Festnahmen zu Ausschreitungen. Am 

27. Oktober trieben litauische Hilfstruppen und das Reservebatail-

lon 11 Tausende von Juden und einige Nichtjuden so brutal und 

willkürlich aus ihren Wohnungen in Slutsk, dass der deutsche Ge-

bietskommissar Beschwerde einlegte. Von einer Judenaktion kön-

ne schon keine Rede mehr sein, erklärte er, es habe vielmehr nach 

einer Revolution ausgesehen.58 Doch die Mordaktionen wurden 

fortgesetzt. 

Am 6. November kehrte Major Lechthaler mit seinen beiden 

deutschen Kompanien wie geplant nach Kowno zurück. Das litau-

ische Hilfsbataillon blieb zurück und wurde vom Höheren SS- und 

Polizeiführer und dem für das Gebiet zuständigen Kommandeur 

der Ordnungspolizei übernommen.59 Am selben Tag trieben ein  
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SS-Offizier und seine Truppe die Mitglieder des Judenrats von 

Minsk, die jüdische Ghettopolizei und jüdische Handwerker zu-

sammen und brachten sie in ein Konzentrationslager. Am nächsten 

Tag marschierten die SS und die Polizei in Begleitung von Litau-

ern und Weissrussen im Ghetto ein und trieben Männer, Frauen 

und Kinder brutal auf dem Jubiläumsplatz zusammen. Die Alten 

und Schwachen wurden sofort erschossen. Andere Juden mussten 

sich in Reih und Glied aufstellen und erhielten von den Litauern 

rote Fahnen und Banner anlässlich des Jahrestags der Oktoberre-

volution. Dann wurden die Juden in die Lagerhäuser der früheren 

sowjetischen Geheimpolizei (der 6. NKWD-Division) gebracht. 

Dort herrschte eine so drangvolle Enge, dass die Ohnmächtigen 

nicht einmal Umfallen konnten. Nach zwei oder drei Tagen wur-

den die, die noch am Leben waren, zu bereits vorbereiteten Gräben 

transportiert und hingerichtet. Der Judenrat von Minsk erfuhr spä-

ter, dass bei dieser Aktion ungefähr 12‘000 Juden ums Leben ge-

kommen waren. In einem deutschen Dokument werden dem Ein-

satzkommando 1b für die Zeit vom 7. bis 11. November allerdings 

nur 6624 getötete Juden zugeschrieben.60 Möglicherweise bean-

spruchten andere deutsche und litauische Einheiten einen Teil der 

Getöteten als ihre Leistung. Auf jeden Fall schuf die Aktion Platz 

für neu ankommende Juden. 

Der erste Transport mit ungefähr 1’000 Juden (aus Hamburg) 

traf am 10. November in Minsk ein. Viele von ihnen glaubten, sie 

wären zur Kolonisierung des Ostens deportiert worden. Nach den 

Angaben im Bericht einer Einsatzgruppe fühlten sie sich wie Pio-

nie-re.61 Die Neuankömmlinge wurden in einem abgetrennten 

«Sonderghetto» untergebracht. In der folgenden Woche trafen wei-

tere Züge mit Juden aus Düsseldorf, Bremen, Frankfurt am Main 

und Berlin ein. Ein überlebender Jude aus dem Ghetto von Minsk 

schrieb später, sie hätten nicht gewusst, was sie erwartete. Selbst 

nachdem sie gesehen hatten, wie lettische Hilfstruppen die ankom-

menden Juden brutal aus den Waggons warfen und unter welchen 

miserablen Bedingungen die russischen Juden im nahegelegenen 

Hauptghetto lebten, hätten sie erwartet, dass sie besser behandelt 

werden würden.62 Tatsächlich wurden zunächst die weissrussi-

schen Juden liquidiert – am 20. November gab es eine weitere Tö- 

110 



 

tungsaktion.63 Dann trugen die winterlichen Bedingungen – der 

Boden war zum Ausheben der Gruben zu hart – dazu bei, dass die 

deutschen Juden bis Mitte 1942 überlebten.64 

Bevor Jeckeln die Ukraine verliess, übergab er das Kommando 

vorübergehend an Obersturmbannführer Herbert Degenhardt, den 

er zum Ordonnanzoffizier in seinem Stab ernannte. Degenhardt 

hatte mit Jeckeln in Frankreich gedient, und Jeckeln vertraute auf 

dessen Organisationstalent und Rücksichtslosigkeit. Für den Fall, 

dass Degenhardt Schwierigkeiten hatte, andere zur Zusammenar-

beit zu bewegen, verfasste Jeckeln eine sorgfältig formulierte Voll-

macht. Später sagte er über diese Vollmacht, Degenhardt habe die 

Aufgabe gehabt, notwendige Aktionen nach Kriegsbrauch und ge-

mäss der ihm gegebenen mündlichen Anweisungen durchzufüh-

ren. Er habe auch den Wachzug von Jeckelns Kampfgruppe einset-

zen dürfen, und er sollte mit dem Polizeiregiment Süd Zusammen-

arbeiten. Degenhardt bezeichnete seine Tätigkeit später als Be-

kämpfung von Banden [Partisanen] und Juden in Berditschew, Kri-

woj Rog, Kiew und Krementschuk.65 

Geht man von dem Verlauf der Ereignisse und einer Notiz in 

Himmlers Terminkalender aus, bekommt man den Eindruck, dass 

Himmler Jeckeln bei einer Besprechung unter vier Augen am 

4. November66 über die Anzahl der deportierten Juden für Riga und 

über den geplanten Ankunftstermin informierte. Die Bewohner des 

Ghettos in Riga mussten vor dem Eintreffen der Transporte liqui-

diert werden; Jeckeln konnte nicht auf den Bau der Gaskammern 

warten. Die Ankunft des ersten Transportes war für den 10. No-

vember geplant, wie ein Untergebener Heydrichs bereits Reichs-

kommissar Hinrich Lohse mitgeteilt hatte. Vielleicht informierte 

Himmler Jeckeln auch über die bisherigen Schwierigkeiten mit den 

Zivilbehörden. Lohse hatte die wirtschaftlichen Nachteile hervor-

gehoben, wenn die Juden einfach liquidiert wurden, und Alfred Ro-

senberg, der Reichsminister für die besetzten Ostgebiete, hielt wei-

terhin an veralteten Lösungen der «Judenfrage» fest.67 Ein kleines 

Zugeständnis gegenüber Lohse und Rosenberg, bei dem einige jü-

dische Arbeiter verschont wurden, und die rasche Liquidierung der 

restlichen Juden sollte sogar einige dringend benötigte Einnahmen 

bringen.68 
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Jeckeln wollte alles sorgfältig vorbereiten. Er brauchte einen 

Ort, der leicht zu erreichen war, der abgelegen war und aufgrund 

des hohen Grundwasserspiegels bei Riga auf einer Anhöhe liegen 

musste. Gemäss seinen Anweisungen fuhren 14 Männer seines 

Stabes Ende November zu einer Stelle, die von Kiefern abge-

schirmt war und weniger als 400 Meter vom Bahnhof in Rumbuli 

entfernt lag, einem Haltepunkt an der Strecke von Riga nach 

Daugavpils. In der Nähe der Stelle führte die Strasse zwischen den 

beiden Städten vorbei. Der Boden war weich und sandig. Ein Ar-

chitekt aus Jeckeins Stab wurde angewiesen, das Ausheben der 

Gruben vorzubereiten. Sowjetische Kriegsgefangene unter deut-

scher Aufsicht hoben nach den Anweisungen des Architekten un-

gefähr fünf Gruben aus, jede zehn Meter lang, zehn Meter breit 

und ungefähr drei Meter tief. Uber eine Rampe am Ende konnten 

die Opfer in die Grube hinabsteigen. Der Architekt sagte später 

aus, alle anwesenden Deutschen, auch die Soldaten, hätten ge-

wusst, dass die Juden dort erschossen und begraben werden soll-

ten; man sprach neben den Gruben ganz offen darüber. Die Aus-

hubarbeiten dauerten den ganzen Tag, und am nächsten Tag oder 

den nächsten beiden Tagen kamen weitere Gruben hinzu. Insge-

samt waren die Gruben für ungefähr 28’000 Leichen ausgelegt.69 

Jeckeins Vorbereitungen in und um Riga konnten jedoch nicht 

mit dem Zeitplan für die Transporte aus Deutschland Schritt hal-

ten. Auch die Zivilbehörden machten Schwierigkeiten. So wurden 

fünf Konvois mit deutschen Juden aus München, Berlin, Frankfurt, 

Wien und Breslau von Riga nach Kowno (Kaunas) umgeleitet, wo 

das Einsatzkommando 3 a und die litauische Hilfspolizei bereits 

Zehntausende von litauischen Juden in den Forts rund um die Stadt 

umgebracht hatten. Zwischen dem 25. und 29. November wurden 

die Juden aus den fünf Transporten in grosser Zahl im Fort 9 getö-

tet.70 

In Riga fand vermutlich am 27. November im Hauptquartier der 

Ordnungspolizei eine Besprechung von Kommandeuren des SD 

und der Ordnungspolizei statt. Auch die lettische Hilfspolizei war 

vertreten. Bei der Besprechung wurde der Ablauf der Aktion im 

Ghetto am 30. November festgelegt und die Aufgaben an die be-

teiligten Polizeiorganisationen verteilt. Am 28. November befah- 
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len die SS- und Polizeibehörden die Aussonderung von ungefähr 

4‘000 jüdischen Männern, die sie für arbeitsfähig hielten, und 

schickten diese in einen Teil des Ghettos, der mit Barrikaden abge-

riegelt war. Auch 300 jüdische Arbeiterinnen wurden ausgewählt 

und in ein Gefängnis gebracht. Rasch kamen noch andere Gruppen 

hinzu, so dass die Gesamtzahl der Juden, die für das kleine Ghetto 

bestimmt waren, ungefähr 5’000 betrug. Die meisten Juden muss-

ten sich jedoch am 30. November für die angebliche Umsiedlung 

in ein neues Lager, das nahe gelegene Salaspils, bereithalten. Sie 

durften Gepäck mitnehmen, eine List, welche die Umsiedlung 

glaubhaft machen sollte.71 

Am Abend des 29. November traf ein Transport mit ungefähr 

1’000 Juden aus Berlin in Riga ein. Sie verbrachten die Nacht auf 

einem Abstellgleis, bevor sie am nächsten Morgen zu den Gruben 

marschieren mussten. Die Juden aus Berlin gehörten zu den ersten 

Opfern in Rumbuli, was ein Fehler in der Planung war. Zum Trans-

port gehörten mit Orden ausgezeichnete Veteranen aus dem Ersten 

Weltkrieg, die nach früheren Beschlüssen der SS in ein Konzentra-

tionslager bei Theresienstadt für Prominente oder ältere jüdische 

Kriegsteilnehmer mit Tapferkeitsauszeichnungen kommen sollten. 

Als Himmler erfuhr, dass diese Männer in dem Transport waren, 

wollte er die Erschiessung verhindern und rief Heydrich an. Doch 

Himmlers Intervention kam zu spät, die Exekutionen hatten bereits 

stattgefunden.72 Himmler war über den Verstoss gegen die Anwei-

sungen und den politischen Fauxpas sehr wütend. Am 1. Dezember 

funkte er an Jeckeln: «Die Juden, die in das Gebiet Ostland umge-

siedelt werden, dürfen nur gemäss meiner Anweisungen und des in 

meinem Namen handelnden Reichssicherheitshauptamtes behan-

delt werden.»73 

Die Aktion im Ghetto begann am 30. November um 4.00 Uhr 

morgens. Am Abend zuvor hatte es geschneit, und der Boden war 

immer noch schneebedeckt. Ungefähr 1‘700 Männer der Ord-

nungspolizei, des SD und der lettischen Hilfstruppen – welche die 

grösste Gruppe stellten – zogen von Block zu Block und Haus zu 

Haus. Sie weckten die Juden und zwangen sie, sich draussen zu 

versammeln. Viele Juden weigerten sich, und die ersten wurden 

bereits in den Häusern erschossen. Andere gingen ins Freie, ver-

suchten dann aber, zu fliehen und sich zu verstecken. Die Truppen  
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mussten massive Gewalt anwenden, um die Aktion erfolgreich 

durchzuführen. Stundenlang mussten die jüdischen Männer, Frau-

en und Kinder in Kolonnen von ungefähr tausend Personen unter 

den Augen der Wachen auf den Strassen stehen. Dann begann der 

Marsch, die erste Kolonne marschierte um 6 Uhr los, die anderen 

Kolonnen folgten in regelmässigen Abständen. Die Alten und 

Schwachen, die nicht gehen konnten, wurden mit Lastwagen trans-

portiert. Doch auch von den anderen konnten viele unter den wid-

rigen Bedingungen nicht lange Schritt halten und wurden noch im 

Ghetto oder unterwegs erschossen. Der Schnee war bald blutbe-

fleckt. Die Juden der ersten Kolonne trafen ungefähr um 9.00 Uhr 

in Rumbuli ein. Dort mussten sie sich ausziehen und in die Gruben 

steigen, wo sie erschossen wurden.74 

Jeckeln hatte seinem Stab befohlen, an der Massenhinrichtung 

teilzunehmen und sie zu beaufsichtigen. Auch er sah den Erschies-

sungen eine Weile zu. Es gibt Aussagen, dass Reichskommissar 

Lohse und Gebietskommissar Otto-Heinrich Drechsler, die zuvor 

beide Einwände gegen das Vorgehen der SS in der Judenfrage er-

hoben hatten, ebenfalls eine Zeitlang anwesend waren. Das Re-

serve-Polizeibataillon 22 sperrte das Gelände ab und verhinderte 

Fluchtversuche. Die Wachen, die sich aus Angehörigen des deut-

schen SD, der Ordnungspolizei und lettischer Hilfstruppen unter 

dem Kommando von Viktor Arajs zusammensetzten, bildeten eine 

Art Trichter, durch den die Juden zu den Gruben getrieben wurden. 

Ein kleines Exekutionskommando, möglicherweise nur zwölf 

Mann, erschoss die Juden mit russischen Repetiergewehren, die 

auf Einzelfeuer umgeschaltet waren. 

Die Angehörigen von Jeckeins Stab, die bereits in der Ukraine 

entsprechende Erfahrungen gesammelt hatten, führten die meisten 

Erschiessungen aus, obwohl deutsche Polizisten nach dem Krieg 

aussagten, die Letten hätten die meisten Menschen erschossen. Am 

ersten Tag starben ungefähr 14‘000 Menschen; mehr konnte das 

Exekutionskommando an jenem kurzen Wintertag bis zum Ein-

bruch der Dunkelheit nicht töten. Danach wurde an alle Teilneh-

mer Schnaps ausgeschenkt. Einige Juden in den Gruben waren nur 

verwundet; deshalb wurde eine Einheit der lettischen Hilfstruppen 
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zu den Gruben geschickt, um das Gebiet zu bewachen und alle 

Überlebenden zu erschiessen.75 Die Hinrichtung der restlichen 

13‘000 jüdischen Bewohner des grossen Ghettos wurde ungefähr 

um eine Woche verschoben. 

Der Grund für diese Verschiebung, die zu logistischen Proble-

men bei den Gruben führte, war möglicherweise die seelische Be-

lastung des Exekutionskommandos und der anderen Teilnehmer. 

Es gibt allerdings auch Hinweise darauf, dass die Anweisung von 

oben kam. Himmler forderte Jeckeln per Funk auf, sich mit ihm in 

Ostpreussen zu treffen. Als Jeckeln sich nach dem Anlass für die 

Besprechung erkundigte, erfuhr er, dass Himmler ihn bei seiner 

Ankunft unterrichten werde und dass er ihm sofort den Zeitpunkt 

seiner Ankunft mitteilen solle.76 Das deutet darauf hin, dass Himm-

ler das Thema nicht schriftlich behandeln wollte und dass die An-

gelegenheit dringend war. 

Zu viele Menschen hatten die Vorbereitungen für die Aktion am 

30. November oder den eigentlichen Massenmord beobachtet. Ein 

Augenzeugenbericht erreichte das Innenministerium, und ein wei-

terer Bericht erreichte Admiral Canaris, den Leiter der Spionage-

abwehr. Canaris wandte sich angeblich an Hitler und beschwerte 

sich. Hitler soll geantwortet haben: «Sie wollen wohl weich wer-

den, mein Herr! Ich muss das tun, denn nach mir wird es doch kein 

anderer mehr tun!»77 Jeckeln sagte nach dem Krieg aus, Himmler 

habe ihm mitgeteilt, die Erschiessungen seien zu kompliziert; bes-

ser sei der Einsatz von Lastwagen, bei denen die Abgase in den 

Frachtraum geleitet wurden.78 (Es gab noch keine derartigen Last-

wagen in Riga.) Die Gaskammern, in denen Zyklon B eingesetzt 

wurde, stellten einen grossen technischen Fortschritt gegenüber den 

Lastwagen dar, doch Jeckeln teilte den KGB-Leuten beim Verhör 

nicht mit, dass solche Einrichtungen im Osten geplant worden wa-

ren. Jedenfalls gab es zu diesem Zeitpunkt keine Alternative; die 

Erschiessung der restlichen Juden aus dem Ghetto in Riga, die am 

8. Dezember stattfand, war eine Wiederholung der Aktion vom 30. 

November.79 

Ein Hauptmann der Schutzpolizei verfasste einen ausführlichen 

Bericht über die Bewachung eines Transports von 1‘007 Juden aus 

Duisburg, Krefeld, Düsseldorf und anderen Orten im Rheinland, 

die nach Riga gebracht wurden. Der Transport war schlecht ge- 
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plant. Die Juden mussten sich am 11. Dezember um 4.00 Uhr mor-

gens versammeln, doch der Zug fuhr nicht vor 9.00 Uhr ab. Einige 

Waggons waren total überfüllt. An vielen Haltepunkten gab es 

Verzögerungen, und der Mangel an Heizung, Nahrung und Wasser 

trug wesentlich zur Verschlechterung der Situation bei. Zweiein-

halb Tage nach der Abfahrt erreichte der Zug gegen Mitternacht 

Riga, wo, wie der Polizist feststellte, die Letten die Juden beson-

ders hassten. Deshalb konnte das lettische Bahnpersonal auch nicht 

verstehen, warum die Deutschen ihre Juden nach Lettland schick-

ten, anstatt sie in Deutschland auszurotten.80 

Im Reichskommissariat Ostland (die deutsche Verwaltungsein-

heit für die früheren baltischen Staaten und einen Grossteil Weiss-

russlands) hielten die Proteste, wenn auch nur geringfügig, an. Der 

dortige Kommandant der Wehrmacht beschwerte sich über den 

Schaden für die Kriegswirtschaft, der durch die Liquidierung der 

jüdischen Handwerker entstanden war. Zur gleichen Zeit konnte 

die Zivilbehörde in Riga vor der Ankunft weiterer Judentransporte 

aus Deutschland nicht einmal schnell genug den Besitz der bishe-

rigen Bewohner des Ghettos wegräumen lassen. Die unmittelbare 

Folge war, dass sich die SS und die Polizei um den Besitz der Juden 

kümmerten und das Lagerjungfernhof vorübergehend für die an-

kommenden deutschen Juden nutzten. Einige spätere Transporte 

gingen allerdings wieder in das Ghetto.81 Wilhelm Kube, der Ge-

neralkommissar für Weissruthenien, beschwerte sich bei seinem 

Vorgesetzten über das Versäumnis des SD, zwischen den örtlichen 

Juden, die er als Untermenschen betrachtete, und den deutschen 

Juden zu unterscheiden, die «aus unserem Kulturkreis» stammten. 

Kube fragte skeptisch an, ob er die Letten und Litauer mit den Mas-

senhinrichtungen beauftragen solle.82 Es stellte sich heraus, dass er 

nur ein geringes Mitspracherecht hatte. Einen Monat zuvor hatte 

Himmler bei einer vertraulichen Unterredung Reichsminister Ro-

senberg die Wünsche Hitlers auf nicht gerade sanfte Art beige-

bracht. Trotz Rosenbergs Unterstützung konnten die Zivilbehörden 

mit ihren Beschwerden nichts erreichen, und auch Kube fügte sich 

später.83 

Die Erschiessungen blieben weiterhin ein Problem, unter ande-

rem auch, weil sie Himmler störten. Bei einer Zeugenaussage er- 
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klärte ein Angehöriger von Jeckeins Stab Jahre später, dass die Ein-

satzgruppen Ende 1941 oder Anfang 1942 von Heydrich die An-

weisung erhalten hätten, bei der Vernichtung des Feindes mit dem 

Einsatz von «Desinfektionsmitteln [vermutlich eine Anspielung 

auf Zyklon B] und Gaswagen» zu beginnen. Jede Einsatzgruppe 

sollte vier Gaswagen erhalten. Der Mann behauptete, er hätte 

Heydrichs Anweisung gesehen, in der als Begründung die Tatsache 

angegeben wurde, dass die Schützen zu grosse psychische Prob-

leme hätten, einige hätten im Alkohol Vergessen gesucht.84 Die 

Anweisung existiert nicht mehr, doch Heydrich wäre sicher der 

richtige Ansprechpartner gewesen, der sich um die Bedürfnisse der 

Einsatzgruppen Gedanken gemacht hätte. 

Auf jeden Fall war Himmler wegen der Massenerschiessungen 

zunehmend besorgt. Am 12. Dezember verfasste er einen gehei-

men SS-Befehl, der sich an alle Höheren SS- und Polizeiführer und 

deren Stellvertreter sowie an alle SS-Stellen in den besetzten Ost-

gebieten richtete. Himmler betonte, dass alle Kommandeure und 

ranghohen Offiziere die «heilige Pflicht» hätten, sicherzustellen, 

dass ihre Männer durch die Vollstreckung von gerechten Todesur-

teilen an Todfeinden des deutschen Volkes charakterlich oder geis-

tig keinen Schaden erlitten. Als Abhilfe schlug Himmler eine Mi-

schung aus strikter Disziplin während des Einsatzes und anschlies-

senden Kameradschaftsabenden vor. Unter keinen Umständen 

sollten die Kommandeure jedoch bei solchen Abenden übermässi-

gen Alkoholkonsum erlauben. (Himmler kannte die damit verbun-

denen Probleme.) Musik, Ansprachen und die angenehme Atmo-

sphäre deutschen Geistes und deutscher Innerlichkeit sollten die 

Männer während dieser Veranstaltungen beschäftigen.85 

Diese Anordnung, die auf den 12. Dezember datiert war, kam 

trotz eines regelmässigen Kurierdienstes nicht vor dem 8. Januar 

1942 im Büro des Höheren SS- und Polizeiführers Jeckeln an. 

Möglicherweise zögerte Himmler, sie wegzuschicken. Der Ab-

schnitt über die Kameradschaftsabende stimmte durchaus mit sei-

ner Haltung überein. Er hatte solche Ratschläge bereits mündlich 

erteilt. Doch im ersten Teil sprach er sich ziemlich offen dafür aus, 

auch nur den kleinsten Funken an Opposition gnadenlos auszumer-

zen und hinter der Front Todesurteile an den Feinden des deutschen 
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Volkes rücksichtslos zu vollstrecken. Aber vielleicht wollte er 

noch mit Hitler Rücksprache halten. 

Am 18. Dezember traf sich Himmler mit Adolf Hitler zu einer 

vertraulichen Unterredung. Der erste Punkt auf ihrer Tagesordnung 

war die Judenfrage. Es ging sicher nicht mehr darum, was man 

grundsätzlich mit den Juden machen sollte: Uber 400‘000 Juden 

waren bereits getötet; weitere Juden aus Deutschland wurden ge-

rade deportiert, und die ersten Deportationen aus dem besetzten 

Frankreich waren bereits angekündigt. Die «Endlösung» war in 

vollem Gange. Es ging auch nicht darum, auf welche Weise die 

Juden in Zukunft getötet werden sollten. Im Vernichtungslager 

Chełmno wurden seit eineinhalb Wochen Menschen vergast, wei-

tere Vernichtungslager wurden zu dem Zeitpunkt bereits gebaut. 

Eine zusätzliche neue Technik stand zur Verfügung. Einstweilen 

würden die Gaswagen die SS und die Polizei entlasten, und die 

nichtdeutschen Hilfstruppen konnten einen Grossteil der schmut-

zigen Arbeit übernehmen. Es ging also vielmehr um die Frage, wie 

man die Vernichtung der Juden beispielsweise den deutschen Po-

lizisten erklären sollte, die nach wie vor einen Teil der Tötungsak-

tionen durchführen mussten. Himmler und seine Untergebenen 

mussten zudem eine wachsende Zahl von Leuten einweihen, auf 

deren Mitarbeit man angewiesen war. (Einige hochrangige Regie-

rungsmitglieder trafen sich schon bald – am 20. Januar 1942 – in 

dem Berliner Vorort Wannsee, wo sie Heydrich über die «Endlö-

sung» der Judenfrage aufklärte.) Ausserdem gab es das Problem, 

dass Informationen nach aussen drangen. 

Himmler fasste Hitlers Standpunkt wie folgt zusammen: «Alle 

Juden als Partisanen vernichten.» Jeder Jude galt automatisch als 

Partisan oder wurde verdächtigt, Partisanen zu unterstützen. Diese 

Erklärung kommt einer schriftlichen Zustimmung am nächsten. 

Mit ihr billigte Hitler eine Politik, die er im Wesentlichen schon 

lange verfolgt hatte. Es bestand keine Gefahr, dass der Feind einen 

Befehl in dieser Form abhören konnte, doch es gab einen Feind, 

der durchaus ahnen konnte, was Hitler und seine Gefolgsleute 

planten. 
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6 Britische Zurückhaltung 

Grossbritannien war im Gegensatz zu Deutschland während des 

Zweiten Weltkrieges bei der Dechiffrierung von Codes sehr erfolg-

reich. Hitler war in seiner Arroganz davon überzeugt, dass die 

Deutschen ihren Feinden in rassischer und militärischer Hinsicht 

überlegen wären. Das führte dazu, dass der Spionage und Spiona-

geabwehr nicht genug Aufmerksamkeit gewidmet und der Feind 

unterschätzt wurde.1 Die Briten hingegen legten in ihrer Bedräng-

nis von Anfang an grössten Wert darauf, Informationen über die 

deutschen Absichten, Truppenbewegungen und den Einsatz der 

deutschen Ressourcen zu bekommen. Wer sich in einer verzwei-

felten Lage befindet, muss seinen Verstand gebrauchen und schnell 

handeln. 

Einige der von britischen Spezialisten entschlüsselten deutschen 

Funksprüche gingen an die höchsten Stellen der britischen Regie-

rung. Auch Winston Churchill hatte Dechiffrieraktionen stets be-

fürwortet. Als Marineminister hatte er zu Beginn des Ersten Welt-

kriegs einem Offizier der Royal Navy befohlen, die deutschen Mel-

dungen «in Hinblick auf die allgemeine Absicht des Feindes zu 

untersuchen und zurückzuverfolgen, inwieweit die Angaben in den 

Telegrammen mit den Fakten übereinstimmen». Nachdem De-

chiffrierspezialisten und Geheimschriftanalytiker gezeigt hatten, 

dass die entschlüsselten Funkmeldungen wertvolle Informationen 

lieferten, die man rechtzeitig nutzen konnte, formulierte Churchill 

persönlich die Regeln und Vorgehensweisen für den Umgang und 

die Weitergabe von Decodierungsschlüsseln.2 

Die Briten hatten bereits im Ersten Weltkrieg Erfolge beim Ent-

schlüsseln der Codierungssysteme von Deutschland und dem Os- 
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manischen Reich. Die Ergebnisse bei den deutschen Codes waren 

die spektakulärsten – die Dechiffrierung eines deutschen Tele-

gramms an Mexiko (die sogenannte Zimmermann-Note) beschleu-

nigte den Kriegseintritt der USA.3 Auch der türkische Kriegs-

schauplatz war für die Briten von Interesse, auch wenn ein guter 

Nachrichtendienst nicht unbedingt positive Resultate erbringen 

musste. Einer Darstellung zufolge ignorierte Churchill abgehörte 

Meldungen, in denen es hiess, dass die Briten die Türken für einen 

Bruch mit Deutschland nur bestechen müssten, dann würde die Ro-

yal Navy die Dardanellen passieren dürfen. Churchill sollte das 

schon bald bereuen. Das Osmanische Reich brachte der Entente bei 

Gallipoli eine schwere Niederlage bei, für die Churchill persönlich 

verantwortlich gemacht wurde. Im Jahr 1922 konnten jedoch 

Churchill, Lord Curzon und Premierminister David Lloyd George 

mit Hilfe von dechiffrierten diplomatischen Noten der Türken ei-

nen drohenden türkischen Angriff auf Smyrna verhindern.4 

In der Zeit zwischen den beiden Weltkriegen entschlüsselte 

Grossbritannien ausserdem die Codierungssysteme Italiens, der 

Sowjetunion, Japans, Spaniens, Portugals und der USA. Im Jahr 

1937 gelang es britischen Spezialisten erstmals, Funksprüche der 

deutschen Luftwaffe und Polizei zu dechiffrieren. Damit waren die 

Voraussetzungen für die viel grössere Funkaufklärungsoperation 

in Bletchley Park in der Nähe von Woburn während des Zweiten 

Weltkriegs geschaffen, die ihren Erfolg allerdings teilweise der 

Unterstützung von aussen verdankte. Im Jahr 1939 baute der pol-

nische Geheimdienst die hochentwickelte deutsche Codierungs-

maschine Enigma nach. Die hervorragende Arbeit der polnischen 

Kryptanalytiker, ein Besuch der Spitzenagenten des britischen Ge-

heimdienstes in Warschau und die Überführung einer Enigma nach 

Grossbritannien lieferten den Wissenschaftlern von Bletchley Park 

einen entscheidenden Vorsprung bei der Dechiffrierung.5 

Am 10. Mai 1940 wurde Churchill Premierminister. Schon bald 

darauf forderte er, dass ihm regelmässig die dechiffrierten deut-

schen Funksprüche mit den Interpretationen des Nachrichtendiens-

tes vorgelegt wurden. Es war genau der richtige Zeitpunkt, denn 

Churchill setzte, wie der Historiker Christopher Andrew schrieb, 
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grösseres Vertrauen in die Arbeit des Geheimdienstes als seine 

Vorgänger und hatte auch ein stärkeres Interesse an ihr. Der ur-

sprüngliche Codename für die Dechiffrierungen lautete «Boni-

face», und Churchill bezog sich gelegentlich auch noch auf die 

«Boniface»-Dokumente, die er in einer verschlossenen gelbbrau-

nen Schachtel aufbewahrte, nachdem der Name schon geändert 

worden war. Er bezeichnete sie aber auch als «Most Secret 

Sources» (streng geheime Quellen).6 Der Name, der schliesslich im 

Gedächtnis blieb, war «Ultra», obwohl Ultra eigentlich die Ent-

schlüsselung der komplizierten Codes bezeichnete, welche die 

deutsche Enigma-Maschine erzeugte. 

Die Briten lasen die Meldungen der deutschen Ordnungspolizei 

seit September 1939 regelmässig. Bei Churchills Amtsantritt war 

die Decodierung der von Hand verschlüsselten Codes der Ord-

nungspolizei bereits weit fortgeschritten. Nach einer kurzen Ge-

schichte der Abteilung für die deutsche Polizei in Bletchley Park 

gelang dem Brigadegeneral John Tiltman der erste wesentliche 

Durchbruch bei ihrem Codierungssystem, obwohl auch die Fran-

zosen und Polen Fortschritte machten. Die deutsche Polizei ver-

wendete ein relativ einfaches Codierungssystem, das von den Bri-

ten «Double Transposition» genannt wurde.7 Bei ihren Meldungen 

wurden regelmässig die Adresse an den Anfang und die Unter-

schrift an den Schluss gesetzt. Sobald die Briten und Franzosen er-

mittelt hatten, wo die möglichen Schreiber und Empfänger statio-

niert waren, liessen sich die Tagescodes leicht entschlüsseln, vor-

ausgesetzt, man hatte genug Text abgehört, mit dem man arbeiten 

konnte.8 

Die Horchstellen in Frankreich konnten wesentlich mehr Sig-

nale empfangen als die Stationen in Grossbritannien; deshalb sand-

ten die Briten 1940 eine Gruppe Spezialisten hach Frankreich, die 

mit den Franzosen unter der Obhut des Deuxième Bureau (dem 

französischen Geheimdienst) in dem Dorf La Ferté-sous-Jouarre 

Zusammenarbeiten sollte. Zwischen den beiden Verbündeten kam 

es bei dieser Zusammenarbeit zu Konflikten, doch sie konnten 

durch die Vereinbarung beigelegt werden, dass die Franzosen an 

geraden und die Briten an ungeraden Tagen des Monats dechiffrier-

ten. Falls eine Seite die Dechiffrierung innerhalb von 24 Stunden  
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nicht schaffte, bekam die andere Seite eine Chance. Das System 

funktionierte; Misserfolge waren selten.9 

Schon bald zeigte sich, dass die Funkmeldungen der Polizei 

kaum Informationen von strategischem Wert für das Militär liefer-

ten, dafür aber ausführliche Schilderungen über die Ereignisse in 

Deutschland und den besetzten Gebieten boten. Die Alliierten 

konnten aus ihnen zumindest Situationen analysieren, die den 

Deutschen Schwierigkeiten bereiteten, und diese Informationen 

dann nutzen. Die Ordnungspolizei besass zudem eine hohe Trup-

penstärke, und die Art und Weise, wie die Deutschen diese Einhei-

ten einsetzten, war ein wichtiger Aspekt. Und schliesslich lieferten 

die decodierten Polizeimeldungen sachliche Informationen, die für 

die kryptographische und analytische Arbeit an anderen kompli-

zierteren Codes verwendet werden konnten.10 

Die Kryptanalytiker in Frankreich waren so in ihre Arbeit ver-

tieft, dass sie von der deutschen Invasion im Mai 1940 überrascht 

wurden. Während der folgenden Wochen und der Evakuierung der 

Spezialisten im Juni 1940 von Bordeaux nach England war kaum 

Zeit für Dechiffrierarbeit.11 Auf der Flucht ging ein Teil der Tran-

skripte der deutschen Meldungen aus dieser frühen Zeit verloren.12 

Anfang August 1940 wurde die Abteilung des britischen Nachrich-

tendienstes, die an den Codes der deutschen Polizei arbeitete, wie-

der im Hauptgebäude in Bletchley Park untergebracht. Mittler-

weile hatten die Deutschen zwar gelernt, ihre Codes komplizierter 

zu gestalten, indem sie zum Beispiel die Adressen in die Mitte des 

Textes setzten und nicht mehr an den Anfang. Doch die Briten ver-

fügten inzwischen über ausreichende Erfahrung und hatten ein Ge-

fühl für ihre Arbeit entwickelt, so dass sie kaum Schwierigkeiten 

hatten. Von August bis Dezember 1940 wurden über 10‘600 Ein-

zelmeldungen abgehört, und die Kryptanalytiker knackten ausser 

an 26 Tagen alle Codes.13 

Lange vor dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion besas-

sen die britischen Dechiffrierspezialisten in Frankreich und in 

Bletchley Park zahlreiche Informationen über die deutsche Beset-

zung in Polen und die Verwendung der deutschen Truppen und 

Ressourcen im Allgemeinen. Der erste Spezialist, der die Meldun-

gen analysierte, hiess Lucas. Er verwendete grosse Mühe darauf, 

122 



 

das Material zu analysieren und die interessantesten Dokumente 

zusammenzufassen. Ihm folgte ein gewisser Captain Crankshaw 

aus der Abteilung MI 8 des Geheimdienstes, dessen Arbeit auf Kri-

tik stiess, weshalb seine Stelle anders besetzt wurde. Es stellte sich 

bald heraus, dass die Kryptanalytiker, die soviel Zeit auf die Ent-

schlüsselung einer Botschaft verwendeten, auch ein Gefühl für de-

ren Inhalt entwickelten; deshalb schrieben sie selbst kurze Zusam-

menfassungen. Jeder beim Geheimdienst, der am Inhalt der Mel-

dungen arbeitete, konnte den vollständigen Text einsehen, wenn er 

Einzelheiten brauchte. In den übersetzten Auszügen und vorberei-

teten Zusammenfassungen wurden auch die Deportationen von Po-

len und Juden in das von Deutschland neu geschaffene Generalgou-

vernement erwähnt. Ausserdem fand sich darin die Anweisung, 

dass Exekutionen dem zuständigen Höheren SS- und Polizeiführer 

gemeldet werden mussten, und ein Hinweis auf den Bevölkerungs-

austausch, den die Deutschen mit ihrem damaligen sowjetischen 

Verbündeten vornahmen. Die Analytiker erkannten Anzeichen von 

Spannungen zwischen der SS und der Polizei auf der einen und der 

Wehrmacht auf der anderen Seite, warnten aber davor, deren Be-

deutung zu überschätzen.14 

Die britischen Kryptanalytiker stellten auch fest, dass die Juden-

deportationen in das Gebiet um Lublin zu einer hohen Bevölke-

rungsdichte führten, die die Ansiedlung von Wolhyniendeutschen 

aus der Sowjetunion störte; ein Sachverhalt, den die Historiker erst 

Jahrzehnte später entdecken sollten.15 Solche Probleme führten in 

Zusammenhang mit den Konflikten der SS und der Polizei mit den 

deutschen Zivilbehörden im Generalgouvernement zuerst zu neuen 

Zeitplänen für die Umsiedlung der Juden und dann zu völlig neuen 

Konzepten.16 

Im März 1940 hatten die britischen Analytiker bereits einen um-

fassenden Eindruck von der Beteiligung der deutschen Polizeiba-

taillone (die sie gelegentlich fälschlicherweise Verfügungspolizei 

nannten) an der Durchführung der nationalsozialistischen Bevölke-

rungspolitik im Osten. Sie halfen bei der Unterdrückung der ero-

berten Völker und der Regulierung der grossen Bevölkerungsver-

schiebungen im Osten, der Einwanderung von Deutschen aus dem 

Baltikum und der gewaltsamen Umsiedlung von Polen und Juden.17 
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Bei dieser Einschätzung wurde die Zuständigkeit der Ordnungspo-

lizei in mancher Hinsicht überbewertet, da die britischen Spezia-

listen nicht über die entsprechenden dechiffrierten Meldungen der 

Sicherheitspolizei verfügten. Dennoch wussten sie bereits damals 

mehr über die vielen Funktionen der Ordnungspolizei im Osten als 

die Historiker Jahrzehnte danach. 

Der Einmarsch der Deutschen in die Sowjetunion brachte Ver-

änderungen bei der Nachrichtenübermittlung der Ordnungspolizei 

und den Abhöraktionen der Briten mit sich. Die Ordnungspolizei 

erhielt für den Einsatz an der Ostfront einen eigenen Schlüssel und 

eine neue Frequenz, was für die britischen Dechiffrierspezialisten 

doppelte Arbeit bedeutete. Ihre Kenntnis der nationalsozialisti-

schen Kommandeure, Adressen und Dienstgrade half ihnen dabei. 

Wenn derartige Angaben in den Meldungen vorkamen, waren die 

Briten bei der Dechiffrierung jedes neuen Codes im Vorteil. Doch 

sie waren nur erfolgreich, wenn sie an einem Tag genügend co-

dierte Funksprüche abhören konnten. Zuerst «knackten» sie fast 

die Hälfte; doch im August 1941 (als die Deutschen für die Funk-

sprüche aus den Gebieten der UdSSR zwei Schlüssel am Tag ver-

wendeten) ging die Zahl der decodierten Meldungen auf ein Viertel 

zurück.18 Doch selbst diese wenigen Meldungen enthielten wich-

tige Informationen, die mitunter auch von militärischer Bedeutung 

waren. 

Durch ihre bisherige Arbeit wussten die Analytiker des briti-

schen militärischen Nachrichtendienstes, dass die Deutschen dazu 

neigten, bei extremen Massnahmen Euphemismen und Tarnbe-

griffe zu verwenden. Sie erkannten fast sofort die Bedeutung der 

Meldung vom 14. Juli 1941, in der die Nazis nach Filmprojektoren 

suchten, mit denen die Polizeitruppen bei der Vorbereitung auf ihre 

«Sonderaufgaben» unterstützt werden sollten. Ebenso erkannten 

sie, dass für die Polizeitruppen zur «Pazifizierung» eines Gebietes 

auch die Exekution der Feinde gehörte.19 

Natürlich durchschauten die Briten nur einen Bruchteil der deut-

schen Aktionen und Ziele im Osten. Doch zu den dechiffrierten 

Meldungen vom Sommer und Herbst 1941 gehören Dutzende von 

Berichten, in denen offen von Massenhinrichtungen gesprochen 

wurde, die von den Höheren SS- und Polizeiführern geleitet und 
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von der Ordnungspolizei und der Waffen-SS ausgeführt wurden.20 

Wenn Bach-Zelewski am 7. August prahlte, insgesamt seien in sei-

nem Gebiet 30’000 Exekutionen durchgeführt worden,21 konnte 

das Ausmass der Massaker kaum verborgen bleiben, auch wenn 

man die verschiedenen Angaben über die Anzahl der Exekutierten 

nicht addierte. Die britischen Kryptanalytiker schrieben dazu: 

Der Ton dieser Meldung deutet darauf hin, dass sich die 

Nachricht verbreitet hat, eine deutliche Verringerung der rus-

sischen [sic] Gesamtbevölkerung werde von den leitenden 

Stellen begrüsst. Die Führer [d.h. die Höheren SS- und Poli-

zeiführer] der drei Gebiete wetteifern anscheinend um die 

«besten» Ergebnisse.22 

Diese Schlussfolgerung zu den Versuchen der Nazis zur Dezimie-

rung der nichtdeutschen Bevölkerung hält jeder historischen Über-

prüfung stand. 

Der Historiker F.H. Hinsley hat darauf hingewiesen, dass der 

Chef der Abteilung «C» des britischen Secret Intelligence Service 

(SIS) Sir Graham Stewart Menzies jede Woche Zusammenfassun-

gen in englischer Sprache über die Tätigkeit der Polizei in den er-

oberten Gebieten der Sowjetunion an Premierminister Winston 

Churchill schickte. (Die Zusammenfassungen im Nationalarchiv, 

die kürzlich freigegeben wurden, wurden nicht wöchentlich, son-

dern monatlich oder in noch längeren Abständen erstellt.) Nach-

dem 1993 einige Geheimdienstakten aus dem Büro des Premiermi-

nisters freigegeben wurden, wissen Historiker auch, dass in den 

Kurzberichten ausgewählte Stellen aus dechiffrierten deutschen 

Polizeimeldungen enthalten waren, die Churchill täglich vom 

Nachrichtendienst erhielt.23 

Es gibt einige Hinweise auf Churchills erste Reaktionen, obwohl 

sie eine ganze Reihe von Fragen unbeantwortet lassen. Am 24. Au-

gust hielt Churchill im Rundfunk eine Rede über die Kämpfe an 

der Ostfront, in der er betonte, dass sich die Sowjets hervorragend 

schlugen und den Deutschen hohe Verluste zufügten. 
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Der Angreifer ist überrascht, verblüfft und schockiert. Zum 

ersten Mal macht er die Erfahrung, dass sich Massenmord 

nicht lohnt. Er rächt sich mit den schrecklichsten Greueltaten. 

Wo seine Armeen vorrücken, wird die Bevölkerung ganzer 

Gebiete ausgelöscht. Hunderttausende – wirklich Hunderttau-

sende – von Exekutionen werden durchgeführt; deutsche Po-

lizeitruppen ermorden kaltblütig russische Patrioten, die ihr 

Vaterland verteidigen. Seit die Mongolen im 16. Jahrhundert 

[sic] in Europa einfielen, hat es kein so methodisches, gna-

denloses Abschlachten von Menschen in diesem Ausmass 

mehr gegeben oder eines, das auch nur annähernd dieses Aus-

mass hatte. 

Und das ist nur der Anfang. Seuchen und Hungersnöte folgen 

den blutigen Spuren von Hitlers Panzern... Wir werden Zeu-

gen eines namenlosen Verbrechens. 

Dieser Auszug aus Churchills Rede ist ein Beispiel für eindrucks-

volle Rhetorik und starke Emotionen. Man kann in seine Formu-

lierungen leicht die heutige Sichtweise hineininterpretieren. 

Churchills offizieller Biograph Martin Gilbert zitierte diesen Ab-

schnitt in dem Band über den ersten Teil des Krieges ohne jegli-

chen Kommentar. An anderer Stelle deutet er jedoch an, dass die 

Rede eine direkte, wenn auch beherrschte Reaktion auf die erste 

Phase des Holocaust sei (beherrscht aus Gründen der Geheimhal-

tung), in der «spezielle SS-Todesschwadronen» nahezu eine Mil-

lion Juden ermordeten.24 Im Allgemeinen geht man bei der ersten 

Welle von ungefähr einer halben Million Toter aus,25 und es waren 

auch noch andere Einheiten als die SS beteiligt. 

Aus Churchills Rede geht hervor, dass er den Blick noch nicht 

ausdrücklich auf die nationalsozialistische Judenpolitik gerichtet 

hatte. Churchill brachte die «Greueltaten» der Nazis mit dem hart-

näckigen Widerstand der Sowjets und allgemein mit den militäri-

schen Operationen in Verbindung. Er meinte, der Anlass für die 

Ermordung Hunderttausender «russischer Patrioten» sei die Frust-

ration der Deutschen, die (erstmals) hohe militärische Verluste er-

litten. Diese Erklärung erschien 1941 vielleicht auf den ersten 

Blick plausibel, doch heutzutage wissen wir wesentlich mehr dar-

über, wie sich die Pläne und Konzepte der Nationalsozialisten für 
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den Massenmord entwickelten. Churchill schätzte die Situation 

falsch ein, selbst wenn er gute (politische) Gründe hatte, die Stärke 

des sowjetischen Widerstandes zu preisen. Ausserdem prangerte er 

die Vernichtung der Bevölkerung ganzer Landstriche an, was zu 

der Zeit zumindest eine rhetorische Übertreibung war. Die Juden 

erwähnte er mit keinem Wort. 

Historiker haben die Ansicht vertreten, dass Churchill die Er-

mordung der Juden durch die Nationalsozialisten nicht anprangern 

konnte, ohne die Erfolge der Briten beim Dechiffrieren preiszuge-

ben.26 Doch der Judenhass der Nazis war in der ganzen Welt be-

kannt. Ausserdem wies Churchill in seiner Rede auf deutsche Po-

lizeitruppen hin, was auf präzise Informationen und hervorragende 

Quellen hinwies. Churchill wollte sicherlich die Erfolge der Briten 

beim Dechiffrieren geheimhalten, doch er hätte weniger verraten, 

wenn er die Massenhinrichtungen an Juden angeprangert hätte an-

statt die deutschen Einheiten zu benennen, die an den Massenmor-

den beteiligt waren. Warum identifizierte er die Täter, aber nicht 

die Opfer? 

Ein Grund dafür ist wohl, dass Churchill am 24. August noch 

keine genaueren Informationen aus den entschlüsselten Funksprü-

chen besass, aus denen eindeutig hervorgegangen wäre, dass die 

deutschen Besatzer in den besetzten Gebieten der Sowjetunion 

überwiegend Juden töteten. Die frühen Berichte über Exekutionen 

stammten meistens aus den Meldungen des Höheren SS- und Poli-

zeiführers Bach-Zelewski,27 der die Opfer der Erschiessungen als 

jüdische Plünderer, Bolschewiken oder Partisanen bezeichnete. 

Diese Verschleierungstaktik, die möglicherweise auf Himmlers 

Anweisung praktiziert wurde,28 führte bei den Briten, die nicht nur 

den Text, sondern auch den Inhalt entschlüsseln mussten, zweifel-

los zu Verwirrung oder Unsicherheit. In der detaillierten Zusam-

menfassung und Analyse der dechiffrierten Polizeimeldungen vom 

21. August – drei Tage vor Churchills Rede – werden die Exekutio-

nen zwar erwähnt, aber nicht hervorgehoben; sie wurden den all-

gemeinen Massnahmen der Deutschen zur Dezimierung der sow-

jetischen Bevölkerung zugeordnet. Einzelne Abschnitte aus Jeck-

eins Funksprüchen, in denen die Juden als Opfer der Massenexe-

kutionen genannt wurden, erreichten Churchill erst nach dem 24. 

August.29 
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Vielleicht wollte der Premierminister mit seiner Rede vom 24. 

August den Naziführern und ihren Anhängern die Botschaft zu-

kommen lassen, dass ihre Verbrechen nicht unentdeckt blieben. Er 

wollte sicher die Aufmerksamkeit auf das Leid und den Wider-

stand der sowjetischen Bevölkerung lenken und die Bürger in sei-

nem eigenen Land und im Ausland in ihrer Überzeugung bestär-

ken, dass. der Krieg gegen den Nationalsozialismus gerechtfertigt 

war. Churchill, ein sehr erregbarer und impulsiver Mensch, war 

über den Inhalt der Funksprüche sehr wahrscheinlich wütend und 

entsetzt. Er wollte etwas unternehmen, doch er konnte schlecht auf 

etwas reagieren, über das er nur unzureichende Informationen be-

sass. 

Direkt nach der Rede trafen neue Berichte über Exekutionen ein. 

Am 28. August wurde Churchill berichtet, das Polizeibataillon 314 

habe 367 Juden erschossen; er markierte die Zahl. Zwei Tage spä-

ter las er, dass die Bataillone 314 und 45 insgesamt 355 Juden er-

schossen hatten und eine andere Einheit der Polizei weitere 113. 

Am 31. August tötete die 1. SS-Brigade 283 Juden, und dem Poli-

zeiregiment Süd wurden 1342 Erschiessungen zugeschrieben. 

Wieder markierte Churchill in den Dokumenten die Zahl der Op-

fer. Auch von den Massenhinrichtungen in Kamenez-Podolsk und 

den Erschiessungen in Berditschew erfuhr Churchill durch Be-

richte.30 Er hatte also vermutlich die Tendenz der Berichte mit ih-

ren steigenden Zahlen und dem immer höheren Anteil an jüdischen 

Opfern erkannt – oder müsste sie zumindest erkannt haben –, doch 

frühestens nach dem 24. August. 

Der britische Geheimdienst verfügte über weitere Quellen, die 

ihm Informationen über die Morde in den besetzten Gebieten der 

Sowjetunion lieferten. Paul Thümmel von der deutschen Abwehr, 

der heimlich für die tschechische Exilregierung in London arbei-

tete, berichtete dem tschechischen Widerstand Ende Juli 1941, 

dass die deutschen Truppen in der Ukraine die Judenfrage auf ra-

dikale Weise lösten. Sie trafen an einem Ort ein, trieben die männ-

lichen Juden zusammen, liessen sie Gräben ausheben, die angeb-

lich als Befestigungen dienen sollten, und erschossen sie dann so, 

dass sie direkt in die Gräben fielen. Thümmels Informant war der 

Chauffeur des Gestapochefs in Prag. Die Briten erhielten seine Be-

richte von der tschechischen Exilregierung in London.31 
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Thümmel hatte die Tarnbezeichnung A-54 und begann 1937 für 

den tschechischen Geheimdienst zu arbeiten, zuerst gegen Bezah-

lung, später vermutlich aus reinem Idealismus. Seine Informatio-

nen über die militärischen Pläne und Ziele der Deutschen waren im 

Allgemeinen korrekt, allerdings sagte er für 1938 einen Militär-

putsch gegen das nationalsozialistische Regime voraus, der nie er-

folgte. Kurz vor dem Einmarsch deutscher Truppen und der Er-

richtung des «Reichsprotektorats Böhmen und Mähren» im März 

1939 verlagerte der tschechische Geheimdienst seine Tätigkeit und 

einige Mitarbeiter ins Ausland. Von seinem Stützpunkt in London 

aus konnte der Leiter des tschechischen Geheimdienstes, Oberst 

Frantisek Moravec, den Kontakt zu Thümmel über den tschechi-

schen Untergrund wiederherstellen, wodurch Thümmel indirekt zu 

einem Informanten der Briten wurde. Nachdem Thümmel die 

Pläne der Deutschen für die Offensive in Frankreich geliefert hatte, 

soll Menzies gesagt haben: «A-54 ist ein Agent, auf dessen Be-

richte hin sich Armeen in Bewegung setzen.» 

Der zurückgetretene Präsident der Tschechoslowakischen Re-

publik, Eduard Benesch, verwendete die Informationen von Thüm-

mel und anderen Quellen aus dem tschechischen Untergrund, um 

Churchill und den britischen Aussenminister Anthony Eden zu be-

eindrucken. Ausserdem hoffte er, dass die Briten seine Exilregie-

rung anerkennen würden.33 In der ehemaligen tschechoslowaki-

schen Regierung sorgte man sich um das Überleben des Landes 

nach dem Krieg und hatte Probleme, den Kontakt zum tschechi-

schen Untergrund über Funk aufrechtzuerhalten. Anscheinend re-

agierte niemand mit Empörung auf Thümmels Berichte über die 

Massenhinrichtungen von Juden in der Ukraine. Es gibt keinen 

Hinweis darauf, dass genau diese Information Churchill erreichte. 

Der Bericht Thümmels wird auch nicht in der offiziellen Ge-

schichte des britischen Geheimdienstes erwähnt, obwohl A-54 in 

einem anderen Kontext genannt wird.34 

Obwohl die britischen Kryptanalytiker der dechiffrierten Poli-

zeimeldungen vermutlich keinen Zugang zu den Berichten der 

Agenten und Informanten auf dem europäischen Kontinent hatten, 

konnten sie allein aus den Meldungen das Vorgehen der Nazis ge-

gen die Juden erschliessen. Trotz der irreführenden Bezeichnungen 
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und Tarnausdrücke für die Massenhinrichtungen war die Zahl der 

getöteten Juden in den Berichten alarmierend – und löste Skepsis 

aus. Zwischen dem 23. und 31. August ging allein aus den von den 

Briten dechiffrierten Meldungen hervor, dass die Einheiten der SS 

und der Ordnungspolizei (nicht die Einsatzgruppen, zu deren Tä-

tigkeit wahrscheinlich noch keine Einzelheiten bekannt waren) 

12361 Juden ermordet hatten. Die Zusammenfassung des Nach-

richtendienstes vom 12. September enthielt eine beunruhigende 

Hochrechnung: Die tatsächliche Zahl der Exekutionen sei vermut-

lich doppelt so hoch wie die von ihnen errechnete Zahl, da man 

nur die Hälfte der Meldungen erfolgreich dechiffrieren konnte. Es 

folgte ein kurzer, aber unmissverständlicher Absatz: 

Die Exekution von «Juden» taucht in den Meldungen so häu-

fig auf, dass die Zahlen nicht in die Lageberichte aufgenom-

men wurden, sondern unter einem gesonderten Punkt (3.d) 

zusammengefasst wurden. Ob alle Opfer, die als «Juden» be-

zeichnet werden, auch tatsächlich Juden sind, ist natürlich [!] 

fraglich; die Zahlen bieten dennoch sehr aufschlussreiche 

Hinweise auf eine Politik der grausamen Einschüchterung, 

wenn nicht der völligen Vernichtung.35 

Die Analytiker waren vermutlich nicht allzu vertraut mit der nati-

onalsozialistischen Rassenlehre oder sie wollten einfach nicht 

glauben, dass die SS- und Polizeitruppen sich im Feld die Mühe 

machten, die Juden vor den Erschiessungen von anderen Nationa-

litäten zu trennen. Man konnte sich zwar vorstellen, dass die Nazis 

Menschen in grosser Zahl beseitigen wollten, doch der Gedanke, 

dass sie gezielt Juden aussonderten und ermordeten, war beklem-

mend – daher auch die Verwendung der Anführungszeichen und 

der skeptische Ton des Textes. Dennoch erkannten sie, dass die 

Berichte über die getöteten Juden – ob die Zahlen nun stimmten 

oder nicht – von enormer Bedeutung waren, denn sie zeigten zu-

mindest, «dass das der Grund ist, der von den Verantwortlichen 

am häufigsten akzeptiert wird».36 So kamen die britischen Analy-

tiker auf ein wenig umständliche Weise zu der Schlussfolgerung,  
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dass das NS-Regime in der UdSSR offiziell eine Politik betrieb, 

die auf die Vernichtung der Juden ausgerichtet war. 

Am 12. September 1941 – an dem Tag, an dem die Zusammen-

fassung des britischen Abwehrdienstes erschien, und einen Tag, 

bevor Daluege den Höheren SS- und Polizeiführern befahl, keine 

Exekutionsberichte mehr zu funken – erklärte der Secret Intelli-

gence Service, dass die Berichte an den Premierminister künftig 

derartiges Material nicht mehr enthalten würden: «Mittlerweile 

dürfte hinlänglich bekannt sein, dass die Polizei jeden Juden tötet, 

der ihr in die Hände fällt. Es ist daher vorgesehen, nicht mehr über 

diese Massenmorde gesondert zu berichten, es sei denn auf aus-

drücklichen Wunsch.»37 Dieser Kommentar bezog sich nur auf die 

nationalsozialistische Judenpolitik in den besetzten Gebieten der 

Sowjetunion und nicht auf das übrige Europa unter NS-Herrschaft. 

Der britische Geheimdienst wusste also im Grunde fast drei Mo-

nate, bevor das erste Vernichtungslager den «Betrieb» aufnahm, 

und über vier Monate vor der Wannsee-Konferenz, was die Nazis 

mit den Juden in den besetzten Gebieten der Sowjetunion vorhat-

ten. 

Die Gründe für die Entscheidung, keine weiteren Berichte mehr 

über die Exekutionen von Juden an Premierminister Churchill zu 

senden, lassen sich nur erahnen. Zu dem genannten Grund – der 

britische Geheimdienst wusste mittlerweile über die Vorgänge Be-

scheid – kommt hinzu, dass die Kryptanalytiker und vielleicht auch 

höhere Beamte des SIS befürchteten, Churchills Rundfunkanspra-

che vom 24. August habe den Deutschen zuviel verraten. Eine Zu-

sammenfassung aus dieser Zeit deutet darauf hin: «General Da-lu-

ege, der möglicherweise aufgrund unserer offensichtlichen Kennt-

nis der unsäglichen Verbrechen seiner Polizei in Russland alar-

miert ist, sandte die folgende Nachricht...»38 In einer internen Ge-

schichte der Abteilung, die für die Funkmeldungen der deutschen 

Polizei zuständig war, hiess es etwas ausführlicher, dass die Rede 

des Premierministers möglicherweise Dalueges Sorge um die Ge-

heimhaltung verstärkt habe. Daluege gab nicht nur die Anweisung 

heraus, dass bestimmte Informationen nicht per Funk übermittelt 

werden durften; vielmehr benutzten die Deutschen auch bald nicht 

mehr «Double Transposition», sondern verwendeten stattdessen 

«Double Playfair».39 
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Der Secret Intelligence Service hatte in erster Linie jedoch nicht 

die Aufgabe, Churchill mit Informationen zu versorgen, die ihm 

für seine Reden nützlich erscheinen könnten. Die Regierung in 

London konzentrierte sich auf den Krieg, und nicht auf die An-

fänge des Holocaust. Seit über einem Jahr lebten die Briten in den 

Städten wegen der deutschen Luftangriffe elend und gefährlich. 

Deutschland hatte Polen, Dänemark, Norwegen, Belgien, die Nie-

derlande, Frankreich, Jugoslawien und Griechenland in rascher 

Folge erobert und hielt die Länder nun besetzt. Innerhalb von zwei 

Monaten hatten die deutschen Streitkräfte den sowjetischen Trup-

pen enorme Verluste zugefügt, und die USA blieben offiziell im-

mer noch neutral und hielten sich aus den Kampfhandlungen her-

aus. Im Sommer und Herbst 1941 galt die Sorge der Briten in erster 

Linie der Frage, ob die Sowjetunion den deutschen Angriff aufhal-

ten konnte. Verhältnismässig wenige britische Experten prophe-

zeiten, dass die Sowjetunion standhalten würde. Es heisst, dass nur 

drei Regierungsmitglieder in Whitehall (neben Churchill) mit dem 

Scheitern des «Blitzkrieges» rechneten.40 Sir John Dill, der Chef 

des britischen Generalstabs, erklärte: «Die Deutschen werden 

durch Russland gehen wie ein Messer durch die Butter.»41 

Falls die Deutschen im Osten siegen sollten, würde sich Hitler 

vermutlich wieder seinem Plan einer Invasion der britischen Inseln 

zuwenden. Das Joint Intelligence Committee, ein Koordinierungs-

organ zwischen den verschiedenen Geheimdiensten, relativierte 

und revidierte allmählich seine Vorstellung von einem raschen 

sowjetischen Zusammenbruch und einer drohenden deutschen In-

vasion Grossbritanniens, doch es stiess dabei auf den Widerstand 

hoher britischer Militärs.42 Unter diesen Umständen verfolgte der 

britische Geheimdienst aufmerksam die Ereignisse in der Sowjet-

union. In jenen Wochen im Sommer waren daher die Informatio-

nen über die Bewegungen der deutschen Truppen und ihre Strate-

gie von grösster Wichtigkeit im Gegensatz zu den Berichten über 

die Politik der Nazis in den besetzten Gebieten. 

Durch Dalueges Anweisung an die Höheren SS- und Polizeifüh-

rer vom 13. September verringerte sich im Funkverkehr sicherlich 

die Zahl der Informationen über die «Greueltaten», doch sie been-

dete wohl kaum die Exekutionen oder die Anspielungen darauf in 
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den Meldungen. Die britischen Kryptanalytiker zitierten Dalueges 

Nachricht und erklärten ihre Wirkung: 

...seit dem 14. [September] steht [in den Ereignismeldungen] 

unter der Überschrift, der früher die Exekutionszahlen folg-

ten, die rätselhafte Wendung «Aktion nach Kriegsgebrauch». 

Falls es noch Zweifel an der Bedeutung der Wendung gege-

ben hat, werden sie durch einen Fehler des Höheren SS- und 

Polizeiführers Süd ausgeräumt, der in seiner Ereignismeldung 

vom Tag vor Dalueges Anweisung berichtet: «...Polizeiregi-

ment Süd: Aktion nach Kriegsgebrauch, (3) Erfolge; Polizei-

regiment Süd liquidiert 1548 Juden.»43 

Wenn in der Folgezeit der Euphemismus «Aktion nach Kriegsge-

brauch» auftauchte, wussten die britischen Dechiffrierspezialisten, 

was damit gemeint war. 

Gelegentlich missdeuteten sie allerdings die Bedeutung der Mel-

dungen. Bei dem Funkspruch, in dem Himmler den Höheren SS- 

und Polizeiführer Prützmann verärgert anwies, die 2. SS-Brigade 

Anfang September bei Säuberungsaktionen einzusetzen und nicht 

zu versuchen, Leningrad zu erobern, geriet die Entschlüsselung ein 

wenig durcheinander. Die Briten dachten, dass die Brigade Anfang 

September zwei Wochen bei Säuberungen und danach beim An-

griff auf Leningrad eingesetzt werden sollte. Ein erheblich gravie-

renderer Fehler trat auf, als die Briten die Meldungen von Jeckeins 

Untergebenen Herbert Degenhardt abhörten. Degenhardt traf Ende 

Oktober 1941 in Krementschuk ein und bereitete eine erste Aktion 

«mit 300» vor. Aller Wahrscheinlichkeit meinte er 300 jüdische 

Opfer, doch die Analytiker des Geheimdienstes dachten, er beziehe 

sich auf ein 300 Mann starkes Exekutionskommando und die Er-

schiessungen hätten die ganze Nacht vom 30. auf den 31. Oktober 

angedauert.44 Sie überschätzten in diesem Fall die Zahl der Getöte-

ten und verstanden den Zeitpunkt der Exekutionen falsch (bei Tag, 

nicht bei Nacht). 

Auf der anderen Seite erkannten die Briten bei einigen Tötungs-

aktionen im Süden die harmonische Zusammenarbeit zwischen der 

SS und der Polizei auf der einen und der Wehrmacht auf der ande-

ren Seite. Die 17. Armee hatte wegen einiger Sabotagefälle um die 
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Liquidierung der Juden in Krementschuk gebeten. Degenhardt be-

reitete die Aktion vor und bat um die Zustimmung des Komman-

danten des rückwärtigen Heeresbereiches Süd und erhielt sie, wie 

die Briten feststellen konnten. General Erich Friderici war mit dem 

Ergebnis der laufenden Exekutionen so zufrieden, dass er anfragte, 

ob Jeckeins Kampfgruppe in Krementschuk bleiben könne, anstatt 

mit Jeckeln nach Riga zu ziehen.45 

Ein aussergewöhnliches Beispiel für die unmenschliche Zusam-

menarbeit zwischen Wehrmacht und SS ereignete sich in der Stadt 

Nowgorod am Ilmensee ungefähr 100 Kilometer südöstlich von 

Leningrad. Dort waren die meisten (russischen) Patienten eines 

Krankenhauses an der Ruhr erkrankt. Die deutschen Soldaten 

brauchten das Gebäude als Quartier, doch was sollte mit den Pati-

enten geschehen? Ein Arzt in leitender Funktion namens Freyberg 

vom Oberkommando der Wehrmacht wusste, dass ein Sonderkom-

mando unter Herbert Lange (das in Posen stationiert war) lästige 

Kranke mit einem Gaswagen beseitigte. Freyberg beantragte, dass 

Lange, fünf Helfer und der Gaswagen mit einem Transportflug-

zeug des Militärs von Posen nach Nowgorod geflogen werden soll-

ten. Der Höhere SS- und Polizeiführer Wilhelm Koppe in Posen 

gab das Gesuch an Himmler persönlich weiter. Der Reichsführer 

SS gab rasch seine Einwilligung, und Lange wurde sofort nach 

Nowgorod geschickt. Die Briten verfolgten den gesamten Funk-

verkehr der Aktion (über den hier erstmals berichtet wird).46 Die 

Soldaten der Wehrmacht mussten sich bei der Ermordung Hunder-

ter von Patienten nicht die Hände schmutzig machen. 

Die deutschen Historiker brauchten Jahrzehnte, bis sie den My-

thos in Frage stellen konnten, dass die deutsche Wehrmacht nur 

wenig oder gar nichts mit dem Holocaust oder allgemein mit Ver-

brechen gegen die Menschheit zu tun hatte. Einige Verantwortli-

che wie beispielsweise jene von Nowgorod wurden nie zur Re-

chenschaft gezogen. 

Die Briten konnten über Funk auch einige Transporte deutscher 

Juden in den Osten verfolgen. Da die Ordnungspolizei an den De-

portationen beteiligt war und für die Begleitung der Züge zustän-

dig war, übermittelten die Polizeibehörden die Funkmeldungen 
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über die Transporte mit dem Codierungssystem der Ordnungspoli-

zei. Der Güterzug DO 26 verliess Berlin am 17. November 1941 

um 6.25 Uhr Richtung Kowno (Kaunas). Im Zug befanden sich 944 

Juden, zwei Offiziere der Gestapo und 15 Angehörige der Ord-

nungspolizei. Ein Offizier namens Exner führte das Kommando; er 

besass eine Liste der Passagiere (mit Durchschlag). Auch der Pro-

viant für die Reise war aufgelistet. Der Transport DO 56 mit 971 

Juden verliess Bremen am 18. November Richtung Minsk. Beglei-

tet wurde der Zug von einer Abteilung der Bremer Polizei unter der 

Leitung von Polizeimeister Bockhorn.47 Der britische Nachrichten-

dienst wusste grösstenteils über die bisherigen Vorgänge in Minsk 

Bescheid. 

Wieviel wusste die britische Bevölkerung Ende 1941 und Anfang 

1942 über die Ermordung der Juden und anderer Personen durch 

die Nazis? Aufgrund der energischen Bemühungen der SS und der 

Polizei um Geheimhaltung gab es bei den Exekutionen abgesehen 

von den Tätern meist keine Augenzeugen.48 Einzelne Nachrichten, 

vorwiegend über bestimmte Vorfälle, gelangten dennoch in den 

Westen. Im Oktober 1941 berichtete der Zürcher Korrespondent 

der Jewish Telegraphie Agency in einem Artikel, der sich auf eine 

ukrainische Zeitungsmeldung stützte, dass die Deutschen die Juden 

an einen unbekannten Ort deportiert hätten, und dass in Shitomir 

nur noch 6’000 von ursprünglich 50’000 Juden übriggeblieben 

seien.49 The Jewish Chronicle in London meldete, dass Ende Ok-

tober und Anfang November Tausende von Juden bei Pogromen in 

der Ukraine umgekommen seien.50 Der Gesandte der polnischen 

Exilregierung, der im Untergrund in Polen tätig war, schickte Ende 

August einen Bericht über die Ermordung von 6‘000 Juden in Czy-

zew bei Lomza (im ehemals sowjetischen Ostpolen), der Mitte Ok-

tober in London eintraf. Die polnische Exilregierung gab ihn an die 

Presse weiter. Auch die Jewish Telegraphie Agency brachte solche 

Vorfälle an die Öffentlichkeit.51 

In dem deutschsprachigen Blatt Die Zeitung, das in London er-

schien, wurde Ende Oktober ein Artikel unter der Überschrift 

«Apokalypse» veröffentlicht, der auf einem Bericht im schwedi-

schen Social Democraten basierte. Darin hiess es, dass die Juden, 
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die von Deutschland in die besetzten Gebiete der Sowjetunion de-

portiert wurden, auf die eine oder andere Weise umgebracht wür-

den. Tatsächlich existiere ein regelrechtes Programm für den vor-

sätzlichen Massenmord. Dieser Bericht erschien bald auch in der 

Londoner Times. Er kam einer Prophezeiung gleich, denn damals 

begannen die Deportationen.52 Ende Oktober und im November 

wurde in den grossen britischen Tageszeitungen ausführlich über 

die Deportationen deutscher und österreichischer Juden in den Os-

ten berichtet. Die Berichte liessen keinen Zweifel daran, dass alle 

Juden deportiert werden würden.53 

Gerhart Riegner, ein junger Rechtsanwalt, der Deutschland nach 

Hitlers Machtübernahme verlassen hatte und sich als Vertreter des 

Jüdischen Weltkongresses in der Schweiz niedergelassen hatte, be-

urteilte die Lage im Auftrag seiner Vorgesetzten Ende Oktober 

1941 als düster.54 Berichte über getötete Juden würden durchsi-

ckern, mal zehntausend hier, mal zehntausend dort. Wie viele Ju-

den in Europa würden bei Kriegsende noch am Leben sein? Rieg-

ner wollte keine Kassandra sein, doch er drängte die Führer des 

Kongresses, sich in Grossbritannien und den USA für die europäi-

schen Juden einzusetzen, damit ihrer verzweifelten Situation soviel 

Aufmerksamkeit wie möglich zuteil würde.55 Im Februar 1942 

sandte der Jüdische Weltkongress dem britischen Aussenministe-

rium einen 160 Seiten starken Bericht mit dem Titel «Juden im na-

tionalsozialistischen Europa: Februar 1933 bis November 1941», 

in dem die Verfolgung durch die Nazis dokumentiert wurde.56 

Im November 1941 überbrachte Riegners Mitstreiter in Genf, 

Richard Lichtheim von der Jewish Agency for Palestine, dem Prä-

sidenten der Jewish Agency Chaim Weizman unheilvolle Nach-

richten. (Weizman war wesentlich an der Entstehung der Balfour-

Erklärung vom November 1917 beteiligt gewesen, in der die Briten 

ihre Unterstützung für eine «jüdische Heimstatt» in Palästina zu-

gesichert hatten. Er hatte von allen führenden Zionisten die besten 

Verbindungen zur britischen Regierung.) Lichtheim teilte ihm mit, 

dass ganze Züge mit Juden aus Deutschland, Österreich und dem 

Protektorat von Böhmen und Mähren nach Łódź gingen und von 

dort weiter an andere Orte, vermutlich bis nach Minsk. Lichtheim  
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empfahl dringend, die Vorfälle weltweit bekannt zu machen; die 

Erklärungen von Staatsmännern und das Einschreiten neutraler 

Länder könnten in einigen Fällen Wirkung zeigen.57 

Im Informationsministerium hatten die Beamten, die für die 

Zensur von Briefen und Telegrammen zuständig waren und die 

Pressemeldungen und private Korrespondenz aus Übersee nach 

wichtigen Informationen durchsahen, bereits begonnen, eine ge-

heime Reihe von Dokumenten mit dem Titel «Berichte über das 

Judentum» anzulegen. Der dritte Bericht in dieser Reihe vom 22. 

Januar 1942 enthielt für die Experten für Briefe und Artikel eine 

Einleitung, die unmissverständlich klarstellte: «Die Deutschen ver-

folgen eindeutig eine Politik zur Ausrottung der Juden... [in einem 

offiziellen deutschen Dokument heisst es], das einzig Jüdische, das 

es in Polen noch geben wird, werden jüdische Friedhöfe sein.»58 

Diese Zeitungsberichte, Dokumente und Einschätzungen von 

Privatleuten boten der britischen Regierung eine Möglichkeit, auf 

die Ermordung der Juden zu reagieren, ohne ihre «streng geheimen 

Quellen» preisgeben zu müssen. Sie hätte nur die Berichte und 

Veröffentlichungen anderer hervorheben und unterstützen müssen. 

Doch wer wusste genug, um andere Berichte zu bestätigen? 

Nur eine begrenzte Zahl von Regierungsstellen erhielt die de-

chiffrierten Meldungen – die Experten der Militärischen Abwehr 

in MI 8, die nachrichtendienstlichen Spezialisten für Deutschland 

in MI 14, das Luftfahrtsministerium, das Ministerium für Kriegs-

wirtschaft und das Joint Intelligence Committee.59 Das Aussenmi-

nisterium erhielt zu dieser Zeit nicht einmal Berichte von Ultra 

oder die dechiffrierten Polizeimeldungen, obwohl ein Mitglied des 

Aussenministeriums, Victor Cavendish-Bentinck, Vorsitzender 

des Joint Intelligence Committee war und folglich Zugang zu den 

Akten hatte. Anscheinend hatte kein Empfänger der Berichte ein 

Interesse daran, sich eingehender mit den Berichten aus Bletchley 

Park zu befassen. (Ich schreibe «anscheinend», da einige Akten 

dieser Ämter noch nicht freigegeben sind.) Natürlich erhielt das 

Aussenministerium Informationen aus anderen Quellen, die zu 

ähnlichen Schlussfolgerungen geführt haben könnten, wie zum 

Beispiel ein Bericht des englischen Residenten in Bern, der sich  
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auf Informationen aus polnischen Quellen stützte. Er schrieb, dass 

1,5 Millionen Juden aus der ehemaligen sowjetischen Zone Polens 

einfach verschwunden seien; niemand wisse, was aus ihnen ge-

worden sei.60 Falls damit angedeutet werden sollte, dass sie getötet 

worden seien, war der Bericht übertrieben oder die Schlussfolge-

rung verfrüht. Dennoch sollte durchgedrungen sein, dass die Er-

mordung der Juden durch die Nationalsozialisten in den besetzten 

Gebieten der Sowjetunion Teil eines ganz konkreten Konzeptes 

war. 

Weder die dechiffrierten Polizeimeldungen noch andere Infor-

mationen über das Verschwinden und die Ermordung von Juden 

stiessen in London auf grosse Resonanz. Die britische Regierung 

hatte sich bereits auf einen Kurs des Schweigens gegenüber der 

nationalsozialistischen Politik und der Behandlung der Juden fest-

gelegt. Seit Kriegsbeginn hatte man sich vor allem im Aussenmi-

nisterium zurückgehalten, wenn es darum ging, die Greueltaten der 

Nazis im Allgemeinen anzuprangern, und besondere Vorbehalte 

gegenüber öffentlichen Äusserungen über die Massaker an den Ju-

den gezeigt. In einem Weissbuch zu den deutschen Verbrechen, 

das Ende 1939 trotz der Einwände einiger Beamter des Aussenmi-

nisteriums herausgegeben wurde, ging es um antisemitische Akti-

onen und die Verfolgung der Kirchen in Deutschland. Das Aus-

senministerium hielt das Weissbuch für nutzlos und meinte, neu-

trale Staaten würden es für «abgedroschene und tendenziöse Pro-

paganda unsererseits» halten. Ein Rundschreiben des Informati-

onsministeriums vom November 1939, in dem geeignete Propa-

gandathemen für den Nahen Osten erörtert wurden, führte die «Ju-

denverfolgung» als unerwünschtes Thema auf.61 Im Jahr 1940 

wurde George Bernard Shaw von der Regierung daran gehindert, 

die Verfolgung der Juden anzuprangern, da das vor allem in den 

USA negative Auswirkungen auf die öffentliche Meinung haben 

werde. Und im Juli 1941 riet das Informationsministerium, dass 

man, wenn man den Briten die nationalsozialistische Bedrohung 

glaubhaft machen wolle, sie nicht zu extrem wirken lassen sollte: 

«Schreckensmeldungen... sollten sehr sparsam verwendet werden. 

Sie dürfen sich nur auf die Behandlung absolut unschuldiger Men-

schen beziehen. Nicht auf gewalttätige politische Oppositionelle. 

Und nicht auf Juden.»62 
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Die British Political Warfare Executive (PWE; die Dienststelle 

für politische Kriegführung), ein erzwungener Zusammenschluss 

von Teilen des Informationsministeriums, der Special Operations 

Executive und der britischen Rundfunkanstalt BBC, nahm im Au-

gust 1941 ihre Arbeit auf. Die schlecht koordinierte und abge-

stimmte PWE war für die offene und verdeckte Propaganda in al-

len feindlichen und vom Feind besetzten Ländern zuständig. Das 

Aussenministerium konnte bei der Propaganda in feindlichen Län-

dern unter aussenpolitischen Aspekten intervenieren. Auch das In-

formationsministerium und das Ministerium für Kriegswirtschaft 

beaufsichtigten diese neue Einrichtung, die der BBC direkte An-

weisungen gab und deren Sendungen überwachte.63 

Das britische Kabinett konnte sich bei der Propaganda auf keine 

grundsätzliche Linie einigen, auch bei der Formulierung der 

Kriegsziele, die als Grundlage für die Propaganda im besetzten Eu-

ropa hätten dienen können, war man sich uneinig. Über Deutsch-

land war man ebenfalls geteilter Meinung: Man wusste nicht, ob 

man die Schuld am Krieg Hitler, der NSDAP oder dem deutschen 

Volk geben sollte. Sollte die PWE den Deutschen Hoffnung für die 

Zukunft machen oder mit Vergeltung drohen?64 Wenn den Deut-

schen eine bessere Zukunft angeboten werden sollte, warum sollte 

man dann auf ihrer Verantwortung für die Verbrechen der Natio-

nalsozialisten herumreiten? Doch die mutmassliche Beteiligung 

der Deutschen an der Ermordung der Juden konnte den Briten auch 

als Grund – oder als rationale Erklärung – dienen, warum die Bri-

ten über die Verbrechen nicht in Radiosendungen sprechen woll-

ten. Im Juli 1942 lehnte A. David, ein Beamter im Aussenministe-

rium, die Veröffentlichung eines Augenzeugenberichts über eine 

Massenexekution deutscher deportierter Juden ab: 

Ich sehe nicht ein, warum wir für die Deutschen Programme 

über die Verfolgung der Juden senden sollten – mit der Be-

gründung, dass sie nur wenig über diese Vorgänge wissen. 

Die nationalsozialistische Bewegung wird von vielen hinge-

nommen oder sogar unterstützt, und sicher wissen alle Deut-

schen Bescheid, schliesslich müssen sie mitmachen.65 
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Ein Historiker, der sich mit der britischen Kriegspropaganda be-

schäftigt, vertritt zwar die Ansicht, die PWE habe wiederholt dafür 

gesorgt, dass in Nachrichten und Rundfunksendungen auf die deut-

schen Verbrechen aufmerksam gemacht wurde. Aber alle Bei-

spiele, die er aufführt, stammen aus der Zeit nach dem August 

1942. Viele behandeln zudem Verbrechen an Nichtjuden.66 

Es wäre sehr aufschlussreich, wenn man die Informationen, die 

die BBC über die Ermordungen der Juden durch die Nazis erhielt, 

mit dem Inhalt der BBC-Rundfunksendungen für Deutschland im 

Jahr 1941 vergleichen würde. Während des Krieges besass die 

BBC beträchtliche Autonomie.67 Leider sind die Aufzeichnungen 

über die deutschen Sendungen der BBC, wie ein Historiker meinte, 

«rätselhafterweise verlorengegangen».68 Doch es sind einige Be-

lege erhalten. In einer vertraulichen Mitteilung, die unter den Mit-

arbeitern der Europaabteilung der BBC im Umlauf war, hiess es 

1940, dass die Deutschen im Allgemeinen für moralische Argu-

mente nicht zugänglich seien. Im Februar 1941 schrieb ein Mitar-

beiter des Europadienstes der BBC an einen Hörer: «Für die deut-

schen Hörer senden wir, zu Recht oder zu Unrecht, als Propaganda 

keine Aufrufe zu Sympathiebekundungen für die Juden.»69 

Im Exil in den USA verfasste Thomas Mann mehrere Aufrufe 

an die Deutschen, die er aufzeichnete und die die BBC sendete. Ein 

Teil der Reden von 1943 enthält mehrere frühe Anspielungen auf 

die Verbrechen an den Juden, zeigt aber auch, dass Mann kein Ge-

spür für die Gesamtsituation hatte. 

Im September 1941 warnte der Nobelpreisträger Thomas Mann, 

dass Himmler öffentlich erklärt habe, er werde die tschechische 

Bevölkerung «ausrotten»; demgegenüber gehörten die nationalso-

zialistischen «vollendeten Tatsachen» in Hinblick auf die Polen 

und Juden «zu den Gründen, aus denen es allerdings kein Vergnü-

gen sein wird, nach diesem Kriege ein Deutscher zu sein». 

Im Januar 1942 stellte Mann fest, dass die Nationalsozialisten 

400 holländische Juden nach Deutschland gebracht hätten, wo an 

ihnen Experimente mit Giftgas durchgeführt wurden; im Juni kor-

rigierte er die Zahl auf 800 und erklärte, sie seien in Mauthausen 

umgebracht worden.70 
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Einige Hinweise auf den Inhalt der BBC-Sendungen stammen 

von regelmässigen Untersuchungen der Reaktionen der Hörer in 

den verschiedenen europäischen Ländern. (In diesen Untersuchun-

gen wurde die Wirkung der deutschen Propaganda und der briti-

schen Sendungen auf die Deutschen von der nachrichtendienstli-

chen Abteilung für Europa bei der BBC analysiert. Sie basierten 

auf Briefen, welche die BBC aus dem Ausland erhielt, und anderen 

Quellen, die der Regierung zur Verfügung standen.) Aus den Un-

tersuchungen geht hervor, dass die BBC viele deutsche Hörer hatte, 

die überwiegend an genauen Informationen über den Krieg interes-

siert waren, aber auch an Vorfällen, von denen man in Deutschland 

im Allgemeinen nichts erfuhr, wie zum Beispiel über das Eutha-

nasieprogramm oder die Beschlagnahmung von kirchlichem Ei-

gentum.71 Ein britischer Beamter sprach in der Schweiz mit «einem 

bedeutenden Deutschen mit Wohnsitz in der Schweiz, der in stän-

diger Verbindung zu wichtigen Leuten in Deutschland steht» über 

die Sendungen der BBC. (Bei dem Mann könnte es sich um Joseph 

Wirth handeln, der von 1921 bis 1922 deutscher Reichskanzler ge-

wesen war. Der frühere Zentrumspolitiker lebte in Zürich, und die 

Beschreibung passt auf ihn.) Im Frühjahr 1942 beklagte dieser 

deutsche Emigrant, dass Moskau Berichte über die Greueltaten der 

Nazis sendete und die Briten nicht – betrieb man in London immer 

noch Appeasement-Politik im Stil Chamberlains? 

Dieser angesehene Deutsche möchte gerne hören, dass die 

ganze Welt über die Verbrechen und den Sadismus der Nati-

onalsozialisten ebenso entsetzt ist wie er selbst. Er ist sehr er-

bost, dass die Menschen in London angesichts der Judenver-

folgung nur betreten schweigen.72 

Historiker haben viele Gründe für die Zurückhaltung der Briten ge-

funden, über die nationalsozialistischen Verbrechen an den Juden 

zu Beginn des Krieges zu sprechen. Zweifellos hatte die verlogene 

Propaganda der Alliierten im Ersten Weltkrieg dafür gesorgt, dass 

Berichte über die Greueltaten des Feindes mit einigem Misstrauen 

betrachtet wurden. Joseph Goebbels führte die Erfahrungen aus 

dem Ersten Weltkrieg an, um die späteren Berichte der Alliierten 
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über die nationalsozialistischen Verbrechen in Misskredit zu brin-

gen.73 Die britische Öffentlichkeit reagierte auf das Ende 1939 er-

schienene Weissbuch zu den deutschen Greueltaten eher ableh-

nend. Die Briten fühlten sich von der Regierung manipuliert. Doch 

die darin enthaltene Beschreibung der Konzentrationslager in 

Deutschland schuf einen Bezugsrahmen, der dann, bewusst oder 

unbewusst, auf spätere Informationen angewendet wurde. Ob die 

Information über diese Lager vor dem Krieg zuverlässig waren 

oder nicht, nur wenige konnten glauben, dass sich die Nazis noch 

barbarischer aufführen könnten.74 

In der Regierung und in der Öffentlichkeit gab es gelegentlich 

Zweifel an den Informationen, die aus jüdischen Quellen stamm-

ten. Schliesslich hatten die Juden angeblich ein Interesse daran, die 

Leiden ihres Volkes zu übertreiben, oder ihnen wurde die Tendenz 

unterstellt, immer das Schlimmste zu befürchten.75 Natürlich wa-

ren vor allem Leute mit antisemitischer Einstellung für diese Skep-

sis empfänglich, doch sie war nicht nur auf Antisemiten be-

schränkt. Viele Briten (und Amerikaner) wollten auch nicht von 

der Vorstellung liberaler Kreise abrücken, dass die Nazis verschie-

dene Feinde hätten und die nationalsozialistische Bewegung einen 

Angriff auf die gesamte Zivilisation darstelle. Es gab die kuriose 

Vorstellung, dass man durch die besondere Hervorhebung der jü-

dischen Opfer den Standpunkt der Nationalsozialisten übernehmen 

und die Juden als ein eigenständiges Volk betrachten würde. Für 

die Briten hätte diese Haltung gefährliche Auswirkungen auf den 

Balanceakt haben können, den sie in Palästina auszuführen ver-

suchten.76 Jede Form der Zustimmung zu einer verstärkten jüdi-

schen Präsenz in Palästina konnte Unruhen unter den Arabern zur 

Folge haben. 

In ihrem «Weissbuch von Palästina» vom Mai 1939, das dazu 

beitragen sollte, den arabischen Widerstand gegen das britische 

Mandat in Palästina abzuschwächen, hatte die britische Regierung 

die jüdische Einwanderung nach Palästina für die kommenden fünf 

Jahre auf 75‘000 Personen beschränkt und das Konzept eines jüdi-

schen Staates in Palästina explizit abgelehnt. Der arabischen Be-

völkerung wurde ein Veto zu jeglicher weiterer Einwanderung von 

Juden zugestanden. 

Grossbritannien sah sich im Nahen Osten mit akuten und lang- 
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fristigen Problemen konfrontiert. Ende 1941 konnten die deut-

schen Truppen östlich von Libyen, das von den Italienern gehalten 

wurde, Richtung Suezkanal (und Palästina) vorstossen, konnten 

aber auch über den Kaukasus in den Nahen Osten vorstossen oder 

versuchen, durch das Gebiet der neutralen Türkei zu ziehen. Die 

deutschen Versuche, gegen die britische Herrschaft in Palästina 

und Ägypten die Unterstützung der Araber zu gewinnen, stiessen 

bei einigen arabischen Führern auf Gegenliebe, und es gab in den 

britischen Armeen viele Muslime.77 Langfristig gesehen wollte 

Grossbritannien seine Stellung als Grossmacht in der Region er-

halten und musste deshalb auch die Interessen der Araber berück-

sichtigen. 

Mitunter wurde befürchtet, die offizielle Bestätigung des Mas-

sakers an den Juden würde dem Kampf gegen Deutschland an sich 

schaden und in Kriegszeiten vielleicht sogar gefährden, denn 

schliesslich musste man dem in Europa weitverbreiteten Antisemi-

tismus und der Feindseligkeit der Araber gegenüber den Juden 

Rechnung tragen. Wenn man den Belangen der Juden zu grosse 

Aufmerksamkeit zukommen liess, könnte in den Augen vieler 

Menschen die Behauptung der Nazipropaganda bestätigt werden, 

dass die Alliierten einen Krieg für die Juden führten.78 Und 

schliesslich stand bei der militärischen Auseinandersetzung so viel 

auf dem Spiel, dass viele Regierungsmitglieder und Privatleute 

ihre ganze Aufmerksamkeit und alle Anstrengungen auf den Krieg 

konzentrieren wollten. Andere Dinge wurden kaum beachtet, vor 

allem nicht, wenn sie einem raschen Sieg hätten im Wege stehen 

können. 

Churchill teilte die emotionale Abneigung gegenüber den Be-

langen der Juden, die bei einigen seiner Kollegen durchaus vorhan-

den war, gewiss nicht; er war für die Zionisten.79 Doch in seinen 

Reden und Rundfunkansprachen ging er nicht zu weit, weil er den 

kriegsbedingten Konsens in der Regierung nicht gefährden wollte. 

Er nutzte jedoch eine Gelegenheit, um die Vorfälle im Osten indi-

rekt anzusprechen. Am 25. Oktober 1941 veröffentlichte Präsident 

Roosevelt eine Stellungnahme, in der er die Exekution unschuldi-

ger Geiseln in Frankreich durch die Deutschen als einen abscheu-

lichen Terrorakt verurteilte. Churchill stimmte ihm in einer eige- 
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nen Erklärung zu und benutzte dann das, wie er es bezeichnete, 

Gemetzel in Frankreich als Veranschaulichung für die Verbrechen 

der Nazis in anderen Ländern – in Polen, Jugoslawien, Norwegen, 

Holland, Belgien und vor allem hinter den vorrückenden deut-

schen Truppen in der Sowjetunion. Sie überstiegen «alles, was 

man seit den dunkelsten und bestialischsten Zeiten der Menschheit 

gesehen hat... Die Sühne für diese Verbrechen muss von nun an zu 

den wichtigsten Zielen dieses Krieges gehören.»80 

Diese Erklärung ging weiter als die Rede vom 24. August. Wie-

der stützte sich Churchill auf Informationen aus den dechiffrierten 

Meldungen der Ordnungspolizei. Doch erneut ordnete er die Nazi-

verbrechen in einen grösseren Gesamtzusammenhang ein und wie-

der erwähnte er die Ermordung der Juden nicht explizit. Bei einem 

so allgemeinen Ansatz wurde das Schicksal der Juden im Osten 

nicht wirklich sichtbar. Die New York Times schloss daraus dann 

auch, Churchills Hinweis auf eine Vergeltung nach dem Krieg be-

ziehe sich auf die Verbrechen an unschuldigen Franzosen.81 

Im November sandte Churchill dem Jewish Chronicle zum hun-

dertjährigen Bestehen eine Mitteilung, in der den jüdischen Opfern 

des Nazismus mehr Aufmerksamkeit zuteilwurde: 

Niemand hat unter den unaussprechlichen Schandtaten, die 

dem Körper und Geist der Menschen von Hitler und seinem 

abscheulichen Regime zugefügt wurden, schrecklicher gelit-

ten als die Juden. Die Juden traf die volle Wucht des natio-

nalsozialistischen Angriffs auf die Bastionen der Freiheit und 

der Menschenwürde. Sie trugen und tragen eine Last, die un-

erträglich scheint. Sie liessen niemals zu, dass der Nazismus 

ihren Willen brach: Sie haben nie den Mut zum Widerstand 

verloren. Das Leid der Juden und ihr Anteil am Kampf wird 

am Tag des Sieges gewisslich nicht vergessen werden. Noch 

einmal werden die Juden zur gegebenen Zeit erfahren, dass 

die Prinzipien der Rechtschaffenheit, die ihre Väter zu ihrem 

Ruhm der Welt verkündeten, triumphieren werden. Noch ein-

mal wird sich erweisen, dass die Mühlen Gottes, auch wenn 

sie langsam mahlen, trefflich klein mahlen.82 
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Churchills Brief erschien in einer Zeitung mit einer ganz bestimm-

ten Leserschaft und begrenzter Verbreitung. Sein Schreiben war 

die Sympathiebekundung eines Regierungschefs und Politikers an 

eine wichtige Wählergruppe. Was den letzten Punkt betraf, sollte 

sich Churchills Prophezeiung als falsch erweisen: Die Mühlen Got-

tes mahlten in diesem Fall nicht trefflich klein, zumindest nicht in 

dieser Welt. 

An anderer Stelle ergab sich ein anderes Bild. Im Januar 1942 

trafen sich die Exilregierungen von neun west- und mitteleuropäi-

schen Staaten im St. James’s Palace in London und unterzeichne-

ten eine Resolution. Darin wurde das deutsche Terrorregime ver-

urteilt, das gekennzeichnet sei von «Verhaftungen, Massenvertrei-

bungen, Massakern und der Hinrichtung von Geiseln». Die Exilre-

gierungen griffen Präsident Roosevelts Erklärung vom 25. Oktober 

und Churchills begleitende Stellungnahme auf, in denen die Be-

strafung von Kriegsverbrechen als ein wichtiges Kriegsziel be-

zeichnet wurde, und forderten die gerichtliche Verfolgung derer, 

die in den besetzten Gebieten Verbrechen an Zivilisten befohlen 

oder ausgeführt hatten. Doch die Unterzeichnenden ignorierten die 

Bitte des Board of Deputies of British Jews und der Anglo-Jewish 

Association, auf das Leid der Juden und ihre Leistungen im Kampf 

gegen die Nazis hinzuweisen. Grossbritannien hatte bereits zuvor 

den Entwurf für einen formalen Zusatz abgelehnt, in dem die Ver-

fahren gegen NS-Verbrecher für die Zeit nach dem Krieg festge-

legt werden sollten. Zusammen mit den Dominions, den USA und 

der UdSSR hatte Grossbritannien die St. James’s-Erklärung nur als 

Beobachter unterzeichnet.83 

Die militärischen Möglichkeiten der Briten liessen sich von be-

grenzt bis nicht vorhanden beschreiben. Im Herbst 1941 war 

Grossbritannien nicht in der Lage, all seine Gebiete in Ubersee zu 

verteidigen. Die Briten warteten auf den nächsten Schlag, immer 

in der Hoffnung, dass die Sowjets standhalten und die USA alsbald 

in den Krieg eintreten würden. Nur dann bestand für die britische 

Regierung eine realistische Chance, Deutschland zu besiegen. Die 

Auswahl ziviler oder militärischer Ziele für einen Vergeltungs-

schlag für das Vorgehen der Nationalsozialisten gegenüber den 

sowjetischen Juden hatte für einen realistischen britischen Politiker 
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nicht gerade Priorität, vor allem nicht angesichts der Tatsache, 

dass Grossbritannien selbst in grosser Gefahr war. Das dringendste 

Anliegen war nun, das militärische Gleichgewicht zugunsten 

Grossbritanniens mit allen Massnahmen zu verschieben, die von 

der militärischen Führung als notwendig erachtet wurde. 

Selbst Mitte des Jahres 1942, als Grossbritannien in einer mili-

tärisch günstigeren Lage war, fand die Idee, Bombardierungen als 

Vergeltung für die deutschen «Greueltaten» durchzuführen, nur 

wenig Unterstützung. Ein konservativer Parlamentsabgeordneter 

forderte, dass die Briten auf die Zerstörung der tschechischen Stadt 

Lidice mit der Drohung reagierten, die Royal Air Force werde für 

jede Person, die in den besetzten Gebieten getötet wurde, eine un-

geschützte deutsche Stadt oder ein deutsches Dorf zerstören. 

Churchill antwortete, es gebe dafür gar nicht genug Dörfer in 

Deutschland und ausserdem würden die alliierten Bomber dort an-

greifen, wo sie am meisten bewirken könnten. Frank Roberts, der 

stellvertretende erste Sekretär von der Zentralen Abteilung des bri-

tischen Aussenministeriums, bemerkte, dass die deutschen Städte 

bereits stark bombardiert wurden – über die Gründe sollten sich 

die Europäer ihre eigenen Gedanken machen.84 In diesem Fall hat-

te der Widerstand nichts mit der Befürchtung zu tun, man könnte 

die jüdische Frage in Palästina aufwerfen. 

Die Idee, den hungernden Juden in den polnischen und sowjeti-

schen Ghettos Hilfsgüter zukommen zu lassen, wurde durchaus 

angesprochen, doch das hätte die Nationalsozialisten nicht davon 

abgehalten, die Bewohner der Ghettos zu ermorden. Und die briti-

sche Regierung hatte sich bereits entschlossen, die Deutschen zur 

Ernährung und Versorgung aller Menschen in den besetzten Ge-

bieten zu zwingen. Im Juli 1940 hatte Grossbritannien den USA 

im Zusammenhang mit dem Vorschlag, in das besetzte Frankreich, 

Belgien und die Niederlande Hilfsgüter zu schicken, mitgeteilt: 

Die Regierung Seiner Majestät weiss die humanitären Ideen 

zu schätzen, die sich in dem Wunsch äussern, die betroffenen 

Gebiete mit Hilfsgütern zu beliefern, [doch] sie ist überzeugt, 
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dass es eine völlig falsche Massnahme wäre. Diese würde den 

Krieg verlängern, indem sie den Deutschen bei den Proble-

men helfen würde, die sie selbst verursacht haben. So 

schmerzlich die Entscheidung auch ist, die Regierung hat den-

noch beschlossen, dass bei der Aufrechterhaltung der Blo-

ckade auch für Hilfsgüter keine Ausnahme gemacht werden 

kann... Der Regierung Seiner Majestät ist bewusst, dass ihre 

Entscheidung auf Kritik stossen wird, an deren Ernsthaftigkeit 

kein Zweifel besteht. Doch sie hat die Absicht, den Krieg so 

schnell wie möglich zu gewinnen und die unterdrückten Völ-

ker auf diese Weise von der Herrschaft der Nationalsozialis-

ten zu befreien.85 

London war nicht geneigt, für das Wohl der europäischen Juden 

1941 oder später mit dieser Politik zu brechen. 

Es gab jedoch die Möglichkeit, Informationen gezielt zu verbrei-

ten und einzusetzen. Grossbritannien betrieb bereits die sogenannte 

politische oder psychologische Kriegführung, vor allem in Form 

von Radiosendungen in feindlichen oder neutralen Ländern. Zu ei-

nem Zeitpunkt, als das NS-Regime immer noch Juden in den be-

setzten Gebieten der Sowjetunion töten liess, bereits deutsche Ju-

den in den Osten deportiert wurden, wobei die meisten dieser Juden 

gar nicht wussten, was die Deportationen bedeuteten, wäre es hilf-

reich und ein Gebot der Moral gewesen, diese Menschen zu war-

nen. Es hätte sich gelohnt, die wesentlichen Informationen, die die 

Regierung aus den dechiffrierten Polizeimeldungen und anderen 

Quellen gezogen hatte, entsprechend verschlüsselt nach Deutsch-

land und in die von Deutschland besetzten Gebiete zu senden, um 

Juden und Nichtjuden gleichermassen zu alarmieren. Die National-

sozialisten waren auf die Geheimhaltung ihres Programms zur 

Massenvernichtung so erpicht, weil sie fürchteten, dass die Ver-

breitung dieser Informationen ihre Ziele gefährden und ihren Inte-

ressen schaden könnte. 

Die britische Regierung verteilte und nutzte die Informationen 

aus anderen dechiffrierten Meldungen. Wenn die Kryptanalytiker 

des Nachrichtendienstes Informationen entschlüsselten, die nütz-

lich genug waren, dass sich die Verteilung an Ministerien und  
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Kommandeure im Feld lohnte, verschleierten sie deren Herkunft, 

damit die Geheimhaltung gewahrt blieb. Kreative Verfasser der 

Memoranden erfanden einen Informanten, der einem deutschen 

Kommandeur über die Schulter gesehen oder ein Dokument aus 

einem Papierkorb gefischt hatte.86 Wenn aus den dechiffrierten 

Meldungen die Position von deutschen Schiffen oder anderen 

möglichen Zielen hervorging, schickten die Briten Aufklärungs-

flugzeuge los, welche die feindlichen Objekte «orten» sollten, da-

mit der Feind diese mit der Ortung in Verbindung bringen würde. 

Im Sommer und Herbst 1941 liess Grossbritannien der Sowjet-

union einige wichtige Informationen aus Ultra-Meldungen zukom-

men, damit die sowjetische Armee dem deutschen Angriff besser 

standhalten konnte. Die Ultra-Informationen wurden in anderes, 

weniger brisantes Material «verpackt» und fälschlich anderen In-

formationsquellen, wie zum Beispiel verlässlichen Spionen, zuge-

schrieben.87 Kurz gesagt, wenn es einen triftigen Grund gab, Infor-

mationen weiterzuleiten, fanden die Verantwortlichen normaler-

weise auch einen Weg, dies zu tun. 

Nachrichtendienstliche Informationen wurden genutzt und soll-

ten auch genutzt werden. Manchmal setzt man solche Informatio-

nen am besten ein, wenn man unauffällig militärische Gegenmas-

snahmen einleitet: Die ursprüngliche Information und die entspre-

chende Massnahme kommen erst Jahrzehnte nach den Ereignissen 

ans Licht. In einer Demokratie lässt man manchmal auch Informa-

tionen durchsickern oder gibt sie bekannt, um Einfluss auf die öf-

fentliche Meinung zu nehmen. Soweit man das heute beurteilen 

kann, wurden die Informationen der Briten über die Anfänge des-

sen, was man heute als Holocaust bezeichnet, ob sie nun aus de-

chiffrierten Meldungen oder anderen Quellen stammten, einfach 

gesammelt und unter Verschluss gehalten. Nur wenige hochran-

gige Mitglieder der britischen Regierung, ob sie nun Zugang zu 

den dechiffrierten Meldungen hatten oder nicht, waren der Mei-

nung, es gebe ausreichende Gründe, diese Informationen publik zu 

machen oder gar entsprechende Reaktionen darauf in Erwägung zu 

ziehen. 

Die Sorgen des britischen Nachrichtendienstes waren durchaus 

nicht unbegründet. Die Verwendung der dechiffrierten Meldungen 
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konnte die Deutschen auf die britischen Erfolge bei der Entziffe-

rung der deutschen Codes aufmerksam machen und veranlassen, 

ihre Codierungssysteme zu ändern. Churchill hatte sich in seiner 

Rede vom 24. August 1941 bereits allzu deutlich auf dechiffrierte 

Informationen bezogen. Die Sorge der Deutschen um die Sicher-

heit ihrer Codes hatte jedoch ungewöhnliche Folgen. Wie bereits 

oben erwähnt, änderte die Ordnungspolizei nach Dalueges War-

nung vom 13. September ihr Codierungssystem und wechselte 

nach und nach von «Double Transposition» zu «Double Playfair». 

Am 11. November war der Prozess abgeschlossen. Der Vorgang 

des Codewechsels ermöglichte es jedoch den britischen Spezialis-

ten, bei den Meldungen aus Deutschland alle Verschlüsselungsver-

fahren bis auf vier zu «knacken». Und bei den Meldungen aus den 

besetzten Gebieten in der Sowjetunion wurden alle Codierungssys-

teme bis auf zwei entschlüsselt; zuvor war die Zahl der nicht ent-

schlüsselten Codierungssysteme höher gewesen. Ein Kryptanaly-

tiker vom britischen Nachrichtendienst zitierte eine bekannte Re-

densart, um die Situation zu verdeutlichen: «Das Bessere ist der 

Feind des Guten.»88 Rückblickend bekommt man jedoch den Ein-

druck, dass die Briten die Ermordung der Juden im Osten hätten 

publik machen können, ohne ihre Erfolge beim Entschlüsseln der 

Codes auch nur im Geringsten zu gefährden. 
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7 Auschwitz wird entschlüsselt 

Die dechiffrierten Meldungen der deutschen Polizei boten den 

Männern des britischen Nachrichtendienstes einen breiten Über-

blick über die vielen Aspekte des Krieges im Osten. Die deutschen 

Streitkräfte hatten nicht mit dem hartnäckigen Widerstand der 

sowjetischen Truppen gerechnet, und der strenge russische Winter 

traf sie im Dezember 1941 unvorbereitet. Um die Verluste zu be-

grenzen und einen sowjetischen Durchbruch zu verhindern, 

wandte sich die Heeresleitung an die SS- und Polizeibehörden mit 

der Bitte um Unterstützung. Als Folge davon wurden die Soldaten 

der Waffen-SS und sogar ältere Männer wie die Polizisten aus dem 

Reserve-Polizeibataillon 11 plötzlich in Kampfhandlungen einge-

setzt. Die Truppen, die zuvor hinter der Front nach Juden und Par-

tisanen gesucht oder zusammen mit litauischen Hilfstruppen Mas-

senexekutionen an Juden durchgeführt hatten, erlitten nun schwere 

Verluste. Bach-Zelewski beschwerte sich erregt, und sein Verhält-

nis zu Daluege verschlechterte sich zusehends – eine Entwicklung, 

die die Briten als Gradmesser für die zunehmenden Spannungen 

zwischen den deutschen Führungskräften betrachteten.1 

Die dechiffrierten Meldungen enthielten 1942 jedoch deutlich 

weniger Einzelheiten über Massenhinrichtungen an Juden und an-

deren Opfern in den besetzten Gebieten der Sowjetunion als im 

Sommer und Herbst 1941. Die Warnungen, dass die Kommunika-

tion per Funk nicht abhörsicher sei, hatten die Indiskretionen deut-

lich reduziert. Gelegentlich bezeichneten Höhere SS- und Poli-

zeiführer Aktionen gegen Partisanen in ihren Meldungen als Exe-

kutionen von Juden.2 Meistens wurde bei der Meldung der Todes-

zahlen der Begriff «töten» mit Euphemismen wie «erledigen» oder 
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«Sonderbehandlung» oder «nach Kriegsrecht erschossen» um-

schrieben. In der Regel wurden jedoch die Opfer nicht näher be-

zeichnet.3 

Wenn man in den dechiffrierten Meldungen von 1942 nach Hin-

weisen auf die Entstehung der «Endlösung» sucht, fallen gewisse 

Veränderungen auf. Herbert Degenhardt, der eifrige Organisator 

des Massenmords, reiste im Februar oder März von Riga nach Mo-

gilew, um eine Personallücke zu schliessen.4 Bach-Zelewski hatte 

sich einer schweren Darmoperation unterziehen müssen, deren 

Nachwirkungen noch durch einen Nervenzusammenbruch ver-

schlimmert wurden. Nach Ansicht des Reichsarztes-SS Dr. Ernst 

Grawitz war der Zusammenbruch unter anderem eine Folge «der 

von ihm [Bach-Zelewski] geleiteten Judenerschiessungen im Os-

ten». Bach-Zelewski, der sich in einem SS-Krankenhaus in Berlin 

erholte, durchlebte dort die Erschiessungen der Juden noch ein-

mal.5 Die Briten wussten, dass er vor der Operation wegen seiner 

Schmerzen Opium nahm, und sie wussten auch, dass er für die 

Operation und die anschliessende Genesung in Berlin war. Sie er-

fuhren jedoch nichts von Dr. Grawitz’ präziser Diagnose.6 

Degenhardt war eine Zeitlang Bach-Zelewskis Stab in Mogilew 

unterstellt. Es war kein Zufall, dass Himmler erneut nach Mogilew 

reiste. Zur gleichen Zeit waren in der Stadt drei Gaswagen im Ein-

satz.7 Himmler sandte Bach-Zelewski freundliche Genesungswün-

sche per Funk: Alles sei in bester Ordnung; er denke an seinen gu-

ten alten Freund.8 

Degenhardts Tätigkeit in Mogilew war Teil eines grösseren 

Vorhabens. Die SS- und Polizeitruppen in den besetzten Gebieten 

der Sowjetunion gingen Anfang des Jahres 1942 erneut gegen Ju-

den vor. Bis zum Sommer wurden in vielen noch bestehenden 

Ghettos grössere Erschiessungsaktionen durchgeführt, und auch 

den ganzen Herbst über folgten die Hinrichtungen rasch aufeinan-

der.9 Himmler ordnete an, dass die Zahl der Einsätze und Verluste 

aller Polizeibataillone seit dem 22. Juni 1941 gesammelt werden 

sollte. Das Ergebnis sollte Hitler vorgelegt werden. Himmler selbst 

meldete Hitler die Anzahl der Exekutionen.10 Doch diese Daten 

waren nicht Teil der von den Briten dechiffrierten Meldungen. Der 

britische Nachrichtendienst las andere Berichte, wie zum Beispiel 
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eine deutsche Funkmeldung über die Erschiessung von 700 ar-

beitsunfähigen Juden in einem Gebiet südwestlich von Kamenez 

in der Ukraine,11 die allgemeine Rückschlüsse auf die nationalso-

zialistische Judenpolitik erlaubten. 

Die dechiffrierten Meldungen enthielten auch zahlreiche Hin-

weise auf ein anderes Problem der Deutschen – den katastrophalen 

Mangel an Arbeitskräften, hervorgerufen durch die erschreckend 

hohe Sterberate unter den sowjetischen Kriegsgefangenen, die von 

der Wehrmacht sehr schlecht behandelt wurden. Durch die Entsen-

dung polnischer Arbeiter nach Deutschland konnte der Mangel an 

Arbeitskräften in den deutschen Fabriken ausgeglichen werden, 

doch nun kam es zu Engpässen in Polen.12 Diese Zwangslage trug 

vermutlich zu der Entscheidung bei, jüdische Facharbeiter und Ju-

den, die schwere Arbeit verrichten konnten, als Arbeitskräfte ein-

zusetzen, anstatt sie sofort zu töten. Die SS bestand jedoch auf ei-

ner direkten Kontrolle.13 

Hitler selbst gab die Erlaubnis (die per Funk weitergegeben und 

von den Briten abgehört wurde) zum Einsatz der Juden als 

Zwangsarbeiter beim Strassenbau im nördlichen Sektor der besetz-

ten Gebiete in der Sowjetunion; in einigen anderen Fällen wurde 

der Einsatz jüdischer Arbeitskräfte jedoch abgelehnt.14 Die Span-

nung zwischen Ideologie und Realität konnte zu schweren Kon-

flikten führen. Neun Monate später wandte sich Rudolf Höss, der 

Kommandant von Auschwitz, über das SS-Wirtschaftsverwal-

tungshauptamt (WVHA) an Adolf Eichmann. Er wollte sicherstel-

len, dass die Transporte mit holländischen Juden nicht im schlesi-

schen Kosel anhielten, wo sie möglicherweise zur Zwangsarbeit 

abkommandiert werden konnten. Die Organisation Schmeldt setz-

te dort bereits Tausende von Juden für den Bau kriegswirtschaft-

lich wichtiger Fabriken ein.15 Höss wollte, dass die Juden direkt 

nach Auschwitz gebracht wurden. Die Briten dechiffrierten auch 

diese Nachricht.16 Falls einige Juden zumindest vorläufig der Gas-

kammer entgingen, standen sie dennoch unter der ständigen Kon-

trolle der SS. 

Mit dem Bau des Lagers und der Anlagen in Auschwitz ver-

schob sich die Durchführung der «Endlösung» im Verlauf des Jah- 
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res 1942 geographisch nach Westen. Chełmno und Auschwitz la-

gen in einem Teil Polens, der von den Deutschen 1939 offiziell 

annektiert worden war. Im Allgemeinen konnte die SS im Osten 

leichter operieren als im eigentlichen Deutschland, doch die Zivil-

verwaltung und die Gauleiter im Wartheland (wo Chełmno lag) 

und in Oberschlesien (wo Auschwitz lag) waren ungewöhnlich ko-

operativ. Auschwitz lag besonders verkehrsgünstig; Juden aus vie-

len Teilen Europas konnten mit dem Zug bis vor die Tore des La-

gers gebracht werden. Im Gegensatz dazu konnte Mogilew aus 

dem Westen überhaupt nicht mit dem Zug erreicht werden. Man 

hätte die Juden über einen Teil der Strecke auf Schiffen transpor-

tieren müssen. Ausserdem hatten militärische Belange im Gebiet 

Mitte Vorrang. Die Güterzüge mit Juden hätten selbst auf der Stre-

cke nach Minsk gestört. Manchmal mussten sich sogar ehrgeizige 

SS-Potentaten der Realität beugen. Drei weitere Öfen für das Kre-

matorium, für deren Anschaffung sich Bach-Zelewski eingesetzt 

und die er auch bezahlt hatte, wurden im August 1942 nach 

Auschwitz umdirigiert.17 Doch die SS unterhielt weiterhin ein 

«kleines» Vernichtungslager bei Maly Trostenez in der Nähe von 

Minsk, allerdings gibt es darüber nur wenige oder gar keine Infor-

mationen in den dechiffrierten Meldungen der deutschen Polizei.18 

Die Vernichtungslager der Aktion Reinhard – benannt nach 

Reinhard Heydrich, der im Juni 1942 einem Attentat tschechischer 

Widerstandskämpfer zum Opfer fiel – besassen ebenfalls geogra-

phische und praktische Vorzüge.19 Nachdem Himmler und seine 

Untergebenen einen Grossteil der Schwierigkeiten mit der Zivil-

verwaltung im Generalgouvernement aus dem Weg geräumt und 

die Kontrolle über das Schicksal der Juden und ihren Besitz erlangt 

hatten20 und nachdem die Gaskammern und Krematorien in Beł-

żec, Sobibór, Treblinka und Majdanek einsatzbereit waren, erwies 

es sich als rationell, sie für polnische Juden und einige Transporte 

von aussen zu verwenden. 

Die Mitarbeiter des WVHA in Oranienburg nördlich von Berlin 

– von dem aus die Vernichtungslager, Konzentrationslager, Lager 

mit Fabriken, Arbeitslager, andere Lagerarten und die Wirtschafts-

unternehmen der SS gelenkt wurden – kommunizierten häufig über 

Funk. Im Gegensatz zur Ordnungspolizei benutzten die meisten  
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Abteilungen der SS die komplizierte Enigma-Codierungsmaschi-

ne. Den Briten gelang es jedoch ab Dezember 1940, mindestens 

einen Code zu entschlüsseln, der vom WVHA verwendet wurde. 

Sie konnten die Gespräche trotz einiger Rückschläge fast bis 

Kriegsende abhören und dechiffrieren.21 Allmählich gewannen sie 

einen Einblick in die Aktionen, die in Verbindung mit dem Holo-

caust durchgeführt wurden. 

Auch in der SS war man trotz der Enigma nach wie vor über die 

Geheimhaltung besorgt. Streng geheime Informationen wurden 

nur per Kurier übermittelt. Doch eine Funkanweisung des WVHA 

war selbst ein Hinweis auf die Vorgänge in den Lagern. Am 11. 

Juni 1942 erfuhr mindestens ein KZ-Kommandant, der zuvor An-

weisungen zur Geheimhaltung beim Funkverkehr erhalten hatte, 

dass die Berichte über die Exekutionen nicht mehr länger als streng 

geheim (Geheime Reichssache), sondern nur noch als geheim gal-

ten.22 Das bedeutete, dass die KZ-Kommandanten dem WVHA die 

Exekutionen über Funk melden konnten. Die Anweisung deutete 

darauf hin, dass in den Lagern brisantere Dinge als nur einfache 

Erschiessungen der Gefangenen durchgeführt wurden.23 Die briti-

schen Abhörspezialisten fingen wirre Fetzen über Gespräche zwi-

schen Eichmann, der für die Aussiedlung und den Transport der 

Juden zuständig war, und verschiedenen Leitern der Konzentrati-

ons- und Vernichtungslager auf.24 

Der SS- und Polizeiführer Odilo Globocnik, der für die Aktion 

Reinhard verantwortlich war, gab in seinen Funksprüchen nur we-

nig über die Vernichtungslager Bełżec, Sobibór und Treblinka 

preis. Doch er benachrichtigte einen Untergebenen Eichmanns per 

Funk über die «Aussiedlung» rumänischer Juden mit dem Zug 

nach Trawniki; von dort sollten sie auf die entsprechenden Lager 

verteilt werden. (Zu diesem Zeitpunkt wussten die britischen Spe-

zialisten bereits, was «Aussiedlung» bedeutete.) Das WVHA er-

kundigte sich auch per Funk nach den Uhren und anderem persön-

lichen Besitz, die im Zuge der Aktion Reinhard «sichergestellt» 

wurden.25 Eine Kürzung der Benzinzuteilung erschwerte Globoc-

nik die Durchführung seiner «Sonderaufgaben», der empfohlene 

Euphemismus, mit dem Globocnik sich in einem Brief in getarnter 
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Form auf den Massenmord an den Juden bezog. Globocnik wandte 

sich mit seiner Bitte um Treibstoff an Himmlers Militäradjutanten, 

doch Himmler schlug vor, die Wertgegenstände in bewachten Zug-

waggons statt in Lastwagen zu transportieren, um Diebstähle zu 

verhindern.26 Dieser schriftliche Austausch gelangte jedoch nicht 

in die Hände der britischen Abhörspezialisten. 

Mitunter drangen wichtige Informationen über Auschwitz per 

Funk nach draussen, weil Auschwitz eine Ansammlung von La-

gern mit unterschiedlichen Funktionen war, von denen manche we-

niger geheim waren als andere. Auschwitz war ursprünglich ein 

Konzentrationslager für verschiedene Kategorien polnischer Ge-

fangener gewesen; ab 1941 wurde das Lager rasch ausgebaut. 

Auschwitz II (Birkenau) wurde 1942 zum Zentrum der Massenver-

nichtung; viele Gefangene, die noch Schwerstarbeit leisten konn-

ten, wurden in der Fabrik für synthetischen Kautschuk (Buna) der 

I.G. Farben in Monowitz, Auschwitz III, eingesetzt.27 

Auschwitz, vor allem Auschwitz III, brauchte Arbeitskräfte, und 

diese Information konnte ohne weiteres gefunkt werden. Das 

Reichssicherheitshauptamt erklärte, aus noch unbekannten innen-

politischen Gründen könnten ungefähr 1‘000 arbeitsfähige deut-

sche Juden am 3. und 4. Juni 1942 nicht nach Auschwitz gebracht 

werden,28 doch die Slowakei als Marionettenstaat der Nationalso-

zialisten half, die Lücke zu füllen. Seit dem 16. Juni rollten neue 

Transporte mit Juden für den Arbeitseinsatz aus der Slowakei nach 

Auschwitz.29 Die Waggons mit slowakischen Juden gehörten im 

März 1942 in Auschwitz zu den ersten, bei denen «selektiert» 

wurde – die Arbeitsfähigen wurden einstweilen verschont, wäh-

rend die Kinder, die Alten und Schwachen in die Gaskammern ge-

schickt wurden. Die Transporte vom 16. bis 20. Juni bestanden je-

doch aus Erwachsenen, deren Arbeitskraft gebraucht wurde – zu-

mindest vorübergehend.30 Im November 1942 erfuhren die Briten, 

dass 396 Gefangene als Bauarbeiter im Buna-Lager eingesetzt wa-

ren und 1‘568 im Buna-Werk selbst arbeiteten. (In seinen berühm-

ten Erinnerungen beschreibt Primo Levi seine Arbeit in der Bunaf-

abrik.)31 Informationen über Birkenau und den durchorganisierten 

Vernichtungsprozess waren in den dechiffrierten Meldungen nur  
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schwer auszumachen, aber sie waren enthalten. In einer teilweise 

entstellten dechiffrierten Meldung vom Juni 1942 erwähnte der SS-

Brigadeführer Dr. Hans Kammler, der Leiter des SS-Amtes Bau-

wesen im WVHA und Konstrukteur der Lager und Lagereinrich-

tungen, einen Kamin für das Krematorium.32 Zu der Zeit wurden 

in Birkenau zusätzliche Gaskammern und Krematorien errichtet.33 

Die Abhörspezialisten fingen auch die Berichte über zahlreiche 

Besprechungen zwischen dem Leiter des WVHA Oswald Pohl und 

Rudolf Höss sowie zwischen Kammler und Höss auf.34 Die Bespre-

chungen standen vermutlich in Zusammenhang mit dem Unmut, 

der auf höchster Ebene über die schleppende Entwicklung der 

«Endlösung» geäussert wurde. Es gab Probleme bei den Transpor-

ten, Engpässe behinderten die Deportation der Juden und den Bau 

neuer Vernichtungseinrichtungen.35 Himmler stattete Auschwitz 

am 17. und 18. Juli einen zweitägigen Inspektionsbesuch ab und 

beobachtete die Vergasung der Juden. Er ordnete dann eine we-

sentliche Vergrösserung des Lagers an und beförderte den KZ-

Kommandanten Höss. Im Anschluss daran ging er nach Lublin und 

besichtigte die Einrichtungen in Globocniks Vernichtungslager 

Sobibór.36 Keine der beiden Reisen schlug sich in den dechiffrier-

ten Meldungen nieder. Es wäre ohnehin schwierig für die briti-

schen Spezialisten gewesen, Mitte 1942 allein aus den Meldungen 

eine Verbindung zwischen den Judentransporten nach Auschwitz 

und den neuen Einrichtungen dort herzustellen. Es gibt dafür auch 

keinen Hinweis. Eine Meldung vom November, dass in Auschwitz 

zur Ausstattung der neuen Wachen dringend 600 Gasmasken ge-

braucht wurden, war da schon aufschlussreicher, doch auch sie war 

nur ein Bruchstück des Mosaiks.37 

Himmler und seine Mitarbeiter hatten eine Vorliebe für positive 

Bilanzen und Statistiken. Zu Beginn des Jahres 1942 erhielten die 

einzelnen Lager über das WVHA eine Anweisung von Himmler, 

die Zahl der Häftlinge für jedes Jahr seit 1933 nach ihren unter-

schiedlichen Kategorien zusammenzustellen: politische Gefan-

gene, Kriminelle, Juden, Polen, spanische Kommunisten und Rus-

sen. Himmler wollte wissen, wie viele Gefangene in jedem Lager 

entlassen worden und wie viele gestorben waren.38 Falls die An-

frage über Funk beantwortet wurde (was nicht sehr wahrscheinlich 
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ist), existieren die entsprechenden Berichte nicht mehr oder wur-

den noch nicht freigegeben. 

Allerdings meldeten 1942 mehrere Lager, darunter auch Au-

schwitz, fast täglich die Zahl der Zugänge und Abgänge bei den 

Gefangenen. Gemäss den Anweisungen wurde die Zahl der Gefan-

genen nach bestimmten Kategorien aufgeschlüsselt – Deutsche, Ju-

den, Polen und Russen. Abgesehen von einer Ausnahme (die später 

erklärt wird) konnte der britische Nachrichtendienst die Schwan-

kungen der Gefangenenzahlen und die Todesrate mit geringer Ver-

zögerung verfolgen.39 Zwischen Januar und März 1942 betrug die 

Zahl der Juden wenige hundert. Ab April schlug sich die Zahl der 

Deportierten aus der Slowakei nieder, und die Zahl der Juden stieg 

in die Tausende, Ende Juli waren es sogar über 10‘000. Der 

Höchststand wurde Ende August mit über 12‘000 erreicht, dann 

ging die offizielle Zahl der Juden wieder zurück. Im August 1942 

starben 6‘829 Männer und 1‘525 Frauen im Lager. Ab dem 1. Sep-

tember sollten «natürliche» Todesfälle nicht mehr per Funk, son-

dern nur noch schriftlich übermittelt werden.40 

In der Statistik wurden nur die Gefangenen erfasst, die in den 

Lagern von Auschwitz registriert waren. Bei den Todeszahlen wa-

ren die aufgeführt, die erschossen oder zu Tode geprügelt worden 

waren, auch die, die aufgrund von Krankheiten oder Unterernäh-

rung gestorben waren. In der Statistik fehlten jedoch jene Juden 

(und eine kleinere Zahl von «Zigeunern»), die sofort nach ihrer 

Ankunft für die Gaskammern selektiert worden waren. Diese Aus-

lassung – gehörte auch sie zur Verschleierungstaktik? – könnte die 

Interpretation der Funktion von Auschwitz beeinträchtigt haben, 

andere Informationen hätten diese Lücke jedoch mit Sicherheit 

schliessen können. 

Fast seit Ausbruch des Krieges las der britische Nachrichten-

dienst die dechiffrierten Mitteilungen der deutschen Reichsbahn. 

Seit Februar 1941 wurde der deutsche Zugverkehr zusätzlich von 

einer eigenen Abteilung (dem Railway Research Service) im Mi-

nisterium für Kriegswirtschaft untersucht.41 (Falls die dechiffrier-

ten Meldungen noch existieren, wurden sie offensichtlich noch 

nicht freigegeben.) Einige Meldungen des WVHA bezogen sich 

ebenfalls auf die Transporte verschiedener Kategorien von Juden 
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nach Auschwitz. Mitte Juli 1942 wurde in einer Meldung erklärt, 

dass ein bestimmter Transport aus Frankreich nicht ausschliesslich 

mit Juden besetzt sei, was darauf hindeutet, dass dies bei den an-

deren Transporten der Fall war. In einer Meldung vom Oktober 

1942 wurde nebenbei auf die Judentransporte aus polnischen, 

tschechischen und holländischen Gebieten Bezug genommen.42 

Die Meldungen der Reichsbahn müssen sogar noch genauere In-

formationen enthalten haben. Folglich muss der britische Nach-

richtendienst über das Ausmass der Deportationen Bescheid ge-

wusst haben. Aufgrund der Statistik war den Briten auch klar, dass 

die erhöhte Zahl der Lagerinsassen nicht der Zahl der in Zügen 

nach Auschwitz transportierten Juden entsprach, dass aber auch 

keine Juden das Lager wieder verliessen. War Auschwitz zu einer 

der grössten Städte Europas geworden? Es gab nur eine logische 

Schlussfolgerung für das Schicksal der Juden. Doch die Mutmas-

sungen und Schlussfolgerungen des britischen Nachrichtendiens-

tes über Auschwitz-Birkenau existieren entweder nicht mehr oder 

sind noch unter Verschluss.43 

Die Briten erhielten durch die nachrichtendienstliche Organisa-

tion der polnischen Exilregierung zusätzlich verschiedene Berichte 

über die Vorgänge in Auschwitz und anderen Vernichtungslagern. 

(Für unsere Zwecke sind vor allem die Berichte der Polen interes-

sant, die an die Briten und Amerikaner weitergegeben wurden, 

nicht die wesentlich grössere Zahl der Informationen, die nur an 

die polnische Exilregierung gingen.) Die Berichte dieser Informan-

ten, vor allem von entflohenen Gefangenen, kamen nur mit erheb-

lichen Verzögerungen nach London, und neben handfesten Augen-

zeugenberichten kursierten auch viele Gerüchte. Dennoch waren 

die Nachrichten aus dem polnischen Untergrund eine wichtige Er-

gänzung und Bestätigung der Erkenntnisse der britischen Abhör-

spezialisten. 

Ein polnischer Spion mit Stützpunkt in London, Tadeusz 

Chciuk-Celt, sprang zweimal mit dem Fallschirm über Polen ab. 

Ende Dezember 1941 landete Chciuk-Celt zum ersten Mal in Polen 

und blieb dort bis Mitte Juni 1942. Er schlug sich von Polen nach 

Budapest durch und schickte im Herbst 1942 einen Bericht nach 

London über die Massenhinrichtungen und die Vergrösserung des 

Lagers Auschwitz. Chciuk-Celts Originalberichte gingen verloren 
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oder sind noch nicht freigegeben, doch er schrieb 1945 und später 

einige seiner Erlebnisse für eine Veröffentlichung auf.44 Sein Be-

richt deckt sich mit Angaben in zeitgenössischen Dokumenten, die 

bereits freigegeben sind. 

Am 15. November 1942 berichtete der polnische Untergrund, 

dass Zehntausende Menschen, überwiegend Juden und sowjetische 

Kriegsgefangene, in Auschwitz eingetroffen seien «einzig zum 

Zweck ihrer sofortigen Vernichtung in Gaskammern». Diese 

Nachricht erreichte die polnische Exilregierung in London am 27. 

November.45 Das Direktorium für zivilen Widerstand in Polen be-

richtete am 23. März 1943, dass in einem neuen Krematorium in 

Auschwitz-Birkenau ungefähr 3‘000 Menschen am Tag, die meis-

ten davon Juden, beseitigt würden.46 Das war annähernd die Zahl, 

die nach dem Krieg für den damaligen Zeitpunkt rekonstruiert 

wurde. Das Krematorium IV hatte am 22. März den Betrieb aufge-

nommen, einen Tag vor dem Bericht, und das Krematorium V war 

ungefähr zwei Wochen später betriebsbereit. Zusammen konnten 

in beiden 3‘000 Leichen am Tag verbrannt werden. 

Der Bericht über das neue Krematorium, den Stefan Korbonski 

aus dem polnischen Untergrund nach London schickte, erschien im 

April 1943 zusammen mit ähnlichen Informationen in einem pol-

nischen Bulletin namens Poland Fights. Darin hiess es, Mitte des 

Jahres 1942 seien 63‘340 Gefangene in Auschwitz-Birkenau regis-

triert gewesen, weitere 22‘000 Personen seien im Lager eingetrof-

fen, nicht registriert und einfach umgebracht worden. Unter den 

nicht registrierten Personen hätten sich 4‘000 Polen, 10‘000 Juden 

und 8‘500 sowjetische Kriegsgefangene befunden. Der Bericht 

enthielt darüber hinaus den Hinweis, dass schätzungsweise 57‘000 

Menschen in Auschwitz-Birkenau durch Krankheiten, Erschöp-

fung oder Hinrichtungen umgekommen waren.47 

Am 18. April 1943, einen Tag vor dem Beginn des Aufstandes 

im Warschauer Ghetto, verfasste ein polnischer Untergrundkurier, 

der sich nach London hatte durchschlagen können, eine lange 

Schilderung über seinen Aufenthalt in Polen und auf dem europäi-

schen Kontinent in der Zeit vom November 1941 bis Oktober 

1942.48 Dieser Bericht enthielt einige Fehler, und ausserdem  
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schätzte der Kurier das Verhältnis zwischen Polen und Juden in 

Polen völlig falsch ein, doch er lieferte auch detaillierte Informa-

tionen über Auschwitz: 

Ich lebte einige Wochen in Auschwitz. Ich kenne die Bedin-

gungen gut, weil ich sie untersucht habe... Die ausführlichsten 

Informationen erhielt ich von Leuten [polnischen Gefange-

nen], die freigekommen waren. Als ich Auschwitz Ende Sep-

tember [1942] verliess, betrug die Zahl der registrierten Ge-

fangenen über 95‘000... Unter den [nicht registrierten] befan-

den sich 20‘000 russische Kriegsgefangene, die im Sommer 

1940 [1941] dorthin [nach Auschwitz] gekommen waren und 

grosse Gruppen von Juden aus anderen Ländern. Die Kriegs-

gefangenen starben an Unterernährung. Die Juden wurden en 

masse vernichtet. 

Aufgrund der Informationen, die ich sammelte, und meiner 

eigenen Beobachtungen kann ich versichern, dass die Deut-

schen folgende Tötungsmethoden verwendeten, a) Gaskam-

mern: Die Opfer wurden ausgezogen in die Kammern ge-

bracht, in denen sie dann erstickten; b) Elektrische Kammern: 

Diese Kammern hatten Metallwände. Die Opfer wurden hin-

eingetrieben und dann wurde elektrische Hochspannung ein-

geleitet; c) Das sogenannte Hammerluft-System. Das ist ein 

Lufthammer [vermutlich Töten durch Luftdruck]; d) Er-

schiessen, oft wurde jede zehnte Person getötet. 

Angeblich waren die ersten drei Methoden die häufigsten. Der Be-

richt, der auf unterschiedlichen Informationsquellen basierte, ent-

hielt natürlich falsche Angaben (Elektrokammern und das Ham-

merluft-System waren eine Erfindung) und Schlussfolgerungen. 

Dennoch liess der Kurier keinen Zweifel daran, dass eine grosse 

Anzahl von Juden in Birkenau vergast wurde: 

Die Gestapo-Männer standen an einer Stelle, von der aus sie 

mit Gasmasken das Massensterben ihrer Opfer beobachten 

konnten. Die Deutschen luden die Leichen auf und brachten 

sie mit grossen Räumfahrzeugen an eine Stelle ausserhalb 

von Auschwitz. Sie hoben Gruben aus, in die sie die Toten 
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warfen und bedeckten die Gruben mit Kalk. Das Verbrennen 

der Opfer in elektrischen Ofen wurde [in dieser Zeit] nur selten 

praktiziert. Das liegt daran, dass in solchen Ofen nur ungefähr 

250 Menschen in 24 Stunden verbrannt werden können.49 

Der polnische Kurier traf sich in London mit Dr. Ignacy Schwarz-

bart, einem Mitglied des Polnischen Nationalrats und Vertreter des 

Jüdischen Weltkongresses. Am 27. April sandte Schwarzbart einen 

Bericht über dieses Treffen und die Schilderung des Kuriers an die 

Vertretung polnischer Juden in den USA ( innerhalb des Jüdischen 

Weltkongresses. Er bat die Empfänger um strikte Geheimhaltung. 

Doch die amerikanische Regierung erhielt den Bericht ebenfalls, da 

die Post aus Übersee von der Zensurstelle geöffnet wurde. Wichtige 

und nützliche Informationen wurden zusammengefasst, danach wur-

den die Briefe wieder zugeklebt und weitergeleitet.50 Die Briten 

müssen die Informationen vom polnischen Nachrichtendienst oder 

vielleicht sogar direkt von dem Kurier erhalten haben. Der Bericht 

wurde auf Bitte des Kuriers hin nicht veröffentlicht, doch die west-

lichen Regierungen hatten ihn bekommen. Martin Gilbert hat die 

Ansicht vertreten, der Massenmord in Birkenau sei dennoch unent-

deckt geblieben. Er meinte zu diesem Bericht: «Es liegen allerdings 

keine Anhaltspunkte dafür vor, dass diese Enthüllung irgendwelche 

Auswirkungen gehabt hätte oder dass sie jemals wieder zitiert oder 

erwähnt worden wäre.»51 Aber haben wir überhaupt Zugang zu allen 

Aufzeichnungen des britischen Nachrichtendienstes zu diesem Be-

richt? 

Am 18. Mai stellte der militärische Abwehrdienst der Polen in 

London einen weiteren Bericht über die Situation in Polen zusam-

men, der als Diplomatenpost nach Washington geschickt wurde. 

Eine polnische Version ging im Juni an den Vereinten Generalstab 

der Alliierten. Die Informationen über Auschwitz- Birkenau, die die-

ses Mal aus anderen Quellen stammten, wurden darin auf den neu-

esten Stand gebracht. Demnach betrug die Gesamtzahl der in Ausch-

witz-Birkenau ermordeten Menschen bis zum Dezember 1942 

640‘000: darunter 65‘000 Polen, 26‘000 sowjetische Kriegsgefan-

gene und 520‘000 Juden.52 
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Im Mai 1943 liess die polnische Botschaft in London dem briti-

schen Aussenministerium erneut einen Bericht aus erster Hand 

über die Morde in Treblinka zukommen, das der Autor für das 

Zentrum der Vernichtung europäischer Juden hielt. Er führte je-

doch noch andere Vernichtungszentren auf, und auch Auschwitz 

wurde genannt.53 

Ende August 1943 übermittelte die polnische Regierung Infor-

mationen an die Briten, die sie erst kürzlich über die systematische 

Entvölkerung eines Teils der Provinz Bialystok und fast der gan-

zen Provinz Lublin erhalten hatte. Es hiess, dass Hunderttausende 

aus Lublin deportiert oder getötet worden seien. Frauen und alte 

Männer seien vergast worden, und einige Kinder habe man nach 

Deutschland gebracht, wo sie als Deutsche erzogen werden sollten, 

oder an deutsche Siedler verkauft. Roger Allen vom britischen 

Aussenministerium wandte sich dagegen, die polnischen Erkennt-

nisse zu übernehmen, die auf dürftigen Beweisen basierten. Er 

wollte vor allem nicht glauben, dass Polen in Gaskammern ermor-

det wurden. Welchen Vorteil sollte denn eine Gaskammer gegen-

über einem Maschinengewehr haben, fragte er skeptisch. 

Diese Frage entlockte Victor Cavendish-Bentinck, dem Vorsit-

zenden des Geheimdienstausschusses (Joint Intelligence Commit-

tee), der Zugang zu den dechiffrierten Meldungen der deutschen 

Polizei und der SS hatte, einen aufschlussreichen Kommentar. 

Cavendish-Bentinck kritisierte zunächst die jüdischen und polni-

schen Informationen über die Greueltaten: Beide Gruppen (die Ju-

den in erheblich grösserem Ausmass) versuchten seiner Meinung 

nach, die Briten «aufzustacheln», und hätten anscheinend auch Er-

folg damit. Er tat tatsächlich Informationen aus polnischen und jü-

dischen Quellen als erfunden ab. Cavendish-Bentinck stellte dann 

mehrere Aspekte des letzten polnischen Berichtes in Frage, vor al-

lem die Aussage, dass Polen vergast wurden. Es gebe mehr Be-

weise, argumentierte er, dass die Russen polnische Offiziere bei 

Katyn in dem von der Sowjetunion besetzten Gebiet Polens ermor-

det hätten. (Im Frühjahr 1943 entdeckten deutsche Soldaten die 

Massengräber polnischer Offiziere im Wald von Katyn in der Nähe 

von Smolensk. Die Sowjetunion und Deutschland schoben sich ge- 
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genseitig die Schuld an dem Massenmord zu, doch bereits während 

des Krieges deuteten die Fakten darauf hin, dass die Täter Sowjets 

waren. Heute weiss man, dass Stalin mit Unterstützung des Polit-

büros im Frühjahr 1940 beschloss, die Polen töten zu lassen. Die 

sowjetischen Exekutionskommandos verwendeten deutsche Muni-

tion, die in den zwanziger und dreissiger Jahren an die UdSSR ver-

kauft worden war.54 Schliesslich gestand Cavendish-Bentinck, die 

Briten hätten gewusst, dass das Naziregime Juden jeden Alters ver-

nichten wollte, wenn sie nicht noch als Arbeitskraft genutzt werden 

konnten. Doch er verglich einige Berichte über Gaskammern mit 

den Geschichten aus dem Ersten Weltkrieg über die Herstellung 

von Fett aus Leichen, die sich als Greuelpropaganda der Alliierten 

entpuppt hatten.55 

Cavendish-Bentinck hatte recht, wenn er behauptete, dass einige 

polnische und jüdische Berichte übertrieben oder ungenau waren;56 

in Hinblick auf die Juden hatte er aber das Wesentliche erkannt: 

Auf die eine oder andere Weise brachten die Nationalsozialisten 

fast alle Juden um, deren sie habhaft werden konnten. In einem 

handschriftlichen Nachtrag fügte er jedoch hinzu: «Ich bin über-

zeugt, dass wir einen Fehler machen, wenn wir dieser Gaskammer-

geschichte offiziell Glauben schenken.»57 Aus seiner Bemerkung 

geht nicht hervor, ob seine Skepsis bezüglich der Gaskammern sich 

auch auf deren Einsatz bei der Vernichtung der Juden erstreckte. 

Der Strom von Informationen über Auschwitz schwoll an. Der 

Bericht einer polnischen Frau mit dem Codenamen Wanda vom 

Dezember 1943 erreichte den militärischen Abwehrdienst der Po-

len Ende Januar 1944 in London. Wanda hatte offensichtlich be-

reits früher über Auschwitz-Birkenau geschrieben und wurde als 

absolut verlässlich angesehen. Ihr Bericht ging an den amerikani-

schen Verbindungsmann für die alliierten Exilregierungen und an 

den amerikanischen Militärattaché in London mit der Bitte, ihn an 

alle wichtigen Stellen weiterzuleiten. Der amerikanische Geheim-

dienst (Office for Strategie Services, OSS) in London und vermut-

lich auch in Washington erhielt den Bericht ebenfalls. Wanda er-

klärte, dass bis zum September 1942 468‘000 nicht registrierte Ju-

den in Auschwitz-Birkenau vergast worden seien. In den folgenden 

acht Monate seien 60‘000 Juden aus Griechenland; 50‘000 aus der 
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Slowakei und Böhmen und Mähren; 60‘000 aus Holland, Belgien 

und Frankreich; und 11‘000 aus anderen Ländern eingetroffen – 

98 Prozent der Neuankömmlinge seien vergast worden. Insgesamt 

wurden also nach Wandas Angaben bis Anfang Juni 1943 mindes-

tens 645’000 Juden vergast. 

Auch sie beschrieb den Prozess der Selektion und des Tötens: 

Jeder ankommende Transport wird in Auschwitz ausgeladen. 

Die Männer werden von den Frauen getrennt und dann wahl-

los in Gruppen zusammengestellt. Frauen und Kinder werden 

in Autos und Lastwagen verladen und dann in die Gaskam-

mern in Brzezinka gebracht. Dort ersticken sie innerhalb von 

zehn bis fünfzehn Minuten unter den schrecklichsten Qualen. 

Die Leichen werden durch eine Öffnung hinausgeworfen und 

im Krematorium verbrannt. Bevor die Todgeweihten in die 

Gaskammern gehen, müssen sie baden. Derzeit stehen in Bir-

kenau-Brzezinka drei grosse Krematorien mit einer Kapazität 

für 10’000 Menschen am Tag, in denen unaufhörlich Leichen 

verbrannt werden. Die Anwohner bezeichnen sie als «das 

ewige Feuer». 

Wanda erwähnte auch, dass die überwiegende Mehrheit der «Zi-

geuner» aus Griechenland und Südfrankreich sofort vergast 

wurde.58 

In seinem 1982 ins Deutsche übersetzten Buch Auschwitz und 

die Alliierten behauptete Martin Gilbert, der Westen habe keine 

ausreichenden Informationen über die Gaskammern und Kremato-

rien gehabt, mit denen in Auschwitz Hunderttausende von Juden 

beseitigt wurden. Erst als vier Häftlinge im April und Mai 1944 

entkommen konnten und ihre Berichte im Juni in den Westen ge-

langten, habe der Westen davon erfahren: 

Das Geheimnis der Gaskammern von Auschwitz-Birkenau 

blieb von der ersten Maiwoche 1942 an, dem Zeitpunkt ihrer 

Inbetriebnahme, bis zur dritten Juniwoche 1944 gewahrt; die 

Tatsache, dass die vielen hundert Deportationszüge aus 

Frankreich, Holland, Belgien, Italien, Griechenland und an-

derswo allesamt nach Auschwitz-Birkenau gingen, blieb im 
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Westen ebenso unbekannt wie die schreckliche Wahrheit, 

dass die allermeisten der dorthin deportierten Juden an der 

Endstation der sofortige Tod erwartete.59 

Doch wie hier gezeigt wurde, waren solche Informationen durch-

aus vorhanden, auch wenn einige britische Regierungsmitglieder, 

die dazu Zugang besassen, sich lieber nicht damit befassten oder 

die Berichte nicht glauben wollten. Die Abhörspezialisten des bri-

tischen Nachrichtendienstes hatten vielleicht eine Zeitlang 

Schwierigkeiten, die verschiedenen Funktionen der Lager in 

Auschwitz auseinanderzuhalten. Die Historiker können jedoch lei-

der nicht untersuchen, auf welche Weise ihnen das gelang, da man 

davon ausgehen kann, dass die entsprechenden Dokumente noch 

nicht freigegeben worden sind. 

Natürlich brachten die ausführlichen Berichte, die die beiden 

entkommenen Häftlinge Rudolf Vrba und Alfred Wetzler über 

Auschwitz und Birkenau verfassten und Mitte 1944 publik mach-

ten, den westlichen Regierungen zusätzliche Erkenntnisse und ver-

mittelten der Öffentlichkeit in Grossbritannien und den USA neue 

Informationen.60 Doch die Mitarbeiter des britischen Nachrichten-

dienstes, die Zugang zu den dechiffrierten Meldungen oder Infor-

mationen des polnischen Geheimdienstes hatten, erfuhren nicht 

erst aus dem Vrba-Wetzler-Bericht, dass Tausende von Juden in 

Auschwitz-Birkenau ermordet wurden und dass Giftgas ein we-

sentlicher Bestandteil des Tötungsprozesses war. 

Gilbert räumte ein, dass bruchstückhafte Berichte über 

Auschwitz als Vernichtungszentrum für Juden bereits früher im 

Umlauf waren, doch er behauptete, keiner habe Eindruck ge-

macht.61 Wenn er damit sagen wollte, dass kein Bericht einen Ein-

druck auf die westlichen Regierungen machte, dann hat er mit die-

ser Aussage recht. Die Quellen und der damalige Wissensstand der 

Amerikaner über den Holocaust und die Interaktion zwischen bri-

tischen und amerikanischen Regierungsmitgliedern in bezug auf 

den Holocaust müssen allerdings genauer untersucht werden. 
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8 Amerikanische Einschätzungen 

Die Vereinigten Staaten konnten wie Grossbritannien aus einer 

günstigen Lage heraus Informationen über geheime Naziverbre-

chen sammeln, wenn auch nicht mit raffinierten technischen Mit-

teln. Bis Dezember 1941 waren die Vereinigten Staaten rein formal 

gesehen neutral, und während der ersten Welle des Völkermordes 

arbeiteten noch amerikanische Reporter und Diplomaten in 

Deutschland. Die amerikanischen Beobachter verfügten zwar über 

nichts den entschlüsselten deutschen Polizeimeldungen vergleich-

bar Aufschlussreiches, aber wichtige Informationen über das Vor-

gehen der Nazis gegen die Juden konnten sie doch allgemein zu-

gänglichen Quellen entnehmen: Berichten von Angehörigen des 

Regimes wie Regimegegnern. Einige Informationen erreichten die 

amerikanische Regierung und Öffentlichkeit, aber nur wenige wur-

den über den Rundfunk in den von den Nazis besetzten Ländern 

Europas verbreitet, und zwar auch nicht nach Pearl Harbor und 

dem Kriegseintritt der USA. Die Amerikaner hatten zwar keine 

Probleme mit den Arabern in Palästina wie die Briten als Folge der 

Mandatsverwaltung, aber manche Verantwortliche in Washington 

teilten andere politische Einschätzungen und Erwägungen der Bri-

ten. 

Nach dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion berichtete 

die jüdische Presse in den USA überwiegend rasch und umfang-

reich. Jiddische Zeitungen in New York schrieben im Juli 1941, 

dass die Nazis in Minsk, Brest Litowsk und Lwow Hunderte von 

Juden getötet hätten. Jiddische Presseorgane hatten eine Gesamt-

auflage von etwa 400‘000, mehr als die Hälfte erschien in New 

York City. Die Jewish Telegraph Agency (JTA), eine jüdische 

Nachrichtenagentur, gab ein Daily News Bulletin heraus, und das 
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war die wichtigste Quelle der meisten englischsprachigen jüdi-

schen Tages- und Wochenzeitungen in Amerika. JTA-Meldun- 

gen wurden manchmal auch von den grossen nichtjüdischen Zei-

tungen aufgegriffen.1 

Weitere relativ frühe Zeitungsberichte über Gewaltakte und 

Morde stammten aus sowjetischen und polnischen Quellen; jüdi-

sche Opfer wurden dabei in der Regel nicht besonders hervorge-

hoben. Am 26. Oktober erschien jedoch in der New York Times ein 

Artikel über ein von Deutschen und Ukrainern begangenes Massa-

ker an 15‘000 Juden in Galizien, wohin auch Juden aus Ungarn 

deportiert worden waren. Dem Artikel lagen nach Ungarn gelangte 

Briefe und Augenzeugenberichte von Offizieren zugrunde. Mitte 

November brachte das New York Journal American eine Ge-

schichte über die Ermordung  von  angeblich  25‘000  Juden  in 

Odessa durch Rumänen; die tatsächliche Zahl der Opfer war mehr 

als doppelt so hoch. Einige Wochen später erschien an gleicher 

Stelle ein Bericht über die Ermordung von 52‘000 Menschen in 

Kiew (darunter mehr als 33‘000 in Babi Yar getötete Juden); die 

Informationen stammten aus sowjetischer Quelle.2 

Amerikanische Reporter schrieben auch ausführlich über die 

Deportationen von Juden aus Deutschland; einige Reporter wurden 

Augenzeugen und sahen, wie Juden in Waggons gepfercht wurden. 

Zu Anfang hiess es, die deutschen Juden würden in Ghettos oder 

Lager nach Polen gebracht, von sowjetischen Gebieten war noch 

keine Rede. Ende Oktober schrieb der leitende Deutschlandkorres-

pondent von AP Louis P. Lochner, die vollständige Eliminierung 

der Juden aus dem Leben in Europa sei «beschlossene deutsche 

Politik», über das Los der aus Deutschland deportierten Juden 

wisse man nichts. Ende November berichtete die New York Herald 

Tribune über die Lebensbedingungen der Juden in den sowjeti-

schen Gebieten. Die Angaben über die Zahl der Deportierten wur-

den als zutreffend übernommen (so war zum Beispiel die Rede von 

20’000 Juden, die in die Pripjetsümpfe bei Pinsk getrieben worden 

waren), aber hinsichtlich Meldungen über extreme Ausschreitun-

gen blieb die Zeitung zurückhaltend: «In einigen hier eingegange-

nen Berichten aus Mitteleuropa ist von deutschen Massakern an  
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Juden die Rede.»3 Diese Haltung setzte sich dann auch bei den 

grossen amerikanischen Zeitungen durch: Berichte über Massen-

morde an Juden wurden mit Skepsis behandelt. 

Im September 1941 registrierten amerikanische Diplomaten 

eine Verschärfung der Nazipropaganda gegen Juden und die Wie-

derbelebung des Vorwurfs, das Judentum wolle das deutsche Volk 

vernichten. In den Zeitungen stand zu lesen, dass die Judenfrage 

«ohne jegliche Sentimentalität» gelöst werden müsse. Wenige Wo-

chen später hörte man in der amerikanischen Botschaft in Berlin 

Gerüchte über die massenhafte Deportation deutscher Juden nach 

Lublin, Łódź und Warschau als Teil einer Politik mit dem Ziel, 

«alle Juden so rasch wie möglich aus Deutschland heraus nach Po-

len und in andere östliche Gebiete zu verbringen». In späteren La-

geberichten hiess es, die Deportationen hätten sich verzögert, weil 

nicht genug Züge zur Verfügung stünden.4 Wie die Diplomaten be-

richteten, wurden die Deportationen von der Bevölkerung nicht gut 

aufgenommen: 

...die Bevölkerung Berlins zeigt zunehmend grössere Anteil-

nahme an den Juden, je mehr über den Umfang der gegen-

wärtigen Aktion bekannt wird. In etlichen Fällen wurden 

Menschen gemassregelt, weil sie auf der Strasse und in Ge-

schäften freundlich zu älteren Personen mit dem Judenstern 

gewesen waren oder weil sie die gegenwärtigen drastischen 

Massnahmen öffentlich kritisiert hatten.5 

Ende Oktober rechnete man in der amerikanischen Botschaft da-

mit, dass innerhalb weniger Monate alle Juden aus Deutschland 

deportiert sein dürften, und Mitte November wurde aus der Bot-

schaft mitgeteilt, dass körperlich leistungsfähige Juden aus 

Deutschland zur Zwangsarbeit nach Russland gebracht würden.6 

Unabhängig davon berichtete ungefähr zur selben Zeit der ameri-

kanische Militärattaché in Berlin, es bestehe kein Zweifel, dass SS-

Einheiten in vielen besetzten Gebieten in Russland Juden töteten. 

Das normale Vorgehen der Nazis bei der Einnahme einer Stadt 

sehe so aus, dass sie vor Ort Kommandos zusammenstellten, die 

Juden von der übrigen Bevölkerung trennten und sie erschossen. 

Er berichtete auch vollkommen zutreffend über Massaker an sow- 
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jetischen Kriegsgefangenen.7 Die logische Schlussfolgerung wäre 

gewesen, dass auch die Deportierten im Osten umgebracht wurden. 

Die Diplomaten wussten, dass die deportierten Juden ein schweres 

Los erwartete; aus dem Osten drangen Gerüchte nach Berlin, dass 

Juden an Krankheiten, Kälte, Hunger und manche durch regel-

rechte Massaker starben.8 Aber welches Schicksal den Deportier-

ten tatsächlich bevorstand, wusste man nicht. 

Mitte November veröffentlichte Propagandaminister Joseph 

Goebbels in der Zeitung Das Reich einen mit seinem Namen ge-

kennzeichneten Artikel unter der Überschrift Die Juden sind 

schuld. Darin gab er den Juden die Schuld am Krieg. Nach dem 

Gesetz der Vergeltung werde nun Deutschland Hitlers Prophezei-

ung vom 30. Januar 1939 erfüllen, dass ein Krieg zur Vernichtung 

der jüdischen Rasse in Europa führen werde. Goebbels verurteilte 

alle Deutschen, die sich von den Juden so weit täuschen liessen, 

dass sie Anteilnahme an deren Schicksal zeigten: Zu den grössten 

Schwächen der Deutschen zählten ihr Grossmut und ihre Bereit-

schaft zu vergessen. Es sei doch bemerkenswert, dass über jede 

Massnahme gegen die Juden in Deutschland am nächsten Tag in 

der britischen und amerikanischen Presse berichtet werde. Die Ju-

den müssten folglich über einen geheimen Kommunikationsweg zu 

den Feindstaaten verfügen.9 Goebbels lieferte eine ideologische 

und emotionale Rechtfertigung für den Holocaust, aber zwischen 

den Zeilen wurde eine gewisse Nervosität erkennbar, dass be-

stimmte Informationen durchsickern konnten, zumal um dieselbe 

Zeit Massenhinrichtungen deportierter deutscher Juden in Kowno, 

Riga und Minsk geplant waren.10 

Die deutsche Kriegserklärung an die USA unmittelbar nach 

Pearl Harbor veränderte die Situation der amerikanischen Beob-

achter in Deutschland schlagartig. Die meisten amerikanischen Re-

porter, die das Land nicht verlassen hatten, die Botschaftsangehö-

rigen und eine Handvoll amerikanischer Militärs wurden als feind-

liche Ausländer zunächst in Berlin interniert und dann in einem be-

wachten Zug in den Kurort Bad Nauheim nördlich von Frankfurt 

gebracht. Die Amerikaner schafften es, in dieser Zeit erzwungener 

Untätigkeit, die rund fünf Monate dauerte, trotz der Anwesenheit 
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eines Gestapo-Offiziers ihr Leben weitgehend selbst zu organisie-

ren. Vor einem batteriebetriebenen Radio hörten sie jeden Abend 

BBC (und einige andere ausländische Sender) und hielten sich über 

die Ereignisse in der Welt auf dem Laufenden.11 

Im Februar oder Anfang März 1942 verteilte der amerikanische 

Militârattaché einen Fragebogen an die Reporter in Bad Nauheim 

und bat jeden einzelnen um eine Analyse der öffentlichen Meinung 

in Deutschland, um eine Einschätzung der Stärken und Schwächen 

der Rundfunksendungen verschiedener Länder und um Empfeh-

lungen, wie die künftige amerikanische Informationspolitik ausse-

hen sollte. Der Militärattaché Lieutenant Colonel W. D. Hohenthal 

fasste die Ergebnisse zusammen und formulierte als Fazit, dass 

«Propaganda» von entscheidender Wichtigkeit sei, um die Moral 

des deutschen Volkes zu untergraben und seine Kriegsanstrengun-

gen zu schwächen. Mit der Propaganda solle das Hauptziel verfolgt 

werden, einen Keil zwischen das deutsche Volk und die Führung 

sowie zwischen die regulären Streitkräfte und die NSDAP zu trei-

ben.12 

Da es sehr schwierig ist, ein Bild der öffentlichen Meinung in 

einem Polizeistaat zu gewinnen,13 verdienen die ausführlichen 

Antworten der Reporter Beachtung. Sie sagen zudem auch etwas 

über ihre Einstellung zum politischen Klima in Deutschland aus 

und spiegeln Einschätzungen wider, in welcher Weise die Verei-

nigten Staaten auf die Situation hätten Einfluss nehmen können. P. 

C. Fisher von der National Broadcasting Company (NBC) meinte 

beispielsweise, die amerikanische Propaganda solle sich in erster 

Linie auf die deutsche Intelligenz konzentrieren, die Intellektuellen 

könnten und würden die Botschaft dann an die übrige Bevölkerung 

weitergeben. Fisher plädierte dafür, der amerikanische Rundfunk 

solle vor allem das korrupte Justizwesen der Nazis anprangern, die 

Untaten der Gestapo, die barbarischen Judenpogrome und die 

Greueltaten der SS in Polen und anderen besetzten Ländern. Er 

warnte allerdings davor, die amerikanische Propaganda zu stark 

auf die Situation der Juden zu konzentrieren, es sollten auch keine 

Propagandaartikel von Juden verfasst oder verbreitet werden: «Ich 

sage das nicht aus Intoleranz oder etwaiger Abneigung gegen die  
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Rasse, sondern nur weil ich weiss, dass alles, was nach jüdischer 

Betrachtungsweise aussieht oder nach jüdischem Tonfall klingt, 

angezweifelt und in Deutschland nicht gut aufgenommen werden 

wird.»14 

J.M. Fleisher von United Press wies darauf hin, dass über Greu-

eltaten nur mit hieb- und stichfesten Beweise berichtet werden 

dürfe, so dass keine Zweifel am Wahrheitsgehalt aufkommen 

könnten: «Generell denke ich, dass es besser wäre, Greuel nicht zu 

sehr hervorzuheben, da die Greuelpropaganda im (Ersten) Welt-

krieg von den Deutschen in starkem Masse angezweifelt wurde.»15 

Louis Lochner, der 21 Jahre in Deutschland gelebt hatte, drückte 

widerwilligen Respekt für die Effektivität der Nazipropaganda aus. 

Die Deutschen wiederholten allmählich, was Rundfunk und Zei-

tungen ihnen immer wieder erzählten: 

Menschen, die 1933 die Juden noch gerecht behandeln woll-

ten, sprechen nun die Argumente für die Entrechtung und Eli-

minierung der Juden nach, die sie in der Presse lesen. Oftmals 

konnte ich mich nicht zurückhalten und sagte zu deutschen 

Bekannten, die gedankenlos die verbreiteten Argumente und 

Schlagworte wiederholten: «Könnt ihr denn nicht mehr selber 

denken?» 

Lochner merkte auch an, dass die Anordnung vom August 1941, 

alle deutschen Juden müssten einen gelben Davidstern tragen, bei 

den anständigen Deutschen auf Ablehnung stosse, dass aber das 

Propagandaministerium die unwahre Behauptung verbreite, der Ju-

denstern sei die Vergeltung für eine Anordnung der Amerikaner, 

dass alle Deutschen in den USA Hakenkreuze tragen müssten. Die-

ser Propagandatrick habe kritische Stimmen zum Verstummen ge-

bracht. (Ein amerikanischer Diplomat hatte zuvor schon berichtet, 

dass das Naziregime die Geschichte von den Hakenkreuzen ver-

breitete. Er hatte aber behauptet, dass die durchschnittlichen Deut-

schen der Geschichte kaum Glauben schenkten.) Lochner äusserte 

sich nicht dazu, ob amerikanische Rundfunkanstalten die Greuelta-

ten gegen Juden senden sollten.16 

Frederick Oechsner von United Press sprach sich gegen die lei-

denschaftliche Verteidigung der Juden aus.17 Nur Glen Stadler, 

ebenfalls von United Press, empfahl explizit, die Gestapo in einer 
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Medienkampagne anzuklagen und zugleich Zahlen über Konzent-

rationslager und die Todesraten in den Lagern zu veröffentlichen. 

Stadler wollte eine öffentliche Diskussion darüber, wie die Nazis 

die Juden behandelten, als Teil einer Berichterstattung, die von 

Wahrhaftigkeit, Genauigkeit und Wohlwollen für das deutsche 

Volk getragen sei.18 Alvin Steinkopf von Associated Press hinge-

gen warnte davor, den Juden Gelegenheit zu geben, Propaganda 

gegen die Nazis auszuarbeiten, denn man müsse damit rechnen, 

dass jüdische Immigranten, die die Deutschen hassten oder unge-

recht beurteilten, sich Greuelgeschichten aus den Fingern saugen 

würden.19 

Viele Korrespondenten empfahlen, die Argumentationslinie zu 

verfolgen, dass die nationalsozialistische Ideologie undeutsch sei. 

Mehrere Reporter sprachen sich insbesondere dafür aus, Berichte 

über das «Euthanasie»-Programm gross herauszustellen und Ge-

rüchte zu verbreiten, dass schwer verwundete Soldaten getötet 

würden. Man konnte mit gutem Grund die Auffassung vertreten, 

dass Enthüllungen über die Morde an Juden und anderen Opfern 

eine Distanzierung ehrenhafter Deutscher vom Naziregime bewir-

ken würden und die Amerikaner mit Fakten die antisemitische Pro-

paganda der Deutschen entkräften könnten. Doch die meisten Jour-

nalisten zogen es vor, sich zu diesem Thema nicht zü äussern oder 

ihm eine untergeordnete Bedeutung in den amerikanischen Nach-

richtensendungen beizumessen. Der Militârattaché drückte die 

Meinung der Mehrheit aus, wenn er ausführte, dass es nicht ratsam 

sei, die Sache der Juden vehement zu verfechten.20 

In ihren Empfehlungen liessen die Journalisten nicht durchbli-

cken, wieviel sie tatsächlich über die Judenverfolgungen der Nazis 

wussten. Wahrscheinlich fürchteten sie, dass die deutschen Behör-

den ihre Papiere beschlagnahmen könnten. Joseph Grigg von Uni-

ted Press erwähnte beiläufig, dass er eine Untersuchung über die 

Behandlung der Judenfrage in Deutschland und die Haltung der 

Deutschen gegenüber Juden durchgeführt habe, aber in seinen Ant-

worten auf dem Fragebogen äusserte er sich so gut wie nicht über 

das Thema Verfolgung.21 

Im Frühjahr 1942 tauschten die Deutschen die internierten Ame-

rikaner gegen deutsche Staatsbürger aus, die aus ähnlichen Grün- 
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den in den Vereinigten Staaten festgehalten wurden, und damit 

konnten die Reporter ungehindert sagen und schreiben, was sie 

wollten. Inzwischen hatte die amerikanische Presse wichtige Infor-

mationen aus anderen Quellen erhalten. Im März 1942 berichteten 

die JTA und die New York Times übereinstimmend, die «Gestapo» 

habe 240’000 aus Deutschland und anderen mittel- und osteuropä-

ischen Ländern in die Ukraine verbrachte Juden ermordet. Die De-

portationen würden fortgesetzt, hiess es in dem Artikel weiter. 

Diese Information stammte von S. Bertrand Jacobsen, einem Ver-

treter des American Jewish Joint Distribution Committee, einer jü-

dischen Wohltätigkeitsorganisation. Jacobsen hatte zwei Jahre in 

Budapest gearbeitet und mit ungarischen Soldaten gesprochen, die 

in den eroberten sowjetischen Gebieten im Einsatz gewesen waren. 

Nach seiner Rückkehr hielt er in New York eine Pressekonferenz 

ab.22 

Anfang Juni 1942 legte Joseph Grigg einen detaillierten, düste-

ren Überblick über die Vorgänge im Baltikum vor. Demnach hat-

ten in Lettland SS-Truppen und irreguläre lettische Kämpfer an 

mehreren Tagen im Sommer 1941 insgesamt 56‘000 jüdische 

Männer, Frauen und Kinder umgebracht. In Litauen ermordeten 

spezielle «Säuberungs»-Trupps, die aus dem besetzten Polen ge-

kommen waren, 30‘000 Juden; Grigg schilderte, wie die Menschen 

mit Maschinengewehrsalven am Rande zuvor ausgehobener Grä-

ber getötet wurden. In Polen wurden auf diese Weise mindestens 

80‘000 Menschen ermordet, zu einem grossen Teil Juden. Grigg 

schätzte die Gesamtzahl der jüdischen Opfer auf mindestens 

200‘000. Frederick Oechsner bezifferte 1942 in einem Buch über 

seine Erfahrungen die Zahl der Menschen, die seit Beginn des 

Krieges im Osten bis zum Frühjahr 1942 von Exekutionskomman-

dos der Nazis ermordet worden waren, auf mindestens 200’000, 

genaue Zahlen, so schrieb er, werde man nie nennen können. Stad-

ler veranschlagte die Gesamtzahl der Opfer auf eher 400’000.23 

Wie sich herausstellte, lagen beide Schätzungen zu niedrig. Loch-

ner äusserte sich nicht zur Ermordung von Juden, aber er beschrieb 

die Deportationen und verurteilte das barbarische Vorgehen der 

Nazis.24 

Grigg brachte die Massaker mit Hitlers Drohung vor dem Deut-

schen Reichstag am 30. Januar 1939 in Verbindung, dass, wenn es 
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den Juden gelingen sollte, Deutschland einen Krieg aufzuzwingen, 

dieser Krieg mit der Vernichtung der jüdischen Rasse enden 

werde. Grigg schrieb: «Diejenigen von uns, die in Deutschland ge-

lebt haben, wissen, dass er und seine Helfershelfer alles getan ha-

ben, diese Prophezeiung Wirklichkeit werden zu lassen.»25 Wer 

ein Gefühl für die Ereignisse und das Klima in den von den Nazis 

besetzten Ländern hatte, begriff, nach welchem Muster sie vorgin-

gen. 

Im Juni 1942 gelangten neue Berichte aus dem polnischen Un-

tergrund nach London. Danach musste man die Angaben über die 

Zahl der Opfer deutlich nach oben korrigieren, und es wurde klar, 

dass die Mordaktionen der Nazis keineswegs unbemerkt geblieben 

waren. Ein Teil dieses Materials wurde auch in den Vereinigten 

Staaten veröffentlicht. Der wichtigste Bericht, der an die Öffent-

lichkeit gelangte, stammte vom Jüdischen Arbeiterbund in Polen, 

kurz Bund genannt. Er war datiert vom 11. Mai 1942, wurde am 

21. Mai aus Warschau herausgeschafft, und schwedische Ge-

schäftsleute, die zwischen Warschau und Stockholm hin und her 

reisten, überbrachten ihn knapp zwei Wochen später der polni-

schen Exilregierung in London. Der Bund fasste in seinem Bericht 

die Mordaktionen der Nazis gegen die Juden in Polen zusammen 

und sprach von bis dahin bereits 700’000 Toten. Die übrigen Juden 

schwebten in höchster Gefahr: 

Die genannten Tatsachen beweisen wider allen Zweifel, dass 

die deutsche Regierung begonnen hat, Hitlers Prophezeiung 

wahr zu machen, dass er in den letzten fünf Minuten des Krie-

ges – wie er auch ausgeht – alle Juden in Europa töten wird. 

Millionen jüdischer Bürger in Polen sind unmittelbar von der 

Vernichtung bedroht. 

Der Bund verlangte eine sofortige Reaktion der Alliierten.26 

Die BBC griff die Geschichte am 2. Juni auf und erliess am 24. 

Juni eine Nachrichtenempfehlung, sie gross herauszubringen. Am 

6. Juni leitete das polnische Kabinett den Alliierten eine Note zu, 

in der die deutschen Verbrechen in Polen einschliesslich der Ju-

denvernichtung angeprangert wurden. Szmul Zygielbojm, dem 

Repräsentanten des Bundes in London, gelang es, einen grossen 
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Artikel auf der Grundlage des Bund-Berichtes im Daily Telegraph 

vom 7. Juni unterzubringen. Darin war die Rede davon, dass die 

Nazis Speziallastwagen als fahrbare Gaskammern einsetzten.27 

Am 29. Juni hielt Ignacy Schwarzbart, der Vertreter der Zionis-

ten im Polnischen Nationalrat, eine Pressekonferenz in London ab 

und sprach davon, dass bereits eine Million Juden umgekommen 

seien. Die Londoner Times und andere britische Zeitungen berich-

teten gross über die Pressekonferenz und hoben die Zahl der Toten 

hervor.28 Ein hochrangiger Mitarbeiter im polnischen Informati-

onsministerium sagte zu Schwarzbart: «Hitler hat viele Juden um-

gebracht, aber Sie übertreiben die Zahlen doch ein wenig.» Auch 

der polnische Aussenminister Eduard Raczynski, teilweise beein-

flusst von Einstellungen im britischen Aussenministerium, meldete 

Zweifel an: «Wir müssen unbedingt präzise sein und sehr darauf 

achten, dass wir uns nicht dem Vorwurf aussetzen, wir würden 

übertreiben.»29 Die amerikanische Reaktion fiel eher verhalten und 

skeptisch aus. Einige amerikanische Zeitungen griffen die Berichte 

auf, rückten sie aber nicht besonders in den Vordergrund, andere 

Zeitungen schrieben sie jüdischen Quellen zu.30 In einer CBS-

Nachrichtensendung Ende Juni zitierte allerdings Quincy Howe 

Schätzungen des Jüdischen Weltkongresses, die besagten, dass die 

Deutschen seit Herbst 1939 mehr als eine Million Juden umge-

bracht hätten.31 

Um dieselbe Zeit drang ein weiteres Geheimnis aus Polen nach 

draussen und ergänzte den Bericht des Bundes. Einige in Warschau 

eingeschlossene britische Soldaten hatten im Ghetto Zuflucht ge-

funden. Mitte Juni 1942 gelang einem Soldaten die Flucht, und im 

Verlauf von zwei Wochen schlug er sich nach Lissabon durch. Es 

ist anzunehmen, dass britische Beamte ihn in Lissabon und später 

in Grossbritannien befragten, doch Aufzeichnungen dieser Gesprä-

che liegen nicht vor. Hingegen existieren noch Aufzeichnungen ei-

nes amerikanischen Vertreters in Lissabon, der den Flüchtling be-

fragte und seine Eindrücke und Einschätzungen niederschrieb. 

(Verschiedene Hinweise deuten darauf hin, dass es sich bei dem 

Amerikaner um Gerald M. Mayer handelte, einen ehemaligen 

NBC-Reporter, der fliessend Deutsch sprach und damals auf dem  
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Weg in die Schweiz war, wo er eine Aussenstelle des American 

Office of War Information, OWI, übernehmen sollte.32) Die Auf-

zeichnungen beginnen mit den Worten: 

Deutschland verfolgt die Juden nicht länger. Es vernichtet sie 

systematisch. Die neue Rassenpolitik, die mit ihrer eiskalt 

kalkulierten Brutalität die Schrecken von Magdeburg [das im 

Dreissigjährigen Krieg zerstört wurde] und Karthago über-

steigt, wurde mir von einem britischen Offizier dargelegt, 

dem die Flucht aus der Hölle von Himmlers Warschauer 

Ghetto gelang. Seit mittlerweile mehreren Monaten arbeitet 

das Dritte Reich an der brutalen Vernichtung der jüdischen 

Bevölkerung durch zwei wirksame Methoden: Hunger und 

Massenhinrichtungen. 

Im weiteren werden in dem fünfseitigen Dokument einige Erleb-

nisse des Offiziers wiedergegeben, und viele Gerüchte, die ihm zu 

Ohren gekommen sind. Das Dokument enthält Übertreibungen, ei-

nige Ungenauigkeiten und grössere Lücken. Der Offizier berich-

tete von standrechtlichen Erschiessungen in Sobibór, von Verga-

sungen konnte er noch nichts wissen, denn damit begannen die Na-

zis erst nach seiner Flucht. Er vermutete, dass die Ghettos die Zen-

tren der Vernichtung waren und dass die Vernichtung durch Hun-

ger, durch Krankheiten und gelegentliche Erschiessungen erfolgte. 

Der Offizier hatte auch mitbekommen, dass Himmler im Frühjahr 

Warschau besucht und die vollständige Ausrottung der Juden ge-

fordert hatte. Beiläufig hatte Himmler angemerkt, dass die Juden 

nicht so schnell verschwänden, wie der Führer es wünsche.33 

Die Berichte des britischen Offiziers gelangten von dem Ame-

rikaner in Lissabon zu Mitarbeitern des amerikanischen Geheim-

dienstes, und vermutlich erfuhr auch der britische Geheimdienst 

von ihnen. Aber es gibt keinen Anhaltspunkt, dass sie irgendeine 

unmittelbare Wirkung hatten. Die Informationen wurden nicht 

dazu verwendet, die Alliierten zu veranlassen, sich mit dem 

Schicksal der aus Westeuropa nach Polen deportierten Juden zu 

beschäftigen. Der bereits erwähnte Amerikaner in Lissabon schob 

einige Monate später einen weiteren Bericht über die Vernich- 
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tungspolitik der Nazis nach, verfasst irgendwo nahe der deutschen 

Grenze (vermutlich auf Schweizer Seite): 

Das genaue Datum, wann Hitler beschlossen hat, die Juden 

im wahrsten Sinn des Wortes vom Antlitz Europas auszura-

dieren [sic], und zwar indem sie getötet werden, ist unbe-

kannt. Evakuierungen und Deportationen, begleitet von Exe-

kutionen, lassen sich bis zum Einmarsch in Polen zurückver-

folgen, aber den Massenmord an ganzen jüdischen Gemein-

den und ganzen Waggonladungen von Juden scheint es bis 

zum deutschen Überfall auf Russland nicht gegeben zu haben. 

Der Bericht kulminiert in der Schilderung, wie ausserhalb von 

Minsk jüdische Frauen und Kinder in Lastwagen vergast wurden. 

Allerdings nahm der Autor an, dass Phosgen und nicht Kohlenmo-

noxid zur Tötung der Menschen eingesetzt wurde.34 

Im Sommer 1942 berichteten amerikanische Diplomaten und die 

Mitarbeiter internationaler Hilfsorganisationen wie der Quäker-

Hilfsorganisation American Friends Service Committee auch über 

barbarische Razzien, Internierungen und Deportationen von Juden 

aus dem unbesetzten Teil Frankreichs, in dem die Vichy-Regierung 

amtierte. Hohe Beamte der Regierung Pétain und der Polizei be-

schlossen, dem deutschen Wunsch nach Auslieferung ausländi-

scher Juden nachzukommen. Zunächst nahm man an, die Deut-

schen wollten sich damit für Angriffe der französischen Resistance 

auf deutsche Soldaten rächen. Ab Ende Juni wurde verbreitet, die 

Juden sollten Zwangsarbeit im Osten leisten. Ab Juli rollten regel-

mässig Züge mit Juden aus dem besetzten und aus dem unbesetzten 

Teil Frankreichs nach Osten. Die Vichy-Regierung verbreitete in 

der Öffentlichkeit, die Juden würden in ein ethnisches «Reservat» 

nach Polen gebracht. Einige Beobachter beliessen es bei der Fest-

stellung, über das Schicksal der deportierten Juden wisse man 

nichts.35 Der amerikanische Geschäftsträger S. Pinkney Tuck ver-

suchte, den französischen Ministerpräsidenten Pierre Laval davon 

abzubringen, die Deutschen bei den Deportationen zu unterstützen, 

doch als seine Bemühungen nichts fruchteten, drängte er Washing- 
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ton, 4’000 nach ersten Deportationen in Frankreich zurückgeblie-

bene jüdische Kinder zu schützen und aufzunehmen. Er sagte, die 

Kinder seien de facto Waisen, denn nach dem Willen der Nazibe-

hörden würden ihre deportierten Eltern nicht am Leben bleiben. 

Der stellvertretende Aussenminister schrieb gleichwohl in sein Ta-

gebuch, die deportierten Juden würden im Osten als Zwangsarbei-

ter eingesetzt.36 

Wer die Amerikaner von der Realität des Holocaust überzeugen 

wollte, musste hohe Barrieren überwinden. Zunächst einmal tru-

gen sich die barbarischen Taten der Nazis aus amerikanischer Sicht 

in einem weit entfernten Teil der Welt zu. Dann war die Endlösung 

nicht nur einmalig in der Geschichte, sondern dem Wortsinne nach 

unglaublich. Diese Widerstände liessen sich nicht durch ein paar 

Geschichten überwinden, noch dazu wenn sie vorsichtig oder 

skeptisch formuliert waren. Wer wusste denn Bescheid und konnte 

sagen, was tatsächlich geschah? Manche Organisationen und Ein-

zelpersonen waren zudem kaum geneigt, den Behauptungen von 

Juden zu glauben. 

Dennoch bemühten sich Mitte 1942 einige Verantwortliche in 

Washington darum, den Blick der Öffentlichkeit auf die Verbre-

chen der Nazis zu lenken. Allen Dulles, der bald darauf die neue 

Aussenstelle des Geheimdienstes Office of Strategie Services 

(OSS) in der Schweiz übernahm, schlug vor, dass ein alliiertes 

«Tribunal», besetzt mit hochkarätigen Juristen aus alliierten und 

neutralen Ländern, alle Hinweise auf Gewaltakte und Plünderun-

gen von Nazis, Faschisten und möglichst auch von Japanern über-

prüfen sollte. Das Tribunal sollte seine Erkenntnisse veröffentli-

chen und für einen kontinuierlichen Informationsfluss sorgen. 

Dulles’ Vorgesetzter William J. Donovan, der wenig später Leiter 

des OSS wurde, begegnete dem Vorschlag mit Skepsis: Konnte 

man denn ein Tribunal einsetzen, in dem nur die Richter vertreten 

waren und nicht auch die Angeklagten? Dulles meinte, das Ver-

fahren vor dem Tribunal könne mehr als Anhörung vor einem Ge-

schworenengericht bewertet werden und weniger als Prozess, und 

allein die Tatsache, dass Beschuldigungen öffentlich erörtert wür-

den, könnte andere Feinde von vergleichbaren Taten abhalten. 

Dulles warb in Washington weiter für die Verwirklichung dieses 

seines Plans.37 
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Die Öffentlichkeits- und Informationspolitik der Regierung 

Roosevelt war genauso schwer zu koordinieren wie die der briti-

schen Regierung. 1941 leitete Donovan ein Amt mit der Bezeich-

nung Coordinator of Information (Informationskoordination); da-

neben gab es noch eine kleine Organisation namens Office of Facts 

and Figures (Büro für Zahlen und Fakten), an deren Spitze der 

Schriftsteller und Mitarbeiter der Library of Congress Archibald 

MacLeish stand. (Mitte 1942 verschmolzen ein Teil von Donovans 

Arbeitsbereich, MacLeishs Organisation und andere verstreute 

Einrichtungen zum Office of War Information, Amt für Kriegsin-

formation, OWI.) Das Office of Facts and Figures arbeitete nach 

dem Grundsatz, dass der Feind mit der Wahrheit bekämpft werden 

sollte.38 

MacLeish richtete das Committee on War Information Policy 

ein, eine Verbindungsstelle, die prüfte, in welcher Weise man In-

formationen über Gewalttaten der Japaner in Nanking einsetzen 

könnte. Ein Mitarbeiter hielt fest, dass Präsident Roosevelt einen 

Schriftsteller aufgefordert hatte, seine schrecklichen Erlebnisse in 

China niederzuschreiben. Der Bericht erschien in der Saturday 

Evening Post mit der Anmerkung, der Präsident habe der Veröf-

fentlichung zugestimmt.39 

Edgar Ansel Mowrer, ehemals Korrespondent der Chicago 

Daily News in Berlin und 1933 von den Nazis ausgewiesen, stellte 

die Behauptung auf, dass die Soldaten, die bislang am entschlos-

sensten gegen die Achsenmächte gekämpft hatten – sowjetische, 

chinesische und Mitglieder der Royal Air Force –, alle von fanati-

schem Hass auf den Feind beseelt gewesen seien. Mowrer plädierte 

dafür, deren Erkenntnisse zu veröffentlichen, um den Amerikanern 

deutlich vor Augen zu führen, welch schlimme Veranlagung ihre 

Feinde hätten. 

Der stellvertretende Kriegsminister John J. McCloy gab zu be-

denken, dass einige Mitarbeiter des Kriegsministeriums fürchteten, 

die Freigabe von Informationen über Gewalttaten könne Vergel-

tungsakte gegen ausländische Bevölkerungsgruppen in den USA 

zur Folge haben, und darauf wiederum könnten ausländische Staa-

ten mit Racheakten an amerikanischen Kriegsgefangenen reagie-

ren. Generell sei die Stimmung aber positiv für eine «geeignete 

Verwendung» von Erkenntnissen über Gewalttaten. Der ehemalige 

179 



 

Journalist Lowell Mellet, mittlerweile Leiter des Office of Govern-

mental Reports, einer Koordinierungsstelle für Informationen über 

die Regierungsarbeit, wandte dagegen ein, die Amerikaner müssten 

nicht hassen, um tapfer zu kämpfen, und ein weiterer Verantwort-

licher meinte, Berichte über Greueltaten seien dann besonders wir-

kungsvoll, wenn darin auch Heldentaten eines oder mehrerer Opfer 

erwähnt würden. MacLeish zog daraus den Schluss, dass es die Po-

litik der Regierung sein müsse, Material über Greueltaten, das ein-

deutig die Barbarei und Unmenschlichkeit der feindlichen Regime 

zeigte, schonungslos einzusetzen, aber auf keinen Fall konstruiertes 

oder in irgendeiner Weise verfälschtes Material zu verwenden. Die 

Regierung benötigte klar dokumentierte Fakten, damit keinerlei 

Zweifel an ihrer Glaubwürdigkeit aufkämen.40 Doch selbst Mitte 

1942 besassen die Amerikaner noch keine Dokumentation über die 

Judenvernichtung der Nazis, die dieser Anforderung entsprochen 

hätte. 

Im Juni 1942 weckten das Massaker im tschechischen Lidice 

und die vollständige Zerstörung der Stadt neue Empörung im Wes-

ten. MacLeish, mittlerweile stellvertretender Direktor des neuen 

OWI, beschloss, Lidice als Symbol der «deutschen Unterdrü-

ckung» zum zentralen Gegenstand einer Kampagne zu machen.41 

Auch das Weisse Haus und das Aussenministerium legten nun 

grösseren Wert darauf, eine öffentliche Diskussion über die Greu-

eltaten des Feindes und die alliierten Gegenmassnahmen in Gang 

zu bringen, und kündigten Prozesse nach Kriegsende an.42 Doch 

alle offiziellen Stellungnahmen enthielten wenig Informationen 

über das Vorgehen der Nazis gegen die Juden. 

Am Abend des 21. Juli, einen Tag vor der Gedenkfeier der Juden 

anlässlich der Zerstörung des Tempels in Jerusalem, nahmen rund 

20‘000 Menschen an einer vom Amerikanischen Jüdischen Kon-

gress, der B’nai B’rith und dem Jewish Labor Committee organi-

sierten Kundgebung im Madison Square Garden teil, mit der sie 

gegen Hitlers Greueltaten protestierten. Präsident Roosevelt rich-

tete eine Grussadresse an die Versammlung, und stützte sich darin 

zu einem Teil auf neue Meldungen: 
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Die Bürger, gleich welcher Religion sie angehören, werden 

die Besorgnis unserer jüdischen Mitbürger angesichts des 

Wütens der Nazis gegen ihre hilflosen Opfer teilen. Den Na-

zis wird es genausowenig gelingen, ihre Opfer zu vernichten, 

wie es ihnen gelingen wird, die Menschheit zu versklaven. 

Das amerikanische Volk fühlt nicht nur mit allen Opfern von 

Naziverbrechen, sondern es wird die Täter auch schonungslos 

zur Verantwortung ziehen am Tag der Abrechnung, der kom-

men wird. 

In der Passage ist nicht die Rede davon, dass die Gewalttaten der 

Nazis sich in besonderer Weise gegen die Juden richteten, und sie 

enthält auch keinen Hinweis darauf, dass man an eine Rettungsak-

tion noch während des Krieges dachte, doch hervorzuheben ist, 

dass Roosevelt hier das Wort «vernichten» gebraucht. 

Die Botschaft des englischen Premierministers Churchill an die 

Teilnehmer der Kundgebung klang ähnlich. Er griff Gedanken sei-

ner Rede vom 25. Oktober 1941 auf und betonte, dass die Vergel-

tung für Kriegsverbrechen ein zentrales Anliegen der Alliierten sei. 

Schliesslich formulierte er noch einmal neu, was er bereits im No-

vember 1941 dem Jewish Chronicle gesagt hatte: «Die Juden zähl-

ten zu Hitlers ersten Opfern, und von da an standen sie beim Wi-

derstand gegen die Aggression der Nazis in der ersten Reihe.» 

Churchill würdigte den Einsatz der 10’000 palästinensischen Ju-

den, die in britischen Truppen im Nahen Osten Dienst taten, aber 

er ging nicht auf die von einigen Juden erhobene Forderung nach 

einer gemeinsamen Armee von Palästinensern und staatenlosen Ju-

den ein.43 Er, der als Regierungschef besser als andere über die 

Morde und Mordpläne der Nazis Bescheid wusste, sprach nur am 

Rande davon. 

Bei der Versammlung wurde auch eine Botschaft des American 

Jewish Committee verlesen, das häufig zurückhaltender und kon-

servativer auftrat als andere jüdische Organisationen. In der Bot-

schaft wurden die barbarischen Massenmorde an Zivilisten verur-

teilt: «Hunderttausende wehrloser Juden – Männer, Frauen und 

Kinder – wurden und werden unter Missachtung aller Gesetze des 

modernen Kriegsrechts von den Nazis ermordet, die ganz offen ih- 
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re Absicht kundtun, alle Juden in Europa zu vernichten.»44 Wenn 

der amerikanische Präsident und der englische Premierminister 

sich in ihren Botschaften ähnlich geäussert hätten, dann hätte dies 

Aufmerksamkeit auf Berichte über die Massenmorde der Nazis ge-

lenkt und deren Glaubwürdigkeit erhöht. Aber auf beiden Seiten 

des Atlantiks überwogen politische Vorsicht und taktisches Kal-

kül. 

Weder Roosevelt noch Churchill nannten Gründe für ihre Zu-

rückhaltung, aber aus Äusserungen von Mitarbeitern können wir 

folgern, welche Überlegungen eine Rolle spielten. Im Juli eröff-

nete die britische Dienststelle für politische Kriegführung (Politi-

cal Warfare Executive, PWE) ein Büro in New York, das Informa-

tionen sammeln sollte, und Vertreter des Büros sowie des briti-

schen Informationsministeriums trafen sich künftig regelmässig 

mit hochrangigen Vertretern des amerikanischen OWI, um die In-

formationspolitik beider Seiten zu koordinieren. (Die Vertreter des 

OWI in London verfuhren genauso.) Anfang September vermerkte 

Harold Butler vom britischen Informationsministerium, dass beide 

Regierungen zurückhaltend seien bei der Veröffentlichung von 

Berichten über Massaker. Er erörterte die Frage, ob man Deutsch-

land anders behandeln sollte als Japan, und empfahl, beide Regie-

rungen gleich zu behandeln. MacLeish sagte, die Vereinigten Staa-

ten neigten zur Vorsicht mit offiziellen Stellungnahmen, nachdem 

eine Stellungnahme zur japanischen Bombardierung Manilas eine 

unerwünschte Reaktion gezeitigt habe, aber die amerikanische Ko-

ordinierungsstelle Committee on War Information Policy disku-

tierte das Thema kurz darauf erneut.45 

Am nächsten Tag legte MacLeish der Koordinierungsstelle den 

Entwurf für eine Stellungnahme vor, in der klar zwischen den 

Machthabern und der Bevölkerung in den Feindstaaten unterschie-

den wurde. Er plädierte dafür, zuverlässige Informationen über mi-

litaristische und faschistische Kräfte (Einzelpersonen wie Par-

teien) in den Feindstaaten zu veröffentlichen, soweit damit das Ziel 

erreicht werden könne, die amerikanische Öffentlichkeit und die 

Welt über Charakter und Ziele des Feindes aufzuklären. Doch... 
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...es ist generelle Auffassung, dass Material über Greueltaten, 

die an Staatsangehörigen anderer Länder begangen wurden, 

in den Köpfen unserer Staatsangehörigen eher pathologische 

als erwünschte Wirkungen erzeugen könnte... Bei einem sol-

chen Verfahren sollten die barbarischen Taten und Akte der 

Grausamkeit, die nicht dazu benutzt werden, um die Natur des 

Feindes unmittelbar zu erhellen, sondern nur um Abscheu und 

Hass gegen alle Angehörigen der Rassen zu wecken, die sich 

solche Taten haben zuschulden kommen lassen, nicht veröf-

fentlicht werden. 

MacLeish formulierte auch die Sorge, dass die Feindstaaten mit 

Repressalien gegen amerikanische Gefangene reagieren könnten, 

wenn die Amerikaner Berichte über deren Greueltaten allzu massiv 

publizieren sollten.46 Seine Empfehlungen wurden von der Koor-

dinierungsstelle ohne Widerspruch entgegengenommen. Man 

rechnete damit, dass weitere Mitglieder der Stelle sie lesen und 

sich erst später dazu äussern würden, doch die Institution wurde 

kurz darauf aufgelöst. Vielleicht war sie durch die Einrichtung ei-

ner neuen britisch-amerikanischen Stelle funktionslos geworden. 

In seinen Memoiren zeichnete Mowrer ein nicht allzu schmei-

chelhaftes Bild des Committee on War Information Policy. Mac-

Leish und etliche andere waren brillante Köpfe, doch jeder hatte 

seine eigene Meinung und verteidigte sie hartnäckig. Doch die 

grundlegende Aufgabe des Committee war alles andere als klar, 

nur die Vertreter des Militärs schienen eine eindeutige Vorstellung 

zu haben. Sie wollten jeglichen Informationsfluss, der die Kriegs-

anstrengungen beeinträchtigen könnte, so weit wie möglich unter-

binden.47 

In Erwartung weiterer Absprachen mit den Briten übte das OWI 

bei der Freigabe von Informationen über die Ermordung von Juden 

durch die Nazis Zurückhaltung. Im Oktober 1942 gab die halbau-

tonome Ubersee-Abteilung des OWI (unter ihrem Leiter Robert 

Sherwood) eine zentrale Direktive für die Ausstrahlung amerika-

nischer Radiosendungen nach Europa heraus. Sherwood und das 

OWI wollten die Rekrutierung von Arbeitskräften in den von den 

Deutschen besetzten Ländern mit einer «Arbeitskräfte-Kampa- 
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gne» stören. Sie erklärten, dass der Einsatz von Fremdarbeitern in 

Deutschland Teil eines Planes zur Entvölkerung der besetzten Ge-

biete sei: Hitler trenne die Männer von ihren Familien, weil das 

einen Rückgang der Geburtenrate zur Folge haben werde. Tötun-

gen und die Inkaufnahme von Todesfällen gehörten ebenfalls zu 

dem Plan. 

Hitler will sicherstellen, dass die Deutschen selbst bei einer 

Niederlage im Krieg allein durch ihre zahlenmässige Überle-

genheit Europa beherrschen. Je weiter die deutschen Verluste 

steigen (zu verwenden ist eine Zahl nicht über viereinhalb 

Millionen), desto mehr Nichtdeutsche muss er töten oder an 

der Fortpflanzung hindern. (Es gibt reichlich Material, um 

dieses Thema den ganzen Winter hindurch zu verfolgen. Je-

der Bericht aus Polen liefert entsprechende Hinweise.) Die 

Deutschen gestehen offen ein, dass sie die Juden vernichten 

wollen; dass sie auch die Polen, Tschechen, Franzosen und 

Griechen vernichten wollen, gestehen sie zwar nicht ein, es 

ist aber genauso zu belegen.48 

Der letzte Satz deutet darauf hin, dass Sherwood und die Ausländs-

abteilung des OWI entweder keine Vorstellung hatten, was der Be-

griff Vernichtung tatsächlich hiess, oder dass sie entschlossen wa-

ren, zwischen dem Massenmord an den Juden und dem Leiden der 

übrigen Völker nicht zu differenzieren. 

Die amerikanische Regierung überwachte Radiosendungen, 

weil sie verhindern wollte, dass Informationen durchsickerten, die 

den Kriegsanstrengungen hätten schaden können. Im November 

1942 versuchte der deutsche Theologe Paul Tillich, der 1934 in die 

Vereinigten Staaten gekommen war, über den Rundfunk eine War-

nung an das deutsche Volk abzusetzen, sie sollten sich nicht an der 

Judenverfolgung beteiligen. Der Kernpunkt seiner Intervention 

war, dass die Deutschen, sollten die Judenverfolgungen nicht auf-

hören, damit rechnen müssten, später genauso behandelt zu wer-

den wie die Juden. Zensoren des OWI in New York hinderten ihn 

daran, seine Botschaft zu übermitteln.49 

Die amerikanische Regierung war nur so weit an der Verbrei-

tung von Berichten über Greueltaten interessiert, als sie sich davon 
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die Mobilisierung der eigenen Bevölkerung und der Welt draussen 

im Sinne der amerikanischen Kriegsanstrengungen erhoffte. Ei-

nige Verantwortliche bei den Alliierten meinten, die Beschäftigung 

mit der Not der Juden könne die psychologische Kriegführung be-

hindern. Juden aus fremden Ländern waren in den Vereinigten 

Staaten und in anderen Teilen der Welt keine sonderlich beliebte 

Bevölkerungsgruppe. Die Nazipropaganda im Rundfunk und in an-

deren Medien verkündete täglich, dass die Alliierten den Krieg nur 

wegen der Juden führten, und die Amerikaner wollten ebensowe-

nig wie die Briten diesem Vorwurf Nahrung geben.50 Im Rückblick 

kann man sagen, dass beide Regierungen ausschliesslich Berichte 

auswählten, von denen sie annahmen, dass sie die Naziherrschaft 

in den besetzten Ländern und in Deutschland selbst unterminieren 

und die Position der Nazis bei neutralen Staaten verschlechtern 

würden. Ihre Informationen über die Stimmungslage in Deutsch-

land waren widersprüchlich. Sie leiteten oft weitreichende Schluss-

folgerungen daraus ab und kümmerten sich zu wenig darum, ein-

fach zu berichten, was geschah. 

Zu viele ehemalige und noch tätige Journalisten, die entweder 

in die Regierung geholt worden waren oder von der Regierung ge-

lenkt und beeinflusst wurden, erlagen der Vorstellung, ihre Auf-

gabe sei es, die Moral daheim zu stärken und draussen psychologi-

sche oder politische Kriegführung zu betreiben. Von wenigen Aus-

nahmen abgesehen, liessen sie sich so sehr von ihren Annahmen 

leiten, was Erfolg versprechen könnte, dass sie das tatsächliche Er-

scheinungsbild der Naziherrschaft nicht mehr wahrnahmen und 

nicht in der Lage waren, dem amerikanischen Volk (und durch Ra-

diosendungen auch dem deutschen Volk) die wahre Natur des Na-

tionalsozialismus vor Augen zu führen. Und es gelang ihnen auch 

nicht, die Werte westlicher Demokratien überzeugend zu vermit-

teln. 
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9 Durchbruch im Westen 

Mehr als ein Jahr lang liessen sich die westlichen Regierungen we-

der durch Geheimdiensterkenntnisse noch durch Presseberichte zu 

einer öffentlichen Reaktion auf jene Politik bewegen, die im 

Sprachgebrauch der Nazis die «Endlösung der Judenfrage» hiess. 

Doch in den letzten fünf Monaten des Jahres 1942 brachten zusätz-

liche Informationen aus einer Reihe anderer Quellen auf beiden 

Seiten des Atlantiks einen wichtigen Durchbruch. Die Informatio-

nen flossen nicht nur reichlicher, sie vermittelten darüber hinaus 

ein klareres Bild, welchen Plan die Nazis verfolgten. Eindeutige, 

entsetzliche Schilderungen eines prominenten deutschen Industri-

ellen, eines Nazi-Gegners, und eines polnischen Untergrundkuriers 

gelangten zu den Regierungen und jüdischen Organisationen. Die 

Informationen aus diesen beiden Quellen hatten auf die westlichen 

Regierungen die stärkste Wirkung, und dennoch klagten beide 

Männer später darüber, dass der Westen nur sehr schwach reagiert 

habe. Diese beiden Schilderungen waren im Spätsommer und 

Herbst 1942 keineswegs die einzigen Hinweise auf den organisier-

ten Völkermord, aber sie verstärkten sich wechselseitig zu einem 

entscheidenden Zeitpunkt Ende November 1942. 

Die Geschichten des führenden deutschen Industriellen und des 

mutigen jungen Polen sind bereits an anderer Stelle dargestellt 

worden.1 Allerdings gibt es um die deutsche Quelle, die dem Jüdi-

schen Weltkongress Informationen übermittelte, immer noch eine 

Kontroverse, und einige Forscher haben auch den Wert der Infor-

mationen angezweifelt. Zu beiden Punkten liegen mittlerweile 

neue Erkenntnisse vor. Neues Material stützt zudem die seit Lan-

gem vertretene Annahme, dass der polnische Kurier frühzeitig  
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über den Holocaust informierte. Und schliesslich müssen wir heute 

die Art und Weise, wie die amerikanische und die britische Regie-

rung auf die beiden Berichte reagierten, neu bewerten vor dem Hin-

tergrund der Erkenntnisse über den Massenmord der Nazis an Ju-

den, die der britische Geheimdienst aus dechiffrierten Meldungen 

gewonnen hatte. 

Am 30. Juli 1942 traf sich ein deutscher Industrieller aus Breslau 

namens Eduard Schulte in Zürich mit einem Schweizer Geschäfts-

partner. Schulte erzählte seinem Gegenüber, dass in Hitlers Haupt-

quartier der Plan erörtert werde, alle Juden aus Deutschland und 

den von Deutschland besetzten Ländern nach Osten zu deportieren 

und dort mit Blausäure umzubringen. Damit wäre die Judenfrage 

ein für allemal gelöst. Insgesamt, so Schulte, sollten 3,5 bis 4 Mil-

lionen Juden bei der Operation getötet werden, sie sei für den 

Herbst angesetzt. Die Leichen würden in einem riesigen Kremato-

rium verbrannt. 

Tatsächlich befand sich der Plan nicht mehr im Stadium der Er-

örterung, er war bereits angelaufen. Es handelte sich um ein Unter-

nehmen von so gigantischen Ausmassen, dass es nicht von einem 

Tag auf den anderen durchgeführt werden konnte, wie Schulte 

glaubte, und auch nicht so kurzfristig, wie die Naziführung hoffte, 

sondern es nahm etliche Monate in Anspruch. Doch abgesehen von 

solchen Details hatte der Breslauer Geschäftsmann, dessen Unter-

nehmen Bergwerke unweit von Auschwitz besass, die Konzeption 

der Endlösung enthüllt. Eindringlich mahnte er seinen Geschäfts-

partner, keinesfalls seinen Namen zu nennen (denn er kehrte nach 

Deutschland zurück), und drängte ihn dann, seine Informationen 

unverzüglich an Churchill und Roosevelt weiterzuleiten.2 

Was Schulte für den Beginn eines Programms hielt, war tatsäch-

lich die beschleunigte Fortführung einer bereits laufenden Aktion. 

Kritiker wandten später ein, dass Schultes Bericht sehr unpräzise 

und keineswegs der erste dieser Art gewesen sei.3 Unbestreitbar 

schilderte Schulte nicht als erster die Massenmorde der Nazis an 

den Juden, aber erstmals wurde der Westen aus einer gut informier-

ten deutschen Quelle darüber ins Bild gesetzt, dass die Nazis die 

vollständige Vernichtung des jüdischen Volkes planten. Bis dahin 

hatte es nur Mutmassungen gegeben. Ungeachtet mancher Unge- 
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nauigkeiten in Schultes Darstellung bleibt doch festzuhalten, dass 

sein Bericht eine sehr viel grössere Wirkung auf die westlichen Re-

gierungen hatte als frühere Berichte, da sich die Umstände mittler-

weile geändert hatten. 

Der Historiker Christopher Browning hat kürzlich Schultes Dar-

stellung in den deutschen Kontext eingeordnet. Schulte enthüllte 

den von Himmler Mitte 1942 vorangetriebenen Plan, die Vernich-

tung der Juden durch den Bau zusätzlicher Gaskammern und gros-

ser Krematorien zu beschleunigen. Energische Anstrengungen 

wurden unternommen, bis Ende 1942 alle Juden in Polen auszulö-

schen mit Ausnahme einiger weniger in den Arbeitslagern, die der 

SS unterstanden. Darüber hinaus arbeitete das Reichssicherheits-

hauptamt daran, im Laufe der letzten Wochen des Jahres 1942 Ju-

den aus verschiedenen Regionen Europas in die Vernichtungslager 

zu transportieren. Browning charakterisierte Schultes Darstellung 

als «wahr im Kern, welches Schicksal den europäischen Juden zu-

gedacht war», und zutreffend im Hinblick auf die Details, die 

Himmler und seine Gefolgsleute bei ihrem Besuch am 17. und 

18.Juli 1942 in Auschwitz erörtert haben mussten.4 

Innerhalb weniger Tage gelangte Schultes Warnung zu Benja-

min Sagalowitz, dem Leiter des Informationsbüros des Verbandes 

der Schweizerischen Jüdischen Gemeinden. Sagalowitz infor-

mierte umgehend Gerhart Riegner, den Vertreter des Jüdischen 

Weltkongresses in Genf. Riegner schickte seit längerer Zeit regel-

mässig Berichte über Greueltaten der Nazis und Massaker an Juden 

in Osteuropa und über die Deportation von Juden aus Westeuropa 

in den Osten nach Washington und London. Die neuen Informati-

onen ergänzten die Erkenntnisse über die Brutalität der Deportati-

onen, die Riegner aus anderen Quellen gewonnen hatte. Riegner 

wandte sich an seinen Mentor, den angesehenen Juraprofessor Paul 

Guggenheim, der ihn drängte, die Botschaft ohne den Hinweis auf 

ein riesiges Krematorium weiterzuleiten. Guggenheim riet Riegner 

weiterhin, die Bemerkung aufzunehmen, dass er nicht imstande 

sei, die Richtigkeit der Informationen zu überprüfen. Riegner 

nahm die beiden Änderungen vor und ging dann zum amerikani-

schen Konsulat in Genf. Er bat Vizekonsul Howard Elting jr., die  
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amerikanische Regierung zu informieren und den Bericht an Rabbi 

Stephen S. Wise weiterzuleiten, den Präsidenten der amerikani-

schen Sektion des Jüdischen Kongresses.5 Anschliessend suchte 

Riegner auch noch das britische Konsulat auf und übergab seinen 

Bericht mit der Bitte um Weiterleitung an Sidney Silverman, einen 

Labour-Abgeordneten im Unterhaus, der zugleich Vorsitzender der 

britischen Sektion des Jüdischen Weltkongresses war. 

Vizekonsul Elting hatte zwar seine Zweifel, verfasste aber 

pflichtgemäss ein Memorandum für seine Vorgesetzten in der ame-

rikanischen Gesandtschaft in Bern. Darin schilderte er Riegner als 

einen ernsthaften, nüchternen Mann, der sich nicht an die amerika-

nische Vertretung gewandt hätte, wenn er nicht von der Wahrheit 

der Informationen überzeugt wäre. Mitarbeiter der Gesandtschaft 

leiteten Riegners Botschaft nach Washington weiter, äusserten je-

doch schriftliche Zweifel an deren Wahrheitsgehalt. Der amerika-

nische Geschäftsträger in der Schweiz, Leland Harrison, glaubte 

zwar, dass Juden als Folge der schlechten Behandlung durch die 

Nazis und der miserablen Lebensbedingungen starben, aber er 

glaubte nicht, dass die Nazis systematisch alle Juden vernichten 

wollten. Mitarbeiter des Aussenministeriums fassten die beige-

fügte Einschätzung für das Office of Strategie Services (OSS) zu-

sammen und charakterisierten Riegners Schilderung als «ein wil-

des, von jüdischen Ängsten inspiriertes Gerücht».6 

Im Aussenministerium herrschte die Ansicht vor, man solle die 

unbestätigten Behauptungen zurückhalten und sie nicht an Rabbi 

Wise weiterleiten. Selbst wenn sie zutreffend sein sollten, was 

konnte man schon tun? Das Aussenministerium wollte nicht, dass 

andere Stellen die Informationen veröffentlichten, und man be-

mühte sich zu verhindern, dass sie mit diplomatischer Post an dritte 

Stellen (wie etwa Rabbi Wise) in den Vereinigten Staaten gingen. 

Riegner wurde mitgeteilt, er müsse zusätzliches Material vorlegen, 

das die Behauptungen stütze.7 Die Reaktion des amerikanischen 

Aussenministeriums zeigt zum einen, dass frühere Informationen 

und Veröffentlichungen über die Ermordung von Juden nur von 

begrenzter Wirkung gewesen waren, und zum anderen, dass die 

Europaabteilung im Ministerium wenig Neigung verspürte, der Sa-

che nachzugehen. 
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Bei den Briten fand Riegner mehr Gehör, aber auch nur dank 

glücklicher Umstände. Riegners Telegramm nach London war für 

Sidney Silverman bestimmt. Ein wachsamer Mitarbeiter des briti-

schen Aussenministeriums legte eine Nachricht an einen Abgeord-

neten nicht einfach beiseite. Frank Roberts schrieb am 15. August: 

«Ich sehe keinen Weg, wie wir diese Botschaft länger zurückhalten 

könnten, obwohl ich fürchte, dass sie unangenehme Auswirkungen 

haben wird. Natürlich verfügen wir über keine Informationen zu 

dieser Sache.»8 (In einigen dechiffrierten Meldungen vom Juni 

1942 war von dem Krematorium in Auschwitz die Rede,9 Roberts 

wusste von den Meldungen jedoch nichts.) Insgesamt wurde Rieg-

ners Botschaft im britischen Aussenministerium mit Skepsis auf-

genommen, obwohl die Mitarbeiter frühere Berichte über Massa-

ker in Polen kannten. 

Anfang Juni hatte der Leiter der polnischen Exilregierung, Mi-

nisterpräsident Wladislaw Sikorski, in einer Sendung der BBC für 

Polen eine Rede gehalten. Darin erwähnte er auch die Hinrichtun-

gen von Juden in Wilna und Lwow (Lemberg) und sagte voraus, 

die Nazis würden «allen Juden die Kehle durchschneiden, egal wie 

der Krieg ausgeht». Am 24. Juni wies die BBC, wie bereits er-

wähnt, ihre Journalisten an, einen Bericht über die Hinrichtung von 

Juden in den Gebieten um Wilna, Łódź und Lublin zu bringen. Am 

27. Juni teilte Szmul Zygielbojm, der Vertreter des Bundes beim 

Polnischen Nationalrat, in einer Rundfunksendung (allem An-

schein nach die erste jiddische BBC-Sendung) die zentrale Er-

kenntnis eines vom Bund erarbeiteten Berichts mit: Demnach wa-

ren in Polen bis dahin bereits 700’000 Juden umgekommen.10 Am 

nächsten Tag erklärte ein Londoner Rabbi im Europadienst der 

BBC, dass die massenhafte Ermordung von Juden in vollem Gange 

sei und nach den Juden andere Bevölkerungsgruppen Zielscheiben 

der Nazis würden.11 Einer Untersuchung zufolge nahm die BBC 

solche Enthüllungen eher in ihre Auslandssendungen als in ihre 

heimischen Sendungen auf – über den Massenmord an Juden in 

Polen wurde im heimischen Rundfunk erstmals am 9. Juli berich-

tet. Als der britische Diplomat Sir Robert Vansittart, ein erbitterter 

Feind der Deutschen, im September im BBC-Inlandsradio sagte, 

dass in Polen täglich Tausende von Juden vergast würden, darunter  
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auch Kinder, befanden die BBC-Verantwortlichen, er sei weit über 

die verifizierten Fakten hinausgegangen.12 

Nach der öffentlichen Berichterstattung im Juni und Anfang Juli 

194213 wirkten jüdische Organisationen in Grossbritannien auf un-

terschiedlichen Kanälen verstärkt auf die britische und die ameri-

kanische Regierung ein, Anstrengungen zu unternehmen, um den 

Massenmord an den Juden zu stoppen, gegebenenfalls durch einen 

politischen Kurswechsel. Am 5. Juli organisierte der Rat der pol-

nischen Juden in Grossbritannien eine Konferenz zahlreicher jüdi-

scher Organisationen. Dabei wurde ein Bericht über die Greuelta-

ten der Nazis gegen Juden in Polen erarbeitet und im Anschluss 

allen Mitgliedern beider Häuser des britischen Parlaments zugelei-

tet. Ein Abgeordneter richtete eine Anfrage an die Regierung, ob 

sie beabsichtige, über neutrale Kanäle den Juden in den polnischen 

Ghettos Lebensmittel und Medikamente zukommen zu lassen, da-

mit sichergestellt wäre, dass es ihnen nicht schlechter ging als 

Kriegsgefangenen. Aussenminister Anthony Eden hatte bei frühe-

ren Entscheidungen darauf beharrt, dass Nahrungsmittel nur dann 

geliefert werden dürften, wenn sie nicht dem Feind zugute kämen. 

Die Regierung sei bereit, so Eden, die Lieferung von Medikamen-

ten in besetzte Gebiete zu unterstützen, aber nur an besetzte Ge-

biete im engen Sinn des Wortes.14 

Am 8. Juli verabschiedete der Polnische Nationalrat eine Reso-

lution, in der die «sytematische Zerstörung der Lebenskraft des pol-

nischen Volkes und das geplante Abschlachten praktisch der gesam-

ten jüdischen Bevölkerung» angeprangert wurden. Am * nächsten 

Tag legten Vertreter polnischer und jüdisch-polnischer Organisatio-

nen bei einer Pressekonferenz im Informationsministerium neue Be-

weise vor. Der britische Informationsminister Brendan Braken, ein 

enger Vertrauter Churchills, stellte die Redner vor und drückte in sei-

nen einführenden Worten Entsetzen und Abscheu angesichts der Na-

ziverbrechen in Polen und insbesondere angesichts der Greueltaten 

gegen Juden aus. Er hielt sich an die Standardlinie – Vergeltung 

würde nach dem Sieg geübt werden –, fügte aber noch einige Gedan-

ken hinzu: Die Alliierten sollten die Namen der Verantwortlichen 

sammeln, die Täter sollten rasch vor Gericht gestellt werden, und die  
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Bestrafung müsse der Schwere der Taten entsprechen. Der BBC-

Rund- funk sendete Brakens Worte am Tag darauf.15 

Ais nächstes appellierte der Rat der Polnischen Juden in Gross-

britannien an Amerika und England, nach Mitteln zu suchen, wie 

noch im Krieg der deutschen Schreckensherrschaft und dem plan-

mässigen Massenmord an den Juden Einhalt geboten werden 

könnte. Premierminister Churchill wandte sich mit der Bitte an die 

Luftwaffe zu prüfen, ob es möglich wäre, als explizite Vergeltung 

für die Greueltaten der Nazis eine deutsche Stadt auszulöschen. 

Doch obwohl die britische Luftwaffe massive Bombenangriffe 

flog, lehnte die Regierung den Vorschlag einer solchen Verknüp-

fung ab.16 

In dieser Situation traf Anfang August Riegners Telegramm aus 

Genf ein. Allem Anschein nach bestätigte und ergänzte es nicht 

nur bereits vorliegende Informationen, darüber hinaus erschien es 

dringlicher denn je, dass der Westen handelte. All jenen, die dafür 

plädierten, dass der Westen ausschliesslich militärische Ziele ver-

folgte, kam das Telegramm ungelegen. Silverman hielt Riegners 

Bericht für glaubwürdig und bat das Aussenministerium um die 

Erlaubnis, ihn an Rabbi Wise in New York weiterzuleiten; das 

Aussenministerium stimmte zu. Silverman ersuchte weiterhin um 

eine Einschätzung des Aussenministeriums, ob die Informationen 

veröffentlicht werden sollten. Ein Mitarbeiter des Aussenministe-

riums, Denis Allen, hielt den Bericht insoweit für zutreffend, als 

davon die Rede war, dass eine grosse Zahl von Juden in Polen ge-

storben seien und dass es Hinrichtungen gegeben habe. Er fasste 

die Politik der Nazis in der Formel zusammen, sie wollten «un-

nütze Esser» beseitigen, leistungsfähige Juden jedoch als Zwangs-

arbeiter einsetzen. Damit traf er durchaus einen richtigen Aspekt. 

Die angebliche «Vernichtung auf einen Schlag» wies er indes als 

abenteuerliche Geschichte zurück.17 

Roosevelt ging in einer Pressekonferenz am 21. August auf die 

Informationen ein, die von den Exilregierungen mehrerer europä-

ischer Länder nach Amerika gelangt waren. Es sehe so aus, als 

könne die barbarische Besatzungspolitik der Nazis «sogar zur voll-

ständigen Vernichtung bestimmter Bevölkerungsgruppen führen». 

Die amerikanische Regierung sei an zusätzlichen Berichten aus zu- 
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verlässigen Quellen interessiert: «Mit anderen Worten, wir wollen 

Nachrichten – aus jeder verlässlichen Quelle – über die Greuelta-

ten.»18 

Am 29. August erreichte Rabbi Wise (über Silverman in Lon-

don) Riegners Telegramm, und er leitete es weiter an den stellver-

tretenden Aussenminister Sumner Welles, den zweiten Mann im 

State Department, der Roosevelts Vertrauen genoss, zusammen mit 

einem Begleitschreiben, in dem er sich für Riegners Verlässlichkeit 

verbürgte. Welles rief Wise an und räumte ein, dass Riegners In-

formation stimmen könnte, gab jedoch zu bedenken, es sei unlo-

gisch, dass die Nazis massenhaft Juden ermorden sollten, da sie 

doch Arbeitskräfte bräuchten. Wise bat Welles, er solle eine Be-

gegnung zwischen Geschäftsträger Harrison und Riegner arrangie-

ren und weiteres Beweismaterial sammeln. Er drängte Welles, mit 

den Informationen vorerst nicht an die Öffentlichkeit zu gehen und 

abzuwarten, bis weitere Nachforschungen Riegners Darstellung 

entweder bestätigten oder widerlegten.19 

Jahrzehnte später wurde Wise vehement vorgeworfen, er habe 

auf Riegners Telegramm hin nicht genug unternommen.20 Diese 

Kritik ist zweifellos übertrieben; nicht alle Kritiker haben berück-

sichtigt, was Wise tatsächlich unternahm und was er zu der Zeit 

wusste beziehungsweise nicht wusste. Wise wandte sich an Felix 

Frankfurter, den Richter am obersten Gerichtshof, und bat ihn, 

Riegners Telegramm dem Präsidenten vorzulegen.21 Am 4. Sep-

tember erreichte Wise ein zweites Telegramm aus der Schweiz 

über die Ermordung von Juden im Warschauer Ghetto; die Absen-

der waren Recha und Yitzchok Sternbuch von der jüdisch-orthodo-

xen Organisation Agudat Israel. Das Telegramm wurde ihm von 

Vertretern der Organisation in New York übergeben. Unmittelbar 

darauf leitete Wise eine Konferenz von Vertretern der grossen jü-

dischen Organisationen in New York. Er informierte sie über seine 

Unterredung mit Welles und setzte sie davon in Kenntnis, dass die-

ser darum gebeten habe, mit den Informationen so lange nicht an 

die Öffentlichkeit zu gehen, bis sie entweder bestätigt oder wider-

legt worden seien. Die Konferenzteilnehmer erörterten mögliche 

Massnahmen, falls und sobald die Informationen bestätigt werden  
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würden.22 Wise unterstützte Welles’ Bitte um vorläufige Geheim-

haltung, und die Vertreter der anderen jüdischen Organisationen 

stimmten zu. 

In der darauffolgenden Woche fuhr Wise zweimal nach Wa-

shington und sprach mit verschiedenen Verantwortlichen in der 

Regierung über die verzweifelte Lage der Juden im von den Deut-

schen beherrschten Europa. Er fragte Finanzminister Henry Mor-

genthau jr. um Rat – sollte er mit seinen Informationen an die Öf-

fentlichkeit gehen oder nicht?23 Er hörte immer wieder die Darstel-

lung, die der polnische Botschafter in Washington verbreitet hatte: 

Die Nazis seien imstande, alle Juden umzubringen, aber zur Zeit 

würden sie Juden aus dem Warschauer Ghetto an die Ostfront de-

portieren, wo diese Befestigungsanlagen bauen müssten.24 Wise 

wusste nicht, welche Version nun der Wahrheit entsprach. Am 17. 

September entwarf er eine telegrafische Nachricht an Alexander 

Easterman von der britischen Sektion des Jüdischen Weltkongres-

ses in London: «Tun alles Erdenkliche [,] weiterhin Gespräche mit 

Regierungsverantwortlichen STOP [.] Washington glaubt, Depor-

tationen aus dem Warschauer Ghetto wegen Baumassnahmen, 

nicht wegen Ermordung.»25 Wise war offensichtlich geneigt, der 

weniger dramatischen Version der Ereignisse Glauben zu schen-

ken, die in Washington kursierte. 

Wise schickte Kopien der Telegramme von Riegner und von 

Agudat Israel auch an den ausserordentlich gut informierten 

Staatssekretär im Justizministerium Oscar Cox. Cox leitete Kopien 

an den polnischen Botschafter weiter und schrieb dazu: «Wenn 

dies Fakten sind, muss in der Sache etwas unternommen werden.» 

Und weiter: «Meines Erachtens sollte die Angelegenheit nicht als 

jüdisches Problem behandelt werden, sondern als Teil der gesam-

ten Greuelproblematik.» Der polnische Botschafter antwortete, er 

kenne die Telegramme bereits. Er vermittelte den Eindruck, dass 

er von der Ermordung der Insassen des Warschauer Ghettos 

wisse.26 

Unter diesen Umständen erschien Welles’ Ersuchen, zunächst 

einmal abzuwarten und weiter nachzuforschen, durchaus vernünf-

tig, und Wises Entscheidung, mit dem betreffenden Telegramm 

nicht an die Öffentlichkeit zu gehen, war in dieser Situation kei-

neswegs falsch. Es hinderte ihn nicht, andere Berichte zu veröf- 
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fentlichen und Gespräche zu führen. Wenn die jüdischen Organi-

sationen rasches Handeln der Regierung wünschten, durften sie 

nicht auf Konfrontationskurs mit einem der wenigen Männer (und 

obendrein dem mächtigsten) im Aussenministerium gehen, der 

ihnen wohlwollend gegenüberstand. Anders als die Europaabtei-

lung im Aussenministerium interessierte sich Welles wirklich für 

die Politik der Nazis gegenüber den Juden, und er leitete eine ame-

rikanische Untersuchung in die Wege, die hauptsächlich von der 

Schweiz aus geführt wurde; Einzelheiten darüber wurden an ande-

rer Stelle dargelegt.27 Die Nachforschungen zogen sich allerdings 

sehr in die Länge, sehr viel mehr als Wise und andere erwartet hat-

ten. 

Jahrzehnte später behaupteten manche Autoren beharrlich, je-

dermann in Europa habe gewusst, was während des Krieges mit 

den Juden geschehen sei, aber niemand im Westen habe eingreifen 

können. Eine solche Darstellung, verfasst vom Präsidenten des 

Franklin-und-Eleanor-Roosevelt-Instituts, der kein professioneller 

Historiker ist, erschien 1996 im New York Times Magazine: 

Innerhalb von Monaten, nachdem Churchill die aufgefange-

nen Funksprüche erhalten hatte, erfuhren Roosevelt, Eisen-

hower, Marshall, die Nachrichtendienste der Alliierten, alle 

Leiter jüdischer Organisationen, die jüdischen Gemeinden in 

Grossbritannien und Amerika und jeder, der Zeitung las, dass 

die europäischen Juden in Massen ermordet wurden.28 

Diese Darstellung impliziert, dass es im Grunde keine Rolle ge-

spielt hat, ob die von den Briten dechiffrierten deutschen Polizei-

meldungen zurückgehalten wurden oder nicht. 

Tatsächlich hatte selbst im September 1942 der mächtigste 

Mann im amerikanischen Aussenministerium noch Zweifel daran, 

dass die Nazis so etwas wie eine «Endlösung» wirklich realisieren 

wollten. Der Präsident der Vereinigten Staaten hatte öffentlich wei-

tere Informationen aus verlässlichen Quellen über Greueltaten der 

Nazis verlangt, aber nichts weist darauf hin, dass der britische 

Nachrichtendienst seine Informationen den Amerikanern zugäng- 
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lich machte. Selbst der Präsident der amerikanischen Sektion des 

Jüdischen Kongresses hegte Zweifel, ob die Informationen, die er 

Ende August und Anfang September 1942 von Gerhart Riegner 

aus Genf erhalten hatte, wirklich verlässlich waren. Andere, die 

weniger dicht am Geschehen und weniger gut informiert waren, 

hatten es noch viel schwerer, sich ein Bild von den tatsächlichen 

Vorgängen zu machen. 

Mehr Informationen besassen einige Briten in massgeblichen 

Positionen. Gleichzeitig mit den Amerikanern kündigte Sir John 

Simon am 7. Oktober im britischen Oberhaus die Einsetzung einer 

alliierten Kommission zur Untersuchung von Kriegsverbrechen an 

(bezeichnet wurde sie als Kommission der Vereinten Nationen zur 

Untersuchung von Kriegsverbrechen, denn «Vereinte Nationen» 

hiessen damals die Länder, die gemeinsam gegen die Achsen-

mächte kämpften), und er erwähnte kurz auch die Judenverfolgun-

gen durch die Nazis.29 Am nächsten Tag setzte Victor Cavendish-

Bentinck den Ständigen Staatssekretär im Aussenministerium, Sir 

Alexander Cadogan, davon in Kenntnis, dass die beiden verläss-

lichsten Informationsquellen über Naziverbrechen erst nach 

Kriegsende genutzt werden könnten: Die eine Quelle waren briti-

sche Tonbandaufzeichnungen von Gesprächen deutscher Kriegs-

gefangener untereinander, die andere Quelle waren «die abgefan-

genen Polizeimeldungen von SS-Einheiten etc. an Hauptquartiere. 

Sie enthielten in der Vergangenheit Berichte über Massenhinrich-

tungen etc.» Cavendish-Bentinck schlug vor, dass zwei Mitarbei-

ter des Aussenministeriums das Material daraufhin sichten sollten, 

was zu gegebener Zeit von der alliierten Kommission verwendet 

werden könnte, und Cadogan war damit einverstanden.30 

Als Folge dieser Entscheidung erhielten drei weitere Mitarbeiter 

des Aussenministeriums – Cadogan und zwei Untergebene – Ein-

blick in das Geheimnis der dechiffrierten deutschen Polizeimel-

dungen und Kenntnis von unanfechtbaren Beweisen für den Mas-

senmord der Nazis an Juden im Osten. (Bei der Durchsicht ent-

stand überdies eine Akte mit einschlägigen Dokumenten, die sehr 

viel später ins Nationalarchiv der Vereinigten Staaten gelangte.31) 

Einer der beiden Untergebenen Cadogans war Denis Allen, der  
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Mann, der im August befunden hatte, die Nazis würden lediglich 

«unnütze Esser» beseitigen, und Berichte über die Vernichtung der 

europäischen Juden kurzerhand als abenteuerliche Geschichte ab-

getan hatte. 

Die amerikanischen Nachforschungen zu Riegners Bericht fan-

den gänzlich unabhängig von diesen Aktivitäten statt. Myron Tay-

lor, der amerikanische Gesandte beim Vatikan, sah sich ausser-

stande, dort weitere Informationen zu beschaffen, aber der ameri-

kanische Geschäftsträger in Bern, Leland Harrison, übermittelte ab 

Oktober Informationen, die an Rabbi Wise weitergeleitet wurden.32 

Ende November lag dem amerikanischen Aussenministerium aus-

reichend Material aus anderen Quellen vor, um Welles zu überzeu-

gen. Er rief Wise nach Washington und sagte ihm, dass seine 

schlimmsten Befürchtungen bestätigt worden seien. Wise organi-

sierte daraufhin Pressekonferenzen in Washington und New York 

und teilte der Öffentlichkeit mit, was er wusste. Die Nachrichten-

agentur Associated Press griff die Geschichte auf, am 25. Novem-

ber berichtete die New York Herald Tribune darüber unter der 

Schlagzeile: «Wise sagt, Hitler habe 1942 die Ermordung von 4 

Millionen Juden befohlen.» Die Nachricht erreichte damit eine 

breitere Öffentlichkeit als je zuvor, aber den meisten grossen Zei-

tungen in Amerika war sie gleichwohl keine Titelgeschichte wert.33 

Am selben Tag, als der zitierte Artikel erschien, traf ein polni-

scher Untergrundkurier mit dem Decknamen Karski auf einer Ba-

sis der Royal Air Force ausserhalb Londons ein. Er hatte Polen An-

fang Oktober verlassen und sich durch das besetzte Frankreich und 

Spanien bis Gibraltar durchgeschlagen. Seine Informationen trafen 

schon vor ihm in London ein. Ein in einem Schlüssel verborgener 

Mikrofilm wurde am 17. November nach London geflogen. Polni-

sche Politiker in London fassten die Informationen auf dem Mik-

rofilm über die Ermordung von Juden zu einem zweiseitigen Be-

richt in englischer Sprache zusammen. Am Abend des 25. Novem-

ber – an dem Tag, als Karski eintraf und der Zeitungsbericht über 

Riegners Telegramm erschien – übergaben die Polen ein Exemplar 

des Berichts an Alexander Easterman von der britischen Sektion 

des Jüdischen Weltkongresses.34 

Dem Jüdischen Weltkongress in London entging nicht, dass 
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Riegners Telegramm (veröffentlicht am 25. November) und 

Karskis Botschaft (eingegangen am 25. November) sich wechsel-

seitig bestätigten. Am Morgen des 26. November wandten sich 

Sidney Silverman und Alexander Easterman an den parlamentari-

schen Staatssekretär im britischen Aussenministerium Richard 

Law und überliessen ihm ihre Kopie des Berichts der Polen zur 

Einsicht. Sie wiesen darauf hin, dass das amerikanische Aussenmi-

nisterium mittlerweile vom Wahrheitsgehalt der beiden Berichte 

überzeugt war: Sie wussten, dass Welles sich in diesem Sinne über 

Riegners Telegramm geäussert hatte. 

Law reagierte sehr zurückhaltend. Er war der Ansicht, das ame-

rikanische Aussenministerium könne kaum besser informiert sein 

als das britische. Vor dem Hintergrund dessen, was man über das 

Naziregime wusste, passten die beiden Geschichten möglicher-

weise zur Ideologie der Nationalsozialisten. Doch damit unter-

schätzte Law vollkommen die Beweise, die Karski soeben geliefert 

hatte und die ihm in der englischen Zusammenfassung vorlagen. 

Law begriff, welcher Zusammenhang zwischen Karskis Informa-

tion und Riegners Bericht bestand, aber er zweifelte auch an letz-

terem. Er teilte Silverman und Easterman mit, dass der britische 

Konsul in Genf ebenfalls eine Unterredung mit Riegner geführt 

hätte, aber von Riegner nicht habe erfahren können, auf welche 

Fakten er sich stütze. Die beiden Vertreter des Jüdischen Weltkon-

gresses drängten auf eine Erklärung der vier Mächte zu dem Ver-

nichtungsplan der Nazis. Law zweifelte den Wert einer solchen Er-

klärung an, aber er wies das Aussenministerium darauf hin, dass 

sie «in einer schrecklichen Lage» wären, wenn sich die Berichte 

als wahr erweisen sollten und sie nichts unternommen hätten. Er 

merkte weiterhin an, dass Silverman und seine Freunde erhebliche 

Unruhe stiften könnten.35 

Weder Law noch die anderen Mitarbeiter des britischen Aussen-

ministeriums, die er informierte, hatten Zugang zu den entschlüs-

selten Meldungen der deutschen Polizei und der SS, und nur diese 

Meldungen hätten die Zweifel, ob die Beweise für die Pläne und 

Taten der Nazis ausreichend und zuverlässig waren, ausräumen 

können. Das politische Dilemma wäre selbstverständlich durch den 

Zugang zu solch eindeutigen Belegen nur noch grösser geworden, 

denn inzwischen waren die Mitarbeiter im britischen Aussenminis- 
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terium zu der Überzeugung gelangt, dass man gegen die Verfol-

gung der Juden durch die Nazis nicht viel unternehmen sollte. Sie 

meinten, die Alliierten hätten kaum Möglichkeiten einzugreifen, 

und die wenigen vorhandenen Möglichkeiten wären den Kriegsan-

strengungen abträglich. 

Silverman und Easterman drängten weiter. Unter ausdrückli-

chem Bezug auf Riegners Telegramm wandten sie sich abermals 

an den amerikanischen Botschafter John G. Winant (neben ande-

ren), und Winant berichtete nach Washington: 

Jedesmal habe ich, wie ich gebeten wurde, die Angelegenheit 

Mr. Eden zur Kenntnis gebracht. Im Aussenministerium 

wurde mir mitgeteilt, dass sie keine eindeutigen Informatio-

nen über ein solches Programm [der Nazis] hätten. Letzte Wo-

che [Ende November-Anfang Dezember] wurde ich gebeten, 

bei meiner eigenen Regierung um Intervention nachzusu-

chen.36 

Die jüdischen Organisationen brauchten Hilfe von aussen, und ei-

nige Hilfe bekamen sie von der polnischen Exilregierung, die nach 

Karskis Bericht eher zu einer Intervention geneigt war. 

Ein Forscher hat vor Kurzem die Frage aufgeworfen, ob Karski 

in seinem Bericht wohl deutlich genug hervorgehoben hatte, in was 

für einer verzweifelten Lage die polnischen Juden waren. Karski 

war selbst kein Jude, und die polnische Untergrundbewegung hatte 

wahrlich genug Probleme mit der deutschen Besatzung. Vielleicht 

legte Karski vor allem die polnischen Probleme dar und kam auf 

die Tragödie der Juden erst Monate später zu sprechen. Dass die 

Juden nicht als gleichrangige Staatsbürger angesehen wurden, 

hatte in Polen eine lange Tradition.37 Für die Historiker wäre es 

heute sehr hilfreich, wenn sie Zugang zu dem Mikrofilm hätten be-

ziehungsweise dem auf der Grundlage dieses Films erstellten 

zwanzigseitigen polnischen Bericht und zu den Protokollen der 

Befragungen Karskis durch die Briten. Doch der Mikrofilm und 

der polnische Bericht sind noch nicht aufgefunden worden, und die 

Akte des britischen Kriegsministeriums über Karski wird planmäs-

sig erst im Jahr 2018 freigegeben.38 
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Gleichwohl gibt es mindestens vier brauchbare, wenn auch un-

vollständige Berichte – drei aus dem Jahr 1942, einen undatierten, 

vermutlich von Anfang 1943 – welche Informationen Karski in 

London über die Realisierung der Endlösung in Polen vorlegte. 

Der erste Bericht ist eine britische Zusammenfassung, in der mög-

licherweise Karskis Informationen mit Material aus anderen, dazu 

passenden Quellen vermischt wurde. Am 2. Dezember 1942 legte 

das Political Intelligence Department (Abteilung Politische Auf-

klärung) des britischen Aussenministeriums seinen wöchentlichen 

Bericht vor, und in dem Abschnitt über Polen hiess es, er stütze 

sich zu grossen Teilen auf einen ausführlichen Bericht, «verfasst 

in sehr nüchterner Sprache», aus einer verlässlichen Quelle, den 

die polnische Exilregierung erhalten habe. Der Bericht bestätige 

Annahmen, die in früheren Wochenberichten ausgedrückt worden 

seien, dass die deutsche Regierung das Ziel verfolge, die jüdische 

«Rasse» in Polen auszulöschen. (Diese Annahmen stützen sich auf 

andere Belege als die dechiffrierten Meldungen der deutschen Po-

lizei und der SS. Frühere Berichte des britischen Nachrichten-

dienstes über die Politik der Nazis hatten hochrangige Mitarbeiter 

im Aussenministerium wenig beeindruckt.) 

Nach der Zusammenfassung in dem britischen Dokument ent-

hielt der polnische Bericht eine Übersicht über Hinrichtungen von 

Juden in Polen seit Herbst 1941. Es hiess, im März 1942 habe 

Himmler bei einem Besuch im Generalgouvernement den Befehl 

gegeben, bis Ende des Jahres 1942 mindestens die Hälfte der in der 

Gewalt der Nazis befindlichen Juden zu liquidieren. Im Juli stattete 

Himmler Polen erneut einen Besuch ab, der Druck wurde also auf-

rechterhalten. Die Vorbereitungen für Deportationen aus dem 

Warschauer Ghetto «in den Osten» wurden einigermassen detail-

liert beschrieben, und es war vermerkt, dass Adam Czerniakow 

(der Name tauchte in der falschen Schreibung Czerbiakow auf), 

der Vorsitzende des Judenrates im Ghetto, Selbstmord begangen 

hatte, nachdem er aufgefordert worden war, im Juli 1942 Juden für 

Deportationen auszuwählen. Weiterhin wurde in der Zusammen-

fassung erwähnt, dass viele ältere und kranke Juden in Warschau 

erschossen, die meisten aber in Güterwagen gepfercht worden 

seien. Die Züge gingen höchstwahrscheinlich nach Treblinka un- 
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weit Malkinia auf der Strecke Warschau-Bialystok, nach Sobibór 

in der Gegend von Lublin und nach Bełżec in Ostgalizien. 

An diesen drei Orten wurden «Lager» eingerichtet, und zwar 

nach Einschätzung der meisten Menschen in Polen aus-

schliesslich zu dem Zweck, dort die Juden umzubringen, die 

den entsetzlichen, langen Transport überstanden hatten. Es ist 

aus offensichtlichen Gründen für die Polen in Warschau sehr 

schwierig, Informationen aus erster Hand zu erhalten, was in 

den «Lagern» geschieht, doch nach dem Bericht, der die 

Grundlage der vorliegenden Zusammenfassung bildet, weiss 

man nur von zwei kleinen Gruppen, alles in allem 4’000 Per-

sonen, dass sie in Richtung der deutschrussischen Front ge-

schickt wurden [zu Bauarbeiten].39 

Karski identifizierte damit zutreffend die Vernichtungslager der 

«Aktion Reinhard» und widerlegte die Annahme, die Juden wür-

den systematisch als Zwangsarbeiter eingesetzt. 

Am 30. November diktierte Karski in aller Eile einen detaillier-

ten Bericht, was er über die Vernichtungspolitik der Nazis erfahren 

hatte; von ihm gibt es eine Zusammenfassung, die ungefähr zur 

selben Zeit entstand. Am 2. Dezember sollte Karski mit Zygiel-

bojm und Schwarzbart Zusammentreffen, den beiden jüdischen 

Vertretern im Polnischen Nationalrat in London. Einen Tag vor 

dem Treffen erhielt und las Schwarzbart den Bericht, den Karski 

diktiert hatte. Daraufhin schickte er umgehend ein Telegramm an 

den Jüdischen Weltkongress in New York, in dem es unter ande-

rem hiess, die Deportationen überträfen die schlimmsten Befürch-

tungen bei Weitem, die Juden in Polen seien fast gänzlich ausge-

rottet, und in Bełżec, Treblinka und Sobibór gebe es Vernichtungs-

lager.40 

Der detaillierteste Bericht entstand nach dem Treffen am 2. De-

zember. Wahrscheinlich handelt es sich um Zygielbojms und 

Schwarzbarts Rekonstruktion dessen, was Karski gesagt und ge-

schrieben hatte; möglicherweise wurden manche Zitate auch im 

Hinblick auf die Veröffentlichung ausgeschmückt oder abgeän-

dert, um die polnischen und jüdischen Quellen in Polen zu schüt- 

201 



 

zen.41 Der sehr bewegte, namentlich nicht genannte Erzähler ist 

Karski: 

Ich kann nicht alles berichten, was ich gesehen habe: Es über-

steigt die Kraft eines jeden Menschen, die Vorgänge zu be-

schreiben, deren Augenzeuge ich geworden bin. Darüber hin-

aus fürchte ich, dass Sie mir nicht glauben würden, wenn ich 

in der Lage wäre, alles zu schildern. Kurz nachdem ich die 

polnische Grenze überschritten hatte, wandte ich mich an 

mehrere diplomatische Vertreter Grossbritanniens und er-

zählte ihnen, was ich miterlebt hatte. Sie hörten mir höflich 

zu, zeigten grosse Anteilnahme, gaben mir aber zu verstehen, 

dass mir in Anbetracht meiner schrecklichen Erlebnisse 

meine überreizte Phantasie makabre Bilder vorgaukle und 

dass das, was ich erzählt hätte, nur zum Teil wahr sein 

könne... 

Von den dreieinhalb Millionen Juden in Polen und den fünf- 

bis siebenhunderttausend, die aus anderen von den Nazis be-

setzten Ländern dorthin gebracht wurden, sind nur noch we-

nige am Leben. Es geht nicht mehr um die Unterdrückung der 

Juden, sondern um ihre vollständige Vernichtung durch alle 

erdenklichen und perfektionierten Methoden von Qual und 

Folter... 

In Warschau sah ich den ersten Teil [der Deportationen] und 

am Rand von Bełżec den zweiten und letzten Teil. Aus War-

schau werden die Juden zu den Gleisanlagen am Stadtrand 

getrieben, wo ein langer Zug mit Viehwaggons für sie bereit-

steht. Doch noch bevor sie die Gleise erreichen, werden schon 

viele aus diesem oder jenem Grund erschossen. Insbesondere 

jene, die zurückgefallen sind. Die ganze Strecke ist buchstäb-

lich mit Leichen übersät... Dann werden sie auf die Waggons 

geladen, [ein-] hundert Leute in einen Waggon, und der erste 

Teil der Reise beginnt, die zwischen zwei und acht Tagen 

dauert. Nicht ein einziges Mal während der Reise werden die 

Türen der Waggons geöffnet, und das hat zur Folge, dass viele 

sterben, bevor sie die «Auslesestelle» erreichen ... ungefähr 

fünfzig Kilometer ausserhalb der Stadt Bełżec. 
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In der Uniform eines polnischen Polizisten habe ich mir das 

Ausleselager unweit von Bełżec angesehen. Es ist eine grosse 

Kaserne, nur zur Hälfte überdacht. Als ich dort war, befanden 

sich etwa fünftausend Männer und Frauen in dem Lager. 

Doch alle paar Stunden trafen neue Judentransporte ein, Män-

ner und Frauen, Junge und Alte, die letzte Etappe auf dem 

Weg in den Tod... 

Die Wachen schiessen unablässig in die Menge. Überall lie-

gen Leichen. Von Krämpfen geschüttelte Menschen steigen 

über die Leichen und registrieren sie kaum. Alle paar Minuten 

wählen die Wachen einige Männer aus, damit sie die Toten 

aus der Menge herausholen, die Leichen werden entlang des 

Zaunes aufgestapelt. Auch dies geschieht ohne eine Gefühls-

regung, mit ausdruckslosen Gesichtern, als wäre ihnen nicht 

im mindesten bewusst, was sie da tun. Sie sind keine norma-

len Menschen mehr, sondern eine grosse, konvulsivische 

Masse, die ihren letzten Atemzug tut. 

Dem Bericht zufolge fuhr Karski fort mit der Schilderung, wie die 

Nazis die Juden in Viehwaggons pferchten und sie entweder an Ort 

und Stelle dem Tod überliessen oder sie ins nahegelegene Bełżec 

transportierten, wo sie mit Giftgas oder durch Stromschläge umge-

bracht wurden. Der Bericht schloss mit der Botschaft eines unge-

nannten Sprechers des Bundes (später identifiziert als Leon Fei-

ner): 

Was mit uns geschieht, übersteigt das Vorstellungsvermögen 

zivilisierter Menschen vollkommen. Sie [die Menschen im 

Westen] glauben nicht, was sie hören. Sagen Sie ihnen, dass 

wir alle sterben. Sie sollen all jene retten, die noch am Leben 

sind, wenn der Bericht sie erreicht. Wir werden ihnen niemals 

verzeihen, dass sie uns keine Waffen gegeben haben, auf dass 

wir hätten sterben können wie ich, mit einem Gewehr in der 

Hand.42 

Trotz ihrer Verzweiflung machten der Führer des Bundes und ein 

Zionistenführer in Warschau weitere konkrete Vorschläge: Die Al-

liierten sollten öffentlich erklären, eines ihrer Kriegsziele sei es,  
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die Vernichtung der Juden zu verhindern; sie sollten eine Propagan-

daoffensive einleiten, um das deutsche Volk darüber zu informieren, 

was geschah und welche politisch Verantwortlichen in den Massen-

mord verwickelt waren; sie sollten öffentlich an das deutsche Volk 

appellieren, es möge Druck auf das Regime ausüben, den Massen-

mord zu stoppen; sie sollten öffentlich erklären, dass das deutsche 

Volk in die kollektive Verantwortung genommen werden würde, 

wenn der Völkermord fortgesetzt werden sollte; und sie empfahlen, 

die Alliierten sollten wichtige deutsche Kulturstätten bombardieren 

und Deutsche in alliierter Gefangenschaft, die treu zu Hitler stünden, 

exekutieren. Karski trug diese Forderungen offensichtlich in London 

vor (trotz eigener Vorbehalte), aber sie blieben wirkungslos. Miss-

trauische britische Mitarbeiter der Gegenspionage hielten ihn etliche 

Tage fest, bis sie den Inhalt seiner Geschichte zu ihrer Zufriedenheit 

überprüft hatten.43 

Der vierte Bericht, ein Memorandum der polnischen Exilregie-

rung vom 9. Dezember, enthielt Beweismaterial aus einer Reihe pol-

nischer Quellen für die britische und die amerikanische Regierung. 

In dem Dokument wurde wieder hervorgehoben, welch wichtige 

Rolle Himmlers Besuche in Polen spielten; ansonsten stützte es sich 

weitgehend auf Karskis Beschreibung der Deportationen aus dem 

Warschauer Ghetto. Von den 250’000 bis zum 1. September aus 

Warschau deportierten Juden seien nur noch 4’000 – für schwere Ar-

beiten ausgewählte – Juden am Leben. Die übrigen seien mit Zügen 

in Vernichtungslager wie «Tremblinka», Bełżec und Sobibór ge-

bracht worden. Insgesamt seien seit 1939 über eine Million polni-

scher Juden umgekommen.44 

Einige Mitarbeiter des britischen Aussenministeriums zweifelten 

genau wie ihre Kollegen im amerikanischen Aussenministerium 

weiterhin, ob die Belege für eine Endlösung tatsächlich glaubwürdig 

waren,45 und Verantwortliche bei der BBC verhielten sich ebenso. In 

der BBC-Inlands- und der Ausländsabteilung wurden die jüngsten 

Berichte Ende November diskutiert und die Beweise für einen 

«Plan» zum Massenmord abgewogen. Schliesslich kam man über-

ein, das Thema bis auf weiteres nicht spektakulär herauszustellen.46  
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Dennoch sickerten die Informationen nach und nach an die breite 

Öffentlichkeit und zu höherrangigen Politikern durch. Als Vertre-

ter amerikanischer jüdischer Organisationen für den 2. Dezember 

einen Tag der Trauer und des Gebets ankündigten (er wurde auch 

in anderen Ländern begangen), unterstützte der New Yorker Bür-

germeister Fiorello La Guardia die Aktion; eine halbe Million jü-

discher Arbeiter legten für zehn Minuten die Arbeit nieder, die Na-

tional Broadcasting Company übertrug landesweit einen Gedenk-

gottesdienst. Im Leitartikel der New York Times stand zu lesen, fünf 

Millionen Juden seien von der Vernichtung bedroht.47 

Ende November bemühte sich eine kleine Gruppe jüdischer Ver-

antwortlicher in Amerika um eine Unterredung mit Präsident 

Roosevelt. Sie wollte ihm die mittlerweile gesammelten Beweise 

für die Endlösung vorlegen. Welles unterstützte Wise und vier wei-

tere Verantwortliche bei ihren Bemühungen und verhalf ihnen zu 

einem Gesprächstermin am 8. Dezember. Zum Zeitpunkt ihres Ge-

sprächs mit Roosevelt hatte sich die Stimmung in London zuguns-

ten einer offiziellen Erklärung der Alliierten entwickelt.48 

Am 1. Dezember hatte der polnische Aussenminister Raczynski 

in einem Brief an den britischen Aussenminister Eden den Massen-

mord der Nazis an den Juden angesprochen. Er verwies darauf, 

welche Bedeutung Himmlers Besuch Mitte Juli in Polen gehabt 

hatte, und schilderte die Deportationen aus dem Warschauer Ghetto 

seit dem 23. Juli. Raczynski nannte drei Bestimmungsorte der 

Transporte: Tremblinka [sic], Bełżec und Sobibór. Dies seien Ver-

nichtungslager, die Juden würden dort auf unterschiedliche Weise 

getötet, unter anderem durch Gas und durch Stromschläge.49 Am 

nächsten Tag übermittelte der sowjetische Botschafter Iwan 

Maisky seine persönliche Zustimmung (aus Moskau hatte er keine 

Instruktionen erhalten) zu einer alliierten Erklärung, in welcher der 

Massenmord an den Juden angeprangert werden sollte. Am 4. De-

zember traf sich zudem in Washington der polnische Ministerprä-

sident Sikorski mit Welles und erläuterte ihm, in welcher Weise die 

Nazis ihr Judenproblem lösten. Polnische Politiker drängten auf 

eine gemeinsame Protesterklärung der Regierungen aller Länder,  
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die von den Verbrechen an der jüdischen Bevölkerung in Polen be-

troffen waren.50 

Am 6. Dezember diskutierten die Botschafter Winant und 

Maisky mit Eden über die verzweifelte Situation der Juden in ganz 

Europa. Zur selben Zeit richtete William Temple, der Erzbischof 

von Canterbury, einen offenen Brief an den Herausgeber der Times. 

Die neuen Erkenntnisse und der Druck von innen und aussen ver-

anlassten Eden, am 7. Dezember den britischen Botschafter in 

Washington zu informieren, dass er nunmehr kaum noch Zweifel 

daran habe, dass die Deutschen nach und nach alle Juden mit Aus-

nahme einiger Arbeitskräfte mit besonderen Fähigkeiten ermorden 

wollten.51 

Am nächsten Tag übermittelte London den Entwurf einer Erklä-

rung im Namen der britischen, der amerikanischen und der sowje-

tischen Regierung, dass sie mittlerweile von der Realität der End-

lösung überzeugt seien. Darin hiess es, die deutschen Behörden 

würden nun offensichtlich Hitlers wiederholt geäusserte Absicht in 

die Tat umsetzen, alle Juden in Europa zu vernichten, und sie wür-

den Juden aus allen unterworfenen Gebieten nach Osteuropa de-

portieren. Körperlich leistungsfähige Juden würden durch Zwangs-

arbeit vernichtet, körperlich schwache lasse man erfrieren oder ver-

hungern. In der Erklärung wurden Massenhinrichtungen bestätigt, 

aber Gaskammern und Krematorien wurden mit keinem Wort er-

wähnt. Nach der Verurteilung der Naziverbrechen betonten die Al-

liierten ihre Absicht, die Täter zur Verantwortung zu ziehen, und 

riefen alle freiheitsliebenden Völker zum Sturz der Hitler-Diktatur 

auf.52 

Am 8. Dezember übergaben folgende Personen Präsident Roo-

sevelt ein Memorandum mit dem Titel «Ausrottungsplan»: Mau-

rice Wertheim vom amerikanischen Jewish Committee, Adolph 

Held vom Jewish Labor Committee, Henry Monsky von B’nai 

B’rith, Israel Rosenberg vom Bund Orthodoxer Rabbiner in den 

Vereinigten Staaten und Stephen Wise. Das Memorandum enthielt 

einen eigenen Absatz über Hitlers Befehl, die Juden auszulöschen, 

und auch Riegners Telegramm wurde zitiert. Wise appellierte an 

Roosevelt, er möge das Vernichtungsprogramm der Welt zur 

Kenntnis bringen und versuchen, es zu stoppen. Roosevelt erwi-

derte, dass der Regierung die meisten Fakten bekannt seien – ame- 
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rikanische Vertreter in der Schweiz und in anderen Ländern hatten 

die entsprechenden Bestätigungen übermittelt –, dass es aber 

schwierig sei, eine praktikable Vorgehensweise zu finden. Hitler 

und seine Gefolgsleute seien «ein extremes Beispiel für einen Fall 

von nationaler Psychopathologie», doch die Alliierten könnten 

nicht das ganze deutsche Volk als Mörder ansehen und annehmen, 

dass es Hitlers Taten billige. Roosevelt stimmte zu, in einer zwei-

ten Stellungnahme die Massenmorde anzuprangern, und er er-

wähnte noch einmal die Bestrafung nach Kriegsende: «Die Mühlen 

der Götter mahlen langsam, mahlen aber trefflich klein.» 53 Die 

gleiche Metapher hatte Churchill in seiner Botschaft im Jewish 

Chronicle ein Jahr zuvor gebraucht.54 

Churchill und Roosevelt waren beide nicht nur fähige Politiker, 

sondern auch sehr gebildet. Churchill erhielt 1953 den Literaturno-

belpreis, und ihm war das entsprechende englische Sprichwort, das 

auf griechische und lateinische Vorbilder zurückging, gewiss ge-

läufig. Roosevelt könnte das Sprichwort aus Henry Wadsworth 

Longfellows Übersetzung des deutschen Dichters Friedrich von 

Logau aus dem 19. Jahrhundert gekannt oder in einem guten Zita-

tenschatz gefunden haben.55 Ihre Versionen wichen leicht ab – 

Roosevelt sprach von den «Mühlen der Götter», nicht von «Gottes 

Mühlen» –, doch die Tatsache, dass das Sprichwort bei beiden auf-

taucht, deutet darauf hin, dass sie auf die Ersuchen jüdischer Orga-

nisationen in mehr oder weniger der gleichen Weise reagierten. Sie 

beide konzentrierten sich darauf, den Krieg so rasch wie möglich 

zu gewinnen. Die Drohung mit Vergeltung nach Kriegsende war 

die einzige Ablenkung von ihrem Hauptziel, die sie in Erwägung 

ziehen wollten, und es sollte sich zeigen, dass Roosevelt diesen 

Gedanken entschiedener vertrat als Churchill.56 

In der Art, wie die beiden Staatschefs mit Bitten von jüdischer 

Seite umgingen, gab es einen symbolischen, aber gleichwohl wich-

tigen Unterschied. Roosevelt sprach mit einer jüdischen Delega-

tion, allerdings verwendete er einen Grossteil der halbstündigen 

Unterredung auf Themen am Rande. Eine Woche später ersuchte 

James de Rothschild den britischen Premierminister, eine Gruppe 

hochrangiger britischer Juden zu einem Gespräch über die Situa- 
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tion der Juden in Europa zu empfangen. Churchills Privatsekretär 

John Miller Martin leitete die Bitte an das Aussenministerium wei-

ter mit folgenden Anweisungen: 

Wie Sie sehen, hat Mr. Churchill dies an das Sekretariat im 

Aussenministerium weitergeleitet. Von hier wird keine Be-

stätigung erfolgen, und ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie si-

cherstellen könnten, dass in allen Kontakten mit der Vertre-

tung [der britischen Juden] klar gemacht wird, dass sich auf 

Mr. Churchills Ersuchen hin Mr. Eden um die Angelegenheit 

kümmert.57 

Churchills direktes Engagement hielt sich in engen Grenzen. 

Nachdem am 10. Dezember die Nachricht von polnischer Seite bei 

ihm eingegangen war, bat er das Aussenministerium um weitere 

Informationen.58 Der Secret Intelligence Service (SIS) hatte seit 

Mitte September 1941, mehr als ein Jahr lang, Churchill keine Hin-

richtungen von Juden mehr gemeldet, und seitdem hatte Churchill 

allem Anschein nach keinerlei Berichte über die Not der europäi-

schen Juden erhalten und auch nicht erbeten. Er hatte das Aussen-

ministerium ermächtigt, sich um alle Angelegenheiten im Zusam-

menhang mit dem Massenmord zu kümmern, und das Aussenmi-

nisterium zeigte wenig Neigung, den schlimmsten Berichten Glau-

ben zu schenken, geschweige denn Empfehlungen auszusprechen, 

wie auf sie reagiert werden sollte. 

Da Churchill nun in der zweiten Dezemberwoche 1942 Interesse 

an der Angelegenheit zeigte, konnten Mitarbeiter der mittleren 

Ränge (im britischen und im amerikanischen Aussenministerium) 

eine gemeinsame Erklärung der Alliierten nicht mehr verhindern.59 

In Anbetracht der zeitlichen Abfolge der Ereignisse ist es jedoch 

unwahrscheinlich, dass Churchills Ersuchen Eden oder Roosevelt 

massgeblich beeinflusste. Beide hatten ihre Einstellung bereits zu-

vor geändert. 

Am 14. Dezember informierte Eden das Kriegskabinett über den 

Stand der Erkenntnisse und bestätigte Berichte über Massaker in 

Polen und Deportationen von Juden nach Polen: «Es könnte durch-

aus sein, dass die Umsiedlungen im Hinblick auf die Massenver-

nichtung der Juden erfolgen.» Das Kabinett stimmte dem Vor- 
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schlag einer gemeinsamen Erklärung zu, und mit geringfügigen 

Änderungen ergab der britische Entwurf vom 8. Dezember die ge-

meinsame Alliierte Erklärung vom 17. Dezember – die erste offi-

zielle Stellungnahme der Alliierten während des Krieges, in der die 

Ermordung der Juden durch die Nazis verurteilt wurde. Sidney Sil-

verman, der ursprüngliche Adressat von Riegners Telegramm, 

richtete im Unterhaus eine Frage an die Regierung, und Eden ver-

las als Antwort die Erklärung. Im Anschluss sprach James de Rot-

hschild sehr bewegt über die Leiden der Juden in Europa, und die 

Unterhausabgeordneten erhoben sich im Gedenken an die Juden zu 

einer Schweigeminute von ihren Plätzen.60 

Solange die Fakten nicht in dieser Weise offiziell anerkannt wa-

ren, hatte kein einflussreicher Politiker auch nur daran gedacht, den 

politischen Kurs zu verändern oder andere Möglichkeiten zu erwä-

gen. Von Rettungsmassnahmen war in der gemeinsamen Erklärung 

nicht die Rede. Doch sie war eine notwendige Vorbedingung dafür, 

dass die westlichen Regierungen offiziell Überlegungen anstellten, 

wie dem Morden Einhalt geboten werden könnte. Die Erklärung 

war nur zustande gekommen, weil jüdische Organisationen und die 

polnische Exilregierung ihre eigenen Informationsquellen besas-

sen – sie waren zwar nicht so detailliert wie die deutschen Polizei- 

und SS-Meldungen, aber detailliert genug, um ein einigermassen 

zutreffendes Bild zu vermitteln. Ein Mitarbeiter des britischen 

Aussenministeriums bezeichnete die polnische Regierung als die 

treibende Kraft hinter der Erklärung, wenngleich, wie er beklagte, 

das Aussenministerium die Hauptarbeit habe leisten müssen.61 In 

Wirklichkeit hatten auch jüdische Organisationen diesseits und 

jenseits des Atlantiks Anteil daran. Ihr Gewicht war immerhin so 

gross, dass sie Gehör auf den höchsten Ebenen des britischen wie 

des amerikanischen Regierungsapparates fanden. 

Im britischen Oberhaus dankte am 17. Dezember Viscount Her-

bert Samuel der Regierung dafür, dass sie an der Erklärung mitge-

wirkt hatte, und merkte an, das einzige entfernt vergleichbare Er-

eignis in der Geschichte sei der Massenmord der Türken an den 

Armeniern im Ersten Weltkrieg. Weiterhin warf Samuel die Frage 

auf, ob der Westen nun etwas unternehmen sollte, um die noch le- 
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benden Juden zu retten, und wies darauf hin, dass die Zusammen-

arbeit neutraler Länder positive Ergebnisse haben könne.62 Samuel 

sah die Situation sehr richtig, doch weder Grossbritannien noch 

die Vereinigten Staaten folgten in den nächsten zwölf Monaten 

dem von ihm vorgeschlagenen Kurs. 
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10 Reaktionen auf die Berichte 

Im Dezember 1942 und Januar 1943 beschloss die britische Dienst-

stelle für politische Kriegführung (Political Warfare Executive, 

PWE), mehr Informationen über die Greueltaten der Nazis gegen 

Juden zu verbreiten, und zwar durch wiederholte Berichterstattung 

in der BBC und in anderen Medien. Wie entsprechende Meldungen 

auf die deutschen Zuhörer wirkten, war damals schwer zu beurtei-

len, und das ist es bis heute, aber eine gewisse Wirkung hatten sie 

zweifellos. Die Nazis setzten alles daran, Dämme gegen die von 

aussen hereinströmenden Informationen über ihre Politik der Mas-

senvernichtung zu errichten und die Wirkungen solcher Meldun-

gen über ihre geheimen Massnahmen möglichst schon im Vorfeld 

zu neutralisieren. 

An dem Tag, als der Zweite Weltkrieg begann, erliess Propagan-

daminister Joseph Goebbels eine Verfügung, nach der es allen 

Deutschen verboten war, ausländische Radiosendungen zu hören, 

auch Sendungen deutscher Verbündeter. Wer gegen das Gesetz 

verstiess (in Grossbritannien sprach man von «Schwarzhörern»), 

riskierte Zwangsarbeit; wer Nachrichten aus ausländischen Sen-

dungen verbreitete, wurde mit Zwangsarbeit oder mit Exekution 

wegen Wehrkraftzersetzung bestraft. Die Verfügung richtete sich 

in erster Linie gegen den deutschsprachigen Dienst der BBC, der 

seit Jahren in Deutschland die mit Abstand wichtigste Quelle für 

Informationen aus dem Ausland war und im Krieg der am meisten 

gehörte verbotene Sender.1 Fast 16 Millionen deutsche Haushalte 

hatten ein Radio angemeldet, etliche andere besassen Radios, ohne 

Gebühren zu entrichten. (Fünf Millionen Haushalte besassen Kurz-

wellenempfänger, eine Art Statussymbol, die übrigen hatten Lang-  
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und Mittelwellenempfänger.2) Ausländische Sendungen brachten 

den Deutschen ein anderes Bild der Wirklichkeit ins Haus, ohne 

die verzerrende Propaganda der Nazis; einige informierten die 

Deutschen über den tatsächlichen Verlauf des Krieges, und das wa-

ren Fakten, die im deutschen Rundfunk gewiss nicht gesendet wur-

den. Viele Deutsche nahmen darum das erhebliche Risiko auf sich 

und brachen das Gesetz, das mit aller Strenge durchgesetzt wurde. 

Uber Strafen wurde zu Abschreckungszwecken gross berichtet.3 

Presse und Rundfunk in Deutschland versuchten die Deutschen 

gleichfalls davon abzuhalten, dass sie «Feindsender» hörten, und 

wollten ihnen einreden, ausländische Sendungen seien reines Gift. 

Die Behörden rechtfertigten das Verbot und die harte Verfolgung 

damit, dass sie falsche Darstellungen in ausländischen Berichten 

nicht korrigieren könnten, weil sie sonst militärische Geheimnisse 

preisgeben müssten.4 

Gleichzeitig unternahmen die Nazis auch Anstrengungen, den 

britischen und amerikanischen Rundfunk zu stören, und sendeten 

auf denselben Frequenzen. Doch die Sendungen der BBC auf 

Kurzwelle waren kaum anfällig für Störungen, und BBC-Sendun-

gen auf anderen Wellenbereichen konnten selbst mit kleinen Radi-

ogeräten noch empfangen werden, wenn der Störsender sie nicht 

vollständig überlagerte. Die Aufklärungsabteilung der BBC ging 

davon aus, dass deutsche Hörer auf der einen oder anderen Fre-

quenz ausländische Sendungen in annehmbarer Qualität empfan-

gen konnten. Ausländer und Diplomaten, die sich zu dieser Zeit in 

Deutschland aufgehalten hatten, bestätigten dies.5 

Ein Verantwortlicher der Gestapo soll Ende 1941 geschätzt ha-

ben, dass der deutschsprachige Dienst der BBC etwa eine Million 

Hörer erreichte. Die BBC-Aufklärungsabteilung hielt diese Zahl 

bei den regelmässigen Hörern für zu hoch, aber für deutlich zu 

niedrig bei den gelegentlichen Hörern. Überdies nahm man an, dass 

zahlreiche Deutsche aus der Mittel- und Oberschicht die BBC-In-

landssendungen in englischer Sprache verfolgten (die weniger Pro-

paganda enthielten): Der polnische Untergrund zog sie ebenfalls 

den BBC-Sendungen in polnischer Sprache vor.6 

Am 10. Dezember 1942 gab die PWE eine Direktive heraus, dass 

verstärkt über Hitlers Plan, die europäischen Juden zu vernichten, 

berichtet werden sollte, und kündigte eine «feierliche Erklärung» 
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der Grossmächte auf der Grundlage von polnischem Beweismate-

rial an. Unabhängig davon, ob eine solche Erklärung tatsächlich 

erfolgen würde, wollte die PWE Europa auf jeden Fall die vollstän-

digen Fakten vorlegen.7 Die nächste Direktive eine Woche später 

war noch deutlicher und eindringlicher: 

Bei der nüchternen Präsentation der Fakten ist hervorzuhe-

ben: i) Der wohlüberlegte Plan, die Juden auszulöschen. Das 

eine Kriegsziel, das Hitler immer noch zu erreichen hofft in 

den wenigen Monaten [!], die ihm verbleiben, ii) Die zivili-

sierte Welt wird die Deutschen und ihre Vasallen danach be-

urteilen, welche Haltung sie in den kommenden Monaten zu 

Hitlers Plan einnehmen, iii) Die Sendungen in den wichtigs-

ten Sprachen sollten in dieser Woche zumindest ein Wort der 

Ermutigung an die Adresse der Juden enthalten.8 

Eine Woche lang wurde im Europadienst der BBC mehrmals täg-

lich die Erklärung der Alliierten vom 17. Dezember zusammen mit 

der Stellungnahme des Polnischen Nationalrates in London verle-

sen.9 Das war eine bislang einmalige Massnahme, und sie war von 

grosser Bedeutung: Ohne Zweifel rettete die Botschaft viele Men-

schenleben, weil Juden daraufhin untertauchten oder flohen und 

weil einige Nichtjuden sich angesprochen fühlten und Juden hal-

fen.10 Auf Ersuchen von Vertretern jüdischer Organisationen, die 

sich an Aussenminister Eden und an Richard Law, den parlamen-

tarischen Staatssekretär im Aussenministerium, gewandt hatten, 

warf die britische Luftwaffe bei den Bombenangriffen im Januar 

1943 1,2 Millionen Flugblätter ab, in denen die Vernichtungspoli-

tik der Nazis enthüllt wurde. Allein 150’000 Exemplare eines Flug-

blattes mit einem längeren Auszug aus der Erklärung der Alliierten 

vom 17. Dezember 1942 wurden über Berlin abgeworfen.11 

Das Office of War Information (OWI) und amerikanische Rund-

funksendungen für Europa starteten Mitte Dezember keine eigene 

Kampagne (vergleichbar der des britischen Rundfunks) zur Auf-

klärung über die Judenvernichtung durch die Nazis.12 Auf der 

Grundlage von Material, das in London gesammelt worden war, 
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stellte Edward R. Murrow von Columbia Broadcasting Systems 

(CBS) eine ungewöhnlich ausführliche Radiosendung für die ame-

rikanischen Hörer zusammen und berichtete über die Ermordung 

von Millionen Menschen, vor allem Juden: «Die Bezeichnung 

‚Konzentrationslager’ ist überholt, genauso wie die Begriffe ‚Wirt-

schaftssanktionen’ und ‚Nicht-Anerkennung’ überholt sind. Heute 

ist es angebracht, nur noch von ‚Vernichtungslagern’ zu spre-

chen.» CBS sendete auch die Erklärung der Alliierten vom 17. De-

zember 1942.13 Aber all diese Sendungen erreichten nur amerika-

nische Zuhörer, keine deutschen. 

Voice of America (VOA) sendete um diese Zeit über Kurzwelle 

direkt nach Europa, und britische Stationen übertrugen Programme 

von Voice of America auf Lang- und Mittelwelle. Das PWE ko-

operierte eng mit OWI und VOA,14 und es ist möglicherweise bri-

tischem Einfluss zuzuschreiben, dass die Vernichtungspolitik der 

Nazis in einigen Sendungen der VOA erwähnt wurde. Insgesamt 

jedoch liessen sich die amerikanischen Verantwortlichen beim 

Rundfunk und bei anderen Medien nicht gerne auf dieses Thema 

ein. Aus einem Anfang Januar 1943 verfassten Memorandum der 

OWI-Überseeabteilung mit Leitlinien für die Berichterstattung 

über Greueltaten und Terror spricht Ambivalenz. So heisst es da-

rin, die wichtigste Überlegung bei jedem Bericht müsse wie bisher 

sein, welche Wirkung er auf die Moral von Freund wie Feind habe: 

2) a) Über jeden von unseren Feinden begangenen Akt der 

Gewalt und Unterdrückung... kann berichtet werden, sofern 

der Akt des Widerstands [durch unsere Freunde] als der zent-

rale Aspekt in den Vordergrund gehoben werden kann. Er gibt 

keine nützliche Geschichte ab, wenn nur der Terror geschil-

dert wird und daraus hervorgeht, dass jeder Akt des Wider-

stands (von den Deutschen; A.d.Ü.) schonungslos geahndet 

wird. 

3) Nützlich ist jede Geschichte, die eines der zentralen The-

men unserer Direktiven konkretisiert, etwa die absichtsvolle 

[sic] Entvölkerung Europas durch die Deutschen. In solchen 

Geschichten wird es eher um grosse Gruppen von Menschen 

als um kleine Gruppen gehen. 
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4) Eines unserer wichtigsten Anliegen ist es, dem Feind seine 

Schuld vor Augen zu führen und ihm zu zeigen, dass wir um 

seine Schuld wissen. Es ist wichtig, das deutsche Volk dar-

über zu informieren, was seine Führer den Polen, den Juden, 

den Griechen und anderen antun. Man darf bezweifeln, dass 

viel davon in Deutschland bekannt ist. 

5) Letzten Endes hängt alles davon ab, wie solche Berichte 

angelegt sind... Allein Greueltaten zu schildern wird nur das 

Entsetzen wecken.15 

Die Sorge, dass mit der Propaganda auch die gewünschten Wir-

kungen erzielt wurden, schien schwerer zu wiegen als alle Überle-

gungen, das deutsche Volk über die Taten der Naziführer und ihrer 

Gefolgsleute zu informieren. Zu allen sonstigen Problemen kommt 

noch hinzu, dass die verschiedenen Überlegungen des OWI wider-

sprüchlich waren: Wenn dagegen entschieden wurde, einfach über 

Greueltaten zu berichten, bedeutete dies auch, dass das deutsche 

Volk nicht darüber informiert wurde, was in Europa geschah. 

Überdies wurde kaum differenziert, wie die Nazis bei der Verfol-

gung unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen vorgingen. 

Kurze Zeit nach dem 17. Dezember versuchte die PWE in leicht 

veränderter Form weiterhin, die Ermordung von Juden mit Greu-

eltaten gegen andere Gruppen in Verbindung zu bringen: Auf diese 

Weise hoffte man mehr Zuhörer zu erreichen. 

Die Leiden der Juden sollten nunmehr in das grössere Bild der 

Verfolgung durch die Nazis eingefügt werden... Wir sollten 

im Kopf behalten, dass 1. die Verfolgung der Juden in allen 

von den Nazis besetzten Ländern das Vorspiel zur Verfolgung 

anderer Bevölkerungsgruppen war; 2. es sich bei der Verfol-

gung der Juden neben der physischen Brutalität um eine sub-

tile Form der politischen Kriegführung handelt mit dem Ziel, 

die menschlichen Bindungen zwischen verschiedenen Grup-

pen und Individuen in allen Ländern zu zerschlagen und jeg-

liches Gefühl der gemeinsamen Zugehörigkeit zu einer Nation 

zu zerstören.16 
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Entsprechend dieser Leitlinie heisst es in der ersten Direktive der 

PWE aus dem Jahr 1943, dass die Nazis nunmehr die Vernichtung 

des polnischen Volkes in Angriff genommen hätten,17 eine Formu-

lierung, die vollkommen falsch war: Die Nazis töteten zwar viele 

Polen und begingen viele Greueltaten gegen Polen, dennoch waren 

Juden und Polen (nach der Formulierung in einer bekannten Un-

tersuchung) «ungleiche Opfer».18 

Ausländer, die Deutschland verliessen, Deutsche, die ins Aus-

land reisen konnten (und bereit waren zu sprechen), und Personen, 

die es wagten, ins Ausland zu schreiben, berichteten übereinstim-

mend, dass die BBC-Sendungen in Deutschland viel Beachtung 

fanden und dass die Deutschen in der Regel über die Verfolgung 

der Juden Bescheid wussten.19 Weit auseinander gingen jedoch die 

Einschätzungen, welche Auswirkungen dieses Wissen hatte. Ein 

deutscher Journalist in Schweden sagte, die britische Propaganda 

habe den Kampfeswillen der Deutschen gestärkt und die Deut-

schen hätten grosse Angst vor einer Eroberung ihres Landes durch 

die Russen, weil sie um das Vorgehen ihrer Landsleute im Osten 

wüssten, sich schuldig fühlten und Vergeltung fürchteten. Sie 

fürchteten aber auch, dass Briten und Amerikaner Rache für die 

Ermordung der Juden nehmen würden. Die Nazis nutzten solche 

Ängste aus, um ihren Rückhalt bei der Bevölkerung zu sichern – 

etwa nach dem Motto «Kraft durch Furcht».20 

Ein deutscher Diplomat, der kein Nazi war, erzählte einer briti-

schen Quelle in Spanien, dass nur eine Minderheit der deutschen 

Intellektuellen zusätzlich zu den Opfern von Verfolgungen die 

wahre Natur des Dritten Reiches durchschauten, die Mehrheit 

stehe loyal zum Hitler-Regime. Anfang 1943 berichtete allerdings 

ein spanischer Architekt, der einige Zeit in Berlin verbracht hatte, 

dass der Kampfgeist der Deutschen erlahmt und der Wunsch nach 

Frieden weit verbreitet sei. Er empfahl den Briten, sie sollten be-

tonen, dass sie das Regime zerstören, aber nicht das deutsche Volk 

vernichten wollten.21 

Ein fünfunddreissigjähriger Mann aus Guatemala, der sieben 

Jahre in Deutschland gelebt und eine Deutsche aus einer einfluss-

reichen Familie geheiratet hatte, unterhielt in der Nazizeit viele 

Kontakte zu Deutschen. Er berichtete, nachdem er im März 1943 
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Deutschland verlassen hatte, dass die meisten Deutschen zwar den 

Juden gegenüber negativ eingestellt seien, dass aber Anfang 1943 

nahezu einhellig die Meinung vertreten werde, die Nazis seien in 

der Judenfrage zu weit gegangen.22 

Jede Einschätzung der vorherrschenden Stimmung konnte sich 

nur auf eine schmale Datenbasis stützen und daher nur andeutungs-

weise ein Bild vermitteln. Doch die Tatsache, dass Antisemitismus 

innerhalb eines bestimmten Rahmens in der deutschen Bevölke-

rung weit verbreitet war, könnte ein Teil der Erklärung sein, wa-

rum so viele Deutsche die Gestapo beim Vollzug der Rassenge-

setze ab 1935 unterstützten oder mit Hilfe der Gestapo alte Rech-

nungen mit einzelnen Juden beglichen und sie anzeigten, weil sie 

angeblich abfällige Bemerkungen über die Regierung gemacht hat-

ten. Ab März 1933 ermöglichten es in Nazideutschland Gesetze 

und Bestimmungen, auch Menschen ins Gefängnis zu bringen, die 

nur privat den Staat oder die Partei kritisiert hatten, und im Zeit-

raum 1933-1941 war die Denunzierung von Juden an der Tages-

ordnung. (Bei manchen Denunzierungen spielten private Motive 

die ausschlaggebende Rolle.23) Konnte man von den Deutschen in 

einem Polizeistaat während des Krieges erwarten, dass sie Risiken 

für Menschen eingingen, die ihnen gleichgültig waren oder die sie 

unter dem Einfluss der Nazipropaganda ablehnten? Die Tatsache, 

dass es einen weit verbreiteten Antisemitismus gab, bedeutete frei-

lich nicht, dass alle Deutschen eifrige und willige Vollstrecker wa-

ren. 

Beobachter der BBC nahmen an, dass die deutsche Bevölkerung 

den immer neuen Vorwürfen der Nazis gegen die Juden Glauben 

schenkte. So tief durchdrungen die Naziführer von der Ungleich-

heit der Juden auch gewesen seien, sie hätten doch nicht so massiv 

antisemitische Propaganda betrieben, wenn sie nicht überzeugt ge-

wesen wären, dass sie damit die Menschen auf ihre Seite bringen 

konnten: «Ein grosser Teil der Öffentlichkeit unterstützt das Re-

gime in seiner Entschlossenheit, die Juden zum Sündenbock zu 

machen.» Darüber hinaus stellten die Beobachter fest, dass die öf-

fentliche Meinung zwar in bestimmten Bereichen einen gewissen 

Einfluss auf das Regime hatte, dass es aber keine Anzeichen für 

eine Modifizierung der antisemitischen Politik als Reaktion auf die 

öffentliche Meinung gab.24 
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In den Berichten der BBC-Aufklärungsabteilung wurden viel-

leicht die Möglichkeiten der deutschen Öffentlichkeit überschätzt, 

die Umsetzung zentraler Dogmen der nationalsozialistischen Ide-

ologie und Hitlers persönlicher Glaubenssätze zu verhindern. Das 

Naziregime änderte manchmal seine Methoden mit Rücksicht auf 

die Öffentlichkeit – aber kaum seine Ziele und seine politische 

Strategie. Beispielsweise hatte das Murren wegen des «Euthana-

sie»-Programms gewisse Wirkungen gezeigt, aber die Tötungen 

gingen gleichwohl weiter, wenn auch künftig unter sorgfältiger 

Geheimhaltung. 

Selbstverständlich machten sich die Naziführer Gedanken über 

die Moral der Bevölkerung. Im September 1942 hielt Goebbels im 

Propagandaministerium eine Rede vor etwa 60 deutschen Journa-

listen und Verlegern (unter ihnen auch ein Informant des polni-

schen Geheimdienstes). Darin äusserte er sich sehr besorgt, ob das 

deutsche Volk wohl fähig wäre, durch den Krieg verursachte Lei-

den auszuhalten. Die Deutschen litten immer noch an der seeli-

schen Last der Revolution im November 1918, darin sah Goebbels 

wie Hitler den Grund für die Niederlage Deutschlands im Ersten 

Weltkrieg. Die Deutschen seien politisch unreif, so Goebbels, die 

Briten mit der stolzen Vergangenheit eines Weltreichs seien viel 

besser gerüstet, Not und Leid zu ertragen. Ohne dieses Bewusst-

sein und die Solidarität in schwierigen Zeiten, ohne die Erinnerung 

an den deutschen Zusammenbruch 1918 hätte Grossbritannien 

nach dem Fall Frankreichs vielleicht auch sämtliche Kriegsan-

strengungen eingestellt.25 

Doch beim Thema Juden zeigte Goebbels keine Spur von Zwei-

fel oder Nachgiebigkeit. Er mahnte die Journalisten, über manche 

Angelegenheiten Stillschweigen zu bewahren, weil die Deutschen 

so empfindlich seien, und erklärte dann, es gebe immer noch 

48’000 [Juden] in Berlin. Sie wüssten mit tödlicher Sicherheit, dass 

sie, je weiter der Krieg voranschreite, in den Osten verbracht und 

einem mörderischen Schicksal ausgeliefert werden würden. Sie 

fühlten bereits die unentrinnbare Härte der physischen Ausrottung 

und fügten deshalb dem Reich Schaden zu, wo immer sie könnten, 

solange sie noch lebten.26 

So offene Worte über den Massenmord mussten natürlich Re-

aktionen auslösen und waren dem Anliegen der Geheimhaltung 
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gewiss nicht zuträglich. Aber Goebbels ging es darum, die Ermor-

dung der europäischen Juden zu rechtfertigen und nicht die öffent-

liche Meinung zu ändern. Gleichwohl beeinflussten Einschätzun-

gen der Stimmungslage in der Bevölkerung die Entscheidungen 

der Nazis im Zusammenhang mit der Endlösung zumindest am 

Rande. Das einzige belegte Beispiel, wie ein privater Schritt von 

Bürgern die Politik der Nazis abmilderte und sogar veränderte, ist 

eine Protestaktion von Berlinern im März 1943, die direkt und per-

sönlich von dieser Politik betroffen waren: von (nichtjüdischen) 

Deutschen mit jüdischen Ehepartnern. 

In seiner Eigenschaft als Gauleiter von Berlin wollte Goebbels 

schon lange die Hauptstadt «judenfrei» machen,27 und Hitler war 

einverstanden. Doch einige Juden, etwa besonders qualifizierte Ar-

beitskräfte, hatten erreicht, dass sie zunächst nicht deportiert wur-

den, und andere Juden waren von den Deportationen ausgenom-

men, weil sie privilegierten Mischehen entstammten. Schliesslich 

gab es noch die Juden mit deutschen Ehepartnern. Obwohl das Na-

ziregime starken Druck auf die Ehepartner ausübte, hatten sich 

viele nicht scheiden lassen. Bis Anfang 1943 waren hochrangige 

Nazis in Partei und Regierung der Ansicht, dass die Deportation 

jüdischer Ehepartner aus nicht aufgelösten Mischehen politisch zu 

brisant wäre. Selbst Hitler neigte zu der Ansicht, dass die Lösung 

des schwierigen Problems der Abkömmlinge aus privilegierten 

Mischehen und der mit Deutschen verheirateten Juden bis nach 

dem Krieg würde warten müssen.28 

Gegen Ende 1942 erlitt Deutschland eine Reihe schwerer mili-

tärischer Rückschläge. Ende Oktober durchbrachen die Briten in 

Nordafrika die deutschen Verteidigungslinien bei El Alamein, An-

fang November landeten amerikanische und britische Truppen in 

Französisch-Nordafrika und übernahmen die Kontrolle über das 

Gebiet. Im Osten hielt Leningrad der deutschen Belagerung unter 

schwersten Opfern weiter stand. Im Süden der Sowjetunion gelang 

den deutschen Streitkräften zwar der Vormarsch nach Stalingrad, 

aber Mitte November leiteten die Sowjets eine wohlgeplante Ge-

genoffensive ein. Doch die Verschlechterung der militärischen 

Lage Deutschlands hatte nicht zur Folge, dass die Nazis die Juden 

verschont hätten (sie spornte sie eher zu weiteren Massnahmen ge-

gen die Juden an). 
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Ende 1942 änderte sich die offizielle Haltung gegenüber Juden 

in Mischehen; dies hing auch mit dem Vorhaben zusammen, dass 

bis Anfang 1943 Deutschland «judenfrei» sein sollte. Unternehmer 

erhielten entsprechend Hitlers persönlicher Entscheidung die An-

weisung, ihre jüdischen Arbeitskräfte durch Fremdarbeiter zu er-

setzen. Manche warnten die Juden, so dass sie untertauchen konn-

ten. Jüdische Ehepartner in kinderlosen Ehen gerieten ebenfalls ins 

Schussfeld, vor allem in Berlin, wo Goebbels und das Reichssi-

cherheitshauptamt übereinkamen, nunmehr eine härtere Linie zu 

verfolgen. Ende Februar 1943 versprach Hitler in einer Rede er-

neut, dass der Krieg zur Vernichtung des europäischen Judentums 

führen werde. Die radikalen Nazis sahen sich in ihrem Eifer bei der 

Lösung der Judenfrage bestätigt. 

Mit einer massiven Demonstration der Stärke wollte Goebbels 

die Trennung der Familien erreichen. Er holte die Leibstandarte 

Adolf Hitler zu Hilfe, eine Abteilung der Waffen-SS. Sie sollte zu-

sammen mit der Gestapo und der Stadtpolizei Juden festnehmen 

und in die Kerker der Hermann-Göring-Kaserne in der Rosen-

strasse schaffen; von dort sollten sie nach Auschwitz deportiert 

werden. Einige Juden wurden tatsächlich weggebracht. Doch un-

mittelbar nach den Verhaftungen versammelten sich die deutschen 

Ehepartner (meist Frauen) und Verwandte vor den Toren der Ka-

serne, zunächst auf der Suche nach Informationen über den Ver-

bleib ihrer Angehörigen. Mehrere Tage vergingen, die Menschen-

menge vor der Kaserne wurde immer grösser und ähnelte immer 

mehr einer Protestversammlung. Schliesslich wurde der Beschluss, 

die jüdischen Partner aus Mischehen zu deportieren, aufgehoben, 

«übereifrige Untergebene», so hiess es, hätten die Razzia durchge-

führt. Einige jüdische Ehemänner, die zur Zwangsarbeit nach 

Auschwitz deportiert worden waren, kehrten sogar wieder zurück, 

mehr als 1700 Juden wurden freigelassen, und im übrigen Deutsch-

land blieben die jüdischen Ehepartner unbehelligt, denn man fürch-

tete, dass die Deportationen zuviel öffentliches Aufsehen und viel-

leicht zu grossen Unmut wecken und damit womöglich das ge-

samte Vorhaben gefährden würden.29 

Zweifellos spielten bei dieser Protestaktion mehrere Faktoren 

eine Rolle – unter anderem eine besonders hohe Zahl deutsch-jüdi- 
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scher Ehen in Berlin und der Mut und die Treue der Menschen, die 

sich Tag für Tag in der Rosenstrasse versammelten. Sicher veran-

lasste viele auch das Wissen um die wahre Bedeutung der Depor-

tationen, dass sie dorthin gingen und protestierten, genau wie es 

viele Juden veranlasste, lieber unterzutauchen, als sich in das Los 

zu fügen, das die Nazis ihnen im Osten bereiten würden. 

Gelegentlich finden sich in Berichten von Heydrichs SD über 

die Stimmung unter den Deutschen noch andere Anzeichen für 

Klagen, Abscheu oder auch Verzweiflung angesichts der bekannt-

gewordenen Greueltaten – wenngleich nicht so ausgeprägt, dass 

man auf weitverbreiteten Unmut oder ein ernstes Problem hätte 

schliessen müssen.30 Mitte 1943 reagierte die Bevölkerung nicht 

gut auf eine neue Welle von Anklagen der Nazis gegen Bolsche-

wiken und Juden – die Vorwürfe erinnerten zu sehr an das, was die 

Menschen über das Verhalten der Deutschen im Osten gehört hat-

ten. Einige Deutsche glaubten nicht einmal dem (zutreffenden) 

Vorwurf der Nazis, die Sowjets hätten über 10’000 polnische Of-

fiziere umgebracht und im Wald von Katyn verscharrt; sie nahmen 

vielmehr an, die Toten seien von Deutschen ermordete polnische 

und sowjetische Juden.31 Sie wollten die Nazipropaganda nicht hö-

ren, weil darin beunruhigende Themen auftauchten. Im Herbst 

1943 sagte eine Frau mittleren Alters aus Bayern: «Denken Sie 

denn, dass niemand ausländische Sender hört? Sie haben jüdische 

Frauen und Kinder in einen Waggon geladen, aus der Stadt gefah-

ren und sie mit Gas vernichtet.» Die Frau wurde zu drei Jahren 

Gefängnis verurteilt.32 

Die britischen Informationskampagnen, so eingeschränkt sie 

auch waren, hatten damals zumindest die Wirkung, dass sie die 

Propaganda neutralisierten und mehr Deutschen die ungeheuerli-

chen Verbrechen vor Augen führten.33 Auch wenn es so gut wie 

ausgeschlossen ist, direkt Ursache und Wirkung zu identifizieren, 

kann man doch sagen, dass die Anstrengungen der Briten im De-

zember 1942 und Anfang 1943 in einem gewissen Umfang dazu 

beitrugen, Juden zu retten. Vor diesem Hintergrund ist es nicht ver-

wunderlich, dass die Nazis verhindern wollten, dass aus dem Aus-

land Informationen über die Endlösung nach Deutschland drangen. 
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Auf fast schon schizophrene Weise erhoben sie einerseits laut-

stark immer neue Drohungen gegen die Juden und setzten anderer-

seits alles daran, die Endlösung geheimzuhalten. Ausbrüche offi-

zieller antisemitischer Rhetorik dienten auch praktischen Zwe-

cken: Sie sollten die Getreuen der Partei zum Handeln anstacheln 

und das Gefühl einer revolutionären Bewegung wachhalten. Die 

Rede vom jüdischen Bazillus oder jüdischen Ungeziefer richtete 

sich zum einen an jene Menschen, die bereitwillig alles Negative 

über die Juden glaubten, sollte aber zum anderen den in verschie-

denen Schichten der deutschen Bevölkerung, vor allem bei Natio-

nalkonservativen, latent vorhandenen Antisemitismus ansprechen 

und anstacheln.34 Uber Jahre hinweg verkündeten hochrangige Po-

litiker immer wieder, der Krieg werde die Folge haben, dass alle 

Juden im deutschen Einflussbereich hart bestraft würden.35 

Das Jahr 1941 hindurch war ein Thema der Nazipropaganda der 

Hinweis, amerikanische Juden planten die Sterilisation aller Deut-

schen unter 60 Jahren.36 Angesichts eines solche Planes schien 

jede den Juden zugedachte Strafe gerechtfertigt. Diese Behauptung 

mag absurd klingen, aber sie verfehlte ihre Wirkung nicht. Die Per-

sonen, die bei der BBC die Entwicklung der öffentlichen Meinung 

in Deutschland beobachteten, folgerten anhand einiger Indikato-

ren, dass die in der offiziellen Nazipropaganda und in halboffizi-

ellen Flüsterkampagnen immer wieder auftauchenden Schreckens-

bilder, wie die Deutschen nach der Niederlage behandelt würden, 

die Wirkung hatten, dass die Bevölkerung weiter den Krieg und 

ihre Regierung unterstützte. In diesem Zusammenhang verwiesen 

sie insbesondere auf den Sterilisierungs-»Plan».37 

Bisweilen warfen die Naziführer den Juden genau das vor, was 

die NS-Ideologen den Juden zufügen wollten: Psychiater bezeich-

nen dieses Phänomen als Projektion. So behauptete beispielsweise 

Himmler in einer privaten Ansprache vor der SS-Elite im Novem-

ber 1938, die Juden wollten alle Deutschen, egal ob sie auf der 

Seite der Partei stünden oder nicht, aushungern und abschlach-

ten.38 Der Verweis auf Schreckensszenarien wie dieses diente der 

Rechtfertigung der antijüdischen Politik. 

Von einigen Ausnahmen abgesehen39 liess es die offizielle Pro- 
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paganda zur jüdischen Bedrohung mit der Andeutung der endgül-

tigen Vernichtung des Judentums bewenden. Martin Bormann, der 

Leiter der Parteikanzlei, legte im Oktober 1942 in einer Anweisung 

an Funktionsträger der Partei fest, was offiziell gesagt werden 

durfte und was nicht. Er kritisierte Goebbels’ Indiskretion nicht 

ausdrücklich, sagte aber, das Durchsickern von Informationen über 

die «Endlösung» stelle ein Problem dar. 

Im Zuge der Arbeiten an der Endlösung der Judenfrage wer-

den neuerdings innerhalb der Bevölkerung in verschiedenen 

Teilen des Reichsgebietes Erörterungen über «sehr scharfe 

Massnahmen» gegen die Juden besonders in den Ostgebieten 

angestellt. Die Feststellungen ergaben, dass solche Ausfüh-

rungen – meist in entstellter und übertriebener Form – von 

Urlaubern der verschiedenen im Osten eingesetzten Verbände 

weitergegeben werden, die selbst Gelegenheit hatten, solche 

Massnahmen zu beobachten. Es ist denkbar, dass nicht alle 

Volksgenossen für die Notwendigkeit solcher Massnahmen 

das genügende Verständnis aufzubringen vermögen, beson-

ders nicht die Teile der Bevölkerung, die keine Gelegenheit 

haben, sich aus eigener Anschauung ein Bild von den bol-

schewistischen Greueln zu machen. 

Da die nächste Generation der Deutschen womöglich nicht mehr 

begreifen werde, warum es nötig sei, Millionen Juden aus dem eu-

ropäischen Wirtschaftsraum zu eliminieren, müssten die Führer 

Deutschlands jetzt handeln: «Es liegt in der Natur der Sache, dass 

diese teilweise schwierigen Probleme im Interesse der endgültigen 

Sicherung unseres Volkes nur mit rücksichtsloser Härte gelöst 

werden können.»40 Bormanns Worte waren zugleich Rechtferti-

gung und Erläuterung, wieviel offen gesagt werden durfte. 

Szmul Zygielbojm, der Kontakte in die von den Nazis besetzten 

Gebiete unterhielt, merkte Mitte Februar 1943 an, dass die Deut-

schen in den letzten fünf Wochen die Sendungen der BBC beson-

ders massiv gestört hätten. Das Naziregime wolle nicht, dass die 

Deutschen von den «Ungeheuerlichkeiten» in Polen erführen, 

223 



 

«denn man fürchtet, wenn der durchschnittliche Deutsche die Tat-

sachen hört und sie glaubt, werden sie [die Deutschen] fürchten, 

dass sie für die Untaten zahlen müssen, und dadurch könnte ihre 

‚Moral’ gebrochen werden».41 

Die Meldungen, die vom Westen verbreitet wurden, veranlass-

ten die Nazis darüber hinaus, sich in kleinen, aber vielsagenden 

Schritten der neuen Situation anzupassen. Am 30. November 1942 

schrieb Himmler einen kurzen Brief an Gestapo-Chef Heinrich 

Müller, in welchem er auf das einging, was Rabbi Stephen Wise 

verbreitete. In einer Pressekonferenz am 24. November hatte dieser 

unter anderem gesagt, die Nazis würden das Fleisch vergaster Ju-

den zu Seife verarbeiten und die Knochen zu Düngemehl.42 Himm-

ler wusste, dass die Kommandanten seiner Vernichtungslager so 

etwas nicht tun würden, aber er fürchtete, dass übereifrige Unter-

gebene die Grenzen überschritten haben könnten. Überdies wollte 

er Müller noch einmal vor Augen führen, wie wichtig Geheimhal-

tung war. Sein Brief bot dafür ein gutes Beispiel. 

Er mahnte Müller, dafür zu sorgen, dass, da gegenwärtig eine 

erhöhte Sterblichkeit bei den Juden zu beobachten sei, die Leichen 

begraben oder möglichst verbrannt würden, damit nichts anderes 

mit den Leichen geschehen könne. Falls es doch irgendwo Miss-

brauch mit Leichen gegeben habe, müsse er, Himmler, unverzüg-

lich davon unterrichtet werden.43 

Die beiden Männer wussten genau, dass Gaskammern und Er-

schiessungskommandos für die erhöhte Sterblichkeit der Juden 

verantwortlich waren, sie wussten aber auch, dass so etwas nicht 

schriftlich festgehalten werden durfte. Die nächste Generation 

würde es womöglich nicht verstehen, allem Anschein nach ver-

stand es ja auch die gegenwärtige Generation nicht. 

Müller war nicht für die konkrete Ermordung der Juden zustän-

dig, aber für einen Grossteil der Vertuschungsarbeit. Seit Juni 1942 

leitete er entsprechende Operationen, die von Spezialeinheiten mit 

der Bezeichnung 1005 durchgeführt wurden. Müller hatte Paul 

Blobel, den ehemaligen Leiter einer Einsatzgruppe, des sogenann-

ten Sonderkommandos 4 a, angewiesen, die Spuren von Judener-

schiessungen im Osten zu beseitigen. Nach dem Krieg sagte Blobel 

aus, er habe den Befehl erhalten, in die besetzten Gebiete zu gehen 
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und die Massengräber mit den Opfern von Operationen der Ein-

satzgruppen auszuheben – alles unter strikter Geheimhaltung und 

ohne irgendwelche schriftliche Aufzeichnungen. Blobel begann 

mit den Leichen der Vernichtungslager Chełmno und Auschwitz-

Birkenau, die man bis zu dem Zeitpunkt noch begraben hatte. Erst 

allmählich ging man dazu über, sie zu verbrennen (teils in Krema-

torien, teils auf andere Weise). Nächste Stationen seiner Mission 

waren die Vernichtungslager Sobibór, Bełżec und Treblinka, bei 

allen drei waren viele Tote begraben. Erst danach, im Herbst 1942, 

beseitigte Blobel in den eroberten sowjetischen Gebieten die Be-

weise für den Völkermord.44 Er und seine Männer gruben Hundert-

tausende Leichen aus und verbrannten sie. Selbstverständlich 

wussten sie nichts von den dokumentarischen Beweisen für die 

Massenmorde, die bis dahin in Bletchley Park zusammengetragen 

worden waren. 

Anfang Dezember registrierte Himmlers Stab eine Reihe weite-

rer ausländischer Kommentare zur deutschen Judenpolitik und lei-

tete sie an die zuständigen Stellen weiter. Darunter war auch der 

Vorschlag des Erzbischofs von Canterbury, wiedergegeben in der 

Londoner Times, die Alliierten sollten alle Juden aufnehmen, de-

nen die Flucht aus Ländern unter Naziherrschaft gelang. Der Erz-

bischof empfahl weiterhin, allen direkt und indirekt Beteiligten mit 

Bestrafung nach Kriegsende zu drohen. Eine Notiz über die Worte 

des Erzbischofs ging an das RSHA.45 Die Kopie einer telegrafi-

schen Mitteilung der Nachrichtenagentur Reuters in London über 

die Vernichtung der Juden wurde dem SD zugeleitet, ausserdem 

eine Stellungnahme von Lady Reading vom Jüdischen Weltkon-

gress.46 Es liegt kein Hinweis vor, wie Himmler auf die Erklärung 

der Alliierten reagierte, aber es ist anzunehmen, dass die Erklärung 

selbst und die Rundfunkberichte über die Erklärung seine seit län-

gerem gehegte Besorgnis über das Durchsickern von Informatio-

nen verstärkten. In Anbetracht der unerwünschten Publizität muss 

die Beseitigung der Leichen umso dringlicher erschienen sein, und 

allen mit der Endlösung befassten Personen muss umso deutlicher 

bewusst geworden sein, wie tief sie verstrickt waren. Jetzt konnten 

sie nicht mehr zurück. 
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Die PWE mutmasste, dass die Erklärung der Alliierten die Na-

ziführung in Schwierigkeiten gebracht hatte.47 Goebbels schrieb in 

sein Tagebuch: 

[Rothschild] hat das Wort ergriffen und in tränenseliger 

Weise das Schicksal der polnischen Juden beklagt. Das Un-

terhaus hat am Ende der Sitzung eine Schweigeminute eintre-

ten lassen... Das passt auch durchaus zum englischen Unter-

haus. Dieses Parlament ist in Wirklichkeit eine Art von Ju-

denbörse. Die Engländer sind überhaupt die Juden unter den 

Ariern.»48 

Goebbels wehrte die Kritik mit Schimpfworten ab, doch seine Pro-

pagandamaschinerie musste Mittel und Wege ersinnen, einer mög-

lichen Wirkung solcher Meldungen in Deutschland entgegenzu-

wirken. 

Neue Probleme durch westliche Berichte über die Vernich-

tungspolitik der Nazis änderten indes nichts daran, wie Hitler, 

Himmler, Goebbels und ihre direkten Untergebenen den Zusam-

menhang zwischen Krieg und Endlösung betrachteten. In der spe-

ziellen Weitsicht der Nazis standen hinter allen deutschen Schwie-

rigkeiten die Juden, und natürlich waren auch die Juden verant-

wortlich dafür, wenn die Moral im eigenen Land und der Eifer der 

Verbündeten Deutschlands gegenwärtig zu wünschen übrig lies-

sen. Um diese Zeit erreichten Himmler Informationen, dass die Ju-

den die Quelle der Probleme mit Ungarn seien. Gottlob Berger, der 

Chef des Ergänzungsamtes der Waffen-SS, berichtete, der ehema-

lige Erzherzog Albert von Ungarn habe ihm in einer Unterredung 

mitgeteilt, dass die ungarische Regierung nicht bereit sei, in der 

Judenfrage etwas zu unternehmen. Der ungarische Reichsverweser 

Admiral Miklos Horthy, der wohl unter jüdischem Einfluss stehe, 

wolle sich Deutschland gegenüber allem Anschein nach auf keine 

weitergehenden Verpflichtungen einlassen und abwarten, wie der 

Krieg sich entwickle.49 

Aus der Sicht der NS-Elite waren militärische Rückschläge kein 

Grund für einen Kurswechsel bei der Endlösung, sondern eher ein 

Grund, sie voranzutreiben. Himmler unternahm eine Reihe von  
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Vorstössen, um die Endlösung im Dezember 1942 und Januar 1943 

voranzubringen – zur selben Zeit, als sich Deutschlands Niederlage 

in der Schlacht um Stalingrad abzeichnete, der grössten Schlacht 

der Weltgeschichte. Er drängte auf die Deportation und «Emigra-

tion» der Juden in Frankreich (einschliesslich der italienischen Be-

satzungszone) in den Osten.50 Aber die Italiener waren nicht bereit, 

die Deportation von Juden aus ihrem Gebiet zu gestatten, und 

Himmler fürchtete, ihre Haltung könne den anderen europäischen 

Ländern als Präzedenzfall dienen, die Zusammenarbeit mit den 

Deutschen in der Judenfrage zu verweigern. Wenn Deutschlands 

wichtigster verbündeter Staat nicht mitmachte, warum sollten dann 

sie mitmachen?51 Himmler bat Staatssekretär Theodor Ganzenmül-

ler, der im Verkehrsministerium für die Reichsbahn zuständig war, 

um die Bereitstellung weiterer Züge für Judentransporte. Die Juden 

waren in den Augen der Nazis ein Unterstützungsreservoir für Par-

tisanen, und zwar in der Region um Bialystok und den sowjeti-

schen Gebieten ebenso wie in Westeuropa.52 Er sprach es zwar 

nicht aus, aber die Bestimmungsorte für alle Juden und alle Perso-

nen, die verdächtigt wurden, Partisanen zu sein oder Partisanen zu 

unterstützen, waren Auschwitz und Maidanek.53 

Die westliche Berichterstattung eröffnete dem Naziregime eine 

neue Option. Wenn die Alliierten sich wirklich Sorgen um das Le-

ben der europäischen Juden machten, dann konnte Deutschland 

vielleicht wirtschaftlichen und militärischen Nutzen daraus ziehen, 

dass es ausgewählte Gruppen von Juden verschonte. In Notizen zu 

einer Unterredung mit Hitler am 10. Dezember 1942 vermerkte 

Himmler, dass er vorsichtig die Möglichkeit angesprochen habe, 

einige Juden gegen Lösegeld freizugeben (ein Vorschlag, dem er 

ablehnend gegenüberstehe) und andere als Geiseln festzuhalten. 

Hitler habe geantwortet, dass er, Himmler, Freilassungen erlauben 

könne, aber nur, falls dies hohe Devisenbeträge einbringe. Bei der-

selben Gelegenheit schlug Himmler die Einrichtung eines Sonder-

lagers für Juden mit Verbindungen in die Vereinigten Staaten vor, 

und er vermerkte Hitlers Zustimmung mit einem Kontrollzeichen. 

(Dieses Gespräch gab wahrscheinlich den Ausschlag dafür, dass 

1943 das Lager Bergen-Belsen eingerichtet wurde – dort sollten ur- 
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sprünglich rund 10’000 Juden festgehalten werden, die man als 

Geiseln behalten wollte.54) 

Ausländische Kritik an Deutschlands Judenpolitik brachte 

Himmler auch dazu, dass er versuchte, die Sympathiebekundungen 

fremder Länder für die Juden als leere Worte zu entlarven. So sagte 

er, nachdem ihm zu Ohren gekommen war, dass die Schweiz und 

Spanien gegen die Deportation einiger Juden mit schweizerischer 

und spanischer Staatsbürgerschaft (zusammen mit den anderen Ju-

den) aus Frankreich protestiert hatten, zu Aussenminister Joachim 

von Ribbentrop, die Franzosen sollten einfach ein paar Juden über 

die schweizerische und die spanische Grenze treiben. Das würde 

rasch deutlich machen, welche Haltung die neutralen Länder in 

Wirklichkeit gegenüber den Juden einnähmen. Implizit meinte 

Himmler, die neutralen Länder würden dann schon aufhören, 

Deutschlands Vorgehen zu kritisieren.55 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die ausländische Be-

richterstattung über die Vernichtungspolitik der Nazis die NS- 

Führung veranlasste, einige wenige Experimente in Erwägung zu 

ziehen, etwa dass sie Juden für Lösegeld oder als Geiseln festhal-

ten oder dass sie kleine Gruppen von Juden zur Stimulierung des 

Antisemitismus im Ausland freigeben könnten. Himmler war be-

reit, eine begrenzte Zahl von Juden am Leben zu lassen, wenn dies 

für Deutschland (und insbesondere für die SS) mit Vorteilen ver-

bunden wäre: wenn es die Endlösung beschleunigen, Geld einbrin-

gen und Zwietracht unter Deutschlands Feinden säen würde. 

Der britische Aussenminister Anthony Eden notierte in seinem Ta-

gebuch über die Parlamentssitzung, in der er die Erklärung der Al-

liierten verlesen hatte: «Der dramatische Effekt war weitaus grös-

ser, als ich erwartet hatte.»56 Aber der politische Effekt, der darin 

bestehen sollte, breite Kritik zu wecken, dass Grossbritanniens An-

strengungen zur Rettung der von Verfolgung bedrohten Opfer un-

zureichend waren,57 verwandelte sich binnen Kurzem in ein erheb-

liches politisches Problem für Eden und das Aussenministerium. 

Da die Briten nicht in der Lage waren, eine akzeptable eigene Lö- 
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sung zu finden, wandten sie sich bald an Washington, teils um klei-

nere Hilfsmassnahmen zu diskutieren und in die Wege zu leiten, 

vor allem aber um die Verantwortung dafür zu teilen, dass die Re-

gierungen sich weigerten, so zu handeln, wie es die britische öf-

fentliche Meinung und verschiedene Interessengruppen forderten. 

Das britische Aussenministerium teilte der Botschaft in Wa-

shington mit, die Erklärung der Alliierten «machte einen einzigar-

tigen, tiefen Eindruck auf das britische Parlament und die Öffent-

lichkeit».58 Die Öffentlichkeit, allen voran der Erzbischof von Can-

terbury und einige Abgeordnete aus allen Parteien, sprachen sich 

nun für Taten aus, anstatt die Politik der Nazis weiterhin nur anzu-

prangern. Fünf Tage nach der Verlesung der Erklärung fragte ein 

Mitarbeiter im Aussenministerium erstaunt, wie Grossbritannien 

einfach die bisherige Politik fortsetzen könne: Wenn Grossbritan-

nien nicht gewillt sei, Schritte zur Rettung der Juden zu unterneh-

men, wieso sollte dann irgendein anderes Land handeln?59 Beson-

ders häufig wurden die Alliierten ersucht, sie sollten den Juden die 

Flucht in neutrale Länder erleichtern und die Aufnahme von mehr 

Flüchtlingen ermöglichen, indem sie den Verbleib der Flüchtlinge, 

die bereits in neutrale Länder gelangt waren, neu regelten.60 

Als ein Ergebnis des Umschwungs in der öffentlichen Meinung 

richtete das britische Kabinett am 23. Dezember ein neues Gre-

mium ein, den Ausschuss für die Aufnahme und Unterbringung Jü-

discher Flüchtlinge (kurz Flüchtlingsausschuss des britischen 

Kriegskabinetts). Der Ausschuss setzte sich zusammen aus dem 

Aussenminister (Eden), dem Innenminister (Herbert Morrison), 

dem Kolonialminister (Oliver Stanley) und einigen ihrer Unterge-

benen. Der Auftrag des Ausschusses lautete, Lösungen für die Ju-

den auszuarbeiten, die bereits aus den vom Feind besetzen Ländern 

entkommen waren und die noch entkommen würden. Doch bei sei-

ner ersten Sitzung am 31. Dezember wies der Ausschuss die meis-

ten Vorschläge von Parlamentsabgeordneten und anderen Personen 

zurück, die sich Gedanken über die Unterbringung der Flüchtlinge 

in den neutralen Ländern gemacht hatten. Stanley sprach sich zu-

dem dagegen aus, zwischen Juden und anderen Flüchtlingen zu un-

terscheiden, und der Ausschuss strich das Wort «Jüdisch» aus sei-

nem Namen.61 
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Zu dieser Entscheidung trugen möglicherweise die Ausführun-

gen Morrisons bei: 

Der Innenminister sagte, das Innenministerium werde sich 

nicht weigern, eine begrenzte Zahl von Flüchtlingen [in 

Grossbritannien] aufzunehmen, sagen wir 1’000 bis 2’000, 

aber gewiss nicht mehr ...und nur unter der Bedingung, dass 

sie auf die Isle of Man geschickt und dort so lange bleiben 

würden, wie er es für angebracht halte. Er könne jedoch nicht 

akzeptieren, dass einer Einreise von Juden jedweder Herkunft 

Tür und Tor geöffnet werde. Es dürfe nicht vergessen werden, 

dass sich in diesem Land bereits etwa 100’000 Flüchtlinge, 

hauptsächlich Juden, aufhielten und dass das Unterbringungs-

problem schon jetzt sehr gravierend sei und im Falle neuer 

Luftangriffe eine kritische Schwelle erreichen werde. 

Der Innenminister fügte noch hinzu, dass es hierzulande einen 

beträchlichen, unter der Oberfläche schwelenden Antisemitis-

mus gebe. Falls es zu einem wesentlichen Anstieg der Zahl 

jüdischer Flüchtlinge käme oder falls diese Flüchtlinge dieses 

Land nach dem Krieg nicht wieder verliessen, wären wir in 

ernsten Schwierigkeiten.62 

Am selben Tag bezog Premierminister Churchill die britische Mi-

litärführung in die Diskussion ein. Bei einer Unterredung mit den 

Stabschefs bat Churchill den Stabschef der Royal Air Force, Sir 

Charles Portal, die Bitte des polnischen Ministerpräsidenten 

Sikorski zu prüfen, dass bestimmte Ziele in Polen als Vergeltung 

für die Verfolgung durch die Deutschen bombardiert würden. 

Churchill drängte zudem auf zwei oder drei massive Bombenan-

griffe auf Berlin; dabei sollte die RAF Flugblätter abwerfen des 

Inhalts, dass die Bombenabwürfe Vergeltungsschläge für die Ver-

folgung von Polen und Juden seien. Portal erklärte sich bereit, die 

erstgenannte Bitte zu. prüfen, wandte aber ein, es sei ein weiter 

Flug bis zu den genannten Zielen in Polen. Die Stabschefs unter-

stützten den Vorschlag, ein oder zwei Luftangriffe auf Berlin zu 

fliegen, äusserten sich aber nicht dazu, die Luftangriffe explizit als 

Vergeltungsschläge zu deklarieren.63 
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In einer im Anschluss an das Gespräch verfassten Notiz sprach 

sich Portal aus mehreren Gründen gegen einen als Vergeltungs-

schlag angekündigten Bombenangriff aus: Die Legitimität der an-

deren britischen Luftangriffe auf Städte als militärische Ziele 

könne dadurch in Frage gestellt werden, ein solcher Angriff könne 

Vergleiche mit der Brutalität der Deutschen provozieren, er könne 

eine Fülle ähnlicher Bitten seitens der Exilregierungen anderer 

Staaten zur Folge haben, und er könne die Deutschen veranlassen, 

Repressalien gegen gefangene britische Flieger zu ergreifen. Eden 

hatte andere Einwände: Die Deutschen würden womöglich noch 

mehr Polen und Juden umbringen oder behaupten, sie würden das 

Morden einstellen, wenn die Bombenangriffe aufhörten. Diese 

Einwände veranlassten Churchill, das Vorhaben nicht weiter zu 

verfolgen.64 Mitte Januar 1943 vermerkte ein Mitarbeiter des Aus-

senministeriums, Erklärungen über Vergeltungsschläge seien in 

Erwägung gezogen, aber verworfen worden, und ein anderer no-

tierte, alle künftigen Bitten um Vergeltungsmassnahmen würden 

rundweg abgelehnt.65 

Ende Dezember 1942 meldete ein britischer Diplomat aus der 

Türkei, dass Rumänien bereit sei, nicht weniger als 70’000 Juden 

freizulassen. Ein Flüchtlingsspezialist des Aussenministeriums be-

zeichnete dies als eine «erschreckende Aussicht», doch die Regie-

rung müsse sich ihr stellen, weil sie sonst die Vorwürfe der Erzbi-

schöfe treffen würden. Es zeigte sich wenig später, dass Rumänien 

Grossbritannien diese Prüfung doch ersparte.66 Eine weitere Dis-

kussion Anfang Januar 1943 illustriert die im Aussenministerium 

vorherrschende Sicht: Das Innenministerium fragte an, ob es bei 

der Ablehnung von Visaanträgen jüdischer Flüchtlinge, die nach 

Grossbritannien kommen wollten, erklären könne, dass gegenwär-

tig Verhandlungen mit den anderen alliierten Regierungen über die 

Lösung des Problems der jüdischen Flüchtlinge im Gange seien. 

Das Aussenministerium riet zur Vorsicht: 

Wir meinen, wir sollten um jeden Preis verhindern, dass über-

triebene Hoffnungen auf die jüngste Erklärung im Parlament 

gegründet werden und dass wir die offensichtlichen (für uns, 

wenngleich nicht, wie es scheint, für die Öffentlichkeit)  

231 



 

Schwierigkeiten der Situation hervorheben sollten. Aus die-

sem Grund empfehlen wir, das Wort «Diskussionen» durch 

«Konsultationen» zu ersetzen... Die Formulierung sollte wei-

terhin, so denken wir, kein Versprechen enthalten, dass das 

Ergebnis derartiger Konsultationen in irgendeiner Weise be-

kannt gegeben wird, und es wäre vielleicht besser, nicht von 

einem «gemeinsamen [alliierten oder amerikanisch-briti-

schen] Plan» zu sprechen, sondern zu sagen [die Alliierten 

führten Konsultationen durch, um zu erörtern], «ob eine Aus-

sicht besteht, die grossen Schwierigkeiten, die jeder nennens-

werten Erleichterung entgegenstehen, zu überwinden».67 

Man kann wohl folgern, dass «Konsultationen» (und später tat-

sächlich Verhandlungen) darüber gemeint waren, welche Rechtfer-

tigung oder welcher Vorwand dafür angeführt werden konnte, dass 

selbst die kleinsten Schritte unterblieben, den Juden auf dem Kon-

tinent zu Hilfe zu kommen. 

Schwierigkeiten gab es unbestreitbar. Die Nazis würden nicht 

Juden in grosser Zahl freilassen, nur weil die Alliierten es verlang-

ten. Weniger unzugänglich waren jedoch Deutschlands Verbün-

dete und Mitstreiter – unabhängige Regierungen, die Verträge mit 

Deutschland hatten, an deutscher Seite im Krieg kämpften oder 

sich mit deutscher Militärpräsenz auf ihrem Territorium arrangie-

ren mussten. Die Regierungen Frankreichs (mit Sitz in Vichy), Ru-

mäniens und der Slowakei mussten entscheiden, ob sie ihre Juden 

an Deutschland ausliefern wollten. Die Beispiele Italiens und Un-

garns und der nur lose mit Deutschland verbundenen Regierungen 

Bulgariens und Finnlands zeigten, dass Länder, deren Handlungs-

freiheit in der einen oder anderen Weise eingeschränkt war, ihre 

Beteiligung an der Endlösung durchaus begrenzen oder sich ganz 

davon fernhalten konnten. Die eindrucksvolle Abgeordnete und 

Schriftstellerin Eleanor Rathbone wies darauf hin, dass der Westen 

die Möglichkeit gehabt habe, Gegendruck auf Deutschlands «Sa-

telliten» in Europa auszuüben, damit sie die Juden an sichere Zu-

fluchtsorte evakuierten.68 Doch die britischen Politiker fürchteten 

gerade, dass die Nazis und ihre Satelliten Juden in grosser Zahl  
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ausreisen lassen könnten. Alexander Easterman vom Jüdischen 

Weltkongress drückte Anfang Januar in einer Unterredung mit Ri-

chard Law im britischen Aussenministerium die Hoffnung aus, 

dass die Nazis 100’000 jüdische Kinder freigeben könnten, wenn 

die Alliierten Druck auf sie ausübten. Law erwiderte, seiner Mei-

nung nach seien die Nazis tatsächlich von den Schlagworten ihrer 

antijüdischen Kampagnen überzeugt: Je mehr sich ihre Lage auf 

den Schlachtfeldern verschlechtere, desto stärker würden sie auf 

einen Sieg über die Juden drängen. «Freilich wird nicht jeder mit 

mir darin übereinstimmen, und wir können nicht das Risiko einge-

hen, dass die Deutschen unseren Bluff entlarven.»69 Ein grosser 

Zustrom von Juden nach Grossbritannien oder Palästina würde zu 

erheblichen Problemen mit den Arabern führen, und darum sei 

Grossbritannien besser beraten, auf einseitige Vorstösse zu ver-

zichten. Dies war die Leitlinie der Politik im britischen Aussenmi-

nisterium.70 

Anfang 1943 gingen täglich neue Ersuchen ein, die Regierung 

solle etwas unternehmen, manchmal sehr emotional oder von so 

einflussreichen Personen vorgetragen, dass sie nicht einfach über-

gangen werden konnten. Am 16. Januar schrieb Lady Reading an 

Premierminister Churchill: 

Sie kennen die schreckliche Not der Juden in der Hand der 

Nazis besser, als ich es Ihnen mit meinen Worten jemals schil-

dern könnte. Ich habe mich gefragt, was kann ich tun, wie 

kann ich helfen. Und die Antwort ist eindeutig: Nur Mr. 

Churchill kann helfen, und ich kann wenigstens so viel tun, 

dass ich ihm schreibe und ihn bitte zu helfen. Unter anderen 

Umständen wäre ich in Sack und Asche zu Ihnen gekommen 

und hätte für mein Volk gebeten, nun schreibe ich Ihnen in 

diesem Geist. Immer noch ist es möglich, einige zu retten, 

wenn die eisernen Fesseln der Bürokratie entzweigehauen 

werden... England kann gewiss nicht zu solcher Heuchelei 

[sic] verkommen, dass die Parlamentsabgeordneten ihr Mit-

gefühl mit den toten Juden bekunden, während seine Regie-

rungsmitglieder dieselben Juden zum Tode verurteilen. Es ist 

ausgeschlossen, dass Sie von solchen Dingen wissen. Ich  
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kann nicht glauben, dass Sie sie dulden würden. Immer noch 

gibt es etwa 40’000 Einwanderungszertifikate für Palästina, 

auch nach den Weissbuch-Vereinbarungen. Mr. Churchill, 

wollen Sie nicht die Anweisung geben, dass die Zertifikate 

denjenigen zur Verfügung stehen, denen die Flucht gelingt, 

ob Mann, Frau oder Kind? Ist es möglich, ist es wirklich mög-

lich, die Zuflucht im Heiligen Land zu verweigern? 

Ich verbleibe Ihr glühendster Bewunderer und Ihre ergebenste 

Dienerin. V. Reading. 

Churchills Büro bat Eden um eine Einschätzung, und die Experten 

des Aussenministeriums formulierten den Entwurf einer Antwort, 

Eden segnete ihn ab. Die Situation erforderte wohlüberlegte Wort-

wahl und, wie ein Mitarbeiter es ausdrückte, einen mitfühlenden 

Ton. 

... Wir erörtern das ganze weitreichende Problem von Rettung 

und Hilfe für Juden und Nichtjuden unter dem Joch des Fein-

des gegenwärtig mit allergrösster Dringlichkeit. Ich kann 

Ihnen versichern, dass uns der Ernst der Lage vollkommen 

bewusst ist, allerdings muss ich die grossen Schwierigkeiten 

betonen, denen wir uns gegenübersehen und auch weiter ge-

genübersehen werden. Selbst wenn wir die Erlaubnis erhiel-

ten, alle Juden herauszubekommen (die nichtjüdischen 

Flüchtlinge lasse ich für den Augenblick beiseite), wäre allein 

die Frage des Transports ein schwer zu lösendes Problem. Die 

Fluchtwege gehen fast vollständig durch Kriegsgebiet, wo 

unsere militärischen Erfordernisse im Vordergrund stehen, 

und im Interesse unseres letztlichen Sieges müssen wir ihnen 

auch Vorrang geben. 

Diese Schwierigkeiten sind sehr realer Natur, und ich fürchte, 

sie können nicht als «Fesseln der Bürokratie» vom Tisch ge-

wischt werden. Doch wir werden tun, was wir können.71 

Zu dem Zeitpunkt, als diese Antwort formuliert wurde, hatte die 

Regierung vor dem Parlament eine weitere Erklärung abgegeben 

des Inhalts, dass die Verfolgung aus rassischen oder religiösen 
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Gründen durch die Nazis nur durch einen Sieg der Alliierten ge-

stoppt werden könne.72 

Die britische Regierung schreckte vor einseitigen Vorstössen 

selbst zusammen mit neutralen Ländern wie der Schweiz und 

Schweden zurück. In einem Schreiben, in dem das Aussenministe-

rium die Gesandtschaft in Schweden von dem politischen Druck 

zu Hause in Kenntnis setzte, erwähnte es auch, dass neutrale Län-

der in vielen Rettungsszenarien eine Schlüsselrolle spielten. Nach 

der Bemerkung, dass die geographische Situation allem Anschein 

nach «Schweden vor einem erheblichen Zustrom» von Flüchtlin-

gen «schützt», fragte das Aussenministerium an, wie viele Flücht-

linge sich bereits in Schweden befänden. Auf jeden Fall werde 

Grossbritannien Schweden nicht auffordern, allein mehr zu tun; al-

les Weitere sei nur als Teil internationaler Bemühungen möglich.73 

Obwohl die Besorgnis wegen Palästina in Washington nicht an-

nähernd so gross war wie in London, dachten einige Mitarbeiter 

ähnlich, doch sie scheuten die mit Rettungsversuchen verbundenen 

Gefahren weniger. Im State Department herrschte die Meinung 

vor, dass Rabbi Wise mit den Fakten Schindluder getrieben habe 

und man ihm Einhalt gebieten müsse. 

Wises Kontaktmann im Aussenministerium war Sumner Welles, 

derselbe, der etliche amerikanische Diplomaten gebeten hatte, die 

Angaben in Gerhard Riegners Telegramm vom August 1942 über 

die Endlösung zu überprüfen. Später hatte Welles hinreichend Be-

weise aus amerikanischen Quellen und über Riegner erhalten, dass 

er Rabbi Wise eine Bestätigung für diese Fakten geben konnte, die 

dieser dann veröffentlichte. Ein entscheidendes Beweisstück war 

eine eidesstattliche Erklärung über Informationen, die von Carl 

Burckhardt stammten, einem hochrangigen Mitarbeiter des Inter-

nationalen Roten Kreuzes (Burckhardt verfügte über reichhaltiges 

Wissen aus früheren Verhandlungen mit Hitler und etliche Kon-

takte zu einflussreichen Personen in Deutschland).74 Doch Welles 

wollte seine Erkenntnisse und seine Unterredung mit Wise nicht 

dokumentieren. Er teilte auch den Spezialisten in der Europaabtei-

lung, der Visaabteilung und der Sonderabteilung, in deren Bereich 

Flüchtlingsangelegenheiten fielen, nicht mit, dass sie die Berichte  
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über die Endlösung als zutreffend anzusehen hatten. Welles’ Ver-

säumnis erleichterte es den Mitarbeitern des Aussenministeriums 

auf der mittleren Ebene, an ihrer Sicht festzuhalten: dass die Be-

richte über die Vernichtungspolitik der Nazis unbestätigt seien 

und, falls sie doch zutreffen sollten, man nichts tun könne.75 

Unmittelbar vor und auch noch nach Veröffentlichung der Alli-

ierten Erklärung vom 17. Dezember lehnten einige Mitarbeiter des 

Aussenministeriums eine derartige Stellungnahme ab und kritisier-

ten Wise, weil er gesagt hatte, das Aussenministerium habe die 

Richtigkeit seiner Informationen bestätigt. Die Europaabteilung 

teilte der britischen Botschaft in Washington am 30. Dezember 

mit, dass, hätte man die eidesstattliche Erklärung über Burckhardts 

Informationen gesehen, bevor sie Wise übergeben wurde, der Zu-

satz beigefügt worden wäre, man übernehme keinerlei Verantwor-

tung für den Inhalt. Robert Borden Reams, Spezialist für Flücht-

lingsangelegenheiten im Aussenministerium, vertrat zunächst die 

Ansicht, eine Erklärung der Alliierten wegen Massenmorden der 

Nazis an Juden würde die Täter womöglich zu weiteren Massakern 

anstacheln. Dann kritisierte er in einem internen Memorandum: 

Wenn Rabbi Wise die Mitteilung [dass Riegner Beweise ge-

liefert habe] als einen inoffiziellen Bericht seines Vertreters 

behandelt und mit Hilfe der guten Dienste des Aussenminis-

teriums weitergeleitet hätte, wäre nicht viel Schaden entstan-

den. Stattdessen verbreitete er die darin enthaltenen Informa-

tionen mit viel öffentlichem Aufsehen und leitete sie offiziel-

len Stellen im Aussenministerium zu... Es muss erneut betont 

werden, dass all diese Berichte nicht bestätigt sind. Aus of-

fensichtlichen Gründen ist es nicht möglich, Bestätigungen 

über das Verhalten der Deutschen in den verschiedenen be-

setzten Ländern zu erhalten... Unzweifelhaft wird das jüdi-

sche Volk in Europa unterdrückt, und gewiss sind zahlreiche 

Juden seit Kriegsbeginn auf die eine oder andere Weise ums 

Leben gekommen. Ob sich die Zahl der Toten auf Zehntau-

sende beläuft oder, wie in diesen Berichten behauptet wird, 

auf Millionen, ist für das Hauptproblem nicht von Belang... 

Unser wichtigstes Ziel ist es, den Krieg zu gewinnen, und alle 
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anderen Überlegungen müssen diesem Ziel untergeordnet 

werden.76 

In einem weiteren Memorandum bezeichnete Elbridge Durbrow 

aus der Europaabteilung Wises Umgang mit Riegners Bericht als 

Verdrehung der Tatsachen. Es gebe keinen Zweifel daran, dass die 

Nazis brutal gegen die Juden in Polen vorgingen, aber «das Aus-

senministerium hat niemals irgendwelche Informationen aus offi-

ziellen Quellen erhalten, und darum ist es ihm nicht möglich, der-

artige Behauptungen offiziell zu bestätigen».77 

Die Verantwortlichen im amerikanischen Aussenministerium 

wussten nichts von den Informationen über die Ermordung von Ju-

den durch die Nazis, die in Bletchley Park gesammelt wurden und 

dem britischen Geheimdienst vorlagen. Analytiker des Geheim-

dienstes in London hätten ohne weiteres die Behauptung widerle-

gen können, dass der Westen nicht herausfinden könne, was die 

Nazis im besetzten Europa taten. Sie verfügten über ein ziemlich 

klares Bild, aber nur ausgewählte Verantwortliche wurden unter-

richtet. Von Oktober 1942 an hatten mindestens drei Mitarbeiter 

des Aussenministeriums aus Bletchley Park genau jene Art von 

«offiziellen» Beweisen erhalten, die nach Durbrows Worten dem 

amerikanischen Aussenministerium nicht zur Verfügung standen: 

die deutschen Funksprüche im Wortlaut. 

Die weitgehend ablehnende Haltung des amerikanischen Aus-

senministeriums und die Betonung, dass man offiziell über keine 

Informationen verfüge, hatten einige unangenehme Auswirkungen: 

So klagten Mitarbeiter der Visaabteilung, sie seien auf Weihnachts-

karten 1942 als Mörder beschimpft worden.78 Da man der Ansicht 

war, Wise habe dem Aussenministerium «Probleme» bereitet, bot 

sich als eine Lösung an, ihm den Zugang zu Informationen von 

Riegner aus Genf zu erschweren oder ihn ganz vom Informations-

fluss abzuschneiden. Im Februar 1943 entwarf ein Mitarbeiter der 

Europaabteilung ein Telegramm an die amerikanische Gesandt-

schaft in Bern mit der Empfehlung, künftig keine Berichte zur Wei-

terleitung an private Personen und Instanzen anzunehmen: «Solche 

privaten Nachrichten werden [auf diese Weise] der Zensur neutra-

ler Länder entzogen, und man muss befüchten, dass wir durch ihre 

Übermittlung Gefahr laufen, dass die neutralen Länder Schritte un- 
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ternehmen, unsere Kommunikationswege für amtliche Geheimsa-

chen zu beschneiden oder zu sperren.»79 Dies war ein eher dünner 

Vorwand, um einen ungeliebten Boten loszuwerden. Gewiss woll-

te die Schweiz Deutschland nicht dadurch gegen sich aufbringen, 

dass sie Berichte über Greueltaten veröffentlichte oder die Über-

mittlung derartiger Berichte von schweizerischem Boden aus er-

laubte – mit dieser Politik behinderte sie die Arbeit jüdischer Or-

ganisationen im Land und veranlasste sie, Hilfe bei wohlgesinnten 

diplomatischen Vertretern westlicher Staaten zu suchen.80 Die 

Schweiz war zwar bedacht, Deutschland nicht zu verärgern, aber 

bestimmt wollte sie die Vereinigten Staaten ebensowenig damit 

verärgern, dass sie ihre diplomatischen Kanäle sperrte. 

Als Riegner das nächste Mal über die Kanäle des Aussenminis-

teriums eine telegrafische Mitteilung an Wise schicken wollte, 

musste Leland Harrison, der zuvor Riegner gebeten hatte, bei der 

Informationsbeschaffung behilflich zu sein, ihm auseinanderset-

zen, dass neue Instruktionen ihm untersagten, die Mitteilung an 

Wise weiterzuleiten, obwohl er persönlich bereit und sehr daran 

interessiert sei. Harrison schlug Riegner vor, Wise direkt zu tele-

grafieren, doch Riegner erklärte daraufhin, die Informationen seien 

sehr brisant und vertraulich: Er könne nicht riskieren, dass ein un-

verschlüsseltes Telegramm von den Deutschen aufgefangen wür-

de. Harrison erwiderte, er wolle versuchen, die Situation in Wash-

ington zu klären, und bat das State Department, Riegner nicht vom 

Informationsfluss abzuschneiden. Die Europaabteilung stimmte 

schliesslich zu, aber nur unter der Bedingung, dass sie die volle 

Ermessensfreiheit behielt, ob sie Meldungen an Wise weiterleitete 

oder nicht. Selbst Staatssekretär Welles, der mittlerweile über die 

Kontroverse informiert worden war, sagte Wise eindringlich, er 

dürfe, wenn er die Information an die Öffentlichkeit bringe, keinen 

Hinweis auf die Quelle und den Weg der Übermittlung geben.81 

Das Telegramm (vom 10. März), das Riegner an Wise schicken 

wollte, betraf ausgerechnet die Festnahme von 15’000 Juden in 

Berlin Ende Februar und Anfang März, darunter auch die privile-

gierten Juden in Mischehen, als Teil des oben erwähnten Planes, 

bis Ende März alle Juden aus Berlin zu deportieren und umzubrin- 
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gen. Riegner beriet sich mit Willem Visser’t Hooft vom Ökumeni-

schen Rat der Kirchen, der ihn mit ergänzenden Informationen ver-

sorgt hatte, und drängte dann die Alliierten, alles Erdenkliche zur 

Rettung dieser Menschen zu unternehmen. Er empfahl insbeson-

dere den Austausch von Juden gegen deutsche Zivilisten, die in 

westeuropäischen oder alliierten Ländern festgehalten wurden; 

amerikanische und britische Garantien für die Versorgung von 

Flüchtlingen mit Lebensmitteln in neutralen Ländern und eventuell 

die Verbringung von Flüchtlingen dorthin; und schliesslich riet er, 

die BBC solle in täglichen Sendungen die Deutschen und andere 

warnen, nicht am Vernichtungsprogramm der Nazis mitzuwirken. 

Der amerikanische Konsul in Genf schickte das Telegramm an die 

Gesandtschaft in Bern, ohne zu wissen, ob es Wise überhaupt er-

reichen würde.82 Wie sich herausstellte, handelten die deutschen 

Ehefrauen der Berliner Juden schneller. 

Im britischen Aussenministerium machte man sich, wenngleich 

eingeschränkt, auch Gedanken über die künftige öffentliche Be-

richterstattung über die Endlösung. Im Mai 1943 versuchte Richard 

Lichtheim, Riegners Verbindungsmann in Genf, eine Botschaft mit 

Einzelheiten über die Verfolgung von Juden in Bulgarien und Ru-

mänien von Genf an den Vertreter der Jewish Agency in London 

zu schicken. Er drängte darauf, die Informationen zu veröffentli-

chen, und empfahl BBC-Sendungen mit Berichten und Warnungen 

an die Regierungen von Bulgarien und Rumänien, dass sie später 

für die Verfolgung der Juden zur Verantwortung gezogen werden 

würden. Das Aussenministerium leitete das Telegramm an die 

Jewish Agency weiter, tilgte aber Lichtheims Empfehlung, die In-

formationen an die Öffentlichkeit zu bringen. In einem internen 

Memorandum schrieb ein Mitarbeiter des Aussenministeriums, es 

sei besser, die Jewish Agency gar nicht erst auf solche Gedanken 

zu bringen.83 

Die Entwicklungen in London und Washington nach der Alliier-

ten Erklärung vom 17. Dezember 1942 folgten einem ähnlichen 

Muster. Die Berichterstattung in den westlichen Staaten über die 

Endlösung bewirkte, dass auf die Regierungen Druck ausgeübt 

wurde, Abhilfe zu schaffen. In Grossbritannien war die öffentliche 

Meinung, repräsentiert durch einige Parlamentsabgeordnete und 
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Vertreter der anglikanischen Kirche, früh ein einflussreicher Fak-

tor. In den Vereinigten Staaten hielt sich der Kongress zurück, und 

die jüdischen Organisationen, selbst uneins über Vorgehensweisen 

und Prioritäten, hatten nur wenige einflussreiche Verbündete. 

Doch selbst in den Vereinigten Staaten wurden in der Öffentlich-

keit immer häufiger Stimmen laut, die Rettungsmassnahmen ver-

langten, woraufhin einige Verantwortliche im Aussenministerium 

den Informationsfluss zu stoppen versuchten. 

Wenn die westlichen Regierungen die Vernichtungspolitik der 

Nazis bereits früher offiziell zur Kenntnis genommen hätten, wä-

ren die Rufe nach Rettungs- und Hilfsmassnahmen bereits früher 

laut geworden, und der Druck auf ihre Politiker wäre stärker ge-

wesen. 
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11 Konkurrenz und Kooperation 

Am 20. Januar 1943 schickte das britische Aussenministerium ein 

Aide-memoire nach Washington des Inhalts, dass beabsichtigt sei, 

eine gemeinsame Basis für einen britisch-amerikanischen Dialog 

über das Flüchtlingsproblem zu schaffen. Die Briten sprachen sich 

ausdrücklich dagegen aus, das Flüchtlingsproblem als ein rein jü-

disches Problem zu behandeln, mit der Begründung, dass viele an-

dere Völker auch litten und dass es Kritik geben würde, wenn die 

Alliierten sich bevorzugt der Juden annähmen. Das britische Aus-

senministerium sah die Gefahr eines wachsenden Antisemitismus 

überall dort, wo ausländische Juden ins Land kämen. Deutschland 

und seine Satelliten könnten andere Länder mit Emigranten über-

schwemmen. Die Denkschrift schloss mit der Frage, ob die Verei-

nigten Staaten gemeinsames Handeln für ratsam erachteten und ob 

sie an einer inoffiziellen und informellen Konferenz der Vereinten 

Nationen (der Alliierten; A.d.U.) zu dem Thema teilnehmen wür-

den.1 Letzten Endes war die Denkschrift eine Einladung an die US-

Regierung, gemeinsam Schritte zu unternehmen und damit den 

Kritikern in beiden Ländern entgegenzutreten. 

Ungefähr eine Woche danach bat ein hochrangiger Mitarbeiter 

der britischen Botschaft in Washington den stellvertretenden Aus-

senminister Welles um eine Einschätzung der amerikanischen Hal-

tung in der Flüchtlingsfrage. Welles lehnte jede Stellungnahme ab, 

solange er nichts Definitives sagen könne.2 Die Amerikaner rea-

gierten zurückhaltend, zum Teil weil sie fürchteten, der britische 

Vorstoss könnte eine Falle sein, zum Teil weil Welles andere aus-

senpolitische Meinungsverschiedenheiten mit den Briten noch 

nicht ausgeräumt hatte.3 Das britische Aussenministerium hatte je- 
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doch auf eine rasche Antwort gehofft, weil Hinweise auf eine ge-

meinsame Politik beider Länder das britische Parlament davon ab-

bringen würden, weiter Druck auf das Kriegskabinett auszuüben.4 

Am 3. Februar trafen einige Mitglieder aus beiden Häusern des 

britischen Parlaments privat zusammen und kamen überein, einen 

Antrag einzubringen, dass «sofortige Massnahmen auf breitester 

und grosszügigster Basis ergriffen werden unter Berücksichtigung 

von militärischen und Sicherheitserfordernissen, um Personen, de-

nen die Ermordung droht, rasch zu helfen und vorübergehendes 

Asyl zu gewähren». Bis zum 23. Februar hatten 260 Unterhausab-

geordnete den Antrag unterschrieben, und der Erzbischof von Can-

terbury erklärte sich bereit, ihn im Oberhaus einzubringen.5 Eden 

warnte das Kriegskabinett, dass es schwierig sei, dem Parlament 

zu sagen, Grossbritannien sei an internationalen Gesprächen über 

Flüchtlingsprobleme beteiligt, wenn die Vereinigten Staaten kei-

nerlei Interesse signalisierten.6 Am 24. Februar fragte ein Abgeord-

neter in der Unterhausdebatte über den Antrag (der angenommen 

wurde) Eden, ob Grossbritannien alles tue, was es allein tun könne, 

und ob er multilaterale Schritte beschleunigen könne. Eden ant-

wortete, dass Grossbritannien allein eine gute, geradezu makellose 

Bilanz vorweisen könne, dass aber die Frage multilateraler Schritte 

«in mancherlei Hinsicht recht vertrackt» sei. Eden konnte die Fak-

ten nicht nennen, aber er meinte damit den Umstand, dass die ame-

rikanische Antwort auf die britische Einladung zu einer Konferenz 

immer noch auf sich warten liess. Der innenpolitische Korrespon-

dent des Manchester Guardian sah die Situation ganz anders als 

Eden. Er schrieb, die britische Regierung habe in der Frage der jü-

dischen Flüchtlinge «das Handtuch geworfen». Das Kriegskabinett 

habe die falsche Entscheidung getroffen, dass Grossbritannien erst 

dann handeln werde, wenn es erreicht habe, dass andere Länder, 

insbesondere die Vereinigten Staaten, sich beteiligten.7 

Am nächsten Tag leiteten die Flüchtlingsexperten des amerika-

nischen Aussenministeriums der britischen Botschaft in Washing-

ton einen Vorschlag zu. Das US-Aussenministerium war einver-

standen, dass das Flüchtlingsproblem nicht als ein rein jüdisches 
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Problem behandelt wurde, aber anstelle von bilateralen Schritten 

sprach es sich für die Einberufung einer Konferenz aus, um das seit 

Langem ruhende staatliche Flüchtlingskomitee wieder zum Leben 

zu erwecken. Damit kamen die Amerikaner der britischen Strategie 

entgegen, sicherten sich aber zugleich mit dem Vorschlag gegen 

Bitten um einseitige amerikanische Rettungs- und Hilfsmassnah-

men ab. In dem Dokument wurden weiter (reichlich aufgebauscht) 

alle positiven Schritte aufgelistet, die Amerika in der Vergangen-

heit unternommen hatte. Alles in allem sollte es eher wie ein eige-

ner Vorschlag aussehen und nicht wie eine Reaktion auf den briti-

schen Vorschlag. Am 3. März informierte das US-Aussenministe-

rium die Presse über die amerikanische Haltung.8 

Der britische Geschäftsträger Ronald Campbell beklagte sich bei 

Welles über die verspätete Antwort und über die Veröffentlichung 

der amerikanischen Note. Welles verteidigte das amerikanische 

Vorgehen nicht nur, er startete auch einen vernichtenden Gegenan-

griff: 

Die britische Regierung hat zugelassen, dass der Eindruck 

entstehen konnte, die britische Regierung sei die grosse, her-

ausragende Kämpferin für das jüdische Volk und verteidige 

als einzige die Rechte der Religionsfreiheit und der persönli-

chen Freiheit, und sie werde in ihrem Wunsch, praktische 

Massnahmen zum Schutz der Juden in Europa und anderswo 

und zur Sicherung der persönlichen Rechte und Freiheiten zu 

unternehmen, gehindert durch das Widerstreben der Regie-

rung der Vereinigten Staaten und durch den Unwillen der Ver-

einigten Staaten, selbst... über Worte und Gesten hinaus tätig 

zu werden.9 

Verantwortliche im britischen Aussenministerium meinten zwar, 

dass Welles’ Angriff sich eher gegen die britische Propaganda rich-

tete als gegen die britische Aussenpolitik, aber sie verstanden auch, 

dass Welles in Flüchtlingsangelegenheiten eine liberalere Position 

einnahm als manche seiner Kollegen im State Department – und 

dass er einigermassen enttäuscht war.10 

Welles’ Angriff bestürzte die Verantwortlichen im britischen 
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Aussenministerium zwar zunächst, doch sie brauchten die ameri-

kanische Rückendeckung so dringend, dass sie den ausserordentli-

chen Affront hinnahmen. Da Grossbritannien und die Vereinigten 

Staaten sich nunmehr prinzipiell auf ein Treffen geeinigt hatten,11 

konnte das britische Aussenministerium allein mit dem Hinweis 

auf die Mitte April geplante Konferenz alle Bitten abweisen, da-

runter auch eine Bitte des Deputiertenrates der Britischen Juden, 

dass Grossbritannien energische neue Schritte in der Flüchtlings-

frage unternehmen solle.12 In einer eigenwilligen Interpretation der 

Ereignisse gab das Aussenministerium der öffentlichen Meinung 

im Land die Schuld für all die Schwierigkeiten und teilte der briti-

schen Botschaft in Washington mit, Abgeordnete und prominente 

Personen hätten Konsultationen (nicht Aktionen) gefordert. 

Die Regierung Seiner Majestät ergriff jede mögliche Mass-

nahme, 1) um die Hoffnung zu zerstreuen, dass sehr weitrei-

chende Hilfsmassnahmen zum gegenwärtigen Zeitpunkt, da 

sich der Krieg an einem entscheidenden Wendepunkt befin-

det, ergriffen werden könnten; 2) um boshafte Vergleiche mit 

den Vereinigten Staaten zu vermeiden. Es war gleichwohl un-

möglich, den Gedanken einer gemeinsamen Aktion der Ver-

einten Nationen ganz und gar abzulehnen, nachdem der Vor-

stoss der Regierung der Vereinigten Staaten... erfolgt war. 

Wir befanden, dass ein gemeinsames Vorgehen der Vereinten 

Nationen ohne grössere Schwierigkeiten ausgearbeitet wer-

den könnte, sofern wir uns über gemeinsame politische Leit-

linien einigen könnten. Unsere Hoffnung war nicht nur, dass 

die Regierung der Vereinigten Staaten in der Lage sein würde, 

die gastliche Aufnahme von Flüchtlingen anzukündigen (in 

diesem Punkt sind wir uns der innenpolitischen Komplikatio-

nen in Amerika voll und ganz bewusst) und an der Bereitstel-

lung eines Auffanggebiets in Nordafrika mitzuwirken (was, 

wie wir wissen, primär eine Frage der militärischen Sicherheit 

ist), sondern dass, was von weit grösserer Bedeutung ist, die 

Vereinigten Staaten zusammen mit uns und anderen Verein-

ten Nationen neutralen Staaten Zusicherungen geben würden,  
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auf die wir unsere grössten Hoffnungen setzen, dass sie 

Flüchtlinge weiterhin und womöglich in noch grösserer Zahl 

aufnehmen könnten.13 

Diese Worte gaben die Sache nicht korrekt wieder, sie waren eher 

so etwas wie die diplomatische Einkleidung einer schroffen Wahr-

heit: Die Briten erwarteten von den Vereinigten Staaten, dass sie 

die Aufnahme weiterer Flüchtlinge ablehnen würden, und ihre 

Weigerung wäre dann der willkommene Anlass für die Briten, sich 

gleichfalls zu weigern. 

Dass die Briten die alliierten Zusicherungen an neutrale Länder 

betonten, die bereit wären, Flüchtlinge aufzunehmen, hiess im 

Klartext, dass die Briten selbst den neutralen Ländern keinerlei Zu-

sicherungen geben wollten. Einen Tag zuvor hatte die Schweizer 

Gesandtschaft in London beim Aussenministerium angefragt, in-

wiefern die anglo-amerikanischen Gespräche die Interessen der 

Schweiz berühren würden. Der Schweizer Geschäftsträger in Lon-

don hatte bereits um eine Garantie gebeten, dass die Schweiz sich 

nach Kriegsende nicht weiter um Flüchtlinge werde kümmern müs-

sen, und Alec Randall sagte, dies sei ein Punkt, den die Briten und 

die Amerikaner bei ihrem Treffen erörtern würden. Der Schweizer 

Vertreter betonte die Besorgnis angesichts des anhaltenden Zu-

stroms von Flüchtlingen in sein Land. Randall beruhigte ihn: Die 

Diskussionen würden informell und nur vorbereitend sein. Selbst-

verständlich werde die Schweiz nicht ohne vorherige angemessene 

Konsultation zu irgend etwas verpflichtet werden.14 

Aussenminister Eden reiste nach Washington und diskutierte 

dort eine Reihe von Themen und Problemen der Kriegsallianz. Auf 

eine entsprechende Nachfrage seines Ministeriums teilte er mit, 

dass er auf seiner Reise keine Flüchtlingsprobleme erörtern 

werde.15 Es war nicht das erste Mal, dass er das Thema zu vermei-

den versuchte. Am 4. Februar hatte er eine halbe Stunde mit Jan 

Karski gesprochen, dem Mann, der als Überbringer von Nachrich-

ten über die Endlösung 1942 eine so wichtige Rolle gespielt hatte.16 

Karski schilderte Eden die Situation der polnischen Untergrund-

kämpfer und die Not der polnischen Juden. Doch als er vorschlug, 

die Alliierten sollten Flugblätter abwerfen und Bombenangriffe zur 
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Vergeltung durchführen, um der weiteren Ermordung von Juden 

Einhalt zu gebieten, schnitt Eden ihm das Wort ab: «Der polnische 

Bericht über Greueltaten hat uns bereits erreicht.» Karski erinnerte 

sich später an seine Worte: «Die Angelegenheit wird ihren korrek-

ten Gang nehmen.»17 In Edens Zusammenfassung der Unterredung 

für das Kriegskabinett wurden die Juden nur beiläufig erwähnt: 

Karski habe gesagt, dass die gesamte Einwohnerschaft von War-

schau, auch die verbliebenen Juden, in ihrem Hass auf die Deut-

schen, aber auch in ihrem Widerstand gegen sie, geeint seien.18 

Edens mangelnde Bereitschaft, das Thema der jüdischen Flücht-

linge in Washington anzusprechen, veranlasste den Parlamentari-

schen Staatssekretär Richard Law, Eden zu telegrafieren und ihm 

das politische Problem in ungewöhnlich offenen Worten zu schil-

dern: 

Ich bedaure, dass ich Sie wegen der Juden belästigen muss, 

aber wir werden in [eine] schlimme Lage geraten, wenn Cran-

borne [Viscount Cranborne war Minister für die Kolonien 

und ein Sprecher der Regierung] bei der für den 23. März an-

gesetzten Debatte im Oberhaus gar nichts über die Konferenz 

sagen kann. Es wird eine sehr heftige Debatte werden mit dem 

Erzbischof von Canterbury in Person und anderen Kirchen-

männern in Vertretung... 

Ich weiss, wie unerquicklich dies ist, aber inzwischen sind 

fast zwei Wochen vergangen, seit wir die Einladung zu einer 

Konferenz angenommen haben, und es wird sehr heikel sein, 

wenn wir bekennen, dass überhaupt nichts geschehen ist, seit 

wir die Einladung angenommen haben. Ich denke, es würde 

auch sehr sonderbar aussehen, wenn Sie nach den Bekundun-

gen, die auf Ihre Erklärung im Unterhaus folgten, zurückkä-

men und sagten, Sie hätten das Thema [in den Vereinigten 

Staaten] nicht angesprochen. 

Natürlich wäre es ganz und gar nicht nötig, dass Sie in irgend-

einer Weise ins Detail gehen. Wir hätten nur sehr gern, dass 

Cranborne in etwa folgende Worte sagen könnte: «Ich gehe 

davon aus, dass das Problem dem Aussenminister sehr prä-

sent ist und dass er ohne Zweifel jede Gelegenheit ergreifen 

246 



 

wird, die sich ihm bietet, um die vorgeschlagenen Erörterun-

gen voranzubringen.»19 

Eden verstand die Botschaft. Am 22. März traf er mit dem ameri-

kanischen Aussenminister Cordell Hull und dem britischen Bot-

schafter Lord Halifax zusammen. Den amerikanischen Aufzeich-

nungen zufolge – allem Anschein nach die einzigen Aufzeichnun-

gen über die Unterredung, die noch existieren – sprach Eden da-

von, dass die Briten versuchen wollten, 30’000 Juden aus Osteu-

ropa nach Palästina zu bringen. Hull gab die Reaktion der Araber 

zu bedenken, aber Eden erläuterte, dass die Juden, sollte der Plan 

tatsächlich verwirklicht werden, unter die britische Einwande-

rungsquote für Juden fallen würden. Er forderte die Amerikaner 

auf, Spanien, Portugal, der Schweiz und Schweden Zusicherungen 

zu geben, dass sie nicht auf unabsehbare Zeit Flüchtlinge aufneh-

men müssten. Die britische Regierung wollte überdies die bevor-

stehende Konferenz über Flüchtlingsprobleme ankündigen, und 

Mitarbeiter beider Ministerien trafen sich zur Ausarbeitung eines 

Entwurfs, der umgehend nach London geschickt wurde.20 

Am nächsten Tag debattierte das Oberhaus den Antrag von Erz-

bischof Temple, der verlangte, alle Menschen aufzunehmen, denen 

die Flucht nach Grossbritannien gelingen würde, und auf rasches 

Handeln des Kriegskabinetts drängte. In seiner Erwiderung lehnte 

Viscount Cranborne einseitige Schritte der Briten ab und verwies 

auf Engpässe bei Nahrungsmitteln und Transportkapazitäten. Aber 

er verlas die britisch-amerikanische Erklärung, die soeben einge-

troffen war, dass die beiden Staaten bei einer Konferenz Mitte Ap-

ril auf den Bermudas gemeinsam an Lösungen für die Flüchtlings-

probleme arbeiten wollten.21 Eden war im Sinne ihrer wichtigsten 

Anliegen tätig geworden. 

Am 24. März wandte sich Nahum Goldmann vom Jüdischen 

Weltkongress zusammen mit Moshe Shertok von der Jewish 

Agency und Rabbi Maurice Perlzweig an William Strang, einen 

Verantwortlichen im britischen Aussenministerium, der Eden nach 

Washington begleitet hatte, und drängte auf eine Erklärung der Al-

liierten, dass sie alle Juden aus den von den Achsenmächten be-

herrschten Gebieten aufnehmen würden. Sumner Welles arrangier- 
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te als nächstes für Joseph M. Proskauer vom American Jewish 

Committee und Rabbi Wise einen Gesprächstermin mit Eden. Pro-

skauer und Wise waren gemeinsam Vorsitzende des Joint Emer-

gency Committee on European Jewish Affairs, einem Ausschuss, 

in dem Vertreter der wichtigsten jüdischen Organisationen in Ame-

rika sassen und der sich mit den Angelegenheiten der europäischen 

Juden befasste. Eden nahm sich am 27. März eine halbe Stunde für 

eine Unterredung.22 Wise und Proskauer drängten auf eine alliierte 

Erklärung mit dem Ersuchen an Hitler, er solle allen Juden erlau-

ben, das besetzte Europa zu verlassen. Eden bezeichnete den Vor-

schlag als «in absurder Weise unmöglich». Er lehnte es auch ab, 

die Juden auf dem Seeweg von Spanien und Portugal nach Paläs-

tina zu bringen, weil das Mittelmeer zu gefährlich sei. Erwachsene 

Juden aus Bulgarien könnten nicht in die Türkei fliehen, weil «die 

Türkei nicht mehr Personen Ihres Volkes aufnehmen will». (Briti-

sche Diplomaten hatten kurz zuvor berichtet, dass in der Türkei ein 

erheblicher Antisemitismus existiere, aber Grossbritannien hatte 

keinerlei Anstrengungen unternommen, die Türkei zur Aufnahme 

von weiteren Flüchtlingen zu bewegen.23) Auch dem Vorschlag, 

Lebensmittel für die hungernden Juden nach Europa zu bringen, 

erteilte Eden eine Absage, ebenso wie allen anderen Vorschlägen. 

Entmutigt wandten sich Wise und Proskauer wieder an Welles, und 

dieser versprach, er werde alles in seiner Macht Stehende tun.24 

Später am selben Tag traf Eden erneut mit den Ministern Hull 

und Welles zusammen, Harry Hopkins, Lord Halifax und Strang 

waren bei dem Gespräch ebenfalls zugegen. Anders als die Mitar-

beiter der mittleren Ebene des Aussenministeriums stimmten die 

Amerikaner in dieser Runde nicht mit der Haltung der Briten über-

ein. Aus Hopkins’ Aufzeichnungen geht hervor, dass Hull Eden 

drängte, etwas für die 60’000 bis 70’000 bulgarischen Juden zu 

tun, die von der Vernichtung bedroht waren.25 Eden antwortete, 

wenn die Alliierten einen Präzedenzfall schüfen, würden Juden 

überall auf der Welt ähnliche Massnahmen für die polnischen und 

deutschen Juden verlangen: «Hitler kann uns bei jedem derartigen 

Angebot beim Wort nehmen, und es gibt ganz einfach auf der gan-

zen Welt nicht genug Schiffe und andere Transportmittel, um dies 

durchzuführen.» Er sagte, dass Grossbritannien bereit sei, Zehntau- 
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sende Juden nach Palästina zu bringen, dass dies aber mit erhebli-

chen Transport- und Sicherheitsproblemen verbunden wäre – 

Deutschland würde mit den Flüchtlingen Agenten einschleusen. Er 

warnte die Amerikaner, keine teuren Versprechungen zu machen.26 

Generell behagte Eden die Immigration von Juden nach Palästina 

nicht. Im April notierte Edens Privatsekretär in sein Tagebuch: 

«Unglücklicherweise ist A. E. in der Palästinafrage nicht umzu-

stimmen. Er liebt die Araber und hasst die Juden.»27 

Welles hingegen war hinsichtlich einiger Rettungsmöglichkei-

ten zuversichtlich. Zehn Tage vor der Bermuda-Konferenz drückte 

er die Hoffnung aus, dass es möglich sein könne, bulgarische Juden 

in die Türkei und ins britisch kontrollierte Ägypten zu bringen. Er 

sagte auch, dass er weitere Massenkundgebungen in den Vereinig-

ten Staaten zugunsten von Rettungs- und Hilfsmassnahmen be-

grüsse, denn nur Präsident Roosevelt könne die britische Regie-

rung dazu bewegen, die bisherige ablehnende Haltung aufzugeben 

und doch noch einen Appell an Deutschland für die Freilassung 

aller Juden zu richten. (Selbst wenn ein solcher Appell bei den Na-

ziführern wenig fruchte, werde er doch in Deutschland und ganz 

Europa das Augenmerk auf die Endlösung lenken und die Men-

schen vielleicht ermutigen, gegen die Massenvernichtung Wider-

stand zu leisten. Auf jeden Fall wäre ein solcher Appell eine er-

neute Warnung an die Juden, den Versprechungen zu einer angeb-

lichen «Umsiedlung» nicht zu glauben.) Welles meinte, die Ber-

muda-Konferenz wäre ein Erfolg, wenn es gelingen würde, 50’000 

Menschenleben zu retten.28 

Nach einem Besuch von Salomon Adler-Rudel von der Jewish 

Agency in Stockholm teilte Rabbi Wise Welles mit, dass die 

schwedische Regierung eine erhebliche Zahl polnischer Juden auf-

nehmen würde, insbesondere wenn die Vereinigten Staaten sie um 

einen solchen Akt der humanitären Hilfe ersuchen sollten. Wise 

fragte, ob der amerikanische Geschäftsträger in Stockholm, Her-

schel Johnson, das Thema mit Schweden erörtern könne, und Wel-

les gab Johnson eine entsprechende Anweisung.29 Johnson erfuhr, 

dass Schweden bereits an Deutschland herangetreten war mit dem 

Angebot, norwegische und holländische Juden aufzunehmen; bei-

de Anfragen waren abgelehnt worden. Deutschland sei nur dann 
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von seiner pauschal abweisenden Haltung abgerückt, wenn ange-

boten worden sei, hohe Summen als Lösegeld für bestimmte Juden 

zu bezahlen. Die Schweden hatten wenig Hoffnung, dass Deutsch-

land Juden ohne drückende Forderungen freigeben würde, aber sie 

wollten es zumindest versuchen.30 

Am 15. April diskutierte das schwedische Kabinett die mögliche 

Aufnahme von 20’000 jüdischen Kindern. Der Vorschlag wurde 

positiv aufgenommen, teilweise weil die Regierung meinte, der 

Schritt werde einen guten Eindruck in London und Washington 

machen. Das Kabinett gab seine Zustimmung unter der Vorausset-

zung, dass Grossbritannien und Amerika die Kosten für den Un-

terhalt der Kinder tragen, zusätzliche Lebensmittelimporte erlau-

ben und zusichern würden, dass Schweden die Kinder nach Kriegs-

ende wieder abgeben könne. Erik Boheman, Generalsekretär im 

schwedischen Aussenministerium, sagte zu Adler-Rudel, dass 

Schweden lieber jüdische Kinder aus den Niederlanden aufnehmen 

würde als aus Polen, aber dass dies keine unerlässliche Bedingung 

sei.31 Die schwedische Entscheidung fiel wenige Tage vor der Er-

öffnung der britisch-amerikanischen Konferenz auf den Bermudas 

am 19. April, und sie hätte einigen Einfluss auf die Beratungen 

haben können, doch die Delegationen steuerten in eine andere 

Richtung. 

Auf amerikanischer Seite hatten der Staatssekretär im Aussen-

ministerium Breckinridge Long und sein Flüchtlingsexperte Ro-

bert Borden Reams die Konferenz vorbereitet, und das erklärt zu-

mindest teilweise, warum die Amerikaner schliesslich neben der 

Delegation des Aussenministeriums nur die zweite Garde entsand-

ten: ausnahmslos Politiker ohne Erfahrungen mit dem Thema.32 

Die britische Delegation leitete, von Eden persönlich ausgewählt, 

der Parlamentarische Unterstaatssekretär Law (Eden hatte dafür 

gesorgt, dass er rechtzeitig wieder in London war und sich noch 

vor Laws Abflug mit ihm beraten konnte).33 

Bei den Arbeitssitzungen der Konferenz hinter verschlossenen 

Türen waren sich beide Seiten einig, die neuralgischen Punkte des 

jeweils anderen nicht zu berühren: Die Briten wollten keine 

Schritte, die im Nahen Osten die Araber gegen sie hätten aufbrin-

gen können, keine wie auch immer gearteten Verhandlungen mit 

den Deutschen über die Freilassung von Juden und keine Lebens- 
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mitteltransporte durch die alliierten Blockadelinien. Die Amerika-

ner wollten keine Beschlüsse, die ein Abrücken von ihrer rigorosen 

Immigrationspolitik verlangt hätten.34 

Am dritten Tag der Konferenz sandte Law einen freimütigen 

Zwischenbericht direkt an Eden: 

2. ... Es geht gut in dem Sinne, dass die Amerikaner nicht 

hierhergekommen sind, um die Schuld des Scheiterns auf uns 

zu laden. Ich denke nicht, dass sie versuchen werden, uns we-

gen Palästina in Bedrängnis zu bringen... Ich denke... dass sie 

unsere Unterstützung dafür suchen, dass sie gegenüber ihrer 

eigenen Öffentlichkeit unangenehme Fakten präsentieren 

können. Entsprechend sollte es für uns hilfreich sein, wenn 

wir ihre Unterstützung gegen unsere eigenen Erzbischöfe an-

führen können. Aus dieser negativen, aber nicht unwichtigen 

Perspektive betrachtet, kann, meine ich, einiges Gutes hier 

herauskommen. 

3. Ich gebe zu, dass ich auf der positiven Seite weniger hoff-

nungsvoll bin. Sie können stundenlang die Karte betrachten, 

und es ist keine Lösung zu erkennen. Ich stelle mir vor, dass 

die Leute hier darauf vorbereitet sind, Nordafrika zu empfeh-

len, aber es gibt keine Garantie (und meines Erachtens nur 

eine sehr geringe Wahrscheinlichkeit), dass eine solche Emp-

fehlung in Washington akzeptiert würde. Es kann sein, dass 

ich übertrieben pessimistisch bin, und vielleicht klärt sich die 

Situation von selbst, wenn wir in konkrete Verhandlungen 

eintreten. Unter der Annahme, dass die Amerikaner vor allem 

bestrebt sind, uns den Schwarzen Peter zuzuschieben, liegt es 

in ihrem Interesse genauso wie in unserem, dass ein positives 

Ergebnis herauskommt. 

4. Gegenwärtig bin ich geneigt zu glauben, dass unser vor-

rangiges Ziel sein sollte, sobald wie möglich irgendeine Form 

von überstaatlicher Struktur für die Behandlung des Problems 

einzurichten. Wenn wir das Problem in praktischen Möglich-

keiten definieren können (d.h. eher in Tausenden als in Hun-

derttausenden) und wenn wir einen Apparat in Gang setzen 

können, der die Möglichkeiten ausnutzt (hier und dort ein  
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neutrales Schiff chartern und eine sichere Zuflucht in dieser 

oder jener Region für ein paar hundert jener bedauernswerten 

Gestalten finden), haben wir immerhin einiges getan... 

6. Ich sehe ein, dass es am 4. Mai [im Parlament] eine De-

batte über die Flüchtlinge geben muss... [Bis dahin] kann ich 

nur hoffen, dass wir eine förmliche Übereinkunft darüber er-

zielen, was nicht möglich ist, d.h. dass wir Hitler nicht bitten 

können, dass er uns seine Juden schickt, dass wir keine ge-

fährlichen Nazis oder Kriegsgefangenen gegen deutsche Ju-

den austauschen können, dass wir keine Lebensmittel für die 

Juden durch die Blockadelinien schicken können; und [ich 

hoffe], dass wir eine förmliche Übereinkunft erreichen, dass 

wir unmittelbar irgendeine Art der Kooperation zwischen den 

Regierungen einrichten.35 

Für Law war es das wichtigste Ziel der Bermuda-Konferenz, eine 

Übereinkunft zu finden, was nicht getan werden sollte, und er 

wollte die Verantwortung für Massnahmen auf ein internationales 

Gremium abschieben. 

Wie nicht anders zu erwarten, beinhalteten die Vereinbarungen 

der Bermuda-Konferenz nur sehr kleine konkrete Schritte. Letzten 

Endes unterstützten weder Grossbritannien noch die Vereinigten 

Staaten eine bilaterale Erklärung darüber, dass sie am Ende des 

Krieges die Verantwortung für Flüchtlinge übernehmen würden, 

die in neutralen Ländern Zuflucht gesucht hatten. Beide Länder 

drückten zwar ihre Achtung vor dem humanitären Beitrag der 

neutralen Staaten aus, zogen es aber vor, eine Garantie aller alli-

ierten Mächte abzuwarten. Die beiden Delegationen gaben eine 

Presseerklärung heraus, vereinbarten aber Stillschweigen über das 

Abkommen selbst – anscheinend wollten sie Kritik an den dürfti-

gen Resultaten der Konferenz vermeiden. Und im Anschluss an die 

Konferenz mussten erst Churchill und dann Roosevelt intervenie-

ren, damit tatsächlich kleine Auffanglager für jüdische Flüchtlinge 

in Nordafrika eingerichtet wurden, wie es von der Konferenz an-

geregt worden war.36 

Kurz nach Abschluss der Bermuda-Konferenz schrieb Erzbi-

schof Temple an Eden und warb für das bereits zitierte Angebot 

Schwedens, mit Deutschland über die Aufnahme von 20'000 jüdi- 
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schen Kindern zu verhandeln. Die schwedische Regierung meinte, 

dass das Angebot eine Chance haben könnte, wenn davon die Rede 

wäre, dass die Juden ausserhalb Europas angesiedelt würden, und 

sie bat um entsprechende britische Zusicherungen sowie um Nah-

rungsmittelhilfen für die Flüchtlinge. Eden antwortete, dass er dem 

Vorschlag grundsätzlich positiv gegenüberstehe, doch er lehnte die 

Ansiedlung der Juden ausserhalb Europas ab, unter anderem mit 

dem Argument, dass die Eltern ihre Kinder nach Ende des Krieges 

ohne Zweifel wieder in Europa würden zurückhaben wollen. Ir-

gendwelche Garantien seien auf jeden Fall Sache aller Alliierten.37 

In einer anschliessenden Diskussion mit dem britischen Geschäfts-

träger in Schweden unterstrich Generalsekretär Boheman noch ein-

mal, dass die Ansiedlung ausserhalb Europas der einzige Köder 

sei, den die Naziführer vielleicht schlucken würden; er war ent-

täuscht, dass die Briten eine entsprechende Zusicherung nicht ab-

geben wollten. Die amerikanische Reaktion war nur geringfügig 

flexibler. Nach (oder trotz) einiger Ermutigung durch Sumner Wel-

les war das Aussenministerium zu der Zusage bereit, dass man ver-

suchen werde, diese Menschen nach Niederringung des Feindes 

wieder nach Hause zu bringen. Schweden verfolgte den Gedanken, 

an Deutschland heranzutreten, dann nicht mehr energisch weiter.38 

Wie eine Episode aus der Zeit zeigt, hätte selbst der ursprüngli-

che schwedische Plan Chancen gehabt. Im Mai 1943 übermittelte 

die Schweizer Regierung Deutschland ein Ersuchen der Briten, 

5’000 jüdische Kinder aus dem Generalgouvernement Polen und 

aus anderen besetzten Gebieten im Osten nach Palästina ausreisen 

zu lassen. In seiner Antwort formulierte Himmler die bindenden 

Grundsätze für die Reaktion der Deutschen auf derartige Angebote 

und definierte den Grad ihres Entgegenkommens. Grundsätzlich 

sei er dagegen, aber er wäre zu einer Zustimmung bereit, wenn die 

Ausreise der Juden im Austausch gegen junge internierte Deutsche 

erfolgen würde, etwa nach einer Quote von vier Deutschen gegen 

einen Juden.39 Das deutsche Aussenministerium ergänzte Himm-

lers Bedingungen noch: Wenn man die 5’000 Juden ausreisen 

liesse, könnten sie nicht nach Palästina gehen, weil die Araber sich 

dem widersetzen würden; sie könnten aber nach Grossbritannien  
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gehen, sofern die Briten zu einer Gegenleistung bereit wären (etwa 

zur Freilassung internierter Deutscher) und sofern das Unterhaus 

den Handel offiziell absegnen würde. Ende Juni einigten sich 

Himmler und Ribbentrop auf diese Formulierung, aber natürlich 

war ihnen klar, dass die Briten kaum mitspielen würden.40 

Die Naziführer waren zur Freilassung oder zum Austausch eini-

ger tausend Juden nur bereit, wenn die Juden Europa verliessen 

und die Alliierten sich um sie kümmerten. Diese Regelung hätte 

ihnen erlaubt, ihr Ziel, alle Juden aus Europa zu vertreiben, weiter-

zuverfolgen, und es hätte aus ihrer Sicht auch die Chance geboten, 

den Antisemitismus und politische Unruhen in den alliierten Län-

dern zu schüren. Die Nazis hatten kein Interesse an einer Verein-

barung über die Ausreise einer bestimmten Zahl von Juden an si-

chere Orte in neutralen Ländern. (Ein neuer Vorschlag, einige jü-

dische Kinder aus Frankreich und Belgien nach Schweden ausrei-

sen zu lassen, scheiterte daran, dass Deutschland erklärte, es könne 

dafür keine Transportmittel zur Verfügung stellen.) Der Austausch 

über diplomatische Kanäle zog sich ohne Ergebnis bis 1944 hin.41 

Sumner Welles war enttäuscht, dass die Briten sich weigerten, 

Juden in den Nahen Osten zu evakuieren. Ende Juni wies er Lord 

Halifax darauf hin, dass unbedingt Juden aus Bulgarien herausge-

bracht werden müssten; wenn man weiter zögere, werde die Gele-

genheit ungenutzt verstreichen und die Alliierten würden für das 

Schicksal der Juden verantwortlich gemacht werden. Aber Halifax 

wollte abwarten, bis für die Flüchtlinge aus Europa in Nordafrika 

«Konzentrationslager», wie er sie nannte, eingerichtet wären.42 Die 

Lager (empfohlen auf der Bermuda-Konferenz, aber noch nicht be-

schlossen) waren jedoch nicht konzipiert für so viele Tausende von 

Menschen, die Welles retten wollte und die Eden bei seinem Be-

such in Washington im März beziffert hatte. 

In einer Rede in Boston am 4. Mai zog der Staatssekretär im 

Aussenministerium Adolf Berle, ein ehemaliger Redenschreiber 

und Berater von Präsident Roosevelt, eine Bilanz der bescheidenen 

Ergebnisse der Bermuda-Konferenz. Berle, der für seine Intelli-

genz, aber nicht gerade für ein besonderes Feingefühl bekannt 

war,43 bestritt weder die Fakten, noch beschönigte er die alliierte 
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Politik. Er sagte, Deutschland habe die vollständige Vernichtung 

der Juden in die Wege geleitet und seine Satellitenstaaten gezwun-

gen, daran mitzuwirken. Zum erstenmal in der modernen Ge-

schichte führe ein zivilisiertes Volk einen Völkermord durch, und 

Berle warnte die Deutschen, dass sie nach dem Krieg zur Verant-

wortung gezogen würden. Sofortige Hilfe für die Menschen, die 

unter der Tyrannei der Nazis litten, sei indes unmöglich: «Diesen 

hilflosen Unglücklichen kann nicht anders geholfen werden als 

durch eine Landung in Europa, durch einen Sieg über die deutschen 

Waffen und ein Zerbrechen der deutschen Macht. Einen anderen 

Weg gibt es nicht.» Ein Flüchtlingsspezialist im britischen Aussen-

ministerium kommentierte beifällig, die Verantwortlichen in den 

USA hätten nun endlich begriffen, wie schwierig die Lösung des 

Flüchtlingsproblems sei.44 

Vielleicht hätte man im Westen die Ermordung der Juden durch 

die Nazis hingenommen, wenn der Krieg anders verlaufen wäre. 

Doch Mitte 1943 hatten sich die militärischen Perspektiven deut-

lich aufgehellt, und das bedeutete, dass immer mehr Menschen, 

auch in den Vereinigten Staaten, Berles Standpunkt einfach nicht 

akzeptieren konnten. Sobald deutlich wurde, wie bescheiden die 

Ergebnisse der Bermuda-Konferenz waren, erneuerte und ver-

stärkte sich der Druck auf Briten und Amerikaner, endlich zu han-

deln. 

Im April fand neben der Bermuda-Konferenz noch ein weiteres 

Treffen zwischen Briten und Amerikanern statt; dabei ging es je-

doch nicht um die Vernichtungspolitik der Nazis und die Frage, 

wie die noch verbliebenen Juden gerettet werden könnten. Doch 

die blosse Tatsache, dass kein Zusammenhang hergestellt wurde – 

und die Art, wie die Briten mit Geheimdienstinformationen umgin-

gen – ist höchst aufschlussreich. 

Am 25. April trafen drei Verantwortliche des amerikanischen 

Nachrichtendienstes – William Friedman, Oberst Alfred McCor-

mack und Oberstleutnant Telford Taylor – auf dem Weg nach 

Bletchley Park in London ein. Friedman, damals 51 Jahre alt, hatte 

sich als Autodidakt das Entziffern von Codes beigebracht und war 

zu der herausragenden Gestalt der amerikanischen Kryptologie ge-

worden – nach Einschätzung eines Insiders war er der beste Kryp- 
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tologe seiner Zeit. Aber er hatte bereits einen Nervenzusammen-

bruch erlitten und leistete nur ein eingeschränktes Pensum an Ar-

beit.45 McCormack war Rechtsanwalt und hatte wenig Erfahrung 

mit der Entzifferung von Codes. Taylor war ebenfalls Anwalt, 

noch sehr jung und diente seit fünf Monaten bei der Spezialabtei-

lung der Armee, wo er sich um die englischamerikanische Koope-

ration im Geheimdienstbereich kümmern sollte.46 Der Besuch der 

Amerikaner war von grosser und bleibender Bedeutung für die ge-

heimdienstliche Kooperation der beiden Staaten, aber es hatte lan-

ge gedauert, bis er endlich zustande kam. 

Die britisch-amerikanische Geheimdienstkooperation während 

des Zweiten Weltkriegs war eine Folge der zunehmenden diplo-

matischen und militärischen Zusammenarbeit beider Länder, die 

schon einige Zeit vor dem formellen Kriegseintritt der Vereinigten 

Staaten begonnen hatte.47 Die beiden Geheimdienste bildeten eine 

Welt für sich mit ihren jeweiligen Besonderheiten, und bisweilen 

gingen sie ganz andere Wege, als es die politischen Beziehungen 

nahegelegt hätten.48 

Üblicherweise behalten Geheimdienste ihre Erkenntnisse für 

sich – und teilen sie nicht mit anderen. Die Amerikaner wussten 

nichts von den frühen Durchbrüchen der Briten bei der Entziffe-

rung der Handchiffren der deutschen Polizei und der enigmaver- 

schlüsselten Meldungen deutschen Militärs, und zu Anfang hatten 

sie nicht die geringste Ahnung, in welchem Umfang (und wie straff 

organisiert) in Bletchley Park Meldungen entziffert wurden. Die 

Kryptographen und Analytiker der Vereinigten Staaten arbeiteten 

verteilt – bisweilen sogar sehr aufgesplittert – in der Armee und im 

FBI. 

Analytikern der Armee war es gelungen, eine japanische Ver-

schlüsselungsmaschine nachzubauen, und im September 1940 hat-

ten sie einen diplomatischen Code der Japaner namens Purple ge-

knackt. Das Material erhielt den Namen Magic und war mehr oder 

weniger das Gegenstück zum britischen Ultra-Material. Ein Ver-

antwortlicher bei der US-Armee erzählte den britischen Stabschefs 

umgehend von ihren Erfolgen bei japanischen und italienischen 

Codes und schlug einen Austausch der jeweiligen Informationen 

vor. Im Oktober billigten Verantwortliche im Kriegsministerium 
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diesen Vorschlag offiziell, und der Präsident und der Aussenminis-

ter wurden unterrichtet.49 Im Januar 1941 brachte eine Gesandt-

schaft von US-Marine und US-Armee eine «Magic»-Maschine 

nach Grossbritannien, die den Briten sehr nützliche Dienst bei der 

Verfolgung der japanischen Aktivitäten im Fernen Osten leistete. 

Der Historiker Bradley E Smith bezeichnete dies als eine der gross-

zügigsten Gesten in der Geschichte der modernen kryptanalyti-

schen Beziehungen.50 

Das amerikanische Team bekam als Gegenleistung eine kurze 

Führung durch Bletchley Park, eine sehr allgemeine Einführung in 

die kryptologischen Methoden der Briten und einen Überblick über 

die Grundstruktur der Arbeitsteilung (das inzwischen berühmte 

Barackensystem, bei dem jeweils ein Team von Spezialisten in ei-

ner Holzbaracke mit Wellblechdach zusammengefasst war). Doch 

bei den Enigma-Codes hatten die Briten damals noch keine grossen 

Fortschritte erzielt, und die Amerikaner bekamen keine Enigma zu 

sehen, geschweige denn, dass ihnen eine übergeben worden wäre; 

sie wussten nicht einmal von ihrer Existenz und auch nicht von der 

Existenz der Maschinen (der sogenannten Bombas), mit denen die 

Briten die Walzeneinstellungen der Enigma herauszufinden ver-

suchten. Die Amerikaner ahnten nach ihrem Besuch nicht, welch 

entscheidende Rolle Bletchley Park im Krieg bald spielen sollte. 

Gestützt auf die wenigen zugänglichen Informationen meint 

Smith, dass Graham Stewart Menzies, der Leiter des Secret Intel-

ligence Service (SIS), möglicherweise mit Rückendeckung durch 

Premierminister Churchill, verantwortlich dafür war, dass die 

Amerikaner auf Distanz gehalten wurden, möglicherweise weil 

sich die Briten Sorgen um die Geheimhaltung jenseits des Atlan-

tiks machten. Tatsächlich hatten die Amerikaner mit Sicherheits-

problemen und ernsten Rivalitäten zwischen den einzelnen Diens-

ten zu kämpfen. Aber das Ergebnis der britischen Zurückhaltung 

war, dass die amerikanischen Verantwortlichen beim Militär und 

im Geheimdienst zu dem Eindruck gelangten, sie hätten weit mehr 

gegeben als bekommen. Die daraus resultierende Verstimmung er-

schwerte die Zusammenarbeit zwischen Amerikanern und Briten 

im Geheimdienstbereich in der Folgezeit zusätzlich.51 
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Die von den Briten entzifferten handverschlüsselten Meldungen 

der deutschen Polizei waren nicht so brisant wie das Ultra-Mate-

rial, aber auch der Umgang mit ihnen hing vom Klima der alliier-

ten Beziehungen im Geheimdienstbereich ab. Nach und nach ga-

ben die Briten ab der zweiten Jahreshälfte 1941 in indirekter Form 

Informationen aus Ultra-Material weiter, damit die amerikani-

schen Schiffe deutschen U-Booten im Atlantik ausweichen konn-

ten,52 und Ende 1942 leisteten sie ähnliche Unterstützung bei co-

dierten Meldungen aus Italien, Frankreich, den französischen Ko-

lonien, Brasilien und einigen anderen südamerikanischen Staaten, 

Portugal und Schweden. Ein britischer Nachrichtenoffizier meinte 

schliesslich, der Informationsaustausch entwickle sich einseitig 

zugunsten der Amerikaner.53 

Über das Vorgehen der deutschen Polizei brauchten die Ameri-

kaner nichts zu wissen – zumindest dachten dies allem Anschein 

nach die Briten. Menzies und sein Stellvertreter Nigel de Grey wa-

ren grundsätzlich dagegen, irgendwelche Erkenntnisse aus Bletch-

ley Park nach Washington weiterzuleiten. Erst nachdem die Briten 

auf eine Reihe technischer Probleme gestossen waren, für die sie 

amerikanische Hilfe brauchten, gab der SIS nach: Wenn die ame-

rikanische Armee bereit war, Vertreter nach England zu entsenden, 

würde man ihnen alles zeigen.54 

Auf dieses Angebot ging der Besuch Ende April 1943 zurück. 

Die dreiköpfige amerikanische Delegation wurde durch Bletchley 

Park geführt und war sehr beeindruckt von der Grösse (rund 5’000 

Leute) und der Produktivität der Einrichtung. Taylor blieb noch 

weiter in London und erhielt direkten Einblick in diplomatische 

Botschaften, die in einer separaten Abteilung unter der Leitung 

von Alastair Denniston, dem ehemaligen Leiter von Bletchley 

Park, in der Berkeley Street entziffert wurden.55 

Am 17. Mai unterzeichneten hochrangige britische und ameri-

kanische Geheimdienstmitarbeiter ein förmliches Abkommen über 

den Austausch von entzifferten Geheiminformationen. Der Aus-

tausch des Rohmaterials (der noch verschlüsselten Funksprüche) 

war nicht vorgesehen. Die Vereinbarung lief darauf hinaus, dass 

sich die Vereinigten Staaten auf das Abfangen und die Entziffe-

rung nicht-deutscher Meldungen spezialisieren würden, insbeson-

dere auf die japanischen, und dass die Briten ihr Quasimonopol für 
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die deutschen Meldungen behalten und weitere Entzifferungsar-

beiten leisten würden. Unmittelbar nach dem Abschluss der Ver-

einbarung konnte Taylor sich ein umfassendes Bild davon machen, 

was in Bletchley Park geschah.56 

Das erste Team amerikanischer Kryptanalytiker traf im Juli 

1943 in Bletchley Park ein, um den Briten bei der Lösung ihrer 

Probleme zu helfen. Einer von ihnen war der Mathematiker Arthur 

Levinson, der etliche Jahre beim Army Signal Corps gearbeitet 

hatte. (Später war er lange Zeit und sehr erfolgreich für die Ame-

rican National Security Agency tätig.) Levinson empfand die At-

mosphäre in Bletchley Park als geprägt von Optimismus und Zu-

versicht, und er registrierte, dass es keine Rangunterschiede gab. 

Lauter kluge Köpfe waren dort versammelt, sie hatten einige Er-

folge erzielt und hofften auf weitere Erfolge in der Zukunft. Sie 

arbeiteten gemeinsam und kooperativ an einer wichtigen Aufgabe. 

Levinson übte sich im Entziffern deutscher Enigma-Botschaften, 

und dabei kamen ihm keine Meldungen über die Ermordung von 

Juden in die Hände. Hinweise auf derartige Vorgänge waren in den 

Funksprüchen der Deutschen offensichtlich selten.57 

Doch ein britischer Kryptologe namens Walter Eytan – von Ge-

burt deutscher Jude mit dem Namen Ettingham – der seit Anfang 

1941 in Bletchley Park an enigmaverschlüsselten Botschaften von 

deutschen Kriegsschiffen und U-Booten arbeitete, erhielt Ende 

1943 oder Anfang 1944 eine Meldung, dass ein Schiff unter deut-

scher Flagge Juden von Rhodos zur Endlösung transportierte. Von 

einer Endlösung hatte er bis dahin noch nichts gehört, jedoch war 

ihm, wie er sich später erinnerte, instinktiv klar, was der Begriff 

bedeutete. Gegenüber den anderen, die mit ihm Dienst hatten, ver-

lor er damals darüber kein Wort.58 

Den Kryptanalytikern in Bletchley Park gelang es bis Kriegs-

ende nicht, den Enigma-Code zu knacken, den die Gestapo für ihre 

allergeheimsten Meldungen verwendete. Diese Meldungen hätten 

wohl Informationen über die Rolle der Einsatzgruppen und viel-

leicht auch über die Judendeportationen aus verschiedenen euro-

päischen Ländern in die Vernichtungslager enthalten. Aber offen-

sichtlich knackten sie andere Codes der Gestapo und des SD, und  
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auch diese Meldungen dürften Informationen über die Judenver-

nichtung enthalten haben.59 Die entsprechenden Aufzeichnungen 

sind bis heute noch nicht freigegeben. 

An dieser Stelle sei noch einmal darauf hingewiesen, dass die 

Entzifferung der enigma-codierten Nachrichten ein schwieriges 

Unterfangen war. Man brauchte grosse Empfänger zum Abhören 

der Funksprüche, jede Frequenz musste mehrfach überwacht wer-

den, und die Horchposten an den Geräten brauchten feine Ohren, 

damit sie jeden einzelnen Buchstaben mitbekamen. Je mehr Perso-

nen ein und dieselbe Nachricht mithörten, desto grösser war die 

Chance, dass man am Schluss einen nicht verstümmelten codierten 

Text hatte. Die Entzifferung einer Meldung hing folglich zum Teil 

davon ab, wie viele Personen zur Verfügung standen und wieviel 

Zeit man dafür verwenden konnte. Die Verantwortlichen mussten 

Prioritäten setzen und die Arbeitskräfte verteilen, sie konnten sich 

nicht um alle Meldungen mit gleicher Intensität kümmern. 

Den Briten eröffnete sich eine neue wichtige Informationsquelle 

über das Vorgehen von SS und deutscher Polizei auf sowjetischem 

Gebiet, als im Oktober 1943 ein Flugzeug mit einem kroatischen 

Luftwaffenoffizier in Begleitung eines deutschen Polizisten hinter 

den britischen Linien im von den Alliierten besetzten Italien lan-

dete. Es stellte sich heraus, dass der Polizist, ein Österreicher na-

mens Robert Barth, zuvor bei der Einsatzgruppe D (Einsatzkom-

mando 10 b) gedient hatte; seine Angst war so gross, dass er redete. 

(Bisher wurde nur die einleitende Zusammenfassung von Barths 

Aussagen gegenüber dem britischen Geheimdienst freigegeben.) 

Barth schilderte die Aufstellung der Einsatzgruppen im Mai 

1941 und beschrieb ihren Auftrag: Sie sollten gegen Partisanen 

und Kommunisten vorgehen und allgemeine nachrichtendienstli-

che Aufgaben erfüllen. Er gab zu, dass Kommissare und führende 

Kommunisten festgenommen und erschossen wurden, behauptete 

aber fälschlicherweise, die Ordnungspolizei («Schupos») und die 

Waffen-SS würden die Erschiessungen vornehmen. (Sie taten das 

zwar auch, aber die Einsatzgruppen erschossen sehr viel mehr 

Menschen.) Barth sagte auch, dass Juden fast ausnahmslos umge-

bracht würden, zu Anfang seien sie erschossen worden, später ver- 
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gast. Dann kam er auf das Vorgehen der Einsatzgruppe E in Serbien 

und Kroatien im Jahr 1943 zu sprechen.60 Nach dem Krieg gab er 

im Verhör durch Amerikaner, die Material gegen die Leiter der 

Einsatzgruppen sammelten, eine sehr detaillierte Schilderung der 

Vorgänge in Deutschland und der Ukraine im Jahr 1941,61 wieviel 

davon er den Briten bereits Ende 1943 erzählte, ist unklar. 

Den handverschlüsselten Meldungen der Ordnungspolizei, de-

ren Entzifferung den Briten keine Schwierigkeiten bereitete, und 

den Enigma-Meldungen der SS, deren Entzifferung ebenfalls ge-

lungen war, waren zwar nur wenige, aber wichtige Informationen 

über das Vorgehen der Nazis gegen die Juden in Europa zu entneh-

men. Wenn die Alliierten bereit gewesen wären, das Morden der 

Nazis zu stoppen und Hilfsmassnahmen einzuleiten, hätten die 

Meldungen der Polizei und der SS wichtige Aufschlüsse über Orte 

und Aktionen liefern können. Am 15. Oktober 1943 erfuhren die 

Briten beispielsweise, dass 700 Juden aus dem Lager Sobibór ge-

flohen waren und dass Vergeltungsmassnahmen vorbereitet wur-

den. Der Meldung war zu entnehmen, wo sich das Lager Sobibór 

befand: fünf Kilometer vom Fluss Bug entfernt zwischen Cholm 

und Wlodawa im Bezirk Lublin.62 Unabhängig davon, was in die-

sem konkreten Fall hätte getan werden können, hätten solche Bot-

schaften mit präzisen Angaben doch zumindest dazu genutzt wer-

den können, Schritte für einen künftigen Zeitpunkt zu planen, an 

dem die militärische Lage sie erlauben würde. Aber in dieser Rich-

tung wurde nichts unternommen. 

Noch einige Zeit hatte nur die britische Regierung diese Option. 

Da das englisch-amerikanische Geheimdienstabkommen nur die 

verschlüsselten Botschaften der höchsten Geheimhaltungsstufe wie 

Ultra und Magic betraf und die handverschlüsselten Meldungen 

nicht eingeschlossen waren,63 hatten die Amerikaner keinen for-

mellen Anspruch auf die entzifferten deutschen Polizeimeldungen. 

Deshalb erhielt Taylor selbst Ende 1943 keine Kopien aktueller 

entzifferter Meldungen,64 geschweige denn älteres Material. Doch 

1944 wurde die Vereinbarung lockerer gehandhabt, und Taylor be-

kam nach und nach Kopien aktueller Meldungen. 
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Nach Kriegsende war Taylor an der Vorbereitung der Nürnber-

ger Kriegsverbrecherprozesse beteiligt, und er gehörte dem ameri-

kanischen Anklägerteam an. Etliche Jahrzehnte später schrieb er 

seine Erinnerungen an die Nürnberger Prozesse nieder. Darin be-

richtete er, dass ihm erst klargeworden sei, was der Holocaust be-

deutete, als er in der zweiten Hälfte des Jahres 1945 in Nürnberg 

die wichtigsten Zeugen gehört und die Dokumente eingesehen 

habe.65 Das war spät. Und in den Dokumenten, die er zu Gesicht 

bekam und auf die er sich stützte, fehlten die entzifferten Funk-

sprüche der deutschen Polizei aus den Jahren 1941 –42, in denen 

häufig von der massenweisen Ermordung von Juden die Rede war. 
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12 Der Vorstoss des Finanzministeriums 

Der wichtigste Schritt in der amerikanischen Flüchtlingspolitik 

während des Krieges war die Einrichtung des Kriegsflüchtlingsam-

tes (War Refugee Board), und mehrere Aspekte der Geschichte des 

Amtes sind wichtig für die vorliegende Untersuchung.1 Bei einem 

Zusammenstoss zwischen dem Aussenministerium und Verant-

wortlichen des Finanzministeriums trat die gleiche politische Hal-

tung zutage, wie sie auch in London vorherrschte: Alle Aktionen 

zur Rettung der Juden behinderten die Kriegsanstrengungen. Aber 

die Einrichtung des Flüchtlingsamtes auf Anregung des Finanzmi-

nisteriums veränderte die Zusammenarbeit von Briten und Ameri-

kanern beim Problem der jüdischen Flüchtlinge grundlegend und 

hatte zur Folge, dass das britische und das amerikanische Vorgehen 

sich künftig stark unterschieden. Das Amt leitete einige Massnah-

men ein, die man zwar schon früher in Erwägung gezogen, aber 

nicht ergriffen hatte. Eine Lektion aus dieser Geschichte muss si-

cher lauten, dass bestimmte Schritte möglich gewesen wären, wenn 

eine dafür zuständige westliche Regierungsstelle von den frühen 

Geheimdienstmeldungen über die Endlösung Kenntnis erhalten 

und die Alliierte Erklärung vom 17. Dezember 1942 ernst genom-

men hätte. 

Am 6. Oktober 1943 marschierten 400 orthodoxe Rabbiner zu-

sammen mit einem exzentrischen palästinensischen Juden namens 

Peter Bergson, der das Emergency Committee to Rescue the Jews 

of Europe leitete, das Notkomitee für die Rettung der Juden Euro-

pas, vom Kapitol zum Weissen Haus und protestierten damit gegen 

die amerikanische Untätigkeit angesichts des Holocaust.2 Die De- 
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monstration in Washington spiegelte eine Entwicklung der letzten 

Monate wider: Jüdische und liberale Kräfte, die entschlossen wa-

ren, an die Öffentlichkeit zu gehen und öffentlichen Druck auszu-

üben, übernahmen die Initiative von jenen, die hinter verschlosse-

nen Türen etwas zu erreichen versuchten. 

Während in Amerika der Ruf nach Taten immer lauter wurde – 

trotz einer starken antisemitischen und immigrantenfeindlichen 

Stimmung –, schwanden in Grossbritannien die Hoffnungen auf 

konkrete Schritte immer mehr. Der britische Historiker Tony 

Kushner hat die Auffassung vertreten, die britischen Aktivisten 

hätten nach langem Kampf gegen die Unzugänglichkeit des briti-

schen Aussenministeriums Mitte 1943 resigniert.3 Aber auch den 

amerikanischen Juden und ihren Verbündeten fehlte der Rückhalt 

in der Regierung, und ihre Chancen, eine Änderung der Regie-

rungspolitik zu erzwingen, waren nicht viel grösser als die jüdi-

scher und humanitärer Gruppen in London. Britische Politiker 

glaubten, dass die antisemitischen und immigrantenfeindlichen 

Kräfte in den Vereinigten Staaten besser organisiert waren als in 

Grossbritannien, und hielten es deshalb für unwahrscheinlich, dass 

die Regierung Roosevelt einen radikalen Kurswechsel vollziehen 

würde.4 Wie sich herausstellte, war diese Annahme falsch. Ein 

Umschwung in der öffentlichen Meinung und ein Einstellungs-

wandel in der amerikanischen Regierung führten tatsächlich noch 

vor Jahresende zu einem bemerkenswerten Kurswechsel in der 

amerikanischen Politik. 

Es hatte bereits zuvor Anzeichen gegeben, dass die Amerikaner 

bereit waren, Lebensmittel und medizinische Hilfsgüter in die von 

den Nazis besetzten Gebiete zu schicken. Im März 1943 hatte sich 

der stellvertretende Aussenminister Sumner Welles für einen Plan 

zur Rettung von Frauen und Kindern aus Belgien und Norwegen 

ausgesprochen und angedeutet, dass die Vereinigten Staaten noch 

weitere ähnliche Pläne verfolgten. Welles drängte den Präsidenten, 

wegen Rettungsmassnahmen direkt Kontakt mit dem englischen 

Premierminister aufzunehmen, ansonsten werde die britische Re-

gierung bei ihrer strikt ablehnenden Haltung bleiben.5 Im Juni be-

richtete Francis Sayre, ein Mitarbeiter des amerikanischen Aussen-

ministeriums, Clarence Pickett von der Quäker-Hilfsorganisation 

American Friends Service Committee, dass über diese Angelegen- 
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heit kürzlich ein Gespräch zwischen Roosevelt und Churchill statt-

gefunden habe. Roosevelt habe sich nach Kräften bemüht, Church-

ill dazu zu bewegen, weiteren Lockerungen der Blockade in Eu-

ropa zugunsten humanitärer Massnahmen zuzustimmen, doch oh-

ne Erfolg. Churchill habe darauf beharrt, dass nichts die Kriegsan-

strengungen stören dürfe. Sayre fügte noch hinzu: «In der Öffent-

lichkeit wird als Grund angegeben, dass Deutschland dies [huma-

nitäre Hilfe] aller Voraussicht nach behindern würde, aber das ist 

nicht der wahre Grund. In Wahrheit beharrt Churchill darauf, dass 

die militärischen Belange absoluten Vorrang haben müssen.»6 

Sayres Schilderung deckt sich mit anderen Indizien. Eine von 

Churchills strategischen Visionen sah alliierte Luftangriffe vor, 

eine feste Umklammerung der von Deutschland besetzten Gebiete 

und ihre wirtschaftliche Isolation mit dem Ziel, Deutschland durch 

Aushungern in die Knie zu zwingen und auf diese Weise die alli-

ierten Verluste möglichst gering zu halten.7 Churchill und Roose-

velt verbrachten zwischen dem 12. und 25. Mai viel Zeit miteinan-

der, erörterten die Strategie für eine baldige Invasion Italiens und 

planten die Invasion Frankreichs vom Kanal her Mitte des Jahres 

1944. In einer Ansprache vor dem Kongress warnte Churchill am 

19. Mai davor, «auch nur mit einer einzigen Faser» nachzulassen 

und nur «die kleinste Verminderung unserer Anstrengungen» zu 

dulden.8 Ein Jahr später sagten Churchill und Eden dem stellver-

tretenden Aussenminister Edward R. Stettinius ganz offen, dass es 

keine Nahrungsmittellieferungen durch die Blockade in das be-

setzte Europa geben werde. Eden fügte hinzu, die Blockade sei für 

Grossbritannien seit jeher ein zentrales Instrument der Kriegfüh-

rung.9 

Wenn diese Strategie konsequent verfolgt wurde, hatte sie 

schwerwiegende Implikationen. Die Lieferung von Nahrungsmit-

teln und Medikamenten würde Deutschland ermöglichen, seine 

Ressourcen ganz auf die Kriegsproduktion zu konzentrieren, und 

das würde den Zusammenbruch hinauszögern. Die Evakuierung 

von Kindern, Alten und Kranken würde Deutschland von der Ver-

pflichtung befreien, für wirtschaftlich nicht produktive Menschen 

zu sorgen, und wenn die Alliierten Deutschland einen Teil seiner 

Last abnähmen, würde Hitler womöglich versuchen, noch mehr auf 
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sie abzuladen. Aus dieser Sicht war es der richtige Weg, einfach 

weiterzukämpfen und zur Linderung des Leidens nicht viel zu un-

ternehmen. 

Auf der Bermuda-Konferenz hatten sich die Vertreter Amerikas 

und Grossbritanniens unter anderem auf eine vage verbale Ermu-

tigung der neutralen Staaten zu humanitären Hilfeleistungen geei-

nigt und alle Länder, die gegen die Achsenmächte kämpften, dazu 

aufgefordert, Garantien für die Repatriierung von Flüchtlingen ab-

zugeben.10 Dieser Schritt war ein schwacher Ersatz für direkten 

amerikanischen und britischen Druck auf die neutralen Staaten, jü-

dische Flüchtlinge aufzunehmen, und es geschah nicht viel. Die 

Alliierten liessen auch mehrere diplomatische Gelegenheiten für 

die Rettung von Juden und ihre Unterbringung an sicheren, neut-

ralen Orten ungenutzt verstreichen. 

Im Juli 1943 ersuchten Vertreter des Jüdischen Weltkongresses 

die britische Regierung um Unterstützung bei dem Bemühen, die 

Schweiz zur Aufnahme von 100’000 Menschen zu bewegen, die 

aus Deutschland, Frankreich und Italien geflohen oder evakuiert 

worden waren. Der britische Gesandte in Bern, Clifford Norton, 

meinte, dass die Schweizer wohl kaum mitmachen würden, wenn 

die Mehrzahl erwachsene Juden wären, selbst wenn die Alliierten 

zusätzliche Lebensmittel und Treibstoff liefern würden. Er ent-

schied, in einem so «ungünstigen» Augenblick nicht an die 

Schweizer heranzutreten.11 

Später im selben Monat wurde die Regierung Mussolini ge-

stürzt; auch sie hatte den italienischen Juden keinen sicheren 

Schutz geboten. Die neue Regierung Badoglio beschloss im Sep-

tember, sich aus der Achse und dem Krieg zurückzuziehen. Dar-

aufhin überrannte Deutschland Italien mit seinen Truppen, und die 

deutsche Polizei begann mit der Deportation italienischer Juden 

nach Auschwitz und in das neue Vernichtungszentrum San Sabba 

bei Triest.12 Es zeigte sich, dass es schwieriger war, Juden aus den 

Händen der SS und der deutschen Polizei zu befreien als aus den 

Händen der Italiener. 

Der Jüdische Weltkongress verfolgte unterdessen weiter einen 

Rettungsplan für die Juden in Rumänien und Frankreich. Weil die 

Alliierten nicht erlaubten, dass Hilfsgelder in die besetzten Gebiete 

Europas geschickt wurden, schlugen Gerhard Riegner und andere 
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eine Alternative vor: Gelder sollten auf Sperrkonten in der Schweiz 

oder in den Vereinigten Staaten überwiesen werden und konnten 

als Bürgschaften (oder Auszahlungsgarantie nach dem Krieg) für 

Darlehen verwendet werden, die hilfreiche Quellen in Frankreich 

und Rumänien gewähren würden. Auf diese Weise würde bis 

Kriegsende kein Geld von ausserhalb ins besetzte Europa fliessen. 

Riegner bestätigte, dass reiche rumänische Juden bereit seien, auf 

dieser Grundlage Geld zu verleihen.13 

Mitten in den Diskussionen über dieses Vorhaben – unter ande-

rem führte Rabbi Wise dazu eine Unterredung mit Präsident 

Roosevelt – bekam Jan Karski, der sich mittlerweile in den USA 

aufhielt, am 28. Juli Gelegenheit, mit dem amerikanischen Präsi-

denten zu sprechen. Roosevelt fragte nach der Situation im polni-

schen und jüdischen Untergrund und sprach viele andere Themen 

an, doch Karski gelang es, das Gespräch auf die Konzentrationsla-

ger zu lenken und schliesslich auf das Vorgehen der Nazis gegen 

die Juden. Er hob hervor, dass es sich grundsätzlich vom Vorgehen 

gegen andere Völker unterscheide, weil es die Politik der Nazis sei, 

die Juden restlos auszurotten. Wenn die Alliierten nicht eingriffen, 

werde das polnische Judentum nicht überleben. Der Präsident 

dankte Karski, sagte, dass sein Bericht wichtig gewesen sei und 

dass es ihn «ergriffen» habe, etwas über den polnischen Unter-

grund zu hören.14 

Fünf Tage zuvor hatte Roosevelt zu Wise gesagt, er solle «wei-

termachen» mit seinem Plan zur Evakuierung und Rettung jüdi-

scher Flüchtlinge aus Rumänien und Frankreich. Das war noch 

kein überzeugender Beweis, dass der Präsident den Plan unter-

stützte, auch wenn Wise zweifellos den Eindruck gewann, dass das 

Klima günstig war. Unmittelbar nach der Unterredung schrieb 

Wise einen Brief an den Präsidenten, und kurz nach seinem Treffen 

mit Karski erkundigte sich der Präsident beim Finanzministerium 

nach dem Stand der Dinge und bat die dortigen Verantwortlichen, 

Wise zu antworten. Dieser Vorstoss war zwar klein, aber gleich-

wohl bedeutsam – und er passt zu der Erinnerung eines Mitarbei-

ters im Finanzministerium namens John Pehle, der später erzählte, 

Karskis Begegnung und Unterredung mit dem Präsidenten habe  
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das Klima verändert. In dem Brief des Präsidenten an Wise vom 

14. August – der Entwurf dazu stammte vom Finanzministerium – 

hiess es, das Finanzministerium habe grundsätzlich zugestimmt 

und nun müssten nur noch mit dem Aussenministerium und der 

amerikanischen Botschaft in Bern einige Details geklärt werden.15 

Das Klima im Aussenministerium hatte sich allerdings nicht ge-

ändert. Zwei Wochen später beantwortete ein Mitarbeiter des Aus-

senministeriums die Nachfrage eines Bürgers zu einem Artikel in 

der New York Times über die Ermordung von Juden in Treblinka. 

Der Mitarbeiter räumte ein, das Aussenministerium habe aus ver-

lässlichen Quellen Informationen über die Ermordung von Juden 

in Europa erhalten, aber er fügte hinzu, dass man über keine siche-

ren Angaben hinsichtlich der Zahl der Toten und der Art und Wei-

se, wie sie ermordet worden seien, verfüge.16 Niemand im Aussen-

ministerium bemühte sich besonders darum, die entsprechenden 

Angaben zu beschaffen, und weder der britische Geheimdienst 

noch das britische Aussenministerium hatten überzeugende Unter-

lagen geschickt. 

Anfang September skizzierte ein Mitarbeiter des Aussenminis-

teriums aus der Visaabteilung eine Antwort auf ein neuerliches Er-

suchen des Notkomitees für die Rettung der Juden an den Präsi-

denten, Hilfs- und Rettungsmassnahmen einzuleiten. In dem Ent-

wurf wurde weiter die Linie vertreten, die Alliierten dürften dem 

Feind keine Gelegenheit zu Verhandlungen geben als Gegenleis-

tung für wertlose Versprechen, die Not seiner Opfer zu lindern. 

Wiederholte Warnungen, keine Greueltaten zu begehen, hätten 

bislang keine oder nur geringe Wirkung, und man könne kaum hof-

fen, dass in Zukunft damit mehr zu erreichen wäre. Das in scharfen 

Worten formulierte Fazit enthielt implizit einen Angriff auf die Ju-

den, die sich mit Protesten zu Wort meldeten: 

Appelle wurden an diese Regierung gerichtet von Personen, 

denen die Not der europäischen Juden am Herzen liegt. Man-

che der Appelle sind rein emotionaler Natur und stammen 

von Personen, die selbst aus Europa geflohen sind und nach 

ihrer Aufnahme in den Vereinigten Staaten Sicherheit gefun-

den haben. Doch viele derjenigen, denen wir Schutz gewährt 
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haben, sind an Massnahmen beteiligt, die darauf abzielen, die 

baldige Niederlage unserer gemeinsamen Feinde herbeizu-

führen. Ich bin sicher, dass wir, wenn dieser Krieg zu Ende 

ist, keinen Grund haben werden zu bedauern, dass wir die tra-

ditionelle Zuflucht und Gastfreundschaft unseres Landes auf 

diese Personen ausgeweitet haben und dass die gegenwärtig 

hilflosen Opfer der Nazityrannei ihre wahren Retter erkennen 

werden. 

Mit anderen Worten: Die Zahl der Flüchtlinge, die in den Streit-

kräften dienten, war grösser als die Zahl der Unruhestifter – ein 

indirektes Kompliment. Dieser scharf formulierte Entwurf kur-

sierte im Aussenministerium und fand Beifall, aber die allgemeine 

Einschätzung ging doch dahin, das Fazit zu streichen: Es war zwar 

richtig, würde aber zu Kontroversen führen. An Stelle des Fazits 

wurde die Formulierung aufgenommen, dass die Vereinigten Staa-

ten und das Intergouvemementale Flüchtlingskomitee weiterhin al-

les in ihrer Macht Stehende tun würden.17 

Im amerikanischen Aussenministerium sowie zwischen dem 

Aussen- und dem Finanzministerium gab es eine heftige Ausein-

andersetzung darüber, ob der Vorschlag des Jüdischen Weltkon-

gresses, mit Hilfe von Sperrkonten den Juden in Europa zu helfen 

und sie eventuell herauszuholen, sinnvoll und praktikabel sei. Die 

Aufsichtsbehörde für Fremdvermögen im Aussenministerium be-

fürwortete den Vorschlag, aber die Flüchtlingsspezialisten, Staats-

sekretär Breckinridge Long, die Europaabteilung, die Nahostabtei-

lung und James Dunn von der Abteilung für Politische Angelegen-

heiten waren dagegen und zögerten konkrete Schritte hinaus. 

Schliesslich musste Herbert Feis, Berater im Aussenministerium 

für internationale wirtschaftliche Angelegenheiten (später wurde er 

für seine historischen Arbeiten mit dem Pulitzer-Preis ausgezeich-

net) und selbst Jude, den Vorschlag bei Aussenminister Cordell 

Hull persönlich vorbringen und dessen Billigung einholen. Finanz-

minister Henry Morgenthau jr. hatte mit Hull auch den Entwurf 

seines Ministeriums für den Brief des Präsidenten an Wise bespro-

chen.18 

Sumner Welles arbeitete um diese Zeit nicht mehr im Aussen-

ministerium – er war Opfer einer sich zuspitzenden persönlichen 
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und politischen Rivalität mit Hull und seiner eigenen sexuellen Es-

kapaden geworden.19 Bei der Einführung des neuen stellvertreten-

den Aussenministers Edward R. Stettinius sprach sich Robert Bor-

den Reams gegen alliierte Angebote zur Aufnahme von Juden und 

gegen alle Pläne für Nahrungsmittellieferungen an die Juden in Eu-

ropa aus. Mit Angeboten zur Aufnahme von Juden sei die «Gefahr» 

verbünden, dass die Deutschen den Vereinigten Staaten und Gross-

britannien Juden in grosser Zahl zur sofortigen Evakuierung über-

stellen könnten, und dies würde militärische und Transportprob-

leme aufwerfen. Die Verwirklichung des zweiten Vorschlags kön-

ne es den Deutschen ermöglichen, Nahrungsmittel für sich abzu-

zweigen, in jedem Fall aber werde damit die wirtschaftliche Blo-

ckade durchbrochen.20 Dies lag auf der Linie der traditionell ableh-

nenden Haltung der Alliierten, aber die Situation hatte sich mittler-

weile verändert, weil das Finanzministerium mit im Spiel war. 

Adolf Berle hatte sich der Auffassung des Finanzministeriums an-

geschlossen, und Long (der manchmal als das Haupthindernis im 

Aussenministerium dargestellt wurde) musste widerstrebend aner-

kennen, dass der Präsident den Vorschlag gebilligt hatte.21 

Das Finanz- und nicht das Aussenministerium beanspruchte die 

Urheberschaft für den Vorschlag, den rumänischen und französi-

schen Juden zu Hilfe zu kommen. Leland Harrison in Bern er-

kannte nicht nur, dass der Vorschlag eine Veränderung der Politik 

bedeutete, sondern auch, dass das Aussenministerium Vorbehalte 

hatte. Harrison arbeitete für das Aussenministerium, nicht für das 

Finanzministerium, er wollte genaue Instruktionen von seinen Vor-

gesetzten. Er teilte seine Informationen auch seinem britischen 

Kollegen in Bern mit, und dieser wollte eine positive Bestätigung 

vom Ministerium für wirtschaftliche Kriegführung in London. Auf 

die Klage von Mitarbeitern des Finanzministeriums, das Aussen-

ministerium verzögere das Projekt, erwiderte das Aussenministe-

rium, man müsse sich erst mit den Briten abstimmen.22 Dieses 

Spiel konnte noch eine Weile so weitergehen. 

Anderswo wurde rascher gehandelt. Im November erschossen 

die SS und die Polizei im Distrikt Lublin innerhalb von drei Tagen 

annähernd 42’000 Juden – die Operation hiess «Erntefest».23 Aber 

Rettung konnte durchaus auch schnell kommen. Am 29. September 
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erfuhr das schwedische Aussenministerium, dass Deutschland die 

Deportation aller Juden aus Dänemark plante. Das Ministerium 

warnte Deutschland daraufhin umgehend, dass Schweden sehr ne-

gativ auf diesen Schritt reagieren würde, und es bot an, die Juden 

in Schweden aufzunehmen. Falls Deutschland negative politische 

Folgen befürchte, sei man auch bereit, die Juden in Schweden zu 

internieren. Aus Deutschland kam keine Antwort,24 aber dank der 

Tatsache, dass die geplante deutsche Aktion im voraus bekannt ge-

worden war, und dank heroischer dänischer Evakuierungsanstren-

gungen gelangten rund 8’000 dänische Juden nach Schweden.25 

Am 9. Oktober konnte Stockholm Washington darüber informie-

ren, dass das Ziel der schwedischen Demarche, die Evakuierung 

möglichst aller dänischen Juden nach Schweden, tatsächlich er-

reicht worden war.26 Dieser Erfolg war so eindrucksvoll, dass das 

Intergouvemementale Flüchtlingskomitee umgehend die Regie-

rungen in London und Washington drängte, die vieldiskutierte 

(aber nie zustande gekommene) alliierte Garantie zu gewähren, 

dass Flüchtlinge nach dem Krieg in neutralen Ländern repatriiert 

würden, und den Plan weiterzuverfolgen, dass Schweden unter be-

stimmten Bedingungen 20’000 Juden zusätzlich aufnehmen könn-

te.27 

Im November zeichneten sich immer deutlicher die politischen 

Risiken der fortdauernden amerikanischen Untätigkeit ab. Nach 

Monaten öffentlichen Drucks von Seiten Bergsons vom Notkomi-

tee und privater Interventionen des Staatssekretärs im Justizminis-

terium Oscar Cox brachten der Kongressabgeordnete Will Rogers 

und der Senator Guy Gillette aus Iowa (nicht bindende) Resolutio-

nen im Repräsentantenhaus und im Senat ein, in denen der Präsi-

dent aufgefordert wurde, ein Komitee einzusetzen, das sich um die 

Rettung der noch in Europa verbliebenen Juden kümmern sollte.28 

Am 10. November sagte Roosevelt zu Stettinius, er sei überzeugt, 

dass die Vereinigten Staaten mehr für die jüdischen Flüchtlinge tun 

könnten, und schlug die Öffnung von Flüchtlingsbüros in Algier, 

Neapel, Portugal, Madrid und Ankara vor. Stettinius trug den Vor-

schlag im Aussenministerium vor, und darauf wandte Ray Ather-

ton von der Europaabteilung ein, wenn die Amerikaner im Allein-

gang handelten, würden sie am Schluss auch allein die Rechnung 

bezahlen. 
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Es sei besser, solche Dinge als gemeinsames Vorhaben mit ande-

ren Staaten zusammen anzugehen. (Gemeinsame Vorhaben dauer-

ten zudem immer etwas länger.) Stettinius machte sich weiterhin 

Sorgen um wachsenden politischen Druck und Kritik am Aussen-

ministerium im Kongress und in der Presse.29 Zu dem Zeitpunkt 

wusste er noch nicht, dass das Finanzministerium mit seiner Kritik 

noch erheblich verletzender und effektiver wirken sollte. 

Finanzminister Henry Morgenthau jr. wohnte in Dutchess 

County im Bundesstaat New York in unmittelbarer Nachbarschaft 

des Präsidenten und war einer seiner politischen Vertrauten. Mor-

genthau war auch der einzige Jude im Kabinett und ohne Zweifel 

einer der prominentesten amerikanischen Juden. Er hatte Roose-

velt 1938 und 1939 ermutigt, den Flüchtlingen zu helfen, doch seit 

Kriegsbeginn hatte er nicht mehr viel unternommen. Unter dem 

Eindruck von Informationen, die er im September 1942 von Rabbi 

Wise über den Plan der Nazis für eine Endlösung erhielt, und nach 

privaten Gesprächen mit Bergson im Jahr 1943, hatte Morgenthau 

sich zunehmend Gedanken über Hilfs- und Rettungsmassnahmen 

für die Juden gemacht. Seine Untergebenen beschleunigten den 

Gang der Dinge dann noch. 

Hochrangige Mitarbeiter im Finanzministerium – insbesondere 

John Pehle, Randolph Paul, Josiah DuBois und Ansel Luxford (al-

lesamt keine Juden) – reagierten zuerst enttäuscht, dann verärgert, 

dass das Aussenministerium den Plan des Jüdischen Weltkongres-

ses immer weiter verzögerte. Sie brachten Morgenthau dazu, dass 

er einige Probleme mit Hull erörterte, und Hull trieb darauf die 

Dinge tatsächlich ein wenig voran. Am 10. Dezember kam auf ein-

mal eine Übereinkunft der amerikanischen und der britischen Re-

gierung zustande, dass die Exilregierungen aller besetzten Länder 

gedrängt werden sollten, eine Erklärung abzugeben, dass sie nach 

Kriegsende alle Staatsbürger, die als Flüchtlinge in neutralen Län-

dern Zuflucht gefunden hatten, wieder aufnehmen würden.30 

Zwei voneinander unabhängige Entwicklungen im Dezember 

machten alle Bemühungen des Aussenministeriums zunichte, dem 

politischen Druck zu widerstehen. Zum einen wurde öffentlich be- 

272 



 

kannt, dass Staatssekretär Long in Reaktion auf Kritik dem Kon-

gress früher erheblich übertriebene Zahlen genannt hatte, wie viele 

jüdische Flüchtlinge die Vereinigten Staaten seit 1933 angeblich 

aufgenommen hatten.31 Zum zweiten bekräftigten ungefähr zur sel-

ben Zeit die Briten ihren Widerstand gegen den Plan des Jüdischen 

Weltkongresses und hoben die politischen Komplikationen der 

vorgeschlagenen Rettungsaktionen hervor. Wo würden 70’000 ru-

mänische Juden Zuflucht finden, und welche Schwierigkeiten wür-

den sie verursachen? Das Ministerium für wirtschaftliche Krieg-

führung schickte der US-Botschaft in London folgendes Dokument 

(und die Botschaft leitete es an das amerikanische Finanzministe-

rium weiter): 

Im Aussenministerium ist man besorgt angesichts der 

Schwierigkeiten, Regelungen für eine beträchtliche Zahl von 

Juden zu finden, wenn es gelingen sollte, sie aus den vom 

Feind besetzten Gebieten zu retten... Man rechnet damit, dass 

es nahezu oder sogar ganz unmöglich sein wird, die 70’000 

Flüchtlinge zu versorgen, die nach dem Riegner-Plan gerettet 

werden sollen. Aus diesem Grund will das Aussenministe-

rium keiner auch nur vorläufigen finanziellen Regelung zu-

stimmen.32 

Das Aussenministerium hatte Ähnliches bereits zuvor geäussert, 

aber noch nie derart «ungeschminkt» im diplomatischen Austausch 

mit einem US-Ministerium, in dem eine andere Meinung vertreten 

wurde. 

Bei einer Strategiediskussion im Finanzministerium nannte Peh-

le die britische Haltung schockierend, Luxford merkte an, durch 

die Empfehlung, nichts zu tun, verurteilten die Briten die Men-

schen zum Tode, und DuBois bezeichnete das Telegramm als er-

staunlich. Die Gruppe im Finanzministerium kam zu dem Schluss, 

dass man auf die Briten bei der Rettung grösserer Zahlen jüdischer 

Flüchtlinge nicht mehr zählen könne. Morgenthau traf daraufhin 

die vorläufige Entscheidung, den Gedanken einer neuen Hilfskom-

mission weiterzuverfolgen, die aus einflussreichen Persönlichkei-

ten bestehen sollte, und er wollte die Angelegenheit bei einem der 

nächsten Treffen mit Präsident Roosevelt erörtern. Am nächsten  
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Tag sprach die Gruppe des Finanzministeriums mit Cox, und er 

gab ihnen wichtige Ratschläge, wie sie die Einrichtung eines 

Flüchtlingsamtes am besten erreichen könnten und welche Mass-

nahmen ein solches Gremium ergreifen könnte. Den Stand der Dis-

kussion trugen sie dann Aussenminister Hull vor.33 

Hull wusste, dass Ärger bevorstand, und hatte vorab bereits ein 

Telegramm an den amerikanischen Botschafter in London ge-

schickt und mitgeteilt, der britische Standpunkt habe ihn in Erstau-

nen versetzt, der Botschafter solle in der Angelegenheit bei Eden 

insistieren. Am 20. Dezember räumte Hull im Gespräch mit Mor-

genthau ein, dass die Zustimmung des Aussenministeriums tat-

sächlich lange habe auf sich warten lassen, doch soeben habe er 

sie erteilt und grünes Licht für den Plan des Jüdischen Weltkon-

gresses gegeben. Zu einer überaus seltsamen Unterredung kam es, 

als Long Morgenthau beiseite zog und die Schuld für die Verzö-

gerung auf einen ehemaligen Mitarbeiter der Aufsichtsbehörde für 

Fremdvermögen zu schieben versuchte. Tatsächlich hatte der 

Mann das Projekt unterstützt und Informationen an das Finanzmi-

nisterium weitergeleitet. Er hiess Bernard Meltzer und war Jude. 

Morgenthau erwiderte, dass viele Long für einen Antisemiten hiel-

ten.34 Wenig später wurde Long die Entscheidungskompetenz für 

Flüchtlingsangelegenheiten entzogen. 

Eine letzte Entwicklung gab für das Finanzministerium den 

Ausschlag, dass es das Aussenministerium direkt attackierte und 

die Errichtung einer neuen Regierungsbehörde mit der Zuständig-

keit für Flüchtlingsfragen erzwang. Josiah DuBois hatte um eine 

Reihe von Telegrammen gebeten, in denen es um Riegner ging, 

und heimlich waren sie ihm auch übergeben worden. Dabei erfuhr 

er von den Anweisungen des Aussenministeriums im Februar 1943 

an die amerikanische Botschaft in Bern, keine Informationen von 

Riegner mehr an Privatpersonen (Wise) weiterzuleiten.35 Am 

Weihnachtstag 1943 entwarf DuBois ein Memorandum mit dem 

Titel «Bericht an den [Finanz-]Minister über das Stillschweigen 

dieser Regierung zur Ermordung der Juden». Er warf Mitarbeitern 

des Aussenministeriums nicht nur ungeheuerliche Verschleppung 

vor, sondern schrieb auch, sie hätten versucht, Schritte zur Rettung 
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von Juden zu verhindern. Bei einer Unterredung am 31. Dezember 

berichtete er, Rabbi Irving Miller von der amerikanischen Sektion 

des Jüdischen Weltkongresses habe in etwa gesagt, das Verhalten 

der amerikanischen Regierung sei dazu angetan, Deutschland und 

seinen Satelliten zu signalisieren, «dass es uns vollkommen egal 

ist, was mit den Juden geschieht».36 Morgenthau änderte den Titel 

des Memorandums in «Persönlicher Bericht an den Präsidenten». 

Wahrscheinlich gab er DuBois’ Drohung, er werde zurücktreten, 

wenn das Weisse Haus nicht umgehend entschlossen handle, nicht 

weiter, aber er setzte Roosevelt auseinander, dass ein Skandal 

drohte, wenn man nicht rasch und entschieden den Kurs änderte.37 

Am 22. Januar 1944 verfügte Präsident Roosevelt mit dem Er-

lass 9417 die Einrichtung des Kriegsflüchtlingsamtes und wies ihm 

die Aufgabe zu, «alle in seiner Macht stehenden Massnahmen zur 

Rettung derjenigen Opfer zu ergreifen, die in unmittelbarer Le-

bensgefahr schweben und [ihnen] im Übrigen alle denkbare Hilfe 

und Unterstützung zu gewähren, soweit es sich mit der erfolgrei-

chen Weiterführung des Krieges vereinbaren lässt». Zuständig für 

das Amt sollten drei Minister sein – der Aussen-, der Finanz- und 

der Kriegsminister –, Vizeaussenminister Stettinius übernahm die 

Stellvertretung von Hull. John Pehle wurde Geschäftsführender 

Direktor des Gremiums, und das bedeutete, wie Randolph Paul 

kommentierte: «Das Finanzministerium ist voll mit dabei und wird 

erreichen wollen, dass unter allen Umständen etwas geschieht.»38 

Zum erstenmal setzte sich eine Einrichtung einer westlichen Re-

gierung entschlossen und kämpferisch dafür ein, wenigstens einen 

Teil der Menschen, die von den Nazis zur Vernichtung bestimmt 

waren, aus Europa herauszuholen oder wenigstens zu schützen. 

Der britische Botschafter in Washington, Lord Halifax, wies die 

Regierung in London darauf hin, dass 1944 in Amerika gewählt 

werde und dass die Stimmen der Juden in den Vereinigten Staaten 

eine grosse Rolle spielten. Die Regierung Roosevelt werde keine 

britischen Vorschläge gutheissen, die in den Augen der amerikani-

schen Juden unmenschlich wären. Wenn das britische Aussenmi-

nisterium auf seiner Position beharre, werde Grossbritannien am 
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Schluss die volle Verantwortung für diese Politik tragen müssen. 

In London gab Eden unverzüglich seine Einwände gegen den Plan 

des Jüdischen Weltkongresses zu Protokoll – beide Regierungen 

könnten schliesslich mit den Transport- und Unterbringungsprob-

lemen überfordert sein –, aber er billigte rückwirkend die Schritte 

der Amerikaner.39 Der auf der Bermuda-Konferenz erzielte Kom-

promiss wurde also nach und nach ausgehöhlt. 

Wie sich herausstellte, hatte die Installierung des Kriegsflücht-

lingsamtes eine Bedeutung, die weit über den Plan des Jüdischen 

Weltkongresses für Rumänien und Frankreich hinausging. Weder 

die mit der Evakuierung einer grossen Zahl von Juden verbunde-

nen Hoffnungen noch die Befürchtungen bestätigten sich. Auf 

deutschen Druck hin willigte Rumänien immer noch nicht ein, die 

Juden ausreisen zu lassen. Aber einige Unterstützung für die in Ru-

mänien verbliebenen Juden kam zustande, und mehr als 2’000 Ju-

den gelang mit Hilfe von Bürgschaften die Ausreise nach Frank-

reich, in die Schweiz oder nach Spanien. Ausgehend von dem Kon-

zept kreativ genutzter Sperrkonten wurden in den Jahren 1944-

1945 weitere Rettungspläne entwickelt und einige auch erfolgreich 

umgesetzt.40 

Die britische Regierung bemühte sich, rasch eine Vorstellung zu 

gewinnen, inwieweit sie sich dem Kriegsflüchtlingsamt und dem 

neuen Klima anpassen musste, und sie forschte nach, ob die Ame-

rikaner den Einsatz bewaffneter Kräfte zur Rettung bedrohter Men-

schen in Erwägung zogen. (Ein solches Vorhaben wäre auf erheb-

lichen Widerstand gestossen, zumal niemand wusste, ob die für 

Juni geplante Invasion in Frankreich erfolgreich verlaufen würde.) 

Da das Kriegsministerium kein Interesse bekundete, das neue Gre-

mium zu unterstützen, teilte das Kriegsflüchtlingsamt geflissent-

lich mit, dass niemand den Einsatz von Kampftruppen zur Rettung 

von Opfern vorhabe, es sei denn, dass Rettungsmassnahmen im 

Rahmen ohnehin geplanter militärischer Operationen möglich 

seien. Das amerikanische Aussen-, Finanz- und Kriegsministerium 

planten gleichwohl, in anderer Weise zu kooperieren. Das Amt 

drängte die Briten, sie sollten die Existenz ihres Kabinettsaus-

schusses zu Flüchtlingsangelegenheiten öffentlich bekanntmachen  
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(bislang war sie geheimgehalten worden), und ersuchte London, 

sich auf eine ähnliche Flüchtlingspolitik zu verpflichten, wie sie in 

Amerika mit dem Flüchtlingsamt verfolgt wurde.41 

In London sah man vor allem die negativen Auswirkungen sol-

cher öffentlicher Erklärungen. In einer an das amerikanische Aus-

senministerium gerichteten Note teilte das britische Aussenminis-

terium mit, der Jüdische Weltkongress habe um eine neuerliche al-

liierte Protesterklärung gegen die Judenvernichtungspolitik der 

Nazis ersucht. Und weiter hiess es, die erste Erklärung aus dem 

Jahr 1942 sei wirkungslos geblieben, habe die Alliierten behindert 

und bei den Juden übertriebene Erwartungen geweckt. Möglicher-

weise dringe der Weltkongress nun auf eine weitere Erklärung als 

Beweis dafür, dass die Alliierten einen eigenen nationalen Status 

der Juden anerkannten. Bevor Grossbritannien das Ersuchen ab-

lehne, wolle man die Einschätzung der Vereinigten Staaten einho-

len und eine Zusicherung, dass Washington den britischen Stand-

punkt unterstützen werde, falls die gleiche Anfrage während des 

Wahljahres auch an Amerika gerichtet werden sollte.42 (Den briti-

schen Politikern war bewusst, dass viele amerikanische Juden die 

US-Regierung dazu bewegen wollten, sich bei den Briten für die 

Errichtung einer jüdischen Heimstätte in Palästina einzusetzen.) In 

einer weiteren Note an den Flüchtlingsausschuss des Kriegskabi-

netts verurteilte Eden die Einrichtung des Kriegsflüchtlingsamtes 

als ein politisches Manöver.43 

Wie sich zeigte, drängte das Kriegsflüchtlingsamt um diese Zeit 

bereits auf eine weitere Erklärung des Präsidenten zur Judenver-

nichtung durch die Nazis. Das amerikanische Aussenministerium 

war alles andere als erfreut, und Reams verstieg sich sogar zu der 

Behauptung, die Erklärung aus dem Jahr 1942 habe die Judenver-

folgungen noch verschlimmert. Er empfahl, jede neue Stellung-

nahme zuvor mit Grossbritannien und der Sowjetunion abzustim-

men (in der Überzeugung, dass eines der beiden Länder sie gewiss 

blockieren würde). Bei einem Treffen von Vertretern der verschie-

denen Organisationen am 2. März beschwerte sich Myron Taylor, 

der amerikanische Vertreter im Exekutivkomitee des Intergouver-

nementalen Flüchtlingskomitees, dass das Kriegsflüchtlingsamt 

sich in seinen Zuständigkeitsbereich eingemischt habe und dass  
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ohne die Mitarbeit der Briten keine wirkungsvollen Massnahmen 

getroffen werden könnten. Robert Pell vom amerikanischen Aus-

senministerium sprach sich gegen eine Propagandaoffensive aus 

mit dem Argument, dass die Nazis die Juden dann nur noch rascher 

umbringen würden. Pehle sah, dass der Widerstand wuchs, und 

wies Morgenthau auf die heraufziehende Gefahr hin. Morgenthau 

intervenierte bei Roosevelt, doch in Anbetracht des breiten Wider-

standes blieb die Angelegenheit in der Schwebe.44 

Am 19. März 1944 marschierten deutsche Truppen über die 

Grenzen des schwankenden Verbündeten Ungarn. Schlagartig wa-

ren damit rund 825’000 Juden – darunter auch Konvertiten, die 

nach dem ungarischen Rassengesetz aus dem Jahr 1941 als Juden 

galten – und Zehntausende jüdischer Flüchtlinge aus anderen Län-

dern in akuter Gefahr. Pehle und Morgenthau drängten den Präsi-

denten erneut zu einer Stellungnahme. Am 24. März gab Roosevelt 

bei einer Pressekonferenz eine Erklärung ab und verurteilte die 

systematische Folterung und Ermordung von Zivilisten durch Na-

zis und Japaner. Der «systematische massenhafte Mord an den Ju-

den Europas» wurde in den vierten Absatz verbannt (beim Entwurf 

des Kriegsflüchtlingsamtes war er noch im ersten Absatz ange-

sprochen worden), aber doch als «eines der schwärzesten Verbre-

chen der gesamten Geschichte» bezeichnet. In der Erklärung 

wurde weiterhin die Warnung ausgesprochen, dass alle, die an der 

Deportation von Juden aus Ungarn mitwirkten, bestraft würden.45 

Die Opposition hatte die Erklärung des Präsidenten zwar verwäs-

sern und verzögern, aber nicht verhindern können. 

Am 30. März gab die britische Dienststelle für politische Krieg-

führung Leitlinien für Rundfunksendungen der BBC heraus: 

Die Regierung Seiner Majestät unterstützt von ganzem Her-

zen die Erklärung des Präsidenten der Vereinigten Staaten, in 

welcher Deutschland und seine Satelliten vor den Folgen wei-

terer Verfolgungen auf ihrem Staatsgebiet gewarnt werden 

und welche an alle Menschen guten Willens überall auf der 

Welt appelliert, das in ihren Kräften Stehende zum Schutz der 

Opfer der Unterdrückung zu tun, die von Folter und Tod be- 
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droht sind. Die Regierung Seiner Majestät nimmt jede Gele-

genheit wahr, den betroffenen Ländern und Regierungen ihre 

volle Übereinstimmung mit der Erklärung des Präsidenten zu 

übermitteln und ihre Entschlossenheit, an allen mit einer 

wirksamen Fortführung des Krieges vereinbarten Massnah-

men mitzuwirken, die jenen Schutz und Hilfe gewähren, die 

Mittel finden, den Nazis und der Tyrannei der Nazis zu ent-

fliehen.46 

Der Begriff «Jude» tauchte in der Erklärung nicht auf. Der briti-

sche Aussenminister Eden liess sie am folgenden Tag veröffentli-

chen.47 

Mitarbeiter im amerikanischen Regierungsapparat waren unter-

einander gespalten, ob die Wortwahl der Erklärung von Präsident 

Roosevelt tatsächlich klug war. Das Office of War Information 

(OWI) gab eigene Leitlinien für die Veröffentlichung der Bot-

schaft in allen Sprachen heraus, und dazu gehörte die Erläuterung, 

dass die Erklärung keinen politischen Kurswechsel zum Ausdruck 

bringe. Weiterhin wurde angemerkt: «Im Hinblick auf die spezielle 

Erwähnung... der Judenverfolgung durch den Präsidenten muss der 

Eindruck vermieden werden, dass die Verurteilung sich auf dieses 

Thema beschränkt oder sich in besonderer Weise darauf richet.»48 

Doch der amerikanische Botschafter in der Türkei, Laurence Stein-

hardt, und der dortige Vertreter des Kriegsflüchtlingsamtes, Ira 

Hirschmann, teilten dem Komitee mit, dass die Erklärung des Prä-

sidenten zu einem ausserordentlich günstigen Zeitpunkt ergangen 

sei, dass sie in den lokalen Medien grosse Beachtung gefunden und 

tiefen Eindruck auf die Menschen in den Balkanstaaten gemacht 

habe. Sie empfahlen, die Erklärung täglich im Rundfunk zu senden 

und dabei besonders die Bestrafung all jener hervorzuheben, die 

Greueltaten gegen Juden und andere Minderheiten begingen oder 

daran mitwirkten, sowie Flugblätter abzuwerfen, was beides ge-

schah.49 Ende April ersuchte das Kriegsflüchtlingsamt erneut das 

OWI und amerikanische Rundfunksender, noch einmal an die Un-

garn zu appellieren, die ungarischen Juden und die Staatsangehö-

rigen der Alliierten in Ungarn zu schützen, und das OWI entsprach 

dieser Bitte.50 
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Dass der Westen über die Vorgänge in Ungarn ab Mai 1944 in-

formiert war, hatte für den weiteren Gang der Ereignisse und für 

die Planung von Rettungsmassnahmen keine so grosse Bedeutung 

wie in früheren Jahren. Mittlerweile wussten die westlichen Län-

der, was zu erwarten war, denn wie aus Roosevelts Erklärung vom 

24. März hervorgeht, hatten sie nunmehr eine präzise Vorstellung 

von der Judenpolitik der Nazis – der Endlösung der Judenfrage, 

wie die Nazis sie nannten. Tatsächlich warnte das Kriegsflücht-

lingsamt die ungarische Regierung noch vor der Invasion Ungarns, 

an Verfolgungen mitzuwirken. Die New York Times skizzierte un-

garische Deportationspläne in einem Artikel vom 10. Mai, bevor 

die ersten Züge nach Auschwitz rollten.51 

Unter den ungarischen Juden zirkulierten mehr Informationen 

darüber, was Deportation bedeutete, als es zuvor bei den Juden in 

anderen Ländern der Fall gewesen war. Westliche Radiosender be-

richteten über Greueltaten und Massaker der Nazis. Ungarische 

Soldaten, die im Osten gedient hatten, erzählten auf Heimaturlaub, 

was sie gesehen hatten, und auch die Überlebenden der ungari-

schen jüdischen Arbeitstrupps gaben Informationen weiter und 

ebenso slowakische Juden, die nach Ungarn geflohen waren. Nach 

dem Krieg wurden zwar Vorwürfe erhoben, die ungarischen jüdi-

schen Aktivisten hätten wichtige Informationen zurückgehalten, 

doch heute ist klar, dass man im Frühling 1944 wissen konnte, was 

in den Lagern der Nazis geschah. Gewiss bekamen einige Juden 

nichts mit und andere hörten nur vage Gerüchte, doch viele hatten 

verlässliche Quellen. Auf einem anderen Blatt steht, ob die unga-

rischen Juden das Schicksal hinnahmen oder sich zu Entscheidun-

gen zwangen, die nur entsetzlich und tragisch sein konnten. Sie 

sassen in der Falle, und nur sehr wenige konnten entkommen.52 Die 

Rettung der in Ungarn verbliebenen Juden war nur mit Hilfe aus 

dem Ausland, mit dem Beistand wohlgesinnter Juden und mit 

Glück möglich. 

Der ungarische Reichsverweser Admiral Horthy gab in einer 

Unterredung mit Hitler am 18. März seine Einwilligung, dass 

Deutschland mehrere hunderttausend Juden aus Ungarn zur 

Zwangsarbeit deportierte. Adolf Eichmanns Spezialisten für De-

portationen, hochrangige Mitarbeiter der ungarischen Regierung 

280 



 

und die ungarische Polizei trieben innerhalb von zwei Monaten 

etwa die Hälfte aller in Ungarn lebenden Juden zusammen und de-

portierten sie.53 Die meisten starben in den Todesfabriken des La-

gers Birkenau. 

Ziemlich am Anfang ereignete sich ein seltsamer Zwischenfall, 

der manchen als Ablenkungsmanöver erschien und anderen als 

eine gescheiterte Alternative zum Holocaust in Ungarn. Am 18. 

Mai 1944 flogen zwei Abgesandte im Auftrag hochrangiger Nazis 

nach Istanbul. (Die Türkei war neutral.) Der eine, Joel Brand, Lei-

ter einer zionistischen Flüchtlingshilfsorganisation in Budapest, 

sagte, er überbringe eine Botschaft von Adolf Eichmann: Wenn die 

Alliierten Deutschland 10’000 Lastwagen zum ausschliesslichen 

Einsatz an der Ostfront lieferten, ausserdem grosse Mengen Tee, 

Kaffee, Kakao, Suppe und bestimmtes Kriegsmaterial, würde 

Deutschland die ungarischen Juden am Leben lassen. Mit Brand 

zusammen reiste Andor Grosz (alias Andreas Gyorgy), ein zum 

römisch-katholischen Glauben konvertierter Jude, Schmuggler 

und Agent in den Diensten mehrerer Geheimdienste. Er behaup-

tete, er habe eine eigene, kompliziertere Mission, die ihm von Ver-

antwortlichen des SD in Ungarn übertragen worden sei: Er solle 

Kontakt zu Verantwortlichen in den Regierungen der Alliierten 

aufnehmen und Friedensverhandlungen zwischen Nazideutschland 

und den westlichen Staaten beginnen, deren Ziel die Zerschlagung 

der Sowjetunion sein solle. Nach kurzen Gesprächen mit jüdischen 

Vertretern in Istanbul reisten Brand und Gyorgy weiter ins britisch 

besetzte Syrien und versuchten von dort nach Palästina zu gelan-

gen. Die Briten misstrauten den beiden und ihren Angeboten, nah-

men sie fest und überstellten sie dem Hauptquartier des Geheim-

dienstes in Kairo zu intensiven Verhören; damit waren sie erst ein-

mal aus dem Verkehr gezogen.54 

Der Historiker Randolph Braham hat angemerkt, dass Eichmann 

und seine Untergebenen gar nicht die Befugnis hatten, die Depor-

tationen von Juden aus Ungarn zu stoppen; ausserdem hätten sie 

kleinere Konzessionen nur dann gemacht, wenn sie sich davon ei-

nen Vorteil für die Durchführung der Endlösung erhofft hätten. 

Brahams Position ist umstritten, aber in einer späteren Untersu-

chung wurde der Ansatz auch auf Hitler und Himmler übertragen, 

281 



 

die ihrerseits zuvor bereits zahlreiche hinterhältige Angebote un-

terbreitet hatten.55 

Die Drahtzieher hinter Györgys Mission bleiben im Dunkeln, 

und auch Ursprung und Ziel sind nicht klar.56 Klar ist hingegen, 

dass Verantwortliche des SD in Ungarn bei diesen Vorgängen ihre 

Hände im Spiel hatten, allerdings sind bis heute wenig Originalun-

terlagen dazu aufgetaucht. Der Historiker Walter Laqueur schrieb 

1981, die Briten hätten verschlüsselte Funksprüche des SD aufge-

fangen, F. H. Hinsleys offizielle Darstellung der Geschichte des 

britischen Nachrichtendienstes lässt diese Möglichkeit offen.57 

Britische Entzifferungsspezialisten lasen zumindest einige Mel-

dungen von und über den ranghöchsten SS-Offizier in Budapest, 

Obergruppenführer Otto Winkelmann;58 bis heute hat die britische 

Regierung die dechiffrierten Meldungen noch nicht freigegeben. 

Die alliierten Regierungen wollten jedenfalls auf solche Offerten, 

wie sie Brand und Gyorgy vorbrachten, nicht eingehen. Ira Hirsch-

mann plädierte dafür, Interesse an Brands Vorschlag zu heucheln, 

in der Hoffnung, dies könne die Nazis veranlassen, die Deportati-

onen auszusetzen oder zu reduzieren, aber die Briten wollten sich 

nicht einmal darauf einlassen.59 

Die Deportationen gingen weiter, und das Kriegsflüchtlingsamt 

drohte der ungarischen Regierung mit schwerwiegenden Konse-

quenzen in der Zukunft.60 Horthy weigerte sich zunächst, die De-

portationen zu stoppen, aber er bat immerhin Deutschland, be-

stimmten Kategorien von Juden die Emigration zu erlauben. Hitler 

kam der Bitte insoweit entgegen, dass er die Emigration von 400 

Juden mit schwedischen Schutzpapieren erlaubte, ferner die Emig-

ration von 20’000 jüdischen Kindern nach Palästina und von 7’000 

weiteren Juden, sofern die Deportationen (der übrigen) fortgesetzt 

würden.61 

Doch Anfang Juli stoppte Horthy alle Deportationen aus Un-

garn. Braham hat aufgezählt, wer Druck auf Horthy ausgeübt hat: 

am 25. Juni eine Bitte des Papstes, am nächsten Tag'eine Forde-

rung Präsident Roosevelts, die Judentransporte sollten aufhören, 

am 30. Juni ein Ersuchen des Königs von Schweden. Und am 

2. Juli erfolgte ein schwerer Bombenangriff auf Budapest. Nach 

Beratungen im Kronrat und im Ministerrat in Budapest gelang es  
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den beiden Gremien, Horthy am 7. Juli zu einem Kurswechsel zu 

bewegen.62 

Später unterbreitete Ungarn über das Internationale Rote Kreuz 

das Angebot, Juden, die jünger waren als zehn Jahre und Visa für 

andere Länder besassen, sowie alle Juden mit Palästina-Zertifika-

ten gehen zu lassen. Das Kriegsflüchtlingsamt empfahl eine ge-

meinsame öffentliche Erklärung von Amerikanern und Briten, dass 

sie sich bemühen würden, sichere Zufluchtsorte für alle in Ungarn 

verbliebenen Juden zu finden, doch die Briten reagierten etliche 

Wochen nicht auf den Vorschlag – bis Minister Morgenthau bei 

Gesprächen in London Churchill und Eden persönlich auf die Er-

klärung ansprach. Unterdessen gaben die Vereinigten Staaten Un-

garn durch das Rote Kreuz Zusicherungen, dass alle aus Ungarn in 

neutrale oder alliierte Länder entlassene Juden mit Unterstützung 

der USA Hilfe und zumindest vorübergehende Aufnahme finden 

würden. Auf das Versprechen der Vereinigten Staaten hin stimmte 

Grossbritannien einer ähnlich lautenden gemeinsamen Erklärung 

zu, aber Deutschland liess keine grösseren Zahlen der in Frage 

kommenden Juden ausreisen.63 

Im Oktober zwangen die Nazis Horthy, eine neue, nazifreundli-

che Regierung (aus Angehörigen der Pfeilkreuz-Partei) zu ernen-

nen, und die Transporte und Märsche von Juden aus Budapest wur-

den wieder aufgenommen. Doch dank der dreimonatigen Unterbre-

chung in der Durchführung der Endlösung und dank des Einmar-

sches sowjetischer Truppen im Januar 1945 zusammen mit den he-

roischen Bemühungen, die in den Monaten zuvor der berühmte 

schwedische Abgesandte Raoul Wallenberg, der Schweizer Konsul 

Charles Lutz und andere in Budapest unternommen hatten, blieben 

über 100’000 Juden verschont. Auf Druck der Amerikaner stellte 

die spanische Regierung Pässe und Schutzbriefe für mehr als 2’000 

ungarische Juden mit spanischen Vorfahren aus, das Kriegsflücht-

lingsamt bewog lateinamerikanische Regierungen, die Ausgabe 

falscher Papiere an Juden nicht zu behindern, die sie als Staatsbür-

ger jener Länder auswiesen.64 Einigen wenigen tausend Juden ge-

lang die Flucht aus Ungarn nach Rumänien und Jugoslawien. Und 

1‘684 ungarische Juden wurden nach Bergen-Belsen deportiert –  
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Ergebnis von bis heute umstrittenen Verhandlungen zwischen der 

zionistischen Flüchtlingshilfsorganisation in Budapest, dem 

Schweizer Vertreter des American Jewish Joint Distribution Com-

mittee, einer Wohltätigkeitsorganisation amerikanischer Juden, 

und einem Vertreter der SS. Von Bergen-Belsen schickten Himm-

lers Männer sie in zwei Etappen weiter in die Schweiz als «Zeichen 

des guten Willens» in dem Bestreben, die Amerikaner zu Verhand-

lungen zu bewegen. Roswell McClelland, der US-Vertreter des 

Kriegsflüchtlingsamtes in der Schweiz, machte die Unterhändler 

der SS glauben, die Freilassung einiger Juden könne für Himmler 

von Nutzen sein.65 Doch alle Angebote, Juden in grosser Zahl aus-

reisen zu lassen, erwiesen sich als Spiegelfechterei, sobald der 

Westen auf sie einging. Alles in allem hatten die Berichterstattung 

im Westen und diplomatische Bemühungen westlicher Staaten ei-

nen erheblichen Anteil daran, dass wenigstens ein kleiner Teil der 

ungarischen Juden gerettet werden konnte. 

Viel wurde geschrieben (und viel mehr wird wohl noch geschrie-

ben werden) über die besonders im Sommer und Herbst 1944 er-

hobenen Forderungen an Grossbritannien und die Vereinigten 

Staaten, sie sollten Auschwitz-Birkenau bombardieren und damit 

dem Morden ein Ende setzen, sowie über die Ablehnung beider 

Regierungen. Besassen die britischen und amerikanischen Bomber 

die erforderliche Reichweite, konnten sie ihre Fracht präzise genug 

auf die Gaskammern in Birkenau abwerfen, und wären die Bom-

bardierungen möglich gewesen, ohne allzu viele Häftlinge zu tö-

ten? Diese Fragen werden nach wie vor heftig diskutiert, klar er-

scheint jedoch schon heute, dass ein solcher Bombenangriff nicht 

einfach gewesen wäre.66 Die grundlegenden Fakten sind indes im 

Dickicht der Kontroverse und in der Erörterung technischer Details 

untergegangen. 

Soweit bekannt ist, wurde der Vorschlag, Auschwitz zu bombar-

dieren, erstmals von der polnischen Exilregierung im August 1943 

vorgebracht. (Möglicherweise hatten polnische Politiker in Lon-

don das Ziel Auschwitz sogar schon früher benannt.67) Die Polen 

beriefen sich darauf, dass sie einige Unterstützung bei der briti-

schen Luftwaffe gefunden hätten, und ihr Plan sah vor, dass gleich-

zeitig der polnische Untergrund das Lager angreifen und versuchen 
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sollte, die Gefangenen – viele waren Polen – zu befreien.68 Wie be-

reits dargestellt, war zum damaligen Zeitpunkt viel über Ausch-

witz im Westen bekannt.69 Doch die britischen Bomber hätten da-

mals das Lager kaum mit einer einigermassen adäquaten Bomben-

fracht erreichen können. Anfang 1943 verbesserten sich die Aus-

sichten für eine Bombardierung von Auschwitz beträchtlich, denn 

nun hatten die Alliierten Stützpunkte und geeignetes Material in 

Italien (in Foggia).70 

Je früher ein wirkungsvoller Bombenangriff auf die Gaskam-

mern und Krematorien erfolgt wäre, desto stärker hätte er die 

Durchführung der Endlösung behindert. Doch es gibt keinen An-

haltspunkt dafür, dass eine Bombardierung Hitler, Himmler und 

ihre Gefolgsleute zu einem grundlegenden Kurswechsel gezwun-

gen hätte. Eher hätten sie andere Orte und/oder andere Tötungsme-

thoden gewählt, wahrscheinlich wäre jedoch das rasende Tempo 

der Vernichtung ein wenig gebremst worden. 

Durch die Flucht mehrerer Häftlinge aus Auschwitz (zu nennen 

sind insbesondere Rudolf Vrba und Alfred Wetzler) im Frühjahr 

1944 drangen mehr Einzelheiten über die dortige Tötungsmaschi-

nerie nach draussen und wurden jüdischen Organisationen sowie 

dem Kriegsflüchtlingsamt bekannt. Vor dem Hintergrund der 

neuen Informationen, wie die Menschen umgebracht wurden und 

welche Grössenordnung das Morden erreicht hatte, machten einige 

jüdische Vertreter Vorschläge, wie man das Morden in Birkenau 

stoppen oder wenigstens unterbrechen könnte. Die Vorschläge ge-

langten zu den richtigen Stellen in den westlichen Regierungen, 

aber nichts deutet darauf hin, dass irgend jemand geprüft hat, ob 

die Bombardierung von Gaskammern und Krematorien durchführ-

bar war. Erst die Historiker untersuchten ab 1978 diese Frage mit 

grosser Gründlichkeit. 

Das Kriegsflüchtlingsamt prüfte allerdings den Vorschlag, die 

Schienenwege und Brücken auf der Strecke nach Auschwitz zu 

bombardieren. Es kam aber zu dem enttäuschenden Ergebnis, dass, 

sollten die Bombardierungen erfolgreich sein, die Deutschen die 

Schäden rasch und leicht wieder reparieren könnten.71 Vorschläge 

für die Bombardierung der Gaskammern und Krematorien gedie-

hen 1944 nicht weit, und zwar aus Gründen, die wenig mit techni- 
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schen Schwierigkeiten zu tun hatten. Das Kriegsflüchtlingsamt 

hatte weder die Kompetenzen noch das Gewicht, einen derartigen 

Plan durchzusetzen: Bei seiner Gründung hatte es auf militärische 

Optionen verzichten müssen.72 Und sein Spielraum für Empfehlun-

gen war durch andere politische und militärische Zwänge stark ein-

geengt. Der Aussen- und der Kriegsminister konnten Finanzminis-

ter Morgenthau jederzeit überstimmen – und das war nur die erste 

Hürde. Bei den Politikern in Washington herrschte Konsens dar-

über, dass der Krieg so rasch wie möglich beendet werden müsse. 

Das Kriegsministerium widersetzte sich allem, was diesem Ziel 

auch nur ansatzweise im Wege hätte stehen können. Nachdem die 

Vorschläge der jüdischen Organisationen für die Bombardierung 

von Auschwitz-Birkenau eingegangen waren, übermittelte Pehle 

sie dem Kriegsministerium ohne die Dringlichkeit, mit der er an-

sonsten vorstellig wurde. Er wusste gewiss, dass dies ein riskantes 

Unterfangen war, und er wollte keinen Widerstand gegenüber an-

deren Vorhaben provozieren. 

Der stellvertretende Kriegsminister John J. McCloy lehnte die 

Ersuchen ohne weitere Prüfung ab, obwohl amerikanische Flug-

zeuge Industrieanlagen in der Nähe von Auschwitz bombardierten. 

Die Bombardierung eines so genau umrissenen Ziels war mit er-

heblichen Schwierigkeiten verbunden, aber allem Anschein nach 

wollte das Kriegsministerium die technischen Probleme gar nicht 

erst untersuchen oder die amerikanischen Truppen vor Ort auffor-

dern, dies zu tun. Folglich geht die Debatte der Historiker über 

Reichweite, Bombenfracht und die Präzision unterschiedlicher 

Bomber an der damaligen Problemstellung vollkommen vorbei: 

McCloy lehnte den Gedanken einer militärischen. Intervention zu 

humanitären Zwecken rundweg ab – dies entsprach der allgemei-

nen Einstellung im Kriegsministerium –, und er hinderte das 

Kriegsflüchtlingsamt, ihn weiterzuverfolgen.73 Damit war sehr un-

wahrscheinlich, dass irgend jemand anders in der US-Regierung 

diese Möglichkeit eingehender prüfen würde. 

In London kam der Vorschlag weiter und weiter nach oben. 

Churchill äusserte Zustimmung, und daraufhin sprach sich auch 

Eden dafür aus. Tatsächlich reagierte Churchill am 11. Juli auf die 
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Informationen über Auschwitz-Birkenau mit einem bemerkens-

werten schriftlichen Kommentar, der an Eden gerichtet war und 

den Churchill in seiner «Geschichte des Zweiten Weltkriegs» zi-

tiert: 

Ohne Zweifel haben wir es hier mit dem wahrscheinlich 

schlimmsten und scheusslichsten Verbrechen zu tun, das in 

der gesamten Weltgeschichte jemals begangen worden ist, be-

gangen unter Einsatz eines wissenschaftlichen Apparates 

durch angeblich zivilisierte Menschen im Namen einer gros-

sen Nation und eines der führenden Völker Europas. Es ist 

ziemlich klar, dass alle an diesem Verbrechen Beteiligten, die 

uns irgendwie in die Hände fallen, auch wenn es Leute sind, 

die die Massaker lediglich in Befolgung von Befehlen durch-

geführt haben, zum Tode verurteilt werden sollten, nachdem 

ihre Beteiligung an den Schlächtereien nachgewiesen worden 

ist.74 

(Der Forscher Raul Hilberg zitiert diesen ausführlichen Kommen-

tar als Indiz dafür, dass der Premierminister sich mehr Sorgen um 

die Reputation Deutschlands machte als um die Sicherheit der un-

garischen Juden.75) Churchill hatte Eden vier Tage zuvor angewie-

sen, «holen Sie aus der Air Force heraus, was Sie können»,76 aber 

die britische Regierung liess die Gaskammern in Birkenau nicht 

bombardieren, ja konnte sich nicht einmal dazu durchringen, ei-

nem solchen Vorhaben gedanklich näherzutreten. Die Verantwort-

lichen des britischen Militärs (allen voran der Luftfahrtminister Sir 

Archibald Sinclair) befürworteten zwar eine humanitäre Mission, 

sprachen sich aber wie die Amerikaner gegen die Bombardierung 

der Schienenstrecken aus, weil sie dies für wenig wirkungsvoll 

hielten. Für die Bombardierung der Gaskammern und Krematorien 

waren genaue topographische Informationen erforderlich, und de-

ren Beschaffung brauchte einige Zeit. Nach langem Zögern kam 

das Aussenministerium zu dem Schluss, dass die Entscheidung der 

ungarischen Regierung, die Deportationen zu stoppen, und die 

technischen Schwierigkeiten gegen eine Bombardierung sprachen, 

auch wenn die topographischen Informationen mittlerweile zur 

Verfügung standen. 
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Schliesslich sprach Anfang September der parlamentarische 

Staatssekretär Richard Law das endgültige Nein aus. Dabei ver-

wies er darauf, dass im letzten Monat keine Deportationen aus Un-

garn mehr stattgefunden hätten.77 

Das war nicht ganz richtig, und einige britische Verantwortliche 

wussten das auch. Im August war es Eichmann gelungen, einen 

Judentransport aus dem ungarischen Lager Sarvar entgegen der 

Anordnungen der ungarischen Regierung durchzuführen. Die Bri-

ten hatten die Meldung des Kommandanten der Sicherheitspolizei 

in Ungarn an das Reichssicherheitshauptamt (RSHA) aufgefangen, 

dass 1296 Juden aus Sarvar auf dem Weg nach Auschwitz waren. 

Die Analytiker beim britischen Geheimdienst zogen die nahelie-

gende Folgerung, welches Schicksal den Juden bevorstand, auch 

wenn in der Meldung davon nicht die Rede war.78 (Die Briten be-

sassen damals präzisere Angaben über die Zahl der Juden bei die-

sem Transport, als die Historiker aus verschiedenen anderen Quel-

len in den neunziger Jahren zusammenstellen konnten.79) Dieser 

Transport bewies, dass die Nazis an ihrem Vorhaben festhielten, 

die restlichen ungarischen Juden umzubringen, auch nachdem die 

ungarische Regierung die Deportationen gestoppt hatte.80 Und das 

muss jedem klar gewesen sein, der Zugang zu den besten nachrich-

tendienstlichen Erkenntnissen hatte oder sich die Mühe machte, 

diese Informationen zu beschaffen. Im Übrigen gingen auch die 

Judendeportationen aus anderen Regionen Europas nach Ausch-

witz-Birkenau weiter. 

Abgesehen von dieser neuen Information, wieviel die Briten aus 

abgefangenen Meldungen wussten, ist die Geschichte, wie sie mit 

Bitten umgingen, Auschwitz-Birkenau zu bombardieren, nicht 

neu. Der Historiker Bernard Wasserstein hat vieles 1979 aufge-

deckt, Martin Gilbert und der israelische Forscher Michael J. Co-

hen haben weitere Erkenntnisse beigesteuert. Alle drei Historiker 

kamen zu unterschiedlichen Erklärungen für die Untätigkeit der 

Briten. Wasserstein sah die Verantwortung beim Apparat des Aus-

senministeriums,81 Cohen hingegen befand, dass das Luftfahrtmi-

nisterium und das Aussenministerium sich gegenseitig vorwarfen, 

ein Projekt zu blockieren, das weder das eine Ministerium noch das  
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andere wollte.82 Gilberts Darstellung ist die ausführlichste, aber 

auch die verwirrendste, was teilweise daher rührt, dass er in chro-

nologischer Abfolge Brands Mission, die Reaktionen der Alliierten 

und die Ablehnung der Bombardierung durch die amerikanische 

Regierung schildert, was jeweils sehr komplizierte Vorgänge wa-

ren.83 

In seinem Fazit beharrt Gilbert darauf, dass die alliierten Regie-

rungen erst Mitte 1944 erfahren hätten, was in Auschwitz-Birkenau 

geschah. Die Unkenntnis gehört für Gilbert zu der Erklärung, wa-

rum die Alliierten die Gaskammern nicht bombardierten und wa-

rum so viele ungarische Juden starben: Die Informationen seien 

sehr spät gekommen.84 In seiner Abwägung, inwieweit Grossbri-

tannien verantwortlich dafür war, dass die Gaskammern nicht bom-

bardiert wurden, erwähnt er einige nicht näher bezeichnete Einzel-

personen in London (vermutlich Mitarbeiter des Aussenministeri-

ums), die verhindert hätten, dass die Anweisung des Premierminis-

ters umgesetzt wurde, und er merkt an, dass Churchill nicht immer 

den politischen Kurs bestimmte. (Allerdings sagt Gilbert nicht, wer 

in diesem Fall den Kurs bestimmt haben soll.) Jenseits des Atlan-

tiks sah er die Verantwortung beim Kriegsflüchtlingsamt, weil es 

das Projekt offiziell erst unterstützt habe, als es zu spät gewesen 

sei.85 Cohen hingegen widersprach einem so nachsichtigen Urteil 

über Churchill mit dem Argument, der Premierminister habe bei 

vielen anderen Fragen sehr wohl verstanden, sich durchzusetzen. 

Warum sollte er ausgerechnet diesmal so ungewöhnlich erfolglos 

oder unaufmerksam gewesen sein?86 

Mit Blick darauf, wie die Amerikaner mit Empfehlungen um-

gingen, die Gaskammern zu bombardieren, hat Richard Levy kürz-

lich Gilberts Argumentation aufgegriffen und weitergeführt mit 

dem Hinweis, dass nach Horthys Anordnung vom Juli 1944, die 

Transporte zu stoppen, nur noch relativ wenige ungarische Juden 

nach Auschwitz deportiert worden seien. Er schreibt dies zum gu-

ten Teil dem amerikanischen Bombenangriff auf Budapest am 2. 

Juli zu (es bestand kein Zusammenhang).87 Mit anderen Worten: 

Die Empfehlungen, die Gaskammen in Birkenau zu bombardieren, 

seien so spät gekommen, dass die Mehrzahl der grossen Deportati-

onen aus Ungarn nicht mehr hätte aufgehalten werden können, 

selbst wenn die Bombardierungen erfolgreich gewesen wären –  
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was nach Levys Einschätzung sehr zweifelhaft war. Levy zieht das 

Fazit, die Wirkung des amerikanischen Bombenangriffs auf Buda-

pest am 2. Juli «stützt die damals oft vertretene Auffassung, dass 

der beste Weg, den Juden zu helfen, darin bestand, so rasch wie 

möglich den Krieg zu gewinnen».88 

Dies war auch tatsächlich die offizielle Haltung der westlichen 

Regierungen bis zur Einrichtung des Kriegsflüchtlingsamtes, aber 

Levys Beispiel belegt nicht, dass diese Haltung auch richtig war. 

Der amerikanische Bombenangriff auf Budapest wirkte nur des-

halb als Abschreckung, weil die Amerikaner gleichzeitig Drohun-

gen gegen die ungarische Regierung erhoben und andere Länder 

ebenfalls Druck ausübten. Genau solcher Druck hatte bis 1944 ge-

fehlt. Horthys Anweisung, die Judendeportationen zu stoppen, 

stützt die bereits an anderer Stelle in dem vorliegenden Buch ver-

tretene Argumentation: Das Nazi-Regime war zwar ziemlich un-

empfindlich gegenüber Druck von aussen, aber das gilt nicht für 

das deutsche Volk, die Satelliten der Nazis und Deutschlands Ver-

bündete. Glaubwürdige Drohungen der westlichen Staaten gegen 

all jene, die an der Durchführung der Endlösung mitwirkten, hätten 

schon früher bedeutsame Folgen haben können. 

Die Bombardierung der Gaskammern im Sommer oder Herbst 

1944 wäre ein mächtigerer und überzeugenderer Ausdruck der Be-

sorgnis angesichts des Massenmords an den europäischen Juden 

(und Zigeunern) gewesen als alles, was die Vereinigten Staaten 

und Grossbritannien bis dahin gesagt und getan hatten. Doch 

schwerer als die Ablehnung, Auschwitz zu bombardieren, wog der 

Umstand, dass die westlichen Regierungen bereits soviel Zeit – 

vom Herbst 1941 bis zur Gründung des Kriegsflüchtlingsamtes – 

ungenutzt hatten verstreichen lassen. 
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13 Die Mühlen der Götter 

Winston Churchill und Franklin Delano Roosevelt betonten beide 

immer wieder, dass die Alliierten alle Personen bestrafen würden, 

die am Massenmord an den europäischen Juden beteiligt gewesen 

waren, und bei ihrem Treffen im Juni 1942 übergab Roosevelt 

Churchill ein Memorandum über die Greueltaten der Achsen-

mächte.1 Die britischen offiziellen Stellen machten während des 

Krieges von den entschlüsselten Meldungen der deutschen Polizei 

und der SS zwar keinen Gebrauch, aber sie sammelten doch Be-

weismittel für eventuelle Kriegsverbrecherprozesse nach dem Sieg. 

Das Schicksal dieser Beweismittel zeigt zum einen, welchen Stel-

lenwert die Alliierten juristischen Verfahren nach dem Kriegsende 

beimassen, und zum anderen, dass die Geheimhaltung eine alles be-

herrschende Bedeutung für sie hatte. 

Am 7. Oktober 1942 schlug der britische Lordkanzler Sir John 

Simon in Übereinstimmung mit einer gleichzeitigen Ankündigung 

Präsident Roosevelts die Einrichtung einer Kommission der Ver-

einten Nationen (d.h. der Alliierten) zur Untersuchung von Kriegs-

verbrechen vor. Die Kommission sollte Beweismaterial zusammen-

tragen für Prozesse gegen Personen, die Greueltaten und Verbre-

chen an Staatsangehörigen der Alliierten verübt hatten. Simon er-

wähnte in seiner Stellungnahme zwar auch die Verfolgung der Ju-

den durch die Nazis, aber er liess die Frage offen, ob die Alliierten 

es zu ihrer Aufgabe machen würden, Personen vor Gericht zu brin-

gen, die Menschen in Deutschland, und keine alliierten Staatsange-

hörigen, terrorisiert und ermordet hatten. Angesichts der rechtli-

chen Komplikationen plädierten einige britische Verantwortliche  
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dafür, die massgeblich an Verbrechen beteiligten Personen auf der 

Seite des Feindes sollten durch Regierungsentscheidung und nicht 

durch Gerichtsverfahren bestraft werden. Dennoch richtete das 

Kriegskabinett eine eigene Kommission für die Behandlung von 

Kriegsverbrechern ein.2 

Mitarbeiter des britischen Geheimdienstes erkannten spätestens 

im Herbst 1942, dass die entschlüsselten deutschen Polizeimeldun-

gen wichtiges Beweismaterial für das enthielten, was bald als 

«Verbrechen gegen die Menschlichkeit» bezeichnet wurde. Gra-

ham Stewart Menzies stimmte einem Vorschlag von Victor Caven-

dish-Bentinck zu, dass zwei zuverlässige Mitarbeiter des Aussen-

ministeriums anhand der Funksprüche ein Dossier für die Anklage 

zusammenstellen sollten. Offiziere des militärischen Geheim-

dienstes wurden angewiesen, wichtige Funksprüche zu übersetzen 

und dabei besonders auf Euphemismen der Nazis wie «Sonderbe-

handlung» zu achten. Sie sollten ermitteln, wie viele Menschen er-

schossen oder misshandelt worden waren, wer die Verantwortung 

für die Taten getragen hatte und welche Einheiten der Polizei, der 

SS oder der Wehrmacht mitgewirkt hatten. Die beiden mit dieser 

Aufgabe betrauten Männer, Denis Allen und ein Mann namens 

Campbell, waren Mitarbeiter des Aussenministeriums. Sie erhiel-

ten das bereits vorliegende Beweismaterial über Greueltaten in der 

Vergangenheit in sorgfältiger Übersetzung und mit Erläuterungen, 

und sie sollten auch künftig alle wichtigen Informationen bekom-

men, die sich aus weiteren Meldungen ergeben würden.3 

Auf diese Weise gelangten Kopien der relevanten Funksprüche 

ans Aussenministerium, aber in dessen bis heute zugänglich ge-

machten Akten tauchen sie nicht auf. Nach Auskunft eines Archi-

vars im Public Record Office, der einen ausführlichen Index der 

Akten des Aussenministeriums einsehen konnte, scheint es, dass 

die Kopien bei einer Routinedurchsicht unwichtiger Archivbe-

stände entfernt wurden. Die Akte des Joint Intelligence Committee 

über 1941-1942 begangene Greueltaten mit Dokumenten in deut-

scher Originalsprache ist jedoch erhalten geblieben.4 

Einige hochrangige britische Politiker konnten sich für den Plan 

nicht begeistern, Kriegsverbrecherprozesse durchzuführen. Im Ju- 
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ni 1942 teilte Anthony Eden dem Kriegskabinett mit, dass er einen 

internationalen Gerichtshof oder einen sonstigen speziellen juristi-

schen Apparat ablehne. Er wollte, dass jeder einzelne alliierte Staat 

Taten an den jeweils eigenen Staatsangehörigen aburteilte, und er 

empfahl dafür die Einrichtung entweder von Militärgerichten oder 

von Zivilgerichten in anderen Ländern, die nach bestehenden Ge-

setzen und Verfahrensregeln Recht sprechen sollten. Eden befürch-

tete, Grossbritannien könnte die Last aufgebürdet werden, eine 

grosse Zahl von Kriegsverbrechen abzuurteilen, und er drängte auf 

eine rasche Erledigung der Angelegenheit, um bald wieder ein 

friedliches Miteinander in Europa möglich zu machen.5 

Grossbritannien legte also seine Verpflichtungen selbst fest und 

vermied dadurch, dass ihm die Verantwortung für die Aburteilung 

der Personen zugewiesen wurde, die sich durch die Verfolgung und 

Ermordung der europäischen Juden schuldig gemacht hatten. In 

dem Plädoyer, auf der Grundlage bestehender Gesetze und Verfah-

rensregeln Recht zu sprechen, blieb unberücksichtigt, dass das Na-

ziregime die deutsche Rechtsordnung so weit pervertiert hatte, dass 

die Deportation und Ermordung der deutschen Juden in Nazi-

deutschland kein Gesetzesverstoss war. Möglicherweise beschäf-

tigte sich das Aussenministerium nach Edens Stellungnahme nicht 

weiter mit den Funksprüchen, die Hinweise auf Verbrechen an 

nichtbritischen Staatsbürgern enthielten, weil dieser Bereich keine 

Priorität mehr genoss, aber letztlich wissen wir es nicht. 

Kriegsverbrecherprozesse nach Ende des Krieges waren von 

Anfang an ein amerikanisches Projekt. Einige Verantwortliche in 

Washington meinten, allein die Ankündigung von Prozessen, in 

denen die Täter sich als schlichte Kriminelle verantworten müss-

ten, sei ein wichtiger Aspekt der psychologischen Kriegführung. 

Der Bezug auf den eindeutigen Rahmen des Rechts appelliere an 

den «gesetzesgläubigen deutschen Geist», er werde die juristische 

Schuld der Täter betonen und auf manche Deutsche abschreckend 

wirken, so dass sie sich nicht an Greueltaten beteiligten. Kriegs-

verbrecherprozesse würden überdies sicherstellen, dass wirklich 

die Schuldigen zur Verantwortung gezogen würden und nicht das 

deutsche Volk als ganzes unterschiedslos eine kollektive Strafe trä- 
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fe.6 Mit anderen Worten: Die Aussicht auf Kriegsverbrecherpro-

zesse würde während des Krieges eine wohltuende abschreckende 

Wirkung auf die Deutschen haben und nach Ende des Krieges eine 

gezieltere und gerechtere Bestrafung der Täter durch die Alliierten 

ermöglichen. Es wurde ein interministerieller Ausschuss einge-

richtet (dem auch Ben Cohen, der politische Berater im Weissen 

Haus, angehörte), der Pläne für die internationale Verfolgung von 

Kriegsverbrechern entwickeln sollte. 

Unterdessen teilte Eden der britischen Botschaft in Washington 

mit, London arbeite keineswegs an derartigen Plänen, sondern 

halte ein internationales Kriegsverbrechertribunal für nicht wün-

schenswert. Eden gab der Sowjetunion die Schuld, dass sich die 

Umsetzung des Vorschlags von Lord Simon verzögert habe,7 doch 

offensichtlich war das nur die halbe Wahrheit. 

Ein von dem gemeinsamen (amerikanisch-britischen) Aus-

schuss für Informationspolitik erstelltes Memorandum spiegelte 

die amerikanische Haltung wider. Ein britischer Mitarbeiter des 

Ausschusses berichtete, das Papier sei an höchster Stelle in London 

nicht gut aufgenommen worden, und schlug vor, es zurückzuzie-

hen.8 Die Briten hielten grundsätzlich nicht viel von dem Gedan-

ken, nachdrücklich mit Kriegsverbrecherprozessen nach dem 

Krieg zu drohen, weil das Aussenministerium Vergeltungsakte der 

Deutschen an britischen Kriegsgefangenen fürchtete. Churchill 

und Eden neigten dazu, einzelne ausgewählte Nazis zu bestrafen, 

aber sie nicht in einem offiziellen Gerichtsverfahren abzuurteilen.9 

Damit blieben mehrere Fragen offen: Konnten darüber hinaus 

auch andere Deutsche für Verbrechen in Deutschland und im be-

setzten Europa bestraft werden, und wenn ja, wie viele? Wer würde 

die Strafen vollstrecken und wie? Lordkanzler Simon wollte, dass 

nach formaljuristischen Regeln würde verfahren werden, und be-

trachtete es als Aufgabe der Kommission zur Untersuchung von 

Kriegsverbrechen, die erforderlichen Beweise zusammenzutra-

gen.10 Die Kommission jedoch wusste nichts von dem geheimen 

Beweismaterial in den Händen des britischen Nachrichtendienstes 

und des Aussenministeriums, und Eden weigerte sich, das Mandat 

der Kommission auf rassisch oder religiös motovierte Greueltaten 
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in Feindstaaten auszudehnen. Später warfen sich das Aussenminis-

terium und das Kriegsministerium gegenseitig einen falschen Um-

gang mit der Kommission vor.11 

Von 1943 an wurde anscheinend aus den decodierten Polizei- 

und SS-Meldungen kein Beweismaterial mehr für Kriegsverbre-

cherprozesse wegen Taten gegen Juden zusammengetragen. Doch 

Verantwortliche im britischen Nachrichtendienst, insbesondere die 

Deutschlandexperten in der Abteilung MI 14, erhielten, sammelten 

und ordneten (und analysierten wahrscheinlich auch) weiterhin die 

Informationen aus allen entschlüsselten Meldungen.12 Bis zum 

heutigen Tag wurden relativ wenige Akten des MI 14 freigegeben. 

Doch die zugänglichen Unterlagen vermitteln einen recht guten 

Eindruck, was geschehen und was unterblieben ist. 

Die Kryptanalytiker liessen in ihren Bemühungen nicht nach. 

Sie hatten zunächst einige Schwierigkeiten mit neuen Codes der 

deutschen Polizei, die Ende 1942 eingeführt worden waren, doch 

schon Anfang 1943 gelang ihnen die Entschlüsselung einer be-

trächtlichen Zahl von Meldungen.13 Bei den Funksprüchen gab es 

das alte Problem von Verschleierungen und Euphemismen, aber 

das kannte man seit Dalueges Warnung am 13. September 1941. 

Die Abhörspezialisten sammelten unter anderem wichtige Infor-

mationen über die Deportation von Juden aus Frankreich im Jahr 

1944, und die Informationen flossen auch dann noch, als alliierte 

Truppen immer weiter vordrangen.14 Entschlüsselte Enigma-Mel-

dungen der SS enthielten wichtige Informationen über den Holo-

caust in Ungarn. Aber wer registrierte die Informationen in ihrer 

vollen Tragweite und machte andere darauf aufmerksam? Hatten 

die Erkenntnisse irgendeinen Einfluss auf die Pläne der Briten? 

Bei der Moskauer Konferenz, die Anfang November 1943 zu 

Ende ging, einigten sich der sowjetische Aussenminister Wjat-

scheslaw Molotow, der amerikanische Aussenminister Cordell 

Hull und der britische Aussenminister Anthony Eden auf eine Er-

klärung, dass Greueltaten in Kriegsverbrecherprozessen abgeur-

teilt werden sollten, und zwar in den und durch die Länder, in de-

nen die Taten begangen worden waren. Die Haupttäter der Ach-

senmächte, deren Verbrechen nicht einem bestimmten geographi- 
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schen Raum zugeordnet werden konnten, sollten durch gemein-

same Entscheidung der Alliierten abgeurteilt werden. Der Tenor 

der Moskauer Erklärung hatte in mancherlei Hinsicht schwerwie-

gende Folgen: 

Und so sollen die Deutschen, die an Massenerschiessungen 

italienischer Offiziere oder an der Hinrichtung französischer, 

holländischer, belgischer und norwegischer Geiseln oder von 

Bauern auf Kreta beteiligt waren und die an den Massakern 

am polnischen Volk oder in anderen Gebieten der Sowjet-

union teilgenommen haben... wissen, dass sie an die Stätten 

ihrer Verbrechen zurückgebracht und an Ort und Stelle von 

den Völkern verurteilt werden, gegen die sie sich vergangen 

haben. Jene [die bisher nicht beteiligt waren] ... sollen sich 

hüten, es den Schuldigen gleichzutun, denn ganz sicher wer-

den die drei alliierten Mächte sie bis in den letzten Winkel der 

Erde verfolgen und sie ihren Anklägern zuführen, damit Ge-

rechtigkeit walten kann.15 

Von den Juden war in der Erklärung keine Rede. 

Am 28. Juni 1944 – gerade zwei Tage nachdem Churchill die 

Vorgänge in Auschwitz-Birkenau als «das wahrscheinlich 

schlimmste und scheusslichste Verbrechen in der gesamten Welt-

geschichte»16 bezeichnet hatte – beschloss das Kriegskabinett, 

dass die Alliierten nicht die formaljuristische Verantwortung für 

die Aburteilung von Verbrechen, die aus rassischen, religiösen 

oder politischen Motiven in Feindesland begangen worden waren, 

übernehmen würden.17 Nachdem dieser Beschluss aktenkundig 

geworden war, verblasste die Bedeutung des aus den deutschen 

Funksprüchen zusammengetragenen Beweismaterials rasch. 

Einige Deutschlandexperten im britischen Nachrichtendienst 

hatten gehofft, dass die Informationen aus den Funksprüchen wäh-

rend der Besetzung Deutschlands nach Kriegsende von Nutzen 

sein würden.18 Der Spezialist für die deutsche Polizei war Brian 

Melland. Einer seiner ehemaligen Kollegen beschrieb ihn einmal 

als einen Mann der grossen Auftritte. Im Herbst 1943 und Anfang 

1944 hielt er eine Reihe überaus lebendiger Vorträge vor amerika- 
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nischen und britischen Offizieren, die mit den alliierten Truppen 

nach Deutschland vordringen sollten.19 Melland teilte zwar die da-

mals verbreitete Neigung zu stereotypen Bildern vom Nationalcha-

rakter verschiedener Völker, lieferte aber den Amerikanern und 

Briten eine sorgfältige, detailreiche Analyse der Stellung der deut-

schen Polizei innerhalb des Nazisystems und ihres Wandels im 

Laufe der Zeit, und er hob ganz besonders die Rolle der Bataillone 

der Ordnungspolizei hervor: 

Vielleicht überrascht es Sie, zu hören, dass Bataillone, Regi-

menter und sogar ganze Divisionen der deutschen Polizei in 

diesem Krieg als gewöhnliche kämpfende Truppen oder, in 

einer besonderen und charakteristischen Weise, als Sicher-

heitskräfte hinter den Kommunikationslinien und in den be-

setzten Gebieten eingesetzt werden. In all ihren Funktionen 

arbeiten diese Polizei-Soldaten sehr eng mit Himmlers SS zu-

sammen... Die enge Verbindung von Polizei und SS unter 

Himmlers Führung kann gar nicht ernst genug genommen 

werden, denn sie ist das mächtige Rückgrat des gesamten Na-

ziregimes... 

Ich möchte Ihnen aber gleichwohl sagen, dass die deutschen 

Polizeibataillone und -regimenter, die aus Männern der kaser-

nierten Schutzpolizei bestehen und um Polizeireservisten er-

gänzt wurden, ein langes, düsteres Register der Beteiligung an 

Terroraktionen hinter den Kommunikationslinien und im 

rückwärtigen Heeresgebiet haben. Sie haben in blutigen Mas-

sakern Tausende von Männern, Frauen und Kindern abge-

schlachtet, und wir dürfen diese Tatsache niemals aus dem 

Blick verlieren, wenn wir es mit Angehörigen der Polizeiba-

taillone zu tun haben. Wir dürfen nicht der Vorstellung Raum 

geben, dass nur die SS-Leute in der Gestapo und im SD für 

Kriegsverbrechen verantwortlich sind. Wir wissen, dass sie 

die Verbrechen zusammen mit den uniformierten Polizeiba-

taillonen begangen haben. Wir wissen es definitiv.20 

Melland enthüllte das Geheimnis der entschlüsselten Polizeimel-

dungen nicht, aber er hatte ihnen ohne Zweifel viele Informationen 

297 



 

entnommen, und er wollte offensichtlich, dass andere diese Infor-

mationen für die Festnahme von Kriegsverbrechern nutzten. Der 

zitierte Vortrag enthält zumindest in seiner schriftlichen Fassung 

nur einen beiläufigen Hinweis auf die Juden. In einer überarbeite-

ten Version des Vortrags, gehalten Anfang 1944, war von der mas-

senhaften Ermordung von Zivilisten die Rede, vom Einsatz beweg-

licher Gaskammern auf Lastkraftwagen und der Beteiligung der 

Stadtpolizei neben den Einsatzkommandos. Wieder wurden die jü-

dischen Opfer nicht besonders hervorgehoben.21 

Der Vortrag erhielt einigen Beifall, und es wurde vorgeschla-

gen, Melland solle eine Art Handbuch über die deutsche Polizei 

zusammenstellen. Dieser Vorschlag war offenbar der Anstoss für 

ein gemeinsames amerikanisch-britisches Handbuch mit dem Titel 

The German Police, das im April 1945 von der Abteilung Gegen-

spionage des Oberkommandos der Alliierten (SHAEF, Supreme 

Headquarters Allied Expeditionary Force) herausgegeben wurde. 

Auf der Titelseite heisst es, dass die Londoner Abteilung des For-

schungsreferats des Militärgeheimdienstes das Werk in Zusam-

menarbeit mit dem Kriegsministerium (MI 14 d) erarbeitet habe.22 

Das Handbuch bestand aus rund 130 Seiten Text sowie Hunder-

ten von Seiten Anhang und war zugleich ausserordentlich detail-

liert und auf sonderbare Weise lückenhaft. Mellands Anmerkun-

gen über die Verbrechen der Ordnungspolizei im rückwärtigen 

Heeresgebiet tauchten nicht auf. Stattdessen zählte das Handbuch 

die neuen Pflichten der kasernierten Polizei im Krieg auf wie die 

Überwachung von Kommunikationsverbindungen, die Kontrolle 

von Gebieten, die von Partisanen infiltriert waren, das Vorgehen 

gegen Partisanen und die Durchsetzung von Recht und Ordnung 

zusammen mit der SS, dem Heer und anderen Sicherheitskräften. 

Es wurde angemerkt, dass die Bataillone der Ordnungspolizei zu-

weilen zu Regimentern zusammengefasst worden seien, dass diese 

aber auf keinen Fall mit der Waffen-SS verwechselt werden dürf-

ten und dass die Angehörigen der Regimenter nicht notwendiger-

weise SS-Mitglieder sein müssten. Der deutlichste Hinweis auf die 

Beteiligung der Ordnungspolizei an den Massenmorden war die 

Feststellung, dass viele Bataillone zu den fanatischsten und brutal- 
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sten Nazikräften gehörten, die Norwegen, Polen, Jugoslawien, 

Griechenland, die Tschechoslowakei und Italien terrorisierten.23 

Auf die von der Ordnungspolizei verübten Massaker auf dem Ge-

biet der Sowjetunion ging das Handbuch nicht ein, und auch die 

Juden wurden in diesem Zusammenhang nicht erwähnt. Selbst in 

den Abschnitten über das Judenreferat im Reichssicherheitshaupt-

amt (Eichmanns Zuständigkeitsbereich) stand nichts über den Mas-

senmord der Nazis an den Juden.24 Vielleicht verhinderte die Mit-

wirkung der Amerikaner an dem Projekt, dass Informationen aus 

den entschlüsselten Funksprüchen verwendet wurden, oder viel-

leicht war der Adressatenkreis des Handbuchs zu gross. Auf jeden 

Fall hatte die Geheimhaltung absoluten Vorrang. 

Im Juni 1945 gab das SHAEF G-2 einen weiteren Bericht über 

die Verbindung zwischen SS und Ordnungspolizei heraus. Darin 

hiess es, auf die eine oder andere Weise seien hochrangige Ange-

hörige der Polizei Mitglieder der SS geworden. Aber für den 

Hauptteil der Ordnungspolizei (Orpo) gelte «das Merkmal, dass er 

scheinbar eher abseits vom politischen Leben im Land steht, und 

darum werden die einfachen Mitglieder als in unserem Zusammen-

hang harmlos angesehen. Dies wird daraus abgeleitet, dass die 

Orpo im allgemeinen Routinedienste leistet.»25 Diese Einschät-

zung trug dazu bei, dass Angehörige der Ordnungspolizei die Ent-

nazifizierungsverfahren relativ leicht durchlaufen konnten, und 

wahrscheinlich kam sie in gutem Glauben zustande. Der britische 

Nachrichtendienst wusste, dass im Osten das Morden zu den «Rou-

tinediensten» der Ordnungspolizei geworden war, aber er gab sein 

Wissen nicht an das SHAEF weiter. 

Im September 1945 verteilten MI 4 und MI 14 an die alliierten 

Besatzungseinrichtungen, die Kommission für die Untersuchung 

von Kriegsverbrechen und an Offiziere des Militärs der einzelnen 

Länder, die mit der Verfolgung von Kriegsverbrechen betraut wa-

ren, eine Liste mit den Namen von Angehörigen der SS, der Polizei 

und der NSDAP. Vor die Namen war der warnende Hinweis ge-

setzt, dass es sich nur um eine Liste von Verdächtigen handle: Ge-

gen jeden Genannten gebe es entweder konkretes Beweismaterial, 

oder der Verdacht gründe sich auf das, was über das jeweilige Amt 

bekannt sei. Die Liste sei indes «nur ein erster unvollständiger An- 
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satz für eine umfassende schwarze Liste von Personen, die Kriegs-

verbrechen verdächtigt werden».26 

Die Liste war in der Tat unvollständig. Kurt Daluege, der Chef 

der Ordnungspolizei, tauchte nur als Verantwortlicher für Vergel-

tungsaktionen in der Tschechoslowakei nach der Ermordung Rein-

hard Heydrichs durch tschechische Widerstandskämpfer auf. Zu 

Adolf Eichmann hiess es, er habe Juden aufspüren und enteignen 

lassen, und vor allem sei er für die Deportation holländischer Juden 

nach Auschwitz verantwortlich. Erich von dem Bach-Zelewski 

wurde im Hinblick auf die Ämter, die er innehatte, mehr oder we-

niger richtig identifiziert, aber als einzige Beschuldigung war auf-

geführt, dass er im Juni 1942 das Dorf Borki in Mittelrussland dem 

Erdboden hatte gleichmachen lassen. Friedrich Jeckeln wurde als 

der Verantwortliche für etliche Verbrechen an Juden, Kommunis-

ten und anderen Personen in den baltischen Staaten identifiziert. In 

der Liste fand sich kein Hinweis auf die Beteiligung von Bach- 

Zelewski und Jeckeln an weiteren Massakern im Sommer und 

Herbst 1941, obwohl die entschlüsselten Polizeimeldungen ein-

deutige Informationen enthielten.27 

Die Schlussfolgerung liegt nahe, dass der oder die Verfasser der 

schwarzen Liste von den Polizeimeldungen nichts wussten oder 

keinen Zugang zu den Unterlagen hatten. Aber dagegen spricht ein 

Umstand: Die Kenntnis, dass Bach-Zelewski für die Verwüstung 

des Dorfes Borki verantwortlich war, stammte aus den entschlüs-

selten Meldungen.28 Von den Verbrechen, die Jeckeln vorgewor-

fen wurden, wusste man aus anderen Quellen, und ihm wurden 

nicht die Verbrechen in der Ukraine vorgehalten (Morde an Juden), 

die am besten in seinen Funksprüchen dokumentiert waren. Allem 

Anschein nach gab es bereits eine Entscheidung oder zumindest 

eine Neigung des Secret Intelligence Service, die entschlüsselten 

Polizeimeldungen nicht als Beweismittel für Kriegsverbrecherpro-

zesse zu verwenden. 

Anfang 1946 stellte das britische Kriegsministerium eine Er-

mittlungskommission für Kriegsverbrechen zusammen, eine Vor-

läuferorganisation existierte seit 1940. Das Gremium stellte aus 

Verhören deutscher Gefangener und aus Dokumenten, die man in 

die Hände bekommen hatte, Beweismaterial gegen Kriegsverbre- 
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cher zusammen.29 Doch die Meldungen der deutschen Polizei und 

der SS – die mit soviel Mühe aufgefangen, entschlüsselt, zum Teil 

übersetzt und wohl auch analysiert worden waren – blieben in ge-

heimen Akten verschlossen und wurden nicht ausgewertet. 

Die Code and Cypher School der Regierung beschloss jedoch 

am Ende des Krieges, eine (nicht veröffentlichte) Geschichte der 

verschiedenen Aspekte des Konflikts herauszubringen, und zwar 

nur anhand von Material, das in Bletchley Park entschlüsselt wor-

den war. In dem von Leutnant E. D. Phillips verfassten 13. Band 

ging es um die deutsche Polizei. Phillips hob von Anfang an hervor, 

dass die Ministerien, die Kopien der entschlüsselten Meldungen er-

halten hatten, ihre Tragweite sehr viel besser beurteilen konnten, 

weil sie auch über Informationen aus anderen Quellen und Wissen 

über die grösseren Zusammenhänge verfügten.30 Dennoch sei al-

lein die Zusammenfassung der Erkenntnisse, welche die für die 

deutsche Polizei zuständige Abteilung (die bis Ende 1943 unabhän-

gig arbeitete) und später die Mitarbeiter in Baracke 3 in Bletchley 

Park aus den deutschen Polizeimeldungen zusammengetragen hat-

ten, wertvoll gewesen. 

In einem Anhang listete Phillips einige Beispiele auf, wie Hö-

here SS- und Polizeiführer über Hinrichtungen berichtet und ge-

meldet hatten, welche SS- oder Polizeieinheiten die Erschiessun-

gen vorgenommen hatten. Die Opfer wurden meistens als Juden 

oder Bolschewisten bezeichnet, doch, so merkte Philipps in einer 

Fussnote an: «Wahrscheinlich waren die Bezeichnungen ‚Jude’ 

oder ‚Bolschewist’ geläufige Rechtfertigungen für alle Arten von 

Hinrichtungen.»31 Diese Anmerkung entstand, nachdem die Welt 

voller Entsetzen Bilder und Wochenschauberichte aus den Kon-

zentrationslagern Bergen-Belsen, Dachau und anderen gesehen 

hatte, zu einer Zeit, als das Internationale Militärtribunal dabei war, 

seine Arbeit aufzunehmen. Darin kommt eine Leugnung der mitt-

lerweile bekannten Wahrheit zum Ausdruck, dass die Nazis eine 

ungeheure Zahl von Juden ermordet hatten – worüber verantwort-

liche Nazis auch ganz offen berichtet hatten. 

Hatte die Tatsache, dass die Informationen aus den entschlüssel- 
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ten Funksprüchen nicht zur Verfügung standen, einen Einfluss auf 

Entscheidungen nach Kriegsende? Zumindest können wir nach-

weisen, dass das decodierte Material eine wichtige Rolle spielte bei 

Entscheidungen über die Verfolgung von Kriegsverbrechen. So 

beschloss beispielsweise die britische Regierung, in den Kreis der 

Deutschen, die nach dem Krieg in der britischen Besatzungszone 

automatisch verhaftet werden sollten, die Offiziere der Ordnungs-

polizei einzubeziehen. Doch im Einklang mit der Entscheidung der 

alliierten Ankläger bei ihren Vorbereitungen für das Internationale 

Kriegsverbrechertribunal in Nürnberg, die Gestapo und den SD als 

kriminelle Naziorganisationen zu behandeln, ordneten die Briten 

Offiziere der Gestapo und des SD der Kategorie 1 der potentiellen 

Hauptschuldigen zu und hochrangige Angehörige der Ordnungpo-

lizei Kategorie 2 der Belasteten.32 Allem Anschein nach war das 

Argument nicht von der Hand zu weisen, dass «einfache» Polizei-

angehörige, die vielfach weder SS- noch Parteimitglieder waren 

(mit Ausnahme der höchsten Ränge) nicht in dieselbe Kategorie 

eingeordnet werden konnten wie berüchtigte Gestapoleute, aber 

die Personen, die solche Kategorien ersonnen hatten, kannten die 

Meldungen der deutschen Polizei nicht, aus denen hervorging, in 

welchem Ausmass die Bataillone der Ordnungspolizei an Hinrich-

tungen beteiligt gewesen waren. Im Januar 1946 gab der Alliierte 

Kontrollrat für Deutschland eine Direktive heraus, dass Nazis und 

Kriegsverbrecher aus allen Ämtern in Nachkriegsdeutschland zu 

entfernen seien und keine Ämter besetzen dürften. Ausdrücklich 

genannt wurden Höhere Polizeiführer, aber vom Rang eines Un-

terführers der Ordnungspolizei abwärts galt die Direktive nicht 

mehr.33 

Grossbritannien und die Vereinigten Staaten beschlossen, mit 

Verfahren gegen Personen der Kategorie 2 zu warten, bis sie den 

Verlauf der Nürnberger Prozesse gegen die Hauptkriegsverbrecher 

beurteilen konnten. Es gab sogar einigen Druck, die Verdächtigen 

bis zum Abschluss der Prozesse auf freien Fuss zu setzen. Schliess-

lich fiel in beiden Ländern doch noch der Beschluss, Verfahren ge-

gen alle Personen zu eröffnen, die während der Entnazifizierungs-

verfahren wegen ihrer Mitgliedschaft in bestimmten Organisatio-

nen als Belastete eingestuft worden waren. 
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Die Entnazifizierungsverfahren fanden vor deutschen Gerichten 

unter alliierter Aufsicht statt.34 

Die Amerikaner versuchten ein sehr ausgedehntes Entnazifizie-

rungsprogramm durchzuführen und begannen damit, die gesamte 

erwachsene deutsche Bevölkerung zu durchleuchten. Dieses Ver-

fahren war wohl vom Ansatz her falsch, denn der Kreis der poten-

tiell Schuldigen wurde viel zu sehr ausgeweitet, und es führte zu 

Irrtümern und Missbräuchen aller Art: Nur wenige amerikanische 

Verantwortliche wussten über Nazideutschland so gut Bescheid, 

dass sie gerecht über die Funktionen und die Schuld einzelner ur-

teilen konnten.35 Warum konzentrierte man sich nicht zunächst auf 

die viel kleinere Zahl der SS- und Polizeiangehörigen, bei denen 

aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu bestimmten Einheiten oder auf-

grund bestimmter Aufgabenbereiche der Verdacht bestand, dass 

sie an Massentötungen beteiligt gewesen waren? Auf diese Weise 

wären wenigstens die schlimmsten Verbrecher bestraft worden. 

Aber wussten die Amerikaner überhaupt, welche Einheiten und 

Organisationen an Massakern mitgewirkt hatten? Gegen die Leiter 

und Wärter in den Konzentrationslagern mussten sich selbstver-

ständlich Ermittlungen richten, und dann tauchte eine Kopie (auf 

Papier) der in Berlin zusammengestellten Berichte der Einsatz-

gruppen auf, aus der hervorging, dass die Offiziere und einfachen 

Mitglieder der Einsatzgruppen sich schuldig gemacht hatten. Aber 

für die Bataillone der Ordnungspolizei gab es nichts Vergleichba-

res. 

Die britische Strategie bei der Entnazifizierung war weniger 

vom Kreuzzugsgedanken und stärker von ökonomischen Zwängen 

geprägt. In der britischen Zone wurden nicht so viele Deutsche au-

tomatisch verhaftet, und ein erheblicher Teil der Festgenommenen 

wurde rasch wieder freigelassen: Das Kriegsministerium ent-

schied, dass man sich auf die nach Ansicht der britischen Besat-

zungsbehörden schlimmsten Fälle konzentrieren und die übrigen 

Beschuldigten ungeschoren lassen wollte. Grossbritannien lehnte 

es auch ab, mutmassliche Kriegsverbrecher an Länder auszulie-

fern, in denen sie wohl kein gerechtes Verfahren zu erwarten hatten 

wie etwa an die Sowjetunion.36 Und der britische Nachrichten-

dienst hielt die decodierten Polizeimeldungen weiter unter Ver-

schluss. 
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In den westlichen Besatzungszonen Deutschlands wurde gegen 

Offiziere und Mannschaften der Ordnungspolizei nur selten ermit-

telt, und nur wenige Verfahren wurden eröffnet. Die Annahme war 

allgemein verbreitet, dass Morde und andere Greuel nur auf das 

Konto der SS gingen – und selbst dort sah man die Schuld nur bei 

Teilen der Organisation. Ab den sechziger Jahren wurden in West-

deutschland durchaus Ermittlungen gegen Angehörige der Ord-

nungspolizei durchgeführt und auch einige Verfahren eröffnet, 

aber nur sehr wenige endeten mit Schuldsprüchen. Zum Teil lag 

das am Mangel an Beweismaterial, doch dieses Thema wäre eine 

eigene Untersuchung wert.37 

Gegen die höchsten Funktionsträger von SS und Polizei hätten 

immer noch die Alliierten Einzel- oder Gruppenverfahren durch-

führen können. Die Amerikaner klagten erfolgreich einige Offizie-

re der Einsatzgruppen an, aber keine Höheren SS- und Polizeifüh-

rer und keine Kommandanten von Bataillonen der Ordnungspoli-

zei. Da ihnen die entschlüsselten Polizeimeldungen nicht zur Ver-

fügung standen, war es schwierig, Beweismaterial zusammenzu-

tragen und die Schuldigen zu identifizieren. Ironischerweise war 

der amerikanische Chefankläger bei Verfahren gegen die Einsatz-

gruppen niemand anderer als Telford Taylor, der Mann, der so 

lange in Bletchley Park gewesen war und der ab 1944 Kopien der 

Meldungen der Ordnungspolizei erhalten hatte.38 Aber ihm wur-

den offensichtlich niemals Kopien der früheren Meldungen über-

geben. 

Am Tag der deutschen Kapitulation verhafteten die Amerikaner 

Kurt Daluege. Anders als andere hohe Nazis, die am Ende des 

Zweiten Weltkriegs Selbstmord begingen (Hitler, Himmler, Goeb-

bels), beschloss Daluege, sein Glück zu versuchen. Gegen ihn 

wurde hauptsächlich der Vorwurf erhoben, nach der Ermordung 

seines Kollegen und langjährigen Rivalen bei der Polizei, Reinhard 

Heydrich, Mitte 1942 Vergeltungsmassnahmen in dem von den 

Nazis so genannten Reichsprotektorat Böhmen und Mähren orga-

nisiert zu haben: Die Nazis liessen alle männlichen Einwohner der 

tschechischen Stadt Lidice ermorden. Die Frauen von Lidice wur-

den in Konzentrationslager deportiert, acht Kinder wurden als für 

die Germanisierung geeignet befunden, die anderen verschwan- 
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den. Die Besatzer machten alle Gebäude dem Erdboden gleich und 

schafften den Schutt fort. Lidice war vom Antlitz der Erde getilgt.39 

Die Zerstörung von Lidice hatte 1942 den Westen schockiert, 

aber Dalueges Kollegen, die Vernichtungslager leiteten, brachten 

in einer Woche mehr Menschen um, als im Zuge der gesamten Ver-

geltungsaktion für den Tod Heydrichs starben. Am Ende des Krie-

ges stellten die Enthüllungen über die Schrecken von Auschwitz, 

Bełżec, Sobibór, Treblinka, Chełmno, Maidanek und vieler ande-

rer Konzentrationslager Dalueges Verbrechen in den Schatten. 

Keiner der für die Verfolgung von Kriegsverbrechen Verantwort-

lichen dachte daran, ihn in die Gruppe derjenigen einzureihen, die 

als erste in Nürnberg vor Gericht gestellt werden sollten. Wenn 

Heydrich noch gelebt hätte, hätten die Alliierten ihn als einen der 

Hauptkriegsverbrecher angeklagt. 

In einer weitschweifigen Erklärung für die Amerikaner schrieb 

Daluege, dass er lediglich der Vorgesetzte jener grünuniformierten 

Ordnungspolizisten gewesen sei, die nun nach reibungslosem 

Übergang für die Besatzungsbehörden Dienst taten. Niemals, so 

betonte er, habe er etwas mit Konzentrationslagern, der Judenfrage 

oder der Liquidierung von Gegnern zu tun gehabt: All dies sei in 

die Zuständigkeit der Sicherheitspolizei unter Heydrich gefallen. 

Er, Daluege, sei kein Verbrecher, nicht einmal in den besonders 

schwierigen Jahren vor 1933 habe er Verbrechen begangen. Zudem 

habe er im September 1943 an schweren Herz- und Kreislaufprob-

lemen gelitten und sich deshalb aus dem aktiven Dienst zurückge-

zogen. (Den Tschechen, die ihn später verhörten, erzählte er, er 

leide an einer erblichen Form der Syphilis!)40 

Da der britische Nachrichtendienst im Besitz der Polizeimeldun-

gen war, wusste er sehr viel besser Bescheid, und einige Personen 

wollten noch mehr herausfinden. Das britische Aussenministerium 

beantragte, Daluege zu verhören: Man war begierig, zuverlässige 

Informationen von ihm zu bekommen.41 Die Protokolle etwaiger 

britischer Verhöre von Daluege wurden bis heute nicht freigege-

ben.42 Die Amerikaner liessen aber die Tschechen zu Daluege und 

überstellten ihn später ganz den Tschechen. Er versuchte zwar, die 

Schuld für das Massaker in Lidice Karl Hermann Frank in die  
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Schuhe zu schieben, aber das Beweismaterial der Tschechen gegen 

ihn reichte aus. Er wurde 1946 verurteilt und hingerichtet. 

Der Höhere SS- und Polizeiführer Friedrich Jeckeln wurde von 

Truppen der westlichen Alliierten festgenommen und den Sowjets 

übergeben. Die Sowjets konzentrierten sich bei ihrem Verhör auf 

Jeckeins Regiment in den baltischen Staaten, und Jeckeln bemühte 

sich, den Anschein zu erwecken, er habe mit der Endlösung bis zu 

dem Zeitpunkt, als er von der Ukraine nach Riga kam, nichts zu 

tun gehabt. Die Sowjets exekutierten ihn Anfang 1946.43 

Erich von dem Bach-Zelewski hatte eine Zeitlang mehr Glück. 

Er fiel den Amerikanern in die Hände und packte aus, enthüllte 

Geheimnisse aus dem inneren Kreis der SS, ohne sich dabei selbst 

zu belasten.44 Er war ein Soldat; 1943 war er der oberste Verant-

wortliche für die Bekämpfung von Partisanen gewesen, er hatte 

nicht einfach irgendwelche Zivilisten hinrichten lassen. Der mili-

tärische Kontext und sein Auftrag dienten augenscheinlich als 

Deckmantel für anderes, und auch manche seiner militärischen Ak-

tionen gingen weit über das hinaus, was nach den internationalen 

Normen der Kriegführung geduldet war. Seine Männer hatten 1944 

den Aufstand in Warschau mit brutaler Gewalt gegen Zivilisten 

niedergeschlagen.45 Der britische Nachrichtendienst war im Besitz 

einer Meldung, in der Bach-Zelewski sich rühmte, dass seine Leute 

am 7. August 1941 30’000 Menschen umgebracht hätten; ein Mit-

arbeiter des Nachrichtendienstes hatte die entscheidenden Infor-

mationen aus den entschlüsselten Botschaften Ende 1944 oder An-

fang 1945 zu einem Dossier über Bach-Zelewski zusammenge-

stellt.46 In Unkenntnis dessen beschlossen die alliierten Ankläger, 

Bach-Zelewski im Nürnberger Prozess als Zeugen der Anklage zu 

benennen, und am 7. Januar 1946 erschien er im Zeugenstand. Die 

Befragung nahm kein Geringerer vor als Telford Taylor. Ein Ame-

rikaner meinte, Bach-Zelewski habe im Zeugenstand wie ein seri-

öser Buchhalter gewirkt. Taylor setzte Bach-Zelewski nicht sehr 

zu, die meiste Zeit befragte er ihn zur Rolle der Wehrmacht (nicht 

der SS) bei Greueltaten. Taylor schrieb später darüber: «Er war ge-

wiss kein Engel und behauptete auch nicht, ein solcher zu sein, 

doch er wusste genauestens über das Verhalten des Heeres an der 
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Ostfront und über dessen Beteiligung an Kriegsverbrechen Be-

scheid, und er war bereit, über diese Dinge auszusagen.»47 

Auf Taylors Frage, was seine Aufgabe als Höherer SS- und Po-

lizeiführer gewesen sei, antwortete Bach-Zelewski, die Bekämp-

fung von Partisanen. Auf die Frage, welche Funktionen die Ein-

satzgruppen gehabt hätten, erläuterte Bach-Zelewski, sie hätten Ju-

den, Zigeuner und politische Kommissare beseitigen sollen. Er 

räumte ein, dass bei seinen Operationen gegen Partisanen unnöti-

gerweise auch Zivilisten getötet worden seien, aber die Schuld da-

für gab er seinen Untergebenen und den Verantwortlichen in der 

Wehrmacht. Der russische Ankläger Oberst Pokrowsky konnte ei-

nige wichtige Informationen über das allgemeine Vorgehen der 

Nazis und der SS aus Bach-Zelewski herausbekommen, aber 

nichts, was Bach-Zelewski direkt belastet hätte.48 

Bach-Zelewskis Auftritt vor Gericht und seine Zeugenaussage 

brachten einige andere Angeklagte des Nürnberger Prozesses in 

Rage. Hermann Göring beschimpfte ihn als Schwein, Stinktier, als 

«den blutigsten Mörder in der ganzen verdammten Aufführung». 

Telford Taylor berichtet diesen Vorfall in seiner Schilderung des 

Prozesses, anscheinend ohne sich bewusst zu sein, wie nahe Göring 

damit der Wahrheit kam, zumindest mit dem letzten Punkt.49 

Bach-Zelewski sagte in der Folgezeit auch bei der Vorbereitung 

des Prozesses gegen die Einsatzgruppen in der amerikanischen 

Zone und im Zusammenhang mit anderen Fällen aus. Der New 

York Times zufolge belohnten die amerikanischen Besatzungsbe-

hörden seine Kooperationsbereitschaft damit, dass sie ihm einen 

Gefängnisaufenthalt ersparten.50 Im Jahr 1951 verurteilte ihn eine 

deutsche Spruchkammer im Rahmen der Entnazifizierungsverfah-

ren zu zehn Jahren Zwangsarbeit, aber die Vollstreckung der Strafe 

wurde ausgesetzt. Doch er fühlte sich nicht wohl in seiner Haut, 

und 1952 bekannte er sich des Massenmordes schuldig. 1961 

wurde er vor Gericht gestellt und wegen seiner Beteiligung an der 

Ermordung Ernst Röhms und seiner Gefolgsleute am 30. Juni 1934 

verurteilt; er erhielt eine kurze Gefängnisstrafe. Im Jahr 1964 ver-

urteilte ihn ein westdeutsches Gericht erneut im Zusammenhang  
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mit dem Tod von sechs Kommunisten. Diesmal wurde er zu le-

benslanger Haft verurteilt, wurde aber bald entlassen. Auf die 

Nachricht von seiner Freilassung hin erhob sich ein Sturm der Ent-

rüstung. Er wurde wieder in Haft genommen und starb 1972 im 

Gefängnis.51 

Bach-Zelewski hatte über seine Operationen ein Tagebuch ge-

führt, er vermachte es dem Bundesarchiv in Koblenz, damit die 

Historiker eines Tages ein zutreffendes Bild seines Wirkens im Os-

ten würden zeichnen können. Allerdings tauchte dabei ein kleines 

Problem auf. Wie sich später herausstellte, stammten die Einträge 

für die Jahre 1941-1942 nicht aus der damaligen Zeit, sondern wa-

ren nachträglich erheblich verändert worden. Bach-Zelewski be-

hauptete, die Originalaufzeichnungen seien verloren. Er wusste 

nicht, dass der Wortlaut seiner belastenden Funkmeldungen aus 

diesen Jahren in Prag und in Grossbritannien existierte, aber auch 

die Historiker erfuhren davon erst in den achtziger Jahren (von den 

Kopien in Prag) und im Jahr 1996 (von den Kopien in Grossbri-

tannien). 
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Schlussfolgerungen 

Während des Zweiten Weltkrieges waren Hitler und seine wich-

tigsten Gefolgsleute auf die eine oder andere Weise fest entschlos-

sen, die jüdische «Rasse» zu vernichten. In Kapitel 1 untersuchte 

ich erste Anzeichen dieses Entschlusses. Ich will damit nicht an-

deuten, dass Hitler und Himmler seit den zwanziger Jahren so auf 

die Juden fixiert gewesen wären, dass es sich bei der Geschichte 

des nationalsozialistischen Deutschland und des Holocaust nur um 

die Entfaltung einer Ideologie und vorher festgelegter Ideen gehan-

delt hätte. Selbst wenn das zuträfe, würde es keine befriedigende 

Möglichkeit geben, es empirisch zu zeigen. Doch Mein Kampf war 

keine blosse Rhetorik. Himmler nahm das Buch (und die national-

sozialistische Ideologie an sich) schon vor und erst recht nach der 

nationalsozialistischen Machtübernahme am 30. Januar 1933 sehr 

ernst. 

Hitler hatte grosse innen- und aussenpolitische Ziele, denen in 

den dreissiger Jahren Priorität eingeräumt wurde. Sie bestimmten 

in Friedenszeiten, wie weit er gegen die Juden vorgehen konnte 

und wollte.1 Ich habe an anderer Stelle versucht, die Entwicklung 

der Judenpolitik der SS nachzuvollziehen, und gezeigt, dass zu 

Himmlers Rassenutopie auch die Hoffnung auf andere Verände-

rungen gehörte.2 Dennoch gibt es Hinweise, dass beide Männer 

schon vor dem Krieg den Kriegsausbruch als den Augenblick be-

trachteten, in dem ihr Regime sich auf seinem Feldzug gegen seine 

angeblichen internationalen und rassischen Feinde über alle Be-

denken hinwegsetzen würde.3 Obwohl es aus dieser Zeit keinen 

Beleg für einen eigens ausgearbeiteten Plan für die «Endlösung» 

gibt, entstand die Idee für den Massenmord an den Juden nicht erst  
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mitten im Krieg. Der Massenmord wurde schon sehr früh als Mög-

lichkeit in Betracht gezogen – und nicht nur von Hitler. 

Viele führende Nationalsozialisten hoben sich durch ihre radi-

kale Feindseligkeit gegenüber den Juden und die Energie ihrer 

Rassenidee oder Vision von der deutschen Bevölkerung ab, die zu 

einem beträchtlichen Teil antisemitisch eingestellt war. Aufgrund 

dieses Abstandes sollte man die Beweggründe der Männer der 

Ordnungspolizei untersuchen, die sich an den Massenexekutionen 

beteiligten. In einer Fallstudie und mit Hilfe von aussagekräftigen 

Quellen habe ich versucht zu zeigen, dass das Verhalten der Poli-

zisten und die Reaktion der Deutschen auf die Nachrichten über 

den Völkermord vom allgemeinen Antisemitismus beeinflusst 

wurden. Doch die nationalsozialistischen Behörden stützten sich 

beim Umgang mit der Polizei und der Öffentlichkeit auch auf Be-

fehle, Täuschungsmanöver und Geheimhaltung. Wenn alle deut-

schen Polizisten «Hitlers willige Vollstrecker» gewesen wären, 

hätte es auf offizieller Seite weniger Bedenken gegeben und man 

hätte weniger auf den Einsatz von Gaskammern als Massenver-

nichtungsmittel gedrängt. 

Der erste Teil des Buches enthält viele Belege für die besonde-

ren Vorkehrungen, die in Nazideutschland für den Massenmord an 

den Juden getroffen wurden. Einige dieser Quellen stehen den 

westlichen Wissenschaftlern erst seit kurzer Zeit zur Verfügung, 

und bestimmte Dokumente des britischen Nachrichtendienstes 

wurden hier erstmals untersucht. Diese Quellen verändern oder er-

gänzen unser bisheriges Wissen über den Holocaust am stärksten 

dadurch, dass nationalsozialistische Funktionsträger und die Insti-

tutionen, denen sie vorstanden, stärker in den Vordergrund treten. 

In keiner anderen Studie zum Nationalsozialismus wird Kurt 

Dalueges Funktion bei der «Endlösung» ausreichend berücksich-

tigt. Die Historiker konzentrierten sich in ihren Darstellungen zur 

Arbeit der Ordnungspolizei entweder auf die Ereignisse und die 

Einsätze nach 1942 oder auf Fallstudien einzelner Bataillone. Jetzt 

hat sich jedoch gezeigt, dass die Ordnungspolizei schon in der Pla-

nungsphase und ganz klar bei der «ersten Tötungswelle» der Ju-

denerschiessungen 1941 in den besetzten Gebieten der Sowjet-

union beteiligt war. Die starke Beteiligung von Einheiten, die keine 
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Eliteorganisationen waren und für den Massenmord auch nicht be-

sonders ausgebildet worden waren, zieht politische und philoso-

phische Fragen nach sich. 

Die einzige bedeutende Darstellung zu den Höheren SS- und Po-

lizeiführern konzentriert sich überwiegend auf die Amtsträger im 

Deutschen Reich.4 Doch Jeckeln, Bach-Zelewski und in geringe-

rem Ausmass auch Prützmann und Korsemann – alle in den besetz-

ten Gebieten der Sowjetunion – halfen mit, die erste Phase des Ho-

locaust zu leiten. Uber ihre Arbeit lässt sich auch ihr Verhältnis zu 

Daluege und den Polizeibataillonen der Ordnungspolizei klären, 

das bisher noch nicht richtig verstanden wurde. 

Das Naziregime plante, in den Gebieten der Höheren SS- und 

Polizeiführer im Osten stationäre Gaskammern für den Einsatz von 

Zyklon B und Krematorien zu errichten, in denen die deportierten 

Juden aus Deutschland und anderen Ländern liquidiert werden 

sollten.5 Es ist nicht sicher, ob diese Pläne nicht doch teilweise in 

die Tat umgesetzt wurden: Die Methoden zur Ermordung der Ju-

den sind für einige Orte immer noch unbekannt und bieten für die 

Forschung noch ein weites Feld. 

Einige Historiker vertreten die These, das Ziel der nationalsozi-

alistischen Judenpolitik sei eine Zeitlang unbestimmt gewesen. Die 

Deportationen in den Osten hätten nur die «jüdische Bedrohung» 

in Deutschland vermindern und die Juden aus dem Weg schaffen 

sollen. Erst unter dem Druck des Krieges hätte sich aus den Depor-

tationen die «Endlösung» entwickelt. Doch die Nationalsozialisten 

hatten die Deportation der europäischen Juden spätestens seit An-

fang 1941 ins Auge gefasst, und Himmler traf seit September des 

Jahres Vorkehrungen für die Deportation der deutschen Juden in 

den Osten.6 Die Äusserungen und Handlungen von Bach-

Zelewski, Jeckeln, Prützmann und anderen beweisen den Sinn und 

Zweck der Deportationen – von Anfang an. 

Die Quellen schaffen eine enge Verbindung zwischen den Mas-

senerschiessungen der Juden in den besetzten Gebieten der Sow-

jetunion und den Massenvergasungen der europäischen Juden in 

den Vernichtungslagern, die Ende 1941 in Chełmno ihren Anfang 

nahmen und an anderen Orten nicht vor Mitte des Jahres 1942 in 

grossem Ausmass durchgeführt wurden. Kurz gesagt, die neuen 

Belege für die frühen Pläne der Nazis zur Errichtung von Vernich- 
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tungslagern im Osten schliessen bei der Interpretation der national-

sozialistischen Absichten und Handlungen (teilweise) eine chro-

nologische Lücke. Vieles deutet nun darauf hin, dass der Begriff 

«Endlösung», wie er von Walter Schellenberg im Mai 1941 und 

noch einmal von Reinhard Heydrich am 31. Juli 1941 verwendet 

wurde, schon damals seine spätere Bedeutung hatte,7 selbst wenn 

die Einrichtungen und Methoden für den Massenmord noch nicht 

feststanden. In diesem Buch geht es im engeren Sinn um das Ent-

ziffern verschlüsselter Funksprüche, doch es geht auch um die 

Deutung von Quellen, die auf den ersten Blick gelegentlich rätsel-

haft, fragmentarisch oder sogar irreführend wirken können. 

Obwohl ich kein Spezialist der Funkaufklärung oder der Kryp-

tologie bin, habe ich nach bestem Vermögen die Kommunikation 

zwischen den deutschen Truppen in den besetzten Gebieten der 

Sowjetunion und hohen nationalsozialistischen Funktionsträgern 

zu erklären versucht. Ein Grossteil dieser Informationen ist neu, 

und diese Darstellung hatte den erfreulichen Nebeneffekt, die Be-

mühungen der Nazis um die Geheimhaltung der «Endlösung» zu 

illustrieren, sowie die Fähigkeit der Briten, diese Verschleierungs-

massnahmen zu durchdringen. 

Auch die Reaktion der Alliierten auf den Holocaust muss «ent-

schlüsselt» werden. Winston Churchill und Franklin Delano 

Roosevelt stehen den Menschen heutzutage immer noch so deut-

lich vor Augen, dass sie die Geschichte der britischen und ameri-

kanischen Reaktionen auf den Holocaust überwiegend unter dem 

Blickwinkel der individuellen Reaktionen und des Verhaltens die-

ser beiden Staatsmänner sehen. Diese Sichtweise ist jedoch nicht 

unbedingt gerechtfertigt: Jede Geschichte einer Regierung in den 

westlichen Demokratien des 20. Jahrhunderts muss auch den Re-

gierungsapparat einbeziehen. Ausserdem muss man auch die be-

grenzte Quellenlage zu Churchill und Roosevelt selbst berücksich-

tigen. 

Es gibt zwei Erklärungen für den Unterschied zwischen Church-

ills Reden und Schriften über die Ermordung der Juden durch die 

Nationalsozialisten und die tatsächliche Gestaltung der britischen 

Politik: Reden entsprechen nicht immer der Realität; ausserdem 

bestimmte Churchill nicht immer (und nicht einmal häufig) die bri- 
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tische Politik. Häufig schreiben hochrangige Regierungsmitglieder 

ihre Memoiren oder halten den Gang der Ereignisse, an denen sie 

beteiligt waren, selbst fest (oft zu einer Zeit, wenn andere noch kei-

nen Zugang zu den Unterlagen haben, die sie verwenden) und prä-

sentieren sich selbst im besten Licht. Churchill sagte einmal zu 

Maurice Ashley, der die historische Forschungsarbeit für ihn erle-

digte: «Liefern Sie mir die Fakten, Ashley, ich biege sie dann schon 

so zurecht, dass sie zu meinen Argumenten passen.» Auch wenn 

Ashley erklärt, dass Churchill diese Ankündigung selten wahr 

machte, so gibt er doch zu, dass Churchill beim Schreiben seine 

eigene Sicht der Dinge wiedergab.8 

Der bedeutende Historiker Gerhard Weinberg hat festgestellt, 

dass Churchill wahrscheinlich noch als Premierminister damit 

rechnete, eine Geschichte des Krieges zu verfassen (seine Ge-

schichte des Ersten Weltkrieges war bereits sehr bekannt). Es ist 

daher durchaus möglich, dass Churchill in seiner Amtszeit als Pre-

mierminister einige Kommentare bereits in Hinblick auf die histo-

rische Darstellung abgab. Er war immer noch aktiv in der Politik, 

als er seine Geschichte des Zweiten Weltkrieges verfasste, und als 

der letzte Band erschien, war er wieder Premierminister. Unter sol-

chen Bedingungen sollte man keine Objektivität erwarten.9 Wein-

bergs allgemeine Beobachtungen – die sich nicht in erster Linie auf 

Churchills Reaktion auf den Holocaust beziehen – sind meiner An-

sicht nach in diesem Zusammenhang durchaus relevant. 

Man kann einige Erklärungen Churchills dahingehend interpre-

tieren, dass er damals die moralische und historische Bedeutung 

der nationalsozialistischen Judenpolitik erkannte, dass er aber, 

ebenso wie Roosevelt, keine Konsequenzen daraus zog. Roosevelt 

und vor allem Churchill gebührt grosse Anerkennung dafür, dass 

sie bereits zu einem frühen Zeitpunkt das mörderische Potential des 

Nationalsozialismus erkannten. Beide – vor allem Churchill – nah-

men grosse Risiken auf sich, um sich Nazideutschland entgegen-

zustellen, doch während des Krieges waren sie von militärischen 

und diplomatischen Fragen und der alliierten Partnerschaft stärker 

in Anspruch genommen als von bestimmten Entscheidungen zur 

Rettung der Juden. Es gab einige Ausnahmen – beide Männer be- 
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schäftigten sich mit bestimmten Projekten, die aus der Bermuda-

Konferenz hervorgegangen waren –, doch im Allgemeinen trifft 

diese Beobachtung zu. 

Man verlangt natürlich viel von Staatsmännern, wenn man er-

wartet, dass sie mitten im Krieg im Strudel der Ereignisse die Be-

deutung einer moralischen Zwangslage erkennen und entspre-

chend reagieren sollen. Beide Regierungschefs waren direkt an der 

Leitung der militärischen und diplomatischen Massnahmen gegen 

die Achsenmächte beteiligt. Sie waren daher in ihren Reaktionen 

auf die Ermordung von Juden und anderen Zivilisten durch die Na-

zis grösstenteils auf Untergebene und Kollegen angewiesen und 

stimmten deren Empfehlungen gelegentlich zu oder lehnten sie ab. 

Bei der Beilegung von Konflikten im Regierungsapparat und bei 

der Handhabung politischer Angelegenheiten gibt es zwischen 

Churchill und Roosevelt mehr Gemeinsamkeiten als Unterschiede. 

Es ist daher umso bemerkenswerter, dass Churchill aufgrund sei-

ner Reaktion auf den Holocaust hohes Ansehen geniesst, während 

Roosevelts Reputation in dieser Hinsicht gelitten hat. Offensicht-

lich sind manche der Ansicht, dass für Grossbritannien und die 

USA verschiedene Massstäbe gelten. 

Auf beiden Seiten des Atlantiks haben einige Mitarbeiter der 

Aussenministerien versagt. Keine Handlung der Alliierten hätte 

den Holocaust stoppen können, doch im britischen und amerikani-

schen Aussenministerium hatte man anscheinend beschlossen, sich 

so zu verhalten, als ob die Erklärung der Alliierten vom 17. De-

zember 1942 überhaupt nichts bedeutete, dass sie zu einem fal-

schen Ansatz gehörte, den man korrigieren müsste. Die Entschei-

dung im britischen Aussenministerium, die Informationen aus den 

Funksprüchen der deutschen Polizei weder im Krieg noch bei den 

Gerichtsverhandlungen der Nachkriegszeit einzusetzen, deckt sich 

mit dieser Absicht. Während die Briten sich für die Geheimhaltung 

der unwiderlegbaren Beweise entschieden, wollte man im ameri-

kanischen Aussenministerium die Beweise, die man hatte, nicht 

glauben oder nicht auf sie reagieren. Mit der Hilfe Jan Karskis 

hatte das Finanzministerium 1943 in Washington einen Kurswech-

sel erzwungen. Präsident Roosevelt akzeptierte diesen Kurswech- 
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sel mit einigen Einschränkungen und hielt sich auch daran. Doch 

die britische Flüchtlingspolitik änderte sich selbst nach entschei-

denden militärischen Erfolgen der Alliierten nicht nennenswert. 

Falls man unbedingt zwischen Roosevelt und Churchill hinsicht-

lich der Rettungs- und Hilfsmassnahmen einen Unterschied ma-

chen will, lässt sich nur schwer nachvollziehen, warum die Ent-

scheidung zugunsten von Churchill ausfallen sollte. 

Angesichts der Parallelen, die die britische und amerikanische 

Aussenpolitik in Hinblick auf den Holocaust bis 1944 aufwies, 

fragt man sich nach den Unterschieden. Im amerikanischen Aus-

senministerium gab es einige Auseinandersetzungen zur Juden-

frage, besonders an der Spitze des Ministeriums, da Sumner Welles 

eine liberalere Auffassung vertrat als Cordell Hull (oder die meis-

ten anderen Experten in der Abteilung für Europa und in anderen 

Abteilungen). Da Welles und Hull sich nicht einigen konnten und 

beide durch ihre eigenen Probleme abgelenkt waren (Welles durch 

einen drohenden Skandal und Hull durch seine Krankheit und an-

dere Angelegenheiten, denen er grössere Bedeutung beimass), ge-

wannen andere an Einfluss. Im britischen Aussenministerium da-

gegen gab es wegen der Juden nur wenige Meinungsverschieden-

heiten, und Anthony Eden war ein durchsetzungsfähiger Aussen-

minister. Von allen Regierungsmitgliedern, die in dieser und ande-

ren Untersuchungen zur Kriegspolitik der Alliierten erwähnt wer-

den, besass Eden den grössten Einfluss auf die Politik seiner Re-

gierung. 

In David Duttons kürzlich erschienener Biographie über Eden 

als Politiker wird leider nur wenig über seine Haltung gegenüber 

der nationalsozialistischen Judenpolitik gesagt.10 Die hervorra-

gende, aber doch sehr selektive Darstellung präsentiert Eden als ei-

nen Mann, der peinlich genau auf sein Bild in der Öffentlichkeit 

bedacht war und der sich im Verlauf seiner politischen Karriere 

und auch danach an den Erwartungen der Öffentlichkeit ausrich-

tete. Er schrieb seine Erinnerungen nicht nur in drei dicken Bänden 

nieder, sondern versuchte auch, Historiker für sich zu gewinnen, 

die in angemessener Weise über ihn schreiben sollten.11 Doch es 

gibt bedeutende Unterschiede zwischen Edens Image und der Rea-

lität. Der Mann, der sich als Gegner der Appeasement-Politik einen 

Namen machte – unter anderem wegen seines Rücktritts aus Nevil- 
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le Chamberlains Kabinett –, hatte sich offensichtlich aus anderen 

Gründen mit Chamberlain überworfen. Bei verschiedenen Gele-

genheiten hatte sich Eden dafür ausgesprochen, sich mit dem natio-

nalsozialistischen Deutschland zu arrangieren. Im Jahr 1937 ver-

trat Eden die Ansicht, dass sich Grossbritannien keinem antikom-

munistischen und keinem antifaschistischen Bündnis anschliessen 

sollte: «Uns betrifft die Aussenpolitik eines Staates, nicht seine In-

nenpolitik.» Er hatte auch eine höhere Meinung-von Hitler als von 

Mussolini.12 Edens politische Ausrichtung unterschied sich deut-

lich von der Churchills. Das erklärt den Gang der Ereignisse, nach-

dem Eden Aussenminister in Churchills Kabinett geworden war. 

Churchill versuchte, eine enge persönliche und politische Bezie-

hung zu Roosevelt ins Zentrum seiner Kriegsstrategie zu rücken. 

Eden dagegen war aufgrund seiner antiamerikanischen Haltung 

wesentlich flexibler. Churchill war impulsiv; Eden war ausdauernd 

und vorsichtig. Laut Dutton legte sich Eden oft mit Churchill an 

und setzte sich durch.13 Die politischen Haltungen der beiden Män-

ner, ihre Persönlichkeiten und die Art ihres Verhältnisses zueinan-

der erklären teilweise, warum Churchills gelegentliche Vorstösse 

zur Rettung der Juden so wenig Erfolg hatten. Eden und das Aus-

senministerium sollten ihn vor politischen Ablenkungen abschir-

men, doch diese Taktik war teuer erkauft. 

Victor Cavendish-Bentinck vertrat die Ansichten des Aussenmi-

nisteriums zu den Morden der Nazis offensichtlich entschlossener, 

als er die Informationen über den Holocaust nutzte, die in 

Bletchley Park entschlüsselt wurden. Natürlich lieferten die Poli-

zeimeldungen nicht kontinuierlich Informationen über die Mord-

aktionen der Deutschen: Für einen umfassenden Eindruck vom 

Ausmass der nationalsozialistischen Bevölkerungspolitik brauchte 

man noch Informationen aus anderen Quellen. Dennoch bezeich-

nete Cavendish-Bentinck mitten im Krieg die polnischen und vor 

allem die jüdischen Informanten als unzuverlässig, weil sie ein In-

teresse daran hätten, die Zahl der Opfer zu übertreiben. Gleichzei-

tig schrieb er jedoch 1943, dass die Nazis die Vernichtung der jü-

dischen Frauen, Kinder und Alten betrieben und angeblich nur 

Männer verschonten, die noch zur Schwerstarbeit geeignet waren.  
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Aus dieser Beobachtung hätte er folgern müssen, dass die Zahl der 

jüdischen Opfer in die Millionen ging, eine Schätzung, die durch 

die polnischen und jüdischen Berichte unterstützt wurde. Dennoch 

kritisierte Cavendish-Bentinck die Dienststelle für politische 

Kriegführung, die sogenannte Political Warfare Executive, wegen 

der Veröffentlichung von angeblich zweifelhaften Informationen 

zu den Greueltaten der Nationalsozialisten.14 Später erklärte er, er 

habe nur begrenzte Erfahrungen mit dem Deutschland der Vor-

kriegszeit besessen;15 es erscheint jedoch sehr wahrscheinlich, dass 

diese Schlussfolgerungen für ihn politisch ungelegen kamen. Ent-

weder verschloss er vor den Tatsachen die Augen, oder er unter-

nahm sehenden Auges nichts. 

Gegen Ende des Krieges wurde Cavendish-Bentinck britischer 

Botschafter in Polen. Kurz nach Amtsantritt besuchte er Auschwitz 

– in seiner Biographie, die grösstenteils auf ausführlichen Inter-

views mit ihm basiert, findet sich ein Foto von ihm in Auschwitz. 

An anderer Stelle gab er an, seine Kollegen im Aussenministerium 

hätten ihm, als er ihnen nach seinem Besuch in Auschwitz von den 

millionenfachen Morden der Nationalsozialisten berichtete, immer 

noch nicht geglaubt.16 

Insgesamt bleibt es schwierig, die Reaktion der amerikanischen 

und britischen Nachrichtendienste auf den Holocaust in allen Ein-

zelheiten zu bewerten. Einige Akten wurden vielleicht vernichtet, 

andere sind den Wissenschaftlern nicht zugänglich. Es gibt jedoch 

ausreichend Akten des Office of Strategie Services (OSS), die frei-

gegeben wurden. Historiker können also zumindest die amerikani-

sche Seite untersuchen, und einige haben bereits wichtige For-

schungen auf diesem Gebiet geleistet.17 Das OSS, das über weniger 

verlässliche Berichte und allgemein über weniger Informationen 

verfügte als London, konnte sich dennoch ein einigermassen ge-

naues Bild von der «Endlösung» machen, allerdings wahrschein-

lich erst Ende 1942. Selbst dann verhinderten ideologische Barrie-

ren bei einigen klugen Leuten (wie zum Beispiel dem aus Deutsch-

land emigrierten Politikwissenschaftler Franz Neumann), dass sie 

das Offensichtliche zur Kenntnis nahmen. Die Mitarbeit von zwei 

engagierten amerikanischen Juden (Charles Irving Dwork und Ab-

raham Duker) in der Forschungs- und Analyseabteilung des OSS  
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trug dazu bei, dass dort den Belangen der Juden Aufmerksamkeit 

geschenkt wurde.18 

Welche anderen Regierungsstellen in Washington hätten die 

Nachrichten über den Judenmord ernst genug nehmen können, um 

etwas gegen ihn zu unternehmen oder dies zumindest in Erwägung 

zu ziehen? Im Amt für Kriegsinformation (Office of War Informa-

tion, OWI) war man, wie wir gesehen haben, lange gegen Veröf-

fentlichungen über die Morde der Nazis. Auch ein Grossteil der 

Beamten im Aussenministerium wollte sich nicht mit Rettungsak-

tionen und Hilfsmassnahmen beschäftigen. Die Lage änderte sich 

grundlegend nach der Schaffung des War Refugee Board, das gut 

mit dem OSS zusammenarbeitete, sowohl im Allgemeinen als 

auch mit mindestens einer Aussenstelle (in Stockholm).19 Der 

Gang an die Öffentlichkeit war kein Tabu mehr, und einige Ret-

tungs- und Hilfsaktionen erhielten Unterstützung. 

Als ein Beispiel dafür, auf welche Art und Weise Regierungs-

stellen reagieren oder nicht reagieren konnten, führen wir Allen 

Dulles an. Dulles, der als Vertreter des OSS in der Schweiz war, 

erfuhr am 18. Mai 1944, dass sich die Deutschen und Ungarn über 

die Transportmöglichkeiten für die Deportation von 300’000 un-

garischen Juden nach Polen «und vermutlich in den Tod» geeinigt 

hatten. Er gab sofort den Vorschlag weiter, Washington und Lon-

don sollten die Aktion in Radiosendungen mit der Warnung publik 

machen, dass diejenigen, die die Deportationen planten oder 

durchführten, zu den Kriegsverbrechern gezählt werden würden.20 

Diese Information trug mit dazu bei, weiterhin mit amerikanischen 

Sendungen und Drohungen Druck auf die ungarische Regierung 

auszuüben, was offensichtlich eine gewisse Wirkung auf Budapest 

hatte.21 

Es ist immer noch nicht möglich, die Reaktionen des britischen 

Nachrichtendienstes in ähnlicher Weise zu analysieren wie die des 

OSS, da viele Dokumente nicht zur Verfügung stehen. Eine Unter-

suchung des britischen Geheimdienstes und des Holocaust sollte 

auch die Arbeit der Spezialisten in den Abteilungen MI 8 und MI 

14 miteinbeziehen, vielleicht sogar die Einstellung und die Reak-

tionen von Sir Stewart Menzies. Ein Mitarbeiter von MI 14, Noel 

Annan, verfasste sehr interessante Memoiren,22 doch Memoiren 

können Originaldokumente nicht ersetzen. 
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In einer Arbeit von 1997 erklärte der Historiker William Rubin-

stein, der sich bei seiner Arbeit kaum auf die Recherche in Archi-

ven stützte, pauschal, dass die Allierten nicht mehr Juden vor dem 

Holocaust hätten retten können.23 Natürlich kann man die Ansicht 

vertreten, dass einige Pläne, die damals zur Rettung der Juden ge-

schmiedet wurden, unrealistisch waren – vor allem, weil sie die 

grundsätzliche Brutalität der nationalsozialistischen Judenpolitik 

nicht berücksichtigten. Ausserdem wurden bei den Plänen die 

Schwierigkeiten übersehen, die sich einstellten, wenn man das mi-

litärische Potential der Alliierten für nichtmilitärische Zwecke nut-

zen wollte, solange noch wichtige Schlachten geschlagen werden 

mussten. 

Im weiteren Sinn ist Rubinsteins These jedoch irreführend und 

methodisch fragwürdig. Die Geschichte des American Refugee 

Board, das erst im Januar 1944 gegründet wurde, enthält zwar 

Fehlschläge, aber auch einige Erfolge und Teilerfolge sind zu ver-

zeichnen. Hätte es nicht einen grossen Unterschied gemacht, wenn 

es das War Refugee Board und eine vergleichbare britische Ein-

richtung Jahre früher gegeben hätte? 

Geschichte ist keine Wissenschaft, die man im Labor betreibt, 

wir können also keine befriedigende Antwort auf diese Frage ge-

ben. Doch ich habe einige Möglichkeiten vorgestellt, mit denen die 

westlichen Regierungen bei der Rettung der Juden auch ohne mili-

tärisches Eingreifen etwas hätten erreichen können, wenn sie nur 

gewollt hätten. Allein die Verbreitung von Nachrichten über die 

Morde wirkte sich in einigen Fällen positiv aus. 

Leon Kubowitzki, der Leiter der Rettungsabteilung des Jüdi-

schen Weltkongresses, sprach Mitte 1944 von einer Verschwörung 

des Schweigens, die innerhalb des OWI bestand und die sich nur 

unter Druck und nach einer gewissen Zeit auflöste. Wiederholte 

Warnungen an Satellitenstaaten Nazideutschlands waren nach sei-

nen Angaben sehr erfolgreich, beispielsweise an Rumänien, wo sie 

ein Ende des Mordens bewirkten.24 Doch selbst nach Kubowitzkis 

Erklärung war man in dieser Hinsicht beim Amt für Kriegsinfor-

mation weiterhin geteilter Meinung und widersetzte sich auch dem 

War Refugee Board. Noch im Dezember 1944 erhielt das Londo-

ner Büro des OWI folgende Anweisung: «Das Aufbauschen der  
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von den Deutschen verübten Greueltaten kann bei den Deutschen 

Angst und Schuldgefühle auslösen und daher auch ihren Willen 

zum Widerstand stärken... der Vorteil, unserer moralischen Empö-

rung Ausdruck zu verleihen, ist dieses Risiko nicht wert.»25 

Vor der Einrichtung des War Refugee Board gab es einige ge-

lungene Rettungsversuche der Alliierten, wie zum Beispiel die 

Rettung von 5’000 jüdischen Kindern Ende 1942 in Frankreich 

durch die Briten und die Amerikaner. Der British Warfare Execu-

tive und die BBC verbreiteten eine Zeitlang in Deutschland und 

Europa wichtige Informationen über die «Endlösung» und kamen 

ihrem Auftrag im Allgemeinen besser nach als die entsprechenden 

amerikanischen Einrichtungen.26 Die leitenden Beamten im ame-

rikanischen Finanzministerium verdienen für ihre Bemühungen 

Ende 1943 und danach besondere Erwähnung. Doch der Überblick 

zeigt, dass die amerikanische und die britische Regierung 1942 

und 1943 im Allgemeinen nicht alles versuchten, was hätte funk-

tionieren können. Das macht es sehr schwierig, lange, sehr lange 

nach den Ereignissen zu zeigen, dass die Rettung von mehr Juden 

unmöglich war. 
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Epilog 

In einer von Konkurrenzdenken geprägten Welt mag es sein, dass 

die Regierungen aktuelle und gerade erst abgeschlossene Diskus-

sionen und Erörterungen geheimhalten müssen. Für Dokumente, 

die etliche Jahrzehnte alt sind, gilt dies wohl nicht mehr. Gleich-

wohl haben Dienstgeheimnisse und regierungsamtliche Einschrän-

kungen des Zugangs zu historischen Dokumenten bis heute einen 

Einfluss darauf, wieviel von unserer Vergangenheit wir aufdecken 

und verstehen können. Das gilt auch für den Holocaust. 

Die Geschichte des vorliegenden Buches ist wichtig für das Ver-

ständnis der darin beschriebenen Ereignisse. Darum verweile ich 

an dieser Stelle bei einigen persönlichen Geschichten aus der jün-

geren Vergangenheit. Zunächst hielt ich nur Ausschau nach Quel-

len, nach Material, das neben mir auch andere Historiker, die sich 

mit Deutschland beschäftigten, nutzen konnten. Etliche Jahre 

führte ich den Vorsitz im Archivausschuss der Conference Group 

for Central European History, einer Unterabteilung der amerikani-

schen Historikervereinigung (American Historical Association, 

AHA). Der Conference Group gehören bis zu 700 amerikanische 

Forscher an, die sich in der Mehrzahl auf die deutsche und die ös-

terreichische Geschichte spezialisiert haben. Die Conference 

Group tritt einmal jährlich im Rahmen des Kongresses der ameri-

kanischen Historikervereinigung zusammen. Ein beträchtlicher 

Teil kommt vor allem wegen des geselligen Abends, doch bei den 

jährlichen Treffen wird durchaus auch gearbeitet. 

Auf Initiative von Professor Gerhard Weinberg von der Univer-

sity of North Carolina, dem ausgewiesenen Experten für die Aus- 
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senpolitik des Naziregimes, verabschiedete die Conference Group 

im Januar 1994 eine Resolution, in welcher der Archivausschuss 

ersucht wurde, sich um die Freigabe von Material zu bemühen, das 

mit entschlüsselten Meldungen und Funksprüchen aus dem Zwei-

ten Weltkrieg zu tun hatte. Weinberg wusste, dass die amerikani-

sche und die britische Regierung zahlreiche deutsche Unterlagen 

besassen, die noch nicht freigegeben und für Forscher im amerika-

nischen Nationalarchiv nicht zugänglich waren. Ein Erlass des Prä-

sidenten nahm kryptographische Aufzeichnungen aus dem freige-

gebenen Material aus – aber nur für einen Zeitraum von 50 Jahren. 

1994 lag das Ende des Zweiten Weltkriegs 49 Jahre zurück, und 

der Zeitpunkt, an dem die Regierung das Material freigeben würde, 

stand unmittelbar bevor. Jedenfalls hofften wir das. 

In meiner Eigenschaft als Vorsitzender des Archivausschusses 

fiel mir die Aufgabe zu, dem Nationalarchiv und den zuständigen 

Regierungsbehörden die Anmerkungen, Reaktionen, Anfragen und 

Resolutionen meiner Kollegen zu übermitteln. Ich leitete die Reso-

lution der Conference Group also an die grösste, jedoch kaum in 

Erscheinung tretende Geheimdienstbehörde der Vereinigten Staa-

ten weiter, die Nationale Sicherheitsbehörde (NSA, National 

Security Agency), und reichte zugleich eine Anfrage nach dem 

Freedom of Information Act (FOIA) ein, einem Gesetz, das Zu-

gang zu den Akten und Dokumenten der Bundesverwaltung ge-

währleistet. Damit war meine Anfrage ein formeller juristischer 

Vorgang, und die Regierungsbehörde musste reagieren. 

Da ich nicht genau wusste, was die NSA alles unter Verschluss 

hielt und wofür Weinberg sich besonders interessierte, bat ich, alle 

«von den Alliierten entschlüsselten deutschen Aufzeichnungen» 

freizugeben, «die sich noch im Besitz der Sicherheitsbehörde be-

finden». Dann schickte ich Weinberg eine Kopie meines Antrags 

nach dem FOIA. Einige Tage später rief er mich an und teilte mir 

mit, ich hätte nicht richtig verstanden, was er wolle. Er wisse, dass 

die Deutschen im Zweiten Weltkrieg einige Codes der Alliierten 

geknackt und es geschafft hätten, einige verschlüsselte Botschaften 

und Dokumente der Alliierten zu entschlüsseln. Er glaube, dass  
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diese entschlüsselten Meldungen und damit zusammenhängende 

Unterlagen des deutschen Nachrichtendienstes sich noch in den 

Händen der NSA befänden. Da es sich dabei technisch gesehen um 

deutsche Aufzeichnungen handle und nicht um amerikanische oder 

britische, gebe es keinen vernünftigen Grund, warum die amerika-

nische Regierung sie nicht freigeben sollte. Die deutschen Auf-

zeichnungen enthielten nichts, was in irgendeiner relevanten 

Weise amerikanische Sicherheitsinteressen tangiere. 

Ich entschuldigte mich, dass ich die Resolution falsch verstan-

den hatte, und versprach, eine weitere Anfrage nach dem FOIA 

einzureichen mit der Forderung, dass die von den Deutschen ent-

schlüsselten alliierten Meldungen und Dokumente freigegeben 

würden. Dabei fragte ich Weinberg, ob die NSA auch deutsche 

Meldungen und Unterlagen besitze, die von den Amerikanern und 

Briten entschlüsselt worden waren. Weinberg erwiderte, dass dies 

denkbar sei, er es aber nicht wisse. Ich beschloss, meine erste An-

frage nach dem FOIA weiterlaufen zu lassen und eine zweite im 

Sinne von Weinbergs tatsächlichem Anliegen nachzuschieben. 

Die NSA bestätigte umgehend den Eingang meiner beiden An-

fragen, aber dann vergingen neun Monate, bis man mir mitteilte, 

welche Dokumente aus dem Zweiten Weltkrieg sich in ihrem Be-

sitz befanden. Ein Archivar bei der NSA rief mich an und setzte 

mir auseinander, dass sie einige von den Deutschen entschlüsselte 

alliierte Meldungen hätten und ebenso einige von den Alliierten 

entschlüsselte deutsche Meldungen. Doch das kryptographische 

Material aus dem Zweiten Weltkrieg sei sehr umfangreich, und in-

folge von Personaleinsparungen sei es ausserordentlich schwierig, 

grössere Anfragen zu bearbeiten. Ausserdem müsse man mir die 

Kosten für die Suche und das Kopieren der zahlreichen von meiner 

Anfrage betroffenen Dokumente in Rechnung stellen, was eine be-

trächliche Summe ergeben könne. Ich sagte, dass meine Universi-

tät vielleicht bereit sei, das Projekt finanziell zu unterstützen, und 

daraufhin deutete der Archivar an, dass die Kosten womöglich 

über das hinausgehen könnten, was eine bescheidene Projektunter-

stützung abdecken würde. Ich überdachte die ganze Sache: Die 

American University ist nicht Harvard, und auf die sehr geringen  
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Mittel der Conference Group konnte ich auch nicht zurückgreifen. 

Ich musste einen anderen Weg finden. 

Der Archivar bei der NSA fragte, was ich persönlich sehen 

wolle. Ich sagte ihm, dass mich bei den Alliierten alles interessiere, 

was mit der SS und der deutschen Polizei zu tun habe, weil ich 

versuchen wolle, die Lücken zu füllen, die bei meinen Recherchen 

für frühere Bücher über den Holocaust offengeblieben waren. 

Wenn ich abgefangene und entschlüsselte Funksprüche über Mas-

senhinrichtungen und Vorgänge in Konzentrationslagern fände, 

könnte ich Dinge, die ich früher geschrieben hatte, ergänzen, be-

stätigen oder auch korrigieren. Vielleicht würde mich neues Mate-

rial sogar in eine ganz andere Richtung lenken. Der Archivar 

meinte, dass die NSA zu diesem Komplex eine überschaubare 

Menge an Material besitze, allerdings sei es fraglich, ob das Mate-

rial freigegeben werden könnte, selbst bei einer Anfrage nach dem 

FOIA. Möglicherweise müsse erst die Zustimmung einer auswär-

tigen Regierung eingeholt werden. 

Ich dachte daran, dass ich die Anfrage ja nicht für mich allein 

und die Holocaust-Spezialisten gestellt hatte, sondern dass ich im 

Auftrag einer ganzen Forschergemeinschaft handelte, deren 

Schwerpunkt der Zweite Weltkrieg war. In einem späteren Tele-

fongespräch brachte ich den ursprünglichen Wunsch der Confe-

rence Group for Central European History vor. Ich brauchte nicht 

unbedingt Kopien all dieser Dokumente. Warum gab die NSA das 

Material nicht einfach frei und überstellte es an das Nationalar-

chiv? Der Archivar versprach mir, an höherem Ort nachzufragen. 

Als dann die Entscheidung fiel, die Dokumente zu sichten und ei-

nen grossen Teil freizugeben, war er aussergewöhnlich hilfsbereit. 

Die NSA übergab der neuen Abteilung des Nationalarchivs in 

College Park, Maryland, schliesslich mehr als 1,3 Millionen Seiten 

in 1440 grossen Archivkartons. Die Durchsicht und Erfassung die-

ser riesigen Menge an Material dauerte einige Zeit, doch im April 

1996 stand die Historical Cryptographic Collection, die Krypto-

graphische Sammlung der NSA, den Forschern zur Verfügung. Die 

NSA informierte die Öffentlichkeit sogar mit einer Pressemittei-

lung darüber, dass diese neuen Quellen nun eingesehen werden 
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konnten, die eine grosse Bandbreite von Ereignissen und Geheim-

dienstaktivitäten aus der Zeit vor, während und nach dem Zweiten 

Weltkrieg abdeckten. 

Bis dahin war die Frage immer noch offen, ob selbst eine so neue 

Sammlung neues relevantes Material über den Holocaust enthalten 

würde. Im späten Frühjahr 1996, nachdem ich bereits Hunderte von 

Kartons durchgesehen hatte, fand ich in Karton Nummer 1386 ei-

nen umfangreichen Bestand decodierter Meldungen der deutschen 

Ordnungspolizei aus den Jahren 1941-1942, einige auch aus dem 

Jahr 1943. Die Dokumente waren in Deutsch – zumindest soweit 

die britischen Analytiker die deutschen Meldungen hatten ent-

schlüsseln können. Ein Grossteil betraf banale Dinge wie Nach-

schub, Beförderungen und Truppenbewegungen, aber darunter be-

fanden sich auch Berichte über Massenhinrichtungen – von man-

chen wussten die Forscher bereits, von anderen jedoch nicht. In den 

Funkmeldungen, die Naziverantwortliche aus der UdSSR an Hein-

rich Himmler und andere hohe Stellen in der Heimat geschickt hat-

ten, war von unterschiedlichsten Aktionen der SS und der Polizei 

die Rede. Aus den Dokumenten ging auch klar hervor, wann die 

britischen Analytiker die Meldungen entschlüsselt und an welche 

Instanzen die Informationen gegangen waren. Diese nüchternen, 

deprimierenden Meldungen boten eine einzigartige Dokumenta-

tion, welche Politik die Nazis verfolgt und wieviel die Briten dar-

über gewusst hatten. 

In Grundzügen war bereits bekannt, dass der britische Nachrich-

tendienst Codes der Ordnungspolizei entschlüsselt und aus den 

Meldungen von Massakern und Greueltaten erfahren hatte. In An-

hang 5 des zweiten Bandes seiner Geschichte des britischen Nach-

richtendienstes im Zweiten Weltkrieg, British Intelligence in the 

Second World War, hatte F. H. Hinsley enthüllt, dass der britische 

Nachrichtendienst aus entschlüsselten Funksprüchen der deutschen 

Ordnungspolizei einige Informationen über den Bau von Konzent-

rationslagern und über Massenhinrichtungen in einer frühen Phase 

des Feldzugs gegen die Sowjetunion gewonnen hatte. Bei Aus-

bruch des Krieges hatte die Ordnungspolizei Bataillone oder Regi-

menter gebildet und in enger Kooperation mit der SS als Besat- 
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zungsmacht auf erobertem Territorium agiert. Hinsley fand in den 

Meldungen mindestens sieben Hinweise auf Hinrichtungsaktionen 

der Polizei im mittelrussischen Sektor. Die Opfer wurden unter-

schiedlich als Juden, jüdische Plünderer, jüdische Bolschewisten 

und russische Soldaten bezeichnet. Hinsley zitierte Bach-Zelews-

kis Eigenlob, dass die Zahl der Exekutionen in seinem Bereich nun 

die Marke von 30’000 überschritten habe. Hinsley schrieb weiter, 

dass von insgesamt 17 Exekutionen aus dem südlichen Sektor die 

Rede sei. Er führte Massenhinrichtungen am 7. August durch die 

SS-Kavalleriebrigade (7819 Opfer im Bezirk Minsk) und am 12. 

September durch das Polizeiregiment Süd (1255 Juden in der Nähe 

von Owrutsch) auf. Alle Beispiele, die Hinsley zitiert, tauchten be-

reits Ende 1945 in einer (unvollständigen) Zusammenstellung von 

Greueltaten auf der Grundlage der deutschen Polizeimeldungen 

auf, die Lieutenant E. D. Phillips für die Reihe Air and Military 

History zusammengetragen hatte.1 Diese Zusammenstellung lenkte 

den Blick indes nicht auf die Ordnungspolizei, da die SS-Kavalle-

riebrigade Teil der Waffen-SS war. Ebensowenig ging daraus her-

vor, dass die Vernichtung der Juden das Hauptziel der Nazis war. 

Vor dem Hintergrund der Dokumente, die mir nun zur Verfügung 

standen, war auch Hinsleys Zusammenstellung unvollständig. 

Hinsley schrieb nichts darüber, in welcher Weise die Informati-

onen damals der britischen Regierung zu einem Verständnis vom 

konkreten Verlauf der Tötungsaktionen hätten verhelfen können – 

oder wie sie für die Holocaust-Forscher sehr viel später hätte hilf-

reich sein können. Das Stichwort «Juden» taucht im Register des 

zweiten Bandes nicht auf, und die Rolle der Ordnungspolizei wird 

auf ganzen drei Seiten in einem Anhang behandelt. 

Mir lag bereits ausreichend detailliertes Material vor, um einen 

anderen Ansatz zu wählen und den Blick auf einen anderen Aspekt 

zu lenken, und ich hatte Dokumente, die meines Wissens aus-

serhalb der Regierung noch niemand (möglicherweise mit Aus-

nahme von Hinsleys Recherche-Team) gesehen hatte. Einige der in 

den entschlüsselten Meldungen enthaltenen Fakten waren den His-

torikern bereits aus anderen Quellen bekannt, aber andere Fakten 

waren definitiv neu. 
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Bei den weiteren Recherchen für das vorliegende Buch stiess ich 

auf eine Reihe verblüffender Fragen. Es war unlogisch, dass die 

Briten 1941 und 1942 in der Lage gewesen sein sollten, die deut-

schen Polizeimeldungen abzufangen und zu entschlüsseln, aber 

später nicht mehr. Aus anderen Dokumenten, die ich in der Kryp-

tographie-Sammlung der NSA und an anderen Orten entdeckt 

hatte, ging hervor, dass das Material, das mir zur Verfügung stand, 

nur ein Teil dessen war, was der britische Nachrichtendienst allein 

im Zeitraum 1941-1942 entschlüsselt hatte. Damit stellte sich die 

Frage, ob die weiteren Meldungen irgendwo in den Akten der NSA 

lagen und zugänglich waren. Wie waren die britischen Unterlagen 

überhaupt in die Vereinigten Staaten gekommen? Hatte die briti-

sche Regierung die Erkenntnisse ihres Geheimdienstes während 

des Krieges mit ihrem Verbündeten geteilt, oder war das Material 

erst sehr viel später in die USA gelangt? Dachten die Briten dar-

über nach, ihr eigenes Material über die SS und die Polizei freizu-

geben? Ich hatte viele Fragen, aber nur wenige Antworten. 

Zu der Zeit forschte mein Freund und Kollege Konrad Kwiet von 

der Macquarie University im australischen Sidney mit einem Sti-

pendium am Holocaust Memorial Museum in Washington. Kwiet 

ist ein weltweit führender Experte für Archivquellen über den Ho-

locaust. Er hat sehr viel im Militärarchiv in Prag gearbeitet, wo sich 

eine Sammlung mit Kopien von SS- und Polizeimeldungen befin-

det, darunter auch einige, die von den Briten mitgehört und ent-

schlüsselt worden waren. Ich lud ihn zum Abendessen ein und 

wollte mir bei der Gelegenheit bei ihm Rat holen. 

Nachdem ich ihm ein paar meiner Kopien von Polizeimeldungen 

gezeigt hatte, gelang es mir kaum, ihn vom Schreibtisch an den 

Esstisch zu bringen. Er war der Ansicht, dass diese Dokumente 

eine neue, wichtige Quelle für den Holocaust darstellten, selbst 

wenn manches auch anderen Quellen zu entnehmen war. Er 

drängte mich, entweder auf der Stelle selbst etwas darüber zu 

schreiben oder mich an die Presse zu wenden. Ich wusste, dass ich 

nicht kurzfristig das neue Material in bereits vorhandene Texte ein-

fügen und etwas schreiben konnte, das mich selbst zufriedenge-

stellt hätte. So blieben also nur die Medien. Er sah Vorteile bei 
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diesem Weg, aber ich sah auch Schwierigkeiten. Wie sich heraus-

stellte, hatten wir beide recht. 

Frühe Zeitungsberichte über die Dokumente enthielten viele 

richtige Informationen, aber auch viele Fakten, die den Forschern 

ziemlich gut bekannt waren, und einige falsche Informationen. 

Letztere stammten vermutlich aus anderen seit Kurzem zugängli-

chen Quellen, die ich nicht entdeckt und nicht gelesen hatte. (Das 

hinderte die Presse nicht daran, meinen Namen mit allen neuen In-

formationen in Verbindung zu bringen. Nachdem die ersten Be-

richte erschienen waren, verwendete ich einen Grossteil der Zeit in 

den späteren Interviews auf den Versuch, die Fehler und Fehlur-

teile der Journalisten zu korrigieren.) Die Journalisten in Presse 

und Runkfunk sahen das Material mit anderen Augen als die For-

scher, die unterschieden, welche Fakten neu waren und welche Er-

kenntnisse aus anderen Quellen bestätigten. Für manche bedeutete 

der Umstand, dass die Dokumente «neu» zugänglich waren, dass 

auch die Informationen alle «neu» waren. Nun ist aber ganz gewiss 

nichts neu an der Feststellung, dass der Holocaust mit systemati-

schen Erschiessungen von Juden auf dem Gebiet der Sowjetunion 

begonnen hat. (Einige Forscher vertreten demgegenüber die Auf-

fassung, dass man als Beginn eigentlich den September 1939 an-

setzen muss.) Aber die Öffentlichkeit verbindet mit dem Holocaust 

im Allgemeinen vorrangig die Konzentrationslager, das Ausmass 

der Massenhinrichtungen im Sommer und Herbst 1941 ist ihr eher 

nicht gegenwärtig. In einigen Artikeln wurde dies als Neuigkeit 

hervorgehoben, und einige Forscher wandten darauf ein, dass diese 

«Neuigkeit» nichts Neues sei. Dies ist freilich nicht der richtige 

Ort für eine ausführliche Erörterung, wie die Massenmedien das 

Thema Holocaust behandeln. 

Nachdem das neue Material soviel Staub aufgewirbelt hatte, 

nahmen Überlebende des Holocaust und Angehörige von Holo-

caustopfern Kontakt zu mir auf, stellten mir Fragen oder lieferten 

mir auch ergänzende Informationen. Ich versuchte, soweit es mir 

möglich war, alle Briefe und Fragen zu beantworten. Einige we-

nige Personen berichteten, dass sie selbst oder Freunde oder Ver-

wandte untergetaucht seien, nachdem sie in ausländischen Radio-

sendungen vom Holocaust erfahren hätten. Zwar gab es schon ei-

nige Anhaltspunkte für entsprechende Vermutungen,2 aber die  
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Mitteilungen bedeuteten für mich eine Bestätigung meiner Auffas-

sung, dass die Radiosendungen Leben gerettet hatten und dass 

rechtzeitige Massnahmen noch mehr Leben hätten retten können. 

Diese Rückmeldung war sehr hilfreich, und ich möchte an dieser 

Stelle noch einmal all jenen danken, die mir geschrieben haben. 

Eine konstruktive Reaktion anderer Art kam aus London. Der 

britische Forscher John P. Fox konnte beurteilen, wie bedeutend 

und wie ungewöhnlich die Freigabe dieser Dokumente war, denn 

er selbst hatte erfolglos versucht, in Grossbritannien an sie heran-

zukommen. Die zuständige Stelle der Regierung hatte ihm mitge-

teilt, dass sie keine Angaben machen könne, wann diese speziellen 

Aufzeichnungen freigegeben würden – aller Voraussicht werde es 

«nach Ablauf eines erheblichen Zeitraums» sein.3 Auf die Nach-

richt von meinem Erfolg in Washington schrieb Fox am 14. No-

vember 1996 an das Büro des Premierministers und drängte auf die 

Freigabe der Dokumente.4 Am 16. November 1996 erschien über-

dies ein Leserbrief von Fox in der Londoner Times. Diesen Brief 

las Lord Lester von Herne Hill, und er beschloss, dazu der Regie-

rung eine Frage im Oberhaus zu stellen.5 

Ungeachtet all dieser Entwicklungen schrieb der britische Jour-

nalist und Historiker John Keegan in einer Kolumne für die New 

York Times, meine Aussage, die Dokumente enthielten neue Infor-

mationen über den Holocaust, sei «entweder falsch oder irrefüh-

rend oder beides». (Zu dem Zeitpunkt war es unwahrscheinlich, 

dass Keegan die Originaldokumente gesehen hatte, denn sie waren 

nur in den Vereinigten Staaten zugänglich.) Weiter erklärte und 

verteidigte Keegan die Tatsache, dass der britische Nachrichten-

dienst im Krieg auf Geheimhaltung habe achten müssen, und er 

legte dar, dass auch nach dem Krieg nachrichtendienstliche Infor-

mationen für die etwaige Überführung von Verbrechern hätten zu-

rückgehalten werden müssen: «Wir müssen daran denken, dass un-

mittelbar nach Kriegsende Grossbritannien und Amerika mit der 

wachsenden Feindseligkeit der Sowjetunion konfrontiert waren. 

Ein Vorsprung beim Verschlüsseln von Meldungen war eine ent-

scheidende Waffe im Kalten Krieg, und man sah es als lebenswich-

tig an, das Ultra-Material vor der Sowjetunion geheimzuhalten.»6 
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Wie ich bereits ausgeführt habe, waren die Meldungen der Ord-

nungspolizei nach einem relativ primitiven System aus dem Ersten 

Weltkrieg codiert, das wenig mit den Maschinencodes der Vier-

walzen-Enigma zu tun hatte. Sie gehörten nicht zu dem Ultra-Ma-

terial, auch wenn sie aus Bletchley Park stammten. Folglich hätte 

die britische Enthüllung, dass es gelungen war, Meldungen der 

Ordnungspolizei zu entschlüsseln, Führungskräfte in den Geheim-

diensten in den entwickelten Ländern gewiss nicht überrascht, am 

allerwenigsten in der Sowjetunion. 

Keegans Artikel enthielt allerdings einen noch viel schwerwie-

genderen Fehler. Ende 1941 oder Anfang 1942 vereinbarte Gross-

britannien mit der Sowjetunion einen Handel mit den deutschen 

Polizeimeldungen. Einiges über diesen Kontakt zwischen den Ge-

heimdiensten war bereits geschrieben worden (lange bevor Keegan 

seine Kolumne verfasste). John P. Fox und ich stiessen im briti-

schen Archiv auf einige ergänzende Einzelheiten. 

Ende Juni 1941 schickten die Briten eine Militärmission unter 

der Leitung von Noel Mason Macfarlane nach Moskau, und die 

Sowjets entsandten parallel dazu ein Team nach London. Eine 

Aufgabe beider Delegationen war es, eine Vereinbarung über den 

Austausch von Geheimdienstinformationen zustande zu bringen. 

Die Briten schätzten anfangs die Fähigkeit der Sowjetunion, der 

deutschen Invasion standzuhalten, als so gering ein, dass sie den 

Sowjets den Rat mit auf den Weg gaben, alles zu vernichten, was 

für die Deutschen von irgendeinem Wert sein könnte, und die sow-

jetische Flotte zu versenken. Die Einstellung der Briten dürfte auf 

die Sowjets keinen guten Eindruck gemacht haben. Sie sagten spä-

ter zu Macfarlane, die Briten redeten zuviel und kämpften zu we-

nig. Einige Verantwortliche bei den Briten waren russische Emig-

ranten, die die Kommunisten ablehnten oder verachteten, und nicht 

wenige gebürtige Briten hielten nicht viel von der Sowjetunion und 

zeigten das deutlich.7 

Dennoch begannen beide Seiten mit dem Austausch von Ge-

heimdienstinformationen. Historiker haben geschrieben, der Aus-

tausch von wenig brisanten Informationen habe im August 1941 

begonnen,8 Archivquellen sprechen dafür, dass die Polizeimeldun-

gen bis Anfang 1942 nicht zu dem ausgetauschten Material gehör-

ten. Anfang März 1942 wies ein Colonel aus dem Kriegsministeri- 
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um (MI 8) Major Edward Crankshaw von der Militärmission an, 

den Sowjets unverzüglich und ohne Bedingungen alle entschlüs-

selten deutschen Polizeimeldungen und alle Unterlagen über Poli-

zeicodes auszuhändigen. Das Paket war ein Beispiel dafür, was 

Moskau bei intensiver Zusammenarbeit alles würde erhalten kön-

nen. Die Briten waren bereit, den Russen jeden an der Ostfront ver-

wendeten Polizeicode 24 Stunden, nachdem die Deutschen ihn 

nicht mehr verwendeten, zukommen zu lassen, und sie erwarteten 

im Gegenzug, dass die Sowjets ihnen alle aufgefangenen (aber 

noch nicht entschlüsselten Meldungen) übergaben.9 

Am 15. April 1942 teilte Crankshaw dem Kriegsministerium 

(MI 8) mit: 

Zunächst formelles Treffen wegen Beginn der Polizeikoope-

ration, Russen zeigten Anerkennung für unsere Erfolge und 

Dankbarkeit für Hilfe. Sie sind angetan von dem, was sie bei 

diesem Handel bekommen, und waren weniger ungehalten, 

als ich erwartet hatte, über den hohen Anteil von Routinemel-

dungen. Sie schlagen nun vor, ihrerseits mehr aufzufangen... 

Wir können mit Fug und Recht davon sprechen, dass dieses 

Experiment bisher ein Erfolg war. Mein Eindruck ist, dass die 

Russen ihre ausserordentliche Skepsis gegenüber unserer Y-

Organisation (der Geheimdienst; A.d.Ü.) aufgegeben haben 

und widerstrebend zu dem Schluss gekommen sind, dass un-

sere Organisation in mancher Hinsicht besser ist als ihre ei-

gene. Vielleicht werden sie deshalb in der Zukunft ein wenig 

mitteilsamer sein, aber Misstrauen und Zaudern werden blei-

ben. 

Bitte telegrafieren Sie mir, wie viele Meldungen pro Tag in 

beiden Schlüsseln aufgefangen werden. Ich sende heute Mel-

dungen, die die Russen vom 5. bis einschliesslich 12. April 

aufgefangen haben.10 

Daraus geht eindeutig hervor, dass der britische Geheimdienst sehr 

wohl die Meldungen der Ordnungspolizei von dem sehr viel raffi-

nierteren Ultra-Material trennen konnte, das die britischen Verant- 
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wortlichen stets «eingepackt» oder kaschiert hielten, wenn sie den 

Sowjets einzelne Unterlagen aushändigten. Die Briten gaben den 

Sowjets aber sehr wohl die originalen Abschriften der von ihnen 

entschlüsselten deutschen Polizeimeldungen. 

Es war eine ständige Klage der Sowjets, dass die Briten Infor-

mationen zurückhielten. Im September 1942 schlug Crankshaw 

vor, er könnte den Sowjets den gesamten Bestand der entschlüssel-

ten deutschen Polizeimeldungen ab Juli 1941 übergeben – in dem 

Zeitraum wurden die Vorgänge auf sowjetischem Territorium ge-

nau überwacht. Allem Anschein nach tat er das auch, aber die Zu-

sammenarbeit endete dann doch im Oktober 1942.11 Dies bedeutet, 

dass die Briten die Sowjets besser über die Massaker an Juden und 

anderen Bevölkerungsgruppen auf sowjetischem Territorium in-

formierten als die Amerikaner, und sie teilten ihnen mehr über die 

Entschlüsselung der deutschen Polizeimeldungen mit als den 

Amerikanern bis 1944.12 

Nach dem Krieg nutzte Crankshaw seine Erfahrungen mit den 

Russen und schrieb zwei Bücher über die Sowjetunion und ihre 

Führer.13 Im Jahr 1956 veröffentlichte er sein wohl bekanntestes 

Buch, Gestapo: Instrument of Tyranny (deutsch: Die Gestapo, Ber-

lin 1959). Crankshaw konzentrierte sich zwar auf Heydrichs Orga-

nisationen, gab aber (beiläufig) eine angemessene Einschätzung 

der Bedeutung Dalueges und der Tatsache, dass Himmler wichti-

ger war als Heydrich. Ohne Zweifel konnte er zu dieser Schluss-

folgerung nur gelangen, weil er während des Krieges Zugang zu 

den von den Briten entschlüsselten SS- und Polizeimeldungen ge-

habt hatte. Crankshaw schrieb sogar, dass Daluege der Verantwort-

liche für viele der schlimmsten Verbrechen gewesen sei, «die vage 

mit der Gestapo in Verbindung gebracht werden».14 Er sagte nicht, 

auf welche Quellen er sich mit dieser Aussage stützte. 

Die Briten versuchten noch einmal, die Kooperation mit den 

Sowjets bei der Entschlüsselung von Funksprüchen neu zu beleben 

und boten 1944 als Anreiz eine Auswahl kurz zuvor decodierter 

Polizeimeldungen an.15 Aus den bislang zugänglichen Unterlagen 

(was ich in den freigegebenen Dokumenten gefunden habe) geht 

nicht hervor, ob die Sowjets das Angebot annahmen, aber die Sow- 
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jetunion konnte wohl kaum 1945 vergessen haben, was sie erst 

1944 erfahren hatte: dass die Briten herausragende Spezialisten für 

das Entziffern von Codes besassen und dass die Codes aus der Zeit 

des Ersten Weltkriegs sehr leicht zu knacken waren. Zusätzlich 

hätte sie Leo Long daran erinnern können, ein fähiger, junger Of-

fizier, der mit Brian Melland in der Abteilung MI 14 an den deut-

schen Polizeimeldungen gearbeitet hatte. Wie sich später heraus-

stellte, war Long ein sowjetischer Spion.16 

Auf jeden Fall wusste der britische Nachrichtendienst, dass die 

Sowjets es wussten, denn die Briten hatten ihnen die Polizeimel-

dungen gegeben, die kein Ultra-Material waren. Es ist vollkommen 

ausgeschlossen, dass die Briten wegen der Konfrontation mit den 

Sowjets im Kalten Krieg die entschlüsselten Polizeimeldungen 

nicht bei der Vorbereitung von Kriegsverbrecherprozessen heran-

gezogen haben, wie Keegan behauptet hat. 

An dem Tag, als Keegans Aufsatz erschien, schrieb mir Morley 

Safer von CBS und der Sendung 60 Minutes, der nach dem Krieg 

Anthony Eden kennengelernt hatte, den folgenden Brief (aus dem 

ich hier mit seiner Erlaubnis zitiere): 

So angesehen er [Keegan] als Historiker auch ist, er leidet an 

derselben Form von Kurzsichtigkeit wie so viele seiner Lands-

leute. Kurzsichtigkeit ist vielleicht ein zu freundliches Wort... 

Tatsächlich handelte es sich um passiven Antisemitismus im 

britischen Establishment – und manchmal ist er auch gar nicht 

so passiv... 

Anthony Eden legte schon zu einem frühen Zeitpunkt im 

Krieg klar, was seine Position und die seiner Regierung war: 

Jeder Versuch, über die Rettung einiger Juden zu verhandeln, 

könne damit enden, dass Hitler «will, dass wir alle Juden neh-

men». Seine privaten Aufzeichnungen sind eher, nun, sagen 

wir, noch deutlicher... 

Keegans Argumentation ist unaufrichtig und fadenscheinig.17 

Das waren harte Worte, aber sie boten gewiss ein Gegengewicht zu 

Keegans Urteilen. 
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Am nächsten Tag, dem 26. November, richtete Lord Lester im 

Oberhaus in scharfer Formulierung die Frage an die Regierung Ih-

rer Majestät, 

ob sie das vom britischen Nachrichtendienst entschlüsselte 

Enigma-Material [sic] des deutschen Funkverkehrs, soweit es 

mit Berichten von Polizei und Sicherheit über Nazimassaker 

an Juden in Russland und der Ukraine im Herbst 1941 zusam-

menhängt, freigeben wird, und falls nicht, warum nicht. 

So war die Frage zu eng gefasst, aber immerhin war damit ein 

wichtiger Schritt getan. Ein Regierungssprecher teilte mit, dass es 

eine Reihe von Zusammenfassungen aus der Zeit vom August 1940 

bis Juni 1945 gebe, in denen von Greueltaten die Rede sei. Die Re-

gierung sichte die Zusammenfassungen und die Transkripte, aus 

denen sie zusammengestellt worden seien, und prüfe, was freige-

geben werden könne.18 

Der vereinte Druck aus öffentlicher Berichterstattung, Fox’ 

Brief an die verantwortlichen Stellen bei der Regierung und Lord 

Lesters Anfrage im Oberhaus brachten im Mai 1997 endlich ein 

Ergebnis – unmittelbar nachdem bei den Wahlen Tony Blair und 

die Labour Party an die Regierung gekommen waren. Zweiund-

sechzig «Bände» (Akten) mit entschlüsselten Meldungen der deut-

schen Polizei und der SS wurden am 19. Mai 1997 im Public Re-

cord Office in Kew zugänglich gemacht. Ich fand dort für meine 

Zwecke noch mehr relevantes Material als bei der NSA, obwohl 

die NSA einen weitaus grösseren Korpus freigegeben hatte. Die 

britische Presse interessierte sich ebenfalls für die nunmehr zu-

gänglichen Dokumente.19 

An dieser Stelle möchte ich all jenen meinen Dank aussprechen, 

die Anteil an der britischen Entscheidung zur Freigabe der Doku-

mente haben, ganz besonders John P. Fox. Er und ich stimmen 

nicht in allen Punkten unserer Interpretation der alliierten Politik 

während des Holocaust überein. Wir sind uns aber einig in der 

Überzeugung, dass es wichtig ist, bedeutsame historische Doku-

mente allgemein zugänglich zu machen. Wir sind uns auch einig, 

dass das Zurückhalten von wichtigem Material bis in die jüngste 
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Vergangenheit hinein die Historiker daran gehindert hat, die Tra-

gödie in ihrem vollen Ausmass zu erfassen. 

Die Entscheidung der Briten 1997, die Meldungen freizugeben, 

machte es möglich, wenigstens in Umrissen die Antwort auf die 

folgende Frage zu skizzieren: Wann und warum überliessen die 

Briten den Vereinigten Staaten Kopien der Meldungen aus dem 

Zeitraum 1941-1942? Ich hatte ursprünglich angenommen, dass 

das «Geschenk» während des Krieges erfolgt sein musste, denn da-

mals hätte es einen Zweck gehabt, aber wozu hätte es später gut 

sein sollen? Gleichwohl beschloss ich, Vorsicht walten zu lassen 

und öffentlich nichts zu sagen, was ich nicht sicher wusste. Aus 

dem Material im Public Record Office ging indes hervor, dass die 

Briten den Vereinigten Staaten einen Teil der Aufzeichnungen 

1982 für Ermittlungen gegen mutmassliche Kriegsverbrecher über-

geben hatten.20 

Im Jahr 1981 oder 1982 kam ein gewisser David Marwell, sei-

nerzeit Historiker im Stab des Office of Special Investigations 

(OSI) im US-Justizministerium, auf die Idee, die britische Regie-

rung könne Unterlagen besitzen, die für seine Behörde von Nutzen 

sein könnten. Die Vereinigten Staaten hatten das OSI 1979 einge-

richtet mit dem Auftrag, Ermittlungen und die zivilrechtliche Ver-

folgung von Personen durchzuführen, die im Verdacht standen, 

während des Zweiten Weltkriegs Verbrechen gegen die Mensch-

lichkeit begangen zu haben. Nach amerikanischem Recht konnten 

sie in den Vereinigten Staaten wegen ihrer Taten nicht strafrecht-

lich belangt werden; doch wenn sie über ihr Verhalten im Krieg 

nicht die Wahrheit gesagt und sich so die Einwanderung in die Ver-

einigten Staaten erschlichen hatten und wenn die Regierung ein-

deutig nachweisen konnte, dass sie an einschlägigen Straftaten be-

teiligt gewesen waren, konnte man ihnen die Staatsbürgerschaft ab-

erkennen und sie ausweisen. Für die Sammlung des Beweismateri-

als und die komplizierten juristischen Schritte brauchte man ein 

Team aus erfahrenen Historikern und Anwälten. 

Marwells Anfrage durchlief alle möglichen Kanäle und gelangte 

schliesslich nach London. Dort gab man grünes Licht. Die britische 

Regierung schickte decodierte Meldungen an die NSA, und dort 

wurden sie strikt unter Verschluss gehalten. Marwell musste erst 
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eine spezielle Sicherheitsüberprüfung über sich ergehen lassen, be-

vor er die Dokumente einsehen durfte. Doch es stellte sich heraus, 

dass unter dem Material nichts war, was das OSI für die 1982 be-

arbeiteten Fälle unmittelbar gebrauchen konnte.21 Die Kopien 

stammten aus einer Akte des British Joint Intelligence Committee, 

und sie blieben zunächst bei der NSA. Meines Wissens bekam sie 

bis zur Freigabe 1996 niemand ausserhalb der NSA zu Gesicht. 

Es wäre schön, wenn man sagen könnte, die Alliierten hätten 

eingestanden, dass sie im Krieg dem Holocaust nicht genügend 

Aufmerksamkeit geschenkt hatten. Schön wäre auch, wenn sie nun 

endlich ihre Akten über den Zweiten Weltkrieg und den Holocaust 

für die Wissenschaftler öffneten. Bis zu dem Zeitpunkt, an dem ich 

diese Worte niederschreibe, haben sie das allerdings noch nicht ge-

tan. Ich glaube, dass noch immer viel wichtiges Material in Ame-

rika und sehr viel mehr in Grossbritannien unter Verschluss ist. 

Zufällig rückte während meiner Arbeit an dem vorliegenden 

Buch die Rolle der Schweiz im Holocaust in das Zentrum des In-

teresses westlicher Politiker, jüdischer Organisationen und der 

Medien. Die amerikanische Kommission unter dem Vorsitz von 

Staatssekretär Stuart Eizenstat erreichte, dass zahlreiche Aufzeich-

nungen der amerikanischen Regierung freigegeben wurden, um 

Licht in die Politik der Schweiz (und der Alliierten) während des 

Krieges zu bringen. Vielleicht ist in diesem Zusammenhang von 

Bedeutung, dass der britische Nachrichtendienst auch Funksprü-

che der Schweizer Regierung abhörte,22 aber auch diese Doku-

mente können immer noch nicht eingesehen werden. 

Selbst einige Unterlagen westlicher Regierungen über beson-

ders wichtige Kriegsverbrecher sind bis heute der Öffentlichkeit 

nicht zugänglich. In einer Akte des britischen Kriegsministeriums 

über Heinrich Himmler fehlt immer noch ein Dokument. Noch 

1994 war es als «zurückgehalten» registriert. Ein ganzer Ordner 

über Ernst Kaltenbrunner, von 1943 bis 1945 Leiter des Reichssi-

cherheitshauptamtes, kann nicht eingesehen werden.23 In den Ver-

einigten Staaten gibt es ähnliche Absurditäten. Bei der NSA sind 

mutmasslich noch mehrere hunderttausend Seiten von (britischen  
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und amerikanischen) Dokumenten aus der Zeit des Zweiten Welt-

kriegs unter Verschluss. Einige meiner Anfragen und Ersuchen 

nach dem FOIA um Freigabe bestimmter Dokumente des Office of 

Strategie Services lagen vier Jahre oder noch länger (bei der CIA). 

Regierungen, die den Historikern und der Öffentlichkeit noch 

lange nach den Ereignissen wichtige Informationen vorenthalten, 

erweisen ihren Ländern und der gesamten Welt keinen guten 

Dienst. Aber der Kampf gegen die notorische Geheimniskrämerei 

ist mühsam. Kein demokratischer Politiker oder Beamter in einem 

demokratischen Staat hat in der Hand, was die Historiker später 

über ihn schreiben werden, aber je länger wichtige Quellen unter 

Verschluss gehalten werden, desto länger ist Kontrolle möglich. 

Ein Band von Anthony Edens Memoiren trägt den Titel The Recko-

ning, Die Abrechnung,24 aber die vollständige Abrechnung zu die-

sem Thema muss noch geschrieben werden. 
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